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Eva Oberloskamp

Das Olympia-Attentat 1972
Politische Lernprozesse im Umgang mit dem transnationalen Terrorismus

Das Attentat auf die israelische Herrenmannschaft während der Münchner 
Olympiade 1972 war die erste erpresserische terroristische Geiselnahme, die auf 
bundesdeutschem Boden stattfand. Die Veranstalter der bewusst „heiter“ konzi-
pierten Sommerspiele, die – in Abgrenzung zur Olympiade des Jahres 1936 – ein 
friedfertiges und weltoffenes Image der Bundesrepublik transportieren sollten1, 
waren auf eine derartige Situation völlig unzulänglich vorbereitet. Entsprechend 
desaströs waren die Folgen des „improvisiert[en]“ Krisenmanagements2: Als die 
Geiselnahme in der Nacht vom 5./6. September endete, waren 17 Menschen ums 
Leben gekommen und mehrere Personen teilweise schwer verletzt. Die durch 
dieses Debakel ohnehin belasteten Beziehungen zu Israel erreichten knapp zwei 
Monate später einen Tiefpunkt, als am 29. Oktober 1972 palästinensische Terro-
risten eine Lufthansa-Boeing nach Zagreb entführten, um ihrer Forderung nach 
Freilassung der überlebenden Olympia-Attentäter Nachdruck zu verleihen. Die 
Bundesrepublik erwies sich als erpressbar und ließ die drei Inhaftierten inner-
halb kürzester Zeit ausfliegen.

Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, inwieweit der Schock des Olym-
pia-Attentats Lernprozesse im politischen System der Bundesrepublik in Gang 
setzte. Hierfür sollen zunächst einige mit dem Begriff „politischer Lernprozess“ 
verbundene Grundgedanken umrissen werden3: Prinzipiell wird mit „lernen“ 
nicht nur ein Wandel des nach außen sichtbaren Verhaltens bezeichnet, sondern 

1	 Vgl. Kay Schiller/Christopher Young, The 1972 Munich Olympics and the Making of Modern 
Germany, Berkeley u. a. 2010, S. 87–126; Uta Andrea Balbier, Der Welt das moderne Deutsch-
land vorstellen: Die Eröffnungsfeier der Spiele der XX. Olympiade in München 1972, in: 
Johannes Paulmann (Hrsg.), Auswärtige Repräsentationen. Deutsche Kulturdiplomatie nach 
1945, Köln u. a. 2005, S. 105–119; dies., Kalter Krieg auf der Aschenbahn. Der deutsch-deut-
sche Sport 1950–1972. Eine politische Geschichte, Paderborn u. a. 2007, S. 221–225.

2	 So das Urteil von Matthias Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus. 
Drei Wege zur Unnachgiebigkeit in Westeuropa 1972–1975, München 2011, S. 70.

3	 Für einen Überblick zu politikwissenschaftlichen Ansätzen vgl. Matthias Leonhard Maier u. a. 
(Hrsg.), Politik als Lernprozess. Wissenszentrierte Ansätze der Politikanalyse, Opladen 2003.

Der Schock des Olympia-Attentats von 1972 saß tief. Aber hatte er auch poli-
tische Konsequenzen? Eva Oberloskamp, Historikerin am Institut für Zeitgeschichte 
München-Berlin, geht dieser in der Forschung umstrittenen Frage äußerst umsichtig 
auf den Grund. Das Ergebnis ihrer aspektreichen Analyse ist klar: Das Innenmini-
sterium, das Justizministerium und das Auswärtige Amt blieben nicht untätig. Ihre 
Maßnahmen waren wegweisend für die internationale Kooperation auf dem Gebiet 
der Inneren Sicherheit.  nnnn
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gleichermaßen auch eine Neuausrichtung des Denkens – der Wahrnehmungen 
und des Verständnisses von Ich und Umwelt –, das diesem Verhalten zugrunde 
liegt. Kollektive Lernprozesse können dabei als Wandel von Denk- und Verhal-
tensmustern aufgefasst werden, die innerhalb einer Gruppe geteilt werden. In 
diesem Sinne zielt die hier angestrebte Analyse kollektiver politischer Lernpro-
zesse auf „eine wertfreie Beschreibung der dauerhaften Veränderung politischer 
Verhaltensweisen aufgrund veränderter Überzeugungen“4. Im Folgenden wird 
erstens gefragt, mit welchen Maßnahmen die Bundesregierung auf das Olympia-
Attentat reagierte und wie sich ihre Politik zur Bekämpfung des transnationalen 
Terrorismus veränderte. Zweitens soll untersucht werden, inwieweit dies mit 
einem Wandel der Perzeptionen und Einschätzungen des grenzüberschreitend 
operierenden Terrorismus und des staatlichen Umgangs hiermit einher ging. Das 
Interesse richtet sich dabei primär auf die politischen Akteure in Bundesregie-
rung und Ministerialbürokratie.

Die Vorgänge während und unmittelbar nach der Geiselnahme im Olym-
pischen Dorf können inzwischen – trotz nach wie vor ungeklärter Detailfragen – 
als gut erforscht gelten. Hervorzuheben sind insbesondere die 2010 erschienene 
Monografie von Kay Schiller und Christopher Young „The 1972 Munich Olym-
pics and the Making of Modern Germany“5 sowie die 2011 publizierte Studie von 
Matthias Dahlke „Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus“6. Beide 
Bücher behandeln ausführlich und auf der Grundlage archivalischer Quellen die 
Geschichte des Attentats7. Dabei verzichten Schiller und Young auf eine breiter 
angelegte Auslotung des politischen Stellenwerts des Attentats für die bundes-
deutsche Anti-Terrorismus-Politik der 1970er Jahre. Dahlke urteilt diesbezüglich, 

4	 Nils C. Bandelow, Lerntheoretische Ansätze in der Policy-Forschung, in: Maier u. a. (Hrsg.), 
Politik als Lernprozess, S. 98–121, hier S. 116.

5	 Vgl. Schiller/Young, The 1972 Munich Olympics, S. 187–220.
6	 Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 57–128.
7	 Zu erwähnen sind auch vier journalistische Arbeiten: Luis Palme, 5. 9. 1972. Das Olympia-

Attentat von München, hrsg. von Karl-Otto Saur, Augsburg 2005; Simon Reeve, Ein Tag im 
September. Die Geschichte des Geiseldramas bei den Olympischen Spielen in München 
1972, München 2006; Aaron J. Klein, Die Rächer: Wie der israelische Geheimdienst die 
Olympia-Mörder von München jagte, München 22006; Uri Dan, Opération vengeance, Paris 
1996. In den wenigen allgemeineren Werken zur bundesdeutschen Terrorismusbekämpfung 
der 1970er Jahre wird das Olympia-Attentat in der Regel gar nicht oder nur kurz erwähnt. 
Vgl. Stephan Scheiper, Innere Sicherheit. Politische Anti-Terror-Konzepte in der Bundesre-
publik Deutschland während der 1970er Jahre, Paderborn u. a. 2010, S. 297–304; Jörg Fried-
richs, Fighting Terrorism and Drugs. Europe and international police cooperation, London/
New York 2008, S. 61 f.; Geoffrey Pridham, Terrorism and the State in West Germany During 
the 1970s: A Threat to Stability or a Case of Political Over-reaction?, in: Juliet Lodge (Hrsg.), 
Terrorism: A Challenge to the State, New York 1981, S. 11–56, hier S. 33. Dem nach wie vor 
bestehenden Desiderat einer geschichtswissenschaftlichen quellenbezogenen und kontextua-
lisierenden Analyse staatlicher Reaktionen auf den Terrorismus der 1970er und 80er Jahre 
sucht das Forschungsprojekt „Demokratischer Staat und terroristische Herausforderung“ des 
Instituts für Zeitgeschichte zu begegnen. Vgl. hierzu http://www.ifz-muenchen.de/anti-ter-
ror-politik.html [30. 1. 2012].
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dass dem Olympia-Attentat keine wesentliche politische Bedeutung zukam8 – eine 
Schlussfolgerung, die hier kritisch zu hinterfragen sein wird.

Das Attentat

Am Morgen des 5. September 1972 zwischen 4.00 und 5.00 Uhr überwanden acht 
Palästinenser, die zur Gruppe „Schwarzer September“ zählten, den Zaun zum 
Olympischen Dorf der Männer9, offensichtlich ohne dabei auf nennenswerte 
Schwierigkeiten zu stoßen. Die Terroristen drangen in die israelischen Quartiere 
ein, erschossen zwei Sportler und brachten neun in ihre Gewalt, den übrigen Mit-
gliedern der Mannschaft gelang es zu fliehen. Um 5.03 Uhr ging ein Anruf bei der 
Münchner Polizei ein. Die Geiselnehmer forderten die Befreiung von 200 Gefan-
genen aus israelischer Haft10 und stellten ein Ultimatum bis 9.00 Uhr.

Umgehend wurde ein polizeilicher Einsatzstab gebildet. Bis cirka 8.00 Uhr traf 
eine Reihe politisch Verantwortlicher im Olympischen Dorf ein: Bundesinnenmi-
nister Hans-Dietrich Genscher (FDP), der bayerische Innenminister Bruno Merk 
(CSU), der seit Juni 1972 nicht mehr amtierende Alt-Oberbürgermeister Mün-
chens Hans-Jochen Vogel (SPD), der Münchner Polizeipräsident Manfred Schrei-
ber und der Präsident des deutschen Nationalen Olympischen Komitees sowie 
des Organisationskomitees der Münchner Spiele Willi Daume11. Die Einberufung 
dieses „politischen Krisenstab[s]“12 scheint ad hoc unter pragmatischen Gesichts-
punkten und nicht auf der Grundlage im Voraus ausgearbeiteter Pläne erfolgt 
zu sein. Vertreten waren darin nicht nur die drei wichtigsten parteipolitischen 
Richtungen, sondern auch unterschiedliche Kompetenzebenen – Bund, Land 
Bayern, Stadt München, Bayerische Landespolizei und Olympisches Komitee. 
Das Bundeskabinett in Bonn trat gegen 11.30 Uhr zusammen, um zu beraten, wie 
mit der Situation umzugehen sei. Genscher war bereits am frühen Morgen von 
Bundeskanzler Willy Brandt autorisiert worden, „im Zusammenwirken mit der 
bayerischen Staatsregierung alles Notwendige zur Rettung der Geiseln zu tun“13.

Im Laufe des Tages wurde in Verhandlungen mit den Terroristen das Ultima-
tum immer wieder verschoben: zunächst auf 12.00, dann auf 13.00, auf 15.00, 

  8	 Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 127.
  9	 Soweit nicht anders ausgewiesen, folgt die Darstellung der Ereignisse am 5./6. 9. 1972 Dahl-

ke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 62–70, sowie Schiller/Young, 
The 1972 Munich Olympics, S. 194–207.

10	 Laut ebenda, S. 196, Palme, 5. 9. 1972, S. 35, sowie Reeve, Ein Tag im September, S. 35, hätten 
die Terroristen die Freilassung von 234 Palästinensern aus israelischer Haft sowie von auslän-
dischen Kameraden, darunter Andreas Baader und Ulrike Meinhof, gefordert – was jedoch 
in allen drei Arbeiten ohne überzeugenden Beleg bleibt. In der übrigen Sekundärliteratur 
sowie in offiziellen Dokumenten der Bundesregierung ist übereinstimmend von 200 in Israel 
inhaftierten Palästinensern die Rede.

11	 Laut Palme, 5. 9. 1972, S. 20, sollen außerdem Bayerns Ministerpräsident Alfons Goppel so-
wie Münchens neuer Oberbürgermeister Georg Kronawitter anwesend gewesen sein. Auch 
der nordrhein-westfälische Innenminister Willi Weyer war anscheinend vor Ort.

12	 Hans-Dietrich Genscher, Erinnerungen, Berlin 1995, S.150.
13	 Ebenda.
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17.00 und schließlich auf 19.00 Uhr. Der in einer Sondermaschine nach Mün-
chen geflogene israelische Botschafter Eliashiv Ben Horin hatte freilich bereits 
gegen Mittag den Kabinettsbeschluss seiner Regierung übermittelt, nicht auf die 
Forderungen der Geiselnehmer einzugehen. Angesichts der israelischen Haltung 
scheint innerhalb des Krisenstabs weitgehende Ratlosigkeit geherrscht zu haben, 
wie die Situation entschärft werden könnte. Einen Geldbetrag sowie das Angebot, 
die Israelis gegen Genscher, Merk, Schreiber und Vogel auszutauschen, welche 
sich hierfür zur Verfügung gestellt hatten14, lehnten die Attentäter ab. Zahlreiche 
Möglichkeiten, darunter eine Erstürmung der Mannschaftswohnungen sowie der 
Einsatz chemischer Mittel, wurden erwogen, wegen des hohen Risikos jedoch 
wieder verworfen. Brandt, der nachmittags in München eintraf, richtete einen 
verzweifelten Appell an die arabischen Staaten, in dem er diese darum bat, „alles 
in ihren kraeften stehende“ zur Freilassung der gekidnappten Sportler zu tun. Die 
„ganze welt erwarte“ von den Staats- und Regierungschefs der arabischen Staaten, 
so Brandt, „dass sie ihren einfluss unverzueglich geltend machen“15.

Gegen 17.00 Uhr forderten die Terroristen ein Flugzeug für den freien Abzug 
mit den Geiseln nach Kairo. Während Brandt sich telefonisch bemühte, Verbin-
dung zur ägyptischen Regierung aufzunehmen, prüfte der Krisenstab die Option, 
die palästinensischen Terroristen und israelischen Sportler zu dem bei München 
gelegenen Bundeswehrflughafen Fürstenfeldbruck zu bringen und auf dem Weg 
dorthin oder vor Ort die Geiseln zu befreien. Gegen 18.00 Uhr begannen hier 
Vorbereitungen für eine Rettungsaktion. Bei einer Ortsbegehung durch den 
politischen Krisenstab sah man jedoch nur geringe Erfolgschancen und stellte 
entsprechende Pläne vorerst zurück. Nachdem freilich die ägyptische Regierung 
zunächst bundesdeutschen Versuchen der Kontaktaufnahme ausgewichen war 
und der ägyptische Ministerpräsident Aziz Sedki schließlich gegen 21.00 Uhr un-
missverständlich klargestellt hatte, Ägypten wolle nicht involviert werden16, erwies 
sich die Option, Terroristen und Geiseln auszufliegen, als nicht realisierbar.

In Ermangelung von Alternativen entschied die Krisenleitung nun, die Kid-
napper mitsamt den israelischen Sportlern nach Fürstenfeldbruck zu bringen. 
Gegen 22.20 Uhr flogen mehrere Hubschrauber einen Teil der politischen Ein-

14	 Diese Namen werden genannt in: Ebenda, S. 157. Zu anderen diesbezüglichen Aussagen sie-
he Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 63, Anm. 130.

15	 Politisches Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA), B 1, Bd. 509, Fernschreiben 
(Ortex) Nr. 87 vom 5. 9. 1972, „zur terroraktion arabischer freischaerler gegen israelische 
olympiamannschaft in muenchen am 5. september 1972“. Arabische IOC-Mitglieder hatten 
bereits erfolglos versucht zu vermitteln, auch das Auswärtige Amt (AA) richtete Appelle an 
die arabischen Staaten.

16	 Vgl. Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland (AAPD) 1972, Bd. II: 
1.6. bis 30. 9. 1972, bearb. von Mechthild Lindemann, Daniela Taschler und Fabian Hilfrich, 
München 2003, Dok. 256, S. 1187 f., Aufzeichnung Schilling (Bundeskanzleramt), 5. 9. 1972.
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satzleitung17 sowie die Geiselnehmer und Geiseln nach Fürstenfeldbruck18. Erst 
jetzt zeigte sich, mit wie vielen Attentätern man es zu tun hatte – es wurde jedoch 
anscheinend versäumt, diese überaus wichtige Information an die bereits in Für-
stenfeldbruck befindliche Einsatzleitung weiterzugeben. Auf dem Fliegerhorst 
war inzwischen eine Boeing 727 mit als Flugbegleiter verkleideten freiwilligen 
Einsatzkräften der bayerischen Polizei an Bord bereitgestellt worden. Desweiteren 
befanden sich fünf Scharfschützen am Militärflughafen. Es war geplant, die Ter-
roristen bei oder nach der zu erwartenden Inspektion des Flugzeugs zu überwälti-
gen. Als jedoch die Hubschrauber bereits in Sicht waren, verließen die getarnten 
Polizisten eigenmächtig die Lufthansa-Maschine und erklärten, den Auftrag nicht 
ausführen zu können: Sie fürchteten, im bewaffneten Kampf gegen die Palästi-
nenser „keine Überlebenschance“ zu haben19. Nachdem die Hubschrauber gelan-
det waren, inspizierten zwei der Terroristen die Boeing. Der Krisenstab stand nun 
unter akutem Handlungsdruck. Nach der Absage aus Ägypten erschien es kaum 
ratsam, das Flugzeug starten zu lassen. Der Abflug von Terroristen und Geiseln 
hätte zudem weitere Menschen, nämlich die deutsche Crew des Flugzeugs, in Ge-
fahr gebracht. Weiter wurde befürchtet, dass es nicht mehr möglich sein werde, 
die Maschine zu stürmen, wenn alle Geiselnehmer bereits an Bord seien.

Als die zwei Terroristen gegen 22.40 Uhr die Lufthansa-Maschine wieder verlie-
ßen, eröffneten die Scharfschützen das Feuer. Mindestens zwei andere Terroristen 
befanden sich zu diesem Zeitpunkt noch in den Hubschraubern. Die Einsatztak-
tik der Polizei scheint dabei höchst mangelhaft gewesen zu sein. So war die Be-
leuchtung durch Scheinwerfer zwar sehr hell, sie führte aber in der Nähe größerer 
Objekte zu starker Schattenbildung, die es den Palästinensern ermöglichte, in De-
ckung zu gehen. Weiter griffen die Scharfschützen wohl zu spät und von einer un-
günstigen Position aus an. Auch war ihre Bewaffnung für den Einsatz offensicht-
lich nicht angemessen. Zwischen Geiselnehmern und Polizei entspann sich in der 
Folge ein heftiges Gefecht, bei dem vier Terroristen „kampfunfähig“20 gemacht 
und ein deutscher Polizist getötet wurden. Auch die Funkanlage im Tower des 
Flugplatzes wurde getroffen, so dass die Verbindung zur Außenwelt abgeschnitten 
war. Erst gegen Mitternacht sollte polizeiliche Verstärkung mit gepanzerten Fahr-
zeugen in Fürstenfeldbruck eintreffen. Angesichts der zunehmend aussichtslosen 
Lage töteten die Terroristen acht israelische Geiseln, die neunte wurde schwer 

17	 Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 66. In der offiziellen 
Dokumentation von Bundesregierung und Land Bayern ist von Genscher, Merk und Schrei-
ber die Rede. Vgl. Der Überfall auf die israelische Olympiamannschaft. Dokumentation der 
Bundesregierung und des Freistaats Bayern, hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung, Bonn 1972, S. 46.

18	 Auch der wahrscheinlich mittags in München eingetroffene Chef des israelischen Geheim-
dienstes Mossad, Zvi Zamir, begab sich nach Fürstenfeldbruck.

19	 Zit. nach Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 67.
20	 Vgl. Der Überfall auf die israelische Olympiamannschaft, hrsg. vom Presse- und Informa-

tionsamt der Bundesregierung, S. 47. Insgesamt sind die Angaben zu der Frage, wann und 
wie genau die einzelnen Terroristen starben, in den unterschiedlichen Quellen und in der 
Sekundärliteratur sehr ungenau bzw. widersprüchlich.
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verletzt. Kurz darauf zündete in einem der beiden Hubschrauber ein Terrorist 
eine Handgranate und versuchte zu fliehen, wurde dabei aber erschossen. Die 
einzige noch lebende Geisel erstickte in dem brennenden Hubschrauber21. Erst 
gegen 1.30 Uhr gelang es, die drei letzten überlebenden Terroristen zu überwäl-
tigen. Die Bilanz war niederdrückend: Das Attentat und der gescheiterte Befrei-
ungsversuch hatten elf Israelis, einem deutschen Polizisten und fünf Palästinen-
sern das Leben gekostet sowie zahlreiche Verletzte gefordert.

Bundesregierung und Freistaat Bayern räumten nach diesem Debakel öffent-
lich keine gravierenden Fehler ein22. Auch der Innenausschuss des Deutschen 
Bundestages sprach „allen Verantwortlichen sein Vertrauen aus“ und konstatierte, 
es sei „das nach Lage der Dinge mögliche getan, angemessen gehandelt und rich-
tig entschieden worden“23. Eine westdeutsche Verantwortung für das Blutbad in 
Fürstenfeldbruck wurde zunächst auch in der bundesdeutschen Presse nicht gese-
hen24. Gänzlich anders lautete das Urteil des israelischen Mossad-Chefs Zvi Zamir, 
der mit Blick auf die Polizeiaktion in Fürstenfeldbruck von „ausgesprochene[m] 
Dilettantismus“ sprach25.

Außer Frage steht, dass die bundesdeutsche Seite nicht in der Lage gewesen 
war, die Situation zu entschärfen und die Geiseln zu retten. Wenngleich die Hand-
lungsspielräume zweifelsohne gering waren, fällt doch eine Reihe struktureller 
Unzulänglichkeiten ins Auge, die in dieser Ballung nicht sein mussten. Hierzu 
zählen unklare Verantwortungs- und Entscheidungsfindungsstrukturen26, Kom-
munikationsprobleme, zeitliche Verzögerungen, Informationsverluste sowie eine 
mangelnde Ausrüstung und Ausbildung der Einsatzkräfte, die auch psychologisch 
nicht darauf eingestellt waren, unter Inkaufnahme aller Konsequenzen einzugrei-

21	 So das Ergebnis des Obduktionsberichts. Vgl. „Zwei Verfahren sollen Hintergründe klären“, 
in: Süddeutsche Zeitung vom 13. 9. 1972, S. 13; „Dokumentation zum Massaker“, in: Die Zeit 
vom 15. 9. 1972, S. 10.

22	 Vgl. insbesondere die offizielle Dokumentation: Der Überfall auf die israelische Olympia-
mannschaft, hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung.

23	 Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestages, Protokolle des Innenausschusses, 6. Wahl
periode 1969–1972, Kurzprotokoll der 91. Sitzung des Innenausschusses, 18. 9. 1972, S. 8.

24	 In der Presse wurde immer wieder geäußert, dass es letztlich keinen hundertprozentigen 
Schutz vor Terroristen gebe, zumal die Bundesrepublik – glücklicherweise – kein Polizeistaat 
sei. Vgl. etwa „Unerwünschter Polizeistaat“, in: Süddeutsche Zeitung vom 9./10. 9. 1972, 
S. 115; „Anklagen ist leicht“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. 9. 1972, S. 1; „Töd-
liche Spiele“, in: Die Zeit vom 8. 9. 1972, S. 1. Erst mehrere Tage nach dem Attentat setzte 
in einigen Medien eine durchaus sachliche Diskussion darüber ein, inwieweit Politik und 
Sicherheitsbehörden Fehler unterlaufen und welche Lektionen hieraus zu ziehen seien. Vgl. 
z. B. „Erst aufklären, dann urteilen“, in: Süddeutsche Zeitung vom 8. 9. 1972, S. 4; „Auf das 
Attentat nicht vorbereitet“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. 9. 1972, S. 6; „7 Fragen 
an den Bundeskanzler“, in: Bild vom 7. 9. 1972, S. 10; „‚Hätte man doch Mosche Dajan ge-
schickt‘“, in: Der Spiegel vom18. 9. 1972, S. 83–90; „Mit ihrem Latein am Ende“, in: Die Zeit 
vom 15. 9. 1972, S. 2.

25	 Zit. nach „‚Die schlimmste Nacht der Bundesrepublik‘“, in: Der Spiegel vom 11. 9. 1972, 
S. 19–21, hier S. 19.

26	 Vgl. hierzu ausführlich Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, 
S. 75–87.
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fen27. Ob aber ein besseres Krisenmanagement tatsächlich auch einen weniger ka-
tastrophalen Ausgang der Geiselnahme zur Folge gehabt hätte, bleibt angesichts 
des überaus kaltblütigen Vorgehens der Palästinenser fraglich.

Hauptursache für die Häufung struktureller Probleme war, dass weder die po-
litischen Verantwortungsträger noch die Sicherheitskräfte ein derartiges Ereignis 
vorausgesehen hatten. Es ist freilich schwierig zu beurteilen, inwieweit eine rea-
listischere Einschätzung der Gefahrenlage möglich gewesen wäre. Offenbar hatte 
es im Vorfeld vage nachrichtendienstliche Hinweise auf eine mögliche Aktion pa-
lästinensischer Terroristen gegeben. Weder Großbritannien, die USA, Frankreich 
noch Israel scheinen jedoch konkrete Informationen zu einer geplanten Geisel-
nahme im Olympischen Dorf besessen zu haben. Der „Schwarze September“ hat-
te die Aktion überaus „professionell“ vorbereitet, ohne dabei Unterstützung von 
Seiten bundesdeutscher Terroristen oder der DDR zu erhalten und ohne für west-
liche Nachrichtendienste sichtbare Spuren zu hinterlassen. Das von bundesdeut-
schen Sicherheitsbehörden als gering eingeschätzte Risiko eines terroristischen 
Anschlags war bei den Sicherheitsvorkehrungen für die Olympischen Spiele be-
wusst in Kauf genommen worden: Ohne konkrete Hinweise wäre eine massive Po-
lizeipräsenz erforderlich gewesen, um jede Art von Übergriff zu vermeiden. Das 
hätte das Leitbild der „heiteren Spiele“ zunichte gemacht28.

Wahrnehmungen des „internationalen Terrorismus“: Vom punktuellen 
„Ausländerproblem“ zur dauerhaften Bedrohung

Wie bereits erwähnt, hatte es vor dem Olympia-Attentat noch nie eine Geiselnah-
me durch Terroristen auf bundesdeutschem Boden gegeben. Zwar wussten Exper-
ten in Innenministerien und Sicherheitsbehörden durchaus schon seit einigen 

27	 Offensichtlich bestanden auf Seiten der Polizei massive psychologische Hemmschwellen, 
notfalls auch den Tod der Attentäter in Kauf zu nehmen. Vgl. Schiller/Young, The 1972 
Munich Olympics, S. 201. Ein Einsatz der Bundeswehr, die über entsprechend ausgebildete 
Scharfschützen verfügt hätte, war nach bundesdeutschem Recht auf keinen Fall möglich. 
Auch der Bundesgrenzschutz (BGS) konnte im September 1972 seinem gesetzlichen Auftrag 
nach nicht eingesetzt werden. Das neue BGS-Gesetz vom 18. 8. 1972, durch welches sein Auf-
gabenfeld erheblich erweitert wurde, trat erst am 1. 4. 1973 in Kraft. Vgl. Rolf Tophoven, GSG 
9. Kommando gegen Terrorismus, Koblenz 41985, S. 14.

28	 Antizipiert hatte man politisch motivierte Störungen von Seiten inländischer oder jugoslawi-
scher Terroristen. Israelische Warnungen vor möglichen Flugzeugentführungen waren von 
bundesdeutscher Seite ernst genommen worden. Eine Geiselnahme im Olympischen Dorf 
wurde auch deshalb nicht erwartet, weil ein solches Vorgehen neu war: Eine terroristische 
Geiselnahme in einem Gebäude war in Westeuropa noch nicht vorgekommen. Lediglich der 
Münchner Polizeipsychologe Georg Sieber hatte ein derartiges Szenario für möglich gehal-
ten – er wurde jedoch, als es tatsächlich eintrat, nicht in die Rettungsbemühungen einbezo-
gen. Allerdings wären die von Sieber entworfenen Lösungsvorschläge kaum weiterführend 
gewesen. Vgl. Schiller/Young, The 1972 Munich Olympics, S. 201–206; Dahlke, Demokrati-
scher Staat und transnationaler Terrorismus, S. 61; vgl. auch Annette Vowinckel, Anmerkun-
gen zur Mediengeschichte des Terrorismus, in: Das Ende der Zuversicht? Die siebziger Jahre 
als Geschichte, hrsg. von Konrad H. Jarausch, Göttingen 2008, S. 229–239, hier S. 229–232.
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Jahren um die potenziellen Gefahren durch politisch motivierte Entführungen29. 
Ins allgemeine Bewusstsein gelangten entsprechende Bedrohungsszenarien je-
doch erst nach dem Olympia-Attentat. Die ersten öffentlichen Äußerungen hoch-
rangiger Politiker nach dem 5. September 1972 enthalten zahlreiche Hinweise 
darauf, dass ein derartiges Ereignis kaum für möglich gehalten worden war: In 
Sprechzetteln für Bundesaußenminister Walter Scheel etwa finden sich Formulie-
rungen wie „unfassbare Vorgänge im Olympischen Dorf“ und „neue, besonders 
verwerfliche Form des Terrorismus“30, Bundesinnenminister Genscher sprach 
von einer „neuen Form der Kriminalität“31.

Im Hinblick auf terroristische Aktivitäten hatten es bundesdeutsche Politik und 
Sicherheitsbehörden bis zum Olympia-Attentat im Wesentlichen mit deutschen 
„Anarchisten“32 sowie mit extremistischen, in der Bundesrepublik lebenden Exi-
lanten unterschiedlicher Herkunft33 zu tun gehabt. In beiden Fällen hatten die 
Attentäter ganz überwiegend mit Sprengstoff- oder gezielten Mordanschlägen 
operiert. Die Aktionen radikaler Palästinenser gegen Israel, die seit den späten 
1960er Jahren immer mehr auch in Drittstaaten durchgeführt wurden, trugen 
eine andere Handschrift: Ihre „Spezialität“ war seit dem Präzedenzfall einer Flug-
zeugentführung am 22. Juli 1968 die Geiselnahme beliebiger unbeteiligter Men-
schen, um politische Ziele zu erreichen34. Mit derartigen Entführungen hatte man 

29	 Bundesarchiv Koblenz (künftig: BArch), B 106/78711, Schreiben Nollau (BMI), 11. 12. 1970, 
„Vorbeugende Maßnahmen gegen Entführungen“. Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
wird hier nachdrücklich auf die Gefahr aufmerksam gemacht, „radikale politische Gruppen“ 
könnten sich „der gewaltsamen Entführung von Amtsträgern, politischen Gegner[n] oder 
von anderen Geiseln bedienen“, um „Forderungen gegenüber der deutschen oder einer aus-
ländischen Regierung besonderen Nachdruck zu verleihen, […] ‚Lösegelder‘ zu erpressen 
oder Unsicherheitsgefühle in der Bevölkerung zu verbreiten“. Siehe für weitere Hinweise 
auch Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 59 f.

30	 PA/AA, B 21, Bd. 752, „Sprechzettel für den Herrn Minister“ [o.D., Entwurf für das Treffen 
der EG-Außenminister am 11./12. 9. 1972]; ebenda, „Sprechzettel ‚Terroristen-Konvention‘“ 
[o.D., Entwurf für das Treffen der EG-Außenminister am 11./12. 9. 1972].

31	 So Genscher am 8. 10. 1972 in einem Interview für den Saarländischen Rundfunk, zit. nach 
Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 60.

32	 Zum bundesdeutschen Linksterrorismus der 1970er Jahre vgl. Klaus Pflieger, Die Rote Ar-
mee Fraktion – RAF –. 14. 5. 1970 bis 20. 4. 1998, 3., erw. u. aktualisierte Aufl., Baden-Baden 
2011; Butz Peters, Tödlicher Irrtum. Die Geschichte der RAF, Berlin 22007; Willi Winkler, Die 
Geschichte der RAF, Berlin 2007; Klaus Weinhauer u. a. (Hrsg.), Terrorismus in der Bundes-
republik. Medien, Staat und Subkulturen in den 1970er Jahren, Frankfurt a.M./New York 
2006; Wolfgang Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, 2 Bde., Hamburg 
2006; ders., Die Bombe im Jüdischen Gemeindehaus, Hamburg 2005; Tobias Wunschik, 
Baader-Meinhofs Kinder. Die zweite Generation der RAF, Opladen 1997; Analysen zum Ter-
rorismus, hrsg. vom Bundesminister des Innern, 4 Bde., Opladen 1981–1984.

33	 Für den Anfang der 1970er Jahre sind insbesondere Jugoslawen zu nennen sowie Palästinen-
ser, Spanier, Griechen, Italiener, Portugiesen, Türken, Marokkaner und Iraner. Gewaltsame 
Aktionen radikaler, in der Bundesrepublik lebender Ausländer richteten sich vorwiegend 
gegen Landsleute bzw. Einrichtungen des eigenen Landes. Vgl. Verfassungsschutz 1969/70–
1972, hrsg. vom Bundesministerium des Innern, Bonn 1971–1973.

34	 Vgl. Bruce Hoffman, Terrorismus – der unerklärte Krieg. Neue Gefahren politischer Gewalt, 
Bonn 2007, S. 110 f.
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in der Bundesrepublik bislang nur wenige Erfahrungen sammeln müssen35. Der 
einzige von Palästinensern auf bundesdeutschem Boden unternommene Versuch 
einer Geiselnahme war im Februar 1970 am Flughafen München-Riem wegen 
einer unkontrollierten Handgranatenexplosion blutig gescheitert36. Die dabei 
festgenommenen Attentäter wurden wenige Monate später von palästinensischen 
Fedajin freigepresst: Im September 1970 entführte die Volksfront zur Befreiung 
Palästinas (PFLP) drei Flugzeuge37 nach Jordanien, um die Bundesrepublik und 
eine Reihe weiterer westlicher Staaten zur Freilassung von inhaftierten Palästinen-
sern zu zwingen. Unter dem Eindruck der ultimativen Drohung, die Flugzeuge 
in die Luft zu sprengen, sagte die Bundesregierung zu, auf die Forderung einzu-
gehen. Obwohl die Terroristen einen Teil der Gekidnappten laufen ließen und 
Jordanien die übrigen Passagiere befreien konnte – alle Geiseln waren also be-
reits außer Gefahr –, fühlte sich die Bundesregierung an ihr Wort gebunden und 
setzte die drei Attentäter auf freien Fuß38. Diesem Verhalten lag augenscheinlich 
das Bestreben zugrunde, palästinensischen Terroristen keinen Anlass für weitere 
erpresserische Aktionen zu geben.

Die unmittelbaren Reaktionen auf das Olympia-Attentat spiegeln diesen Erfah-
rungshintergrund. Die Geiselnahme der israelischen Mannschaft wurde als rein 
palästinensische Form des Terrorismus perzipiert, die man von der Bundesrepu-
blik auf Dauer fern halten wollte. Dieses Ziel versuchten die politisch Verantwort-
lichen auf zwei Wegen zu erreichen: Erstens war man bestrebt, mit Instrumenten 
der Ausländerpolitik potenziellen Terroristen den Aufenthalt in der Bundes
republik zu verwehren. Die entsprechenden Maßnahmen korrespondierten mit 
einer offensichtlich nicht nur in der Politik, sondern vor allem auch in der Öf-
fentlichkeit verbreiteten Tendenz, den palästinensischen Terrorismus in den all-

35	 Am 31. 3. 1970 war der bundesdeutsche Botschafter in Guatemala, Karl Graf von Spre-
ti, durch die linksextremistischen FAR (Fuerzas Armadas Rebeldes) entführt worden. Die 
Bundesregierung wäre zu Geldzahlungen bereit gewesen, die guatemaltekische Regierung 
jedoch weigerte sich, auf die Forderungen der Guerillas nach Freilassung politischer Gefan-
gener einzugehen, woraufhin die Geisel am 5. 4. 1970 ermordet wurde. Dem Problem sich 
häufender Geiselnahmen von Diplomaten sollte die Diplomatenschutzkonvention der Ver-
einten Nationen vom 14. 12. 1973 begegnen. Auf die zunehmende Gefahr von Flugzeugent-
führungen und Geiselnahmen reagierte der bundesdeutsche Gesetzgeber mit dem elften 
und zwölften Strafrechtsänderungsgesetz vom 16. 12. 1971.

36	 Die Palästinenser hatten eigentlich geplant, ein israelisches El-Al-Flugzeug zu entführen. Bei 
der Explosion und dem darauffolgenden Schusswechsel kam ein israelischer Passagier ums 
Leben, elf Personen wurden teilweise schwer verletzt. Vgl. die Vorgänge in: PA/AA, B 82, Bd. 
766.

37	 Die von den Terroristen geplante Entführung eines weiteren, vierten Flugzeugs war geschei-
tert.

38	 Zu den Flugzeugentführungen 1970 vgl. BArch, 141/26122; zusammenfassend Sabine Hep-
perle, Die SPD und Israel. Von der Großen Koalition 1966 bis zur Wende 1982, Frankfurt 
a.M. u. a. 2000, S. 108–111. Ein weiteres Mal wurde die Bundesregierung im Februar 1972 von 
palästinensischen Terroristen erpresst: Im Zuge einer Flugzeugentführung durch die PFLP 
nach Aden zahlte sie ein Lösegeld von fünf Millionen US-Dollar.
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gemeineren Kontext einer vermeintlichen „Ausländerproblematik“ zu stellen39. 
Zweitens bemühte man sich während der Freipressung der Olympia-Attentäter 
und auch generell in der bundesdeutschen Politik gegenüber Staaten des Nahen 
Ostens seit dem Olympia-Attentat, keinen Anlass für eine weitere Involvierung 
der Bundesrepublik in palästinensische Geiselnahmen zu bieten. Dem entsprach 
die Einschätzung, dass die Bundesrepublik durch das Olympia-Attentat als „un-
schuldiges Opfer“40 in den Nahostkonflikt hineingezogen worden sei, für den sie 
keine Verantwortung trage.

Sofort nach der missglückten Geiselbefreiung von Fürstenfeldbruck wurden 
Maßnahmen anvisiert, um palästinensische Terroristen von der Bundesrepublik 
fernzuhalten. Dem lag nicht zuletzt die Befürchtung zugrunde, dass – wie schon 
1970 – eine weitere Geiselnahme zur Freipressung der Olympia-Attentäter folgen 
würde. Nachdem am Morgen des 6. September 1972 eine Sondersitzung des Bun-
deskabinetts einberufen worden war41, traten noch am gleichen Tag Vertreter der 
involvierten Ministerien zu einer Ressortbesprechung zusammen, um „mittelfri-
stige Maßnahmen […] zur Abwehr und Verhütung weiterer terroristischer An-
schläge palästinensischer Organisationen“ vorzubereiten42. Ins Auge gefasst wur-
den, ähnlich wie nach dem palästinensischen Attentat in München-Riem 1970, 
vor allem ausländerrechtliche Schritte, so insbesondere eine Verschärfung der 
Einreisebestimmungen für Ausländer aus arabischen Ländern, eine extensivere 
Auslegung von Abschiebungsregelungen sowie eine Prüfung möglicher Verbote 
für verdächtige palästinensische Vereine43.

39	 In Teilen der Presse wurde die Forderung nach einer schärferen Ausländerpolitik laut. Vgl. 
z. B. „Kann unser Staat ausländische Terroristen fernhalten?“, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 7. 9. 1972, S. 2; „Schärfere Ausländerkontrolle für München zu spät gekommen?“, 
in: Ebenda, S. 5; „Illegaler Aufenthalt von Palästinensern“, in: Ebenda, S. 6; „Die Mörder. Wie 
viele in Deutschland leben. Worauf sie sich vorbereiten. Wie sie in unser Land kommen“, in: 
Bild vom 7. 9. 1972, S. 4. Auch zahlreiche Zuschriften aus der Bevölkerung an Politiker spie-
geln diese Sichtweise. Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, 
S. 88–90 u. S. 97–99; Scheiper, Innere Sicherheit, S. 300.

40	 Entsprechende Einschätzungen in der Presse finden sich in: „Ein schwarzer Tag“, in: Süd-
deutsche Zeitung vom 6. 9. 1972, S. 4; „Bonn wendet sich an Vereinte Nationen“, in: Ebenda 
vom 7. 9. 1972, S. 2; „Das Selbstbildnis wurde zerschossen“, in: Ebenda vom 12. 9. 1972, S. 3.

41	 PA/AA, B 21, Bd. 752, Runderlass van Well (AA), [o.D.], „terroraktion arabischer freischaer-
ler gegen israelische olympiamannschaft“. Da die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung 
strengen Sperrfristen unterliegen und derzeit nur bis zum Jahr 1968 zugänglich sind, ist 
nicht eindeutig nachvollziehbar, was in der Sitzung insgesamt verhandelt und beschlossen 
wurde.

42	 Zit. nach Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 91.
43	 Auch im Februar 1970 hatte das BMI vor allem verschärfte Einreisebestimmungen, eine in-

tensivere Kontrolle von Ausländern in der Bundesrepublik und eine striktere Ausweisungs
praxis ins Auge gefasst. Vgl. Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestages, Protokolle des 
Innenausschusses, 6. Wahlperiode 1969–1972, Kurzprotokoll der 10. Sitzung des Innen-
ausschusses, 18. 2. 1970, S. 4 f.; PA/AA, B 82, Bd. 766, Aufzeichnung des AA, 24. 2. 1970, 
„Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftpiraterie und zur Verhinderung von Attentaten auf 
deutschen Flughäfen, hier: Besprechung des Bundesministers des Innern mit den Innenmi-
nisterien der Länder am 24. 2. 1970“. Zum Folgenden vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und 
transnationaler Terrorismus, S. 91–97.
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Diese Maßnahmen wurden innerhalb weniger Tage bzw. Wochen konkretisiert: 
Der Bundesgrenzschutz (BGS) wurde am 7. September 1972 vom Bundesministe-
rium des Innern (BMI) angewiesen, Bürger arabischer Staaten bei der Einreise 
mit persönlichen Daten zu erfassen, einer fahndungsmäßigen Überprüfung zu 
unterziehen und die entsprechenden Erkenntnisse beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) abzugleichen. Gleichzeitig führte der Bundesinnenminister 
durch eine Rechtsverordnung für Bürger Marokkos, Tunesiens und Libyens den 
Visumzwang wieder ein44, zudem wurde eine verschärfte Handhabung der bereits 
bestehenden Einreisebestimmungen generell für arabische Staatsangehörige be-
schlossen45. All dies hatte zur Folge, dass die Einreise von Arabern in die Bundes-
republik stark erschwert wurde. Da die Grenzschutzbehörden auf diese Aufgaben 
und den damit verbundenen Personalaufwand nicht vorbereitet waren, erfor-
derte die Abfertigung oft stundenlange Wartezeiten. Auch die – äußerst restrik-
tiv praktizierte – Visumerteilung war sehr langwierig. Diese primär ethnischen 
Kriterien folgende und von den Betroffenen als überaus „unwürdig“46 und 
„diskriminierend“47 empfundene Behandlung führte im arabischen Ausland zu 
starken Irritationen. Im AA sah man die wirtschaftlich bedeutsamen Beziehungen 
zu den arabischen Ländern zeitweilig „in gefährlicher Weise belastet“48. Ob hin-
gegen die Sicherheit in der Bundesrepublik erhöht wurde, bleibt fraglich, zumal 
die Bestimmungen Ausnahmen, insbesondere für Inhaber von Diplomaten- oder 
Dienstpässen, vorsahen.

Ganz ähnlich verhält es sich mit der von den Innenministern der Länder be-
schlossenen Beschleunigung der Ausweisungs- und Abschiebepraxis für Araber. 
Anstatt eine erkennbare Verbesserung der Sicherheitslage zu bewirken, führten 
die teilweise überhastet und unprofessionell durchgeführten Maßnahmen – in 
den Akten des AA ist wiederholt von „Nacht- und Nebel-Aktionen“ die Rede49 
– vor allem zu heftigen Protesten im In- und Ausland50. Die gleiche Feststellung 
gilt auch für den Umgang mit palästinensischen Organisationen. Die am 3. Okto-
ber 1972 vom Bundesinnenminister verfügten Verbote des Resistentia-Schriften-
Verlags, der General-Union Palästinensischer Studenten und der General-Union 
Palästinensischer Arbeiter provozierten antideutsche Kundgebungen im gesam-
ten arabischen Raum und brachten hier der Bundesrepublik den Vorwurf ein, 

44	 PA/AA, B 83, Bd. 822, Rundschreiben Dreher (AA), 13. 10. 1972, „Sicherheitsmassnahmen 
nach dem Terroranschlag in München“.

45	 PA/AA, B 1, Bd. 508, Fernschreiben (Ortex) Nr. 92, 15. 9. 1972, „zu den deutsch-arabischen 
beziehungen nach dem attentat von muenchen“.

46	 Beschwerde des ägyptischen Botschafters beim AA, in: PA/AA, B 1, Bd. 509, Aufzeichnung 
Redies, 23. 9. 1972, „Ägyptische Demarchen wegen der Sicherheitsvorkehrungen“.

47	 Ebenda, „Deutsch-arabische Beziehungen: Stichworte für eventuelle Äußerungen des Herrn 
Ministers“, [o.D.].

48	 Zit. nach Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 95.
49	 PA/AA, B 1, Bd. 509, Hallier (AA), 18. 10. 1972, „Ausländerpolizeiliche Maßnahmen gegen 

arabische Staatsangehörige“; ebenda, „Deutsch-arabische Beziehungen: Stichworte für even-
tuelle Äußerungen des Herrn Ministers“, [o.D.].

50	 Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 96 f.
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„Araberprogrome“ [sic!] abzuhalten und eine „nazistische Form von Terroris-
mus“ zu praktizieren51.

Auch die kurzfristig ergriffenen Maßnahmen zur Sicherung des Flugverkehrs 
folgten unterschwellig der „Ausländer“-Logik. Am 8. September 1972 fand im BMI 
eine Besprechung mit Vertretern des BfV und des Bundeskriminalamts (BKA) 
statt, in der Möglichkeiten zur Erhöhung der Flugsicherheit diskutiert wurden. 
Dem zuständigen Bundesverkehrsministerium wurde dabei offenbar nahe gelegt, 
Fluggäste aus arabischen Ländern nicht mehr zu befördern, bei der Lufthansa 
bewaffnetes Personal mitfliegen zu lassen und im Luftverkehr beschäftigte Arbeit-
nehmer aus arabischen Ländern zu entlassen52. Die tatsächlich realisierten Schrit-
te blieben freilich deutlich hinter diesen Forderungen zurück, umgesetzt wurden 
lediglich „verstärkte Bodenkontrollen auf den Flughäfen“53.

Die Hoffnung, man könne die Bundesrepublik in Zukunft aus dem Visier 
palästinensischer Terroristen heraushalten, ist auch bei der Freipressung der 
Olympia-Attentäter zu erkennen. Als am 29. Oktober 1972 Palästinenser eine 
Lufthansa-Maschine auf dem Flug Damaskus-Beirut-Ankara-München-Frankfurt 
nach Zagreb entführten, war die Bundesregierung sehr schnell bereit, die For-
derung der Geiselnehmer zu erfüllen und die drei überlebenden Terroristen 
freizulassen. Offensichtlich zählte man hier ebenso wie im September 1970 da-
rauf, durch das Ausfliegen der inhaftierten Palästinenser das Problem grundsätz-
lich zu entschärfen. Hierauf verweisen verschiedene Äußerungen hochrangiger 
Politiker nach der Flugzeugentführung. So brachte Scheel am 30. Oktober 1972 
im Ständigen Ausschuss des Bundestages54 die „Hoffnung“ zum Ausdruck, dass 
„nunmehr die Konfliktparteien die völkerrechtlichen Grundsätze respektieren 

51	 PA/AA, B 83, Bd. 822, Rundschreiben Dreher (AA), 13. 10. 1972, „Sicherheitsmassnah-
men nach dem Terroranschlag in München“; vgl. Botschafter Steltzer, Kairo, an Frank, 
26. 10. 1972, in: AAPD 1972, Bd. III, Dok. 348, S. 1600–1602, hier S. 1601, Anm. 6.

52	 So Majid Sattar, Folgen eines Anschlags, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. 11. 2006, 
S. 10.

53	 PA/AA, B 83, Bd. 980, Fernschreiben Frank (AA), 16. 11. 1972, S. 1. Die präventiven Kontrol-
len an Flughäfen waren lange ein problematisches Feld: Bis 1974, als das BMI die Verantwor-
tung hierfür erhielt, fielen die Maßnahmen zur Sicherung des zivilen Luftverkehrs in den Zu-
ständigkeitsbereich des Bundesverkehrsministeriums. Die Ausübung der Luftaufsicht wur-
de im Wesentlichen durch die Polizeien der Länder gewährleistet, die dabei allerdings mit 
„große[n] organisatorische[n], personelle[n], finanzielle[n] und rechtliche[n] Schwierig-
keiten“ zu kämpfen hatten. Auch existierten keine klaren „gesetzliche[n] Grundlagen für die 
Durchsuchung von Personen, Gepäck, Post- und Frachtsendungen“. Vgl. Parlamentsarchiv 
des Deutschen Bundestages, Dokumente des Innenausschusses, 6. Wahlperiode 1969–1972, 
Bericht des Bundesministers für Verkehr vom 16. 8. 1971, Bundestag-Innenausschuss-Druck-
sache 98. Dieser Zustand war auch Mitte der 1970er Jahre noch nicht behoben. Vgl. Parla-
mentsarchiv des Deutschen Bundestages, Bericht über die Tätigkeit des Innenausschusses in 
der 7. Wahlperiode, hrsg. von den Wissenschaftlichen Diensten des Deutschen Bundestages, 
Bonn 1976, S. 46.

54	 Der Bundestag war nach der negativ beantworteten Vertrauensfrage vom 20. 9. 1972 be-
reits aufgelöst. Deshalb tagte der Ständige Ausschuss des Bundestages, der in der bis zum 
13. 12. 1976 gültigen Fassung des Grundgesetzes nach Art. 45 „die Rechte des Bundestages 
gegenüber der Bundesregierung zwischen zwei Wahlperioden zu wahren“ hatte.
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und ihre Aktivitäten nicht auf das Territorium der Bundesrepublik Deutschland 
erstrecken“ werden. Genscher berichtete dort, dass mit der Freilassung „ein Motiv 
für die arabischen Terroristen“ für weitere Attentate gegen die Bundesrepublik 
entfalle55.

Auch in der Haltung der Bundesregierung gegenüber arabischen Staaten und 
Israel manifestierte sich nach dem 5. September 1972 das deutliche Bemühen, 
eine weitere Verwicklung der Bundesrepublik in den Nahostkonflikt zu vermei-
den. Für die bundesdeutsche Nahostpolitik waren freilich unterschiedliche, 
höchst komplexe Zusammenhänge bestimmend, die von Vergangenheitsbela-
stungen im Falle Israels bis zu gewichtigen ökonomischen Interessen im Verhält-
nis zu arabischen Staaten reichten. Zum Zeitpunkt des Olympia-Attentats war eine 
unmittelbar auf den Nahen Osten gerichtete Politik, die frei von deutschlandpo-
litischen Kontroversen war, gerade erst im Entstehen begriffen. Die Aufdeckung 
heimlicher bundesdeutscher Waffenlieferungen für Israel und die Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen zu Israel im Jahr 1965 hatten den Abbruch der Kon-
takte durch zehn arabische Staaten zur Folge gehabt; sechs von ihnen zeigten 
sich daraufhin gewillt, die DDR offiziell anzuerkennen. Die Wiederherstellung 
diplomatischer Beziehungen zu diesen Staaten, die insbesondere auch als Export-
länder und Öllieferanten bedeutsam waren, wurde erst durch die Aufgabe der 
Hallstein-Doktrin im Zuge der neuen Ostpolitik möglich. Dabei war die wichtigste 
Leitlinie der sozialliberalen Regierung von Anfang an das Postulat einer ausgewo-
genen und neutralen Nahostpolitik: Das AA unter Scheel setzte sich erstens für 
ein gutes Verhältnis zu allen Staaten des Nahen Ostens ein. Da zu Israel bereits 
offizielle Kontakte bestanden, erforderte dies primär eine Annäherung an die 
arabischen Staaten. Zweitens war das AA um Neutralität bemüht und lehnte eine 
aktive, eigenständige Rolle der Bundesrepublik bei den Friedensbemühungen im 
Nahen Osten ab56.

Nach den Ereignissen des 5. September 1972 erkannte man im AA sofort die 
Gefahr einer Beeinträchtigung der sich gerade erst anbahnenden deutsch-ara-
bischen Beziehungen. Bereits am frühen Morgen des 6. September, noch vor der 
Kabinettssitzung, wurde der Minister auf die zu erwartenden „Haßreaktionen“ 
„gegen Araber“ in Bevölkerung und Presse aufmerksam gemacht. Scheel wurde 
nahe gelegt, in der Kabinettssitzung die Auffassung zu vertreten, dass es „vor-
dringliche Aufgabe der Bundesregierung“ sein müsse, den „sich abzeichnenden 
Konsequenzen“ für die deutsch-arabischen Beziehungen „nach Möglichkeit 
entgegenzuwirken oder sie einzudämmen“57. Dem AA gelang es freilich nicht, 

55	 Zit. nach Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 112, sowie nach 
Majid Sattar, Folgen eines Anschlags, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. 11. 2006, 
S. 10. Genscher schränkte diese Aussage jedoch differenzierend ein. Vgl. S. 350. Spekulatio-
nen, nach denen die Freipressung der Olympia-Attentäter ein „abgekartetes Spiel“ zwischen 
bundesdeutschen Stellen und Palästinensern gewesen sei, entbehren freilich überzeugender 
Belege.

56	 Vgl. Hepperle, Die SPD und Israel, S. 95–132.
57	 PA/AA, B 1, Bd. 509, Sprechzettel für den Minister für die Kabinettsitzung am 6. 9. 1972, 

„soweit Aspekte der deutschen Nahostpolitik betroffen werden“, 6. 9. 1972.
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sich mit diesem Anliegen durchzusetzen. Wie gezeigt, wurden die Kontakte der 
Bundesrepublik in den arabischen Raum durch den innenpolitisch begründeten 
„Aktionismus“58 im Bereich der Ausländerpolitik und die arabische Empörung 
hierüber massiv beeinträchtigt59.

Auch das deutsch-israelische Verhältnis war infolge des Olympia-Attentats und 
vor allem nach der Freilassung der Attentäter starken Belastungen ausgesetzt. In 
einem Bericht der bundesdeutschen Botschaft in Tel Aviv ist von der „schwerste[n] 
Krise zwischen der Bundesrepublik und Israel seit Aufnahme der diplomatischen 
Beziehungen im Jahre 1965“ die Rede60. Bereits die gescheiterte Geiselbefreiung 
in Fürstenfeldbruck und die weitgehende Ablehnung einer Verantwortung von 
Seiten der Bundesregierung führten vor allem in der israelischen Öffentlichkeit 
zu überaus emotionalen Reaktionen. Nach der Freilassung der überlebenden 
Olympia-Attentäter waren auch die offiziellen Kontakte in höchstem Maße in Mit-
leidenschaft gezogen. Israel kritisierte die bundesdeutsche Politik, die offensicht-
lich darauf zielte, den Schaden für das deutsch-arabische Verhältnis zu begrenz-
en und die Bundesrepublik selbst aus dem Konflikt herauszuhalten. Stattdessen 
forderte Israel eine deutliche Erhöhung des politischen Drucks auf arabische 
Staaten61. Das AA wies jedoch eine Eigenverantwortung der Bundesrepublik für 
den israelisch-palästinensischen Konflikt und eine besondere Verpflichtung ge-
genüber Israel zurück. So erklärte Regierungssprecher Conrad Ahlers nach der 
Freipressung der Olympia-Attentäter im Oktober 1972, dass die Bundesrepublik 
nicht „Verursacher“ des Nahostkonflikts, sondern in München und bei der Flug-
zeugentführung nach Zagreb sein „Opfer“ geworden sei. Der Sprecher des AA Rü-
diger von Pachelbel äußerte sich ähnlich62.

Im AA sah man zwar einen kausalen Zusammenhang zwischen dem Nahostkon-
flikt und der Existenz des palästinensischen Terrorismus. Hieraus wurde durchaus 
abgeleitet, dass „die Befriedung der Lage in Nahost“63 zur nachhaltigen Eindäm-

58	 Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 161.
59	 Vgl. hierzu ausführlicher Schiller/Young, The 1972 Munich Olympics, S. 209–211 u. S. 213–

216, sowie Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 115–122. Die 
negative Beurteilung Dahlkes, das AA habe gegenüber den arabischen Staaten eine „kompro-
misslos passive und auf Zeit setzende Außenpolitik“ verfolgt, die „durch beharrliches Aussit-
zen“ charakterisiert gewesen sei, wirkt jedoch etwas zu pointiert; ebenda, S. 120 u. S. 128.

60	 PA/AA, B 1, Bd. 509, Schreiben der bundesdeutschen Botschaft, Tel Aviv, 21. 11. 1972, „Luft-
hansa-Zwischenfall, hier: Abschliessender Bericht“.

61	 Ebenda, Aufzeichnung Redies, 2. 11. 1972, „Vorsprache des israelischen Botschafters beim 
Herrn Minister am 31. Oktober 1972, 18.00 Uhr“, sowie ebenda, Aufzeichnung über das „Ge-
spräch Staatssekretärs Dr. Frank mit dem israelischen Botschafter Ben Horin am 15. 11. 1972 
um 10.15 Uhr“, [o.D.].

62	 Vgl. Hepperle, Die SPD und Israel, S. 118; zu den Auswirkungen des Olympia-Attentats auf 
die deutsch-israelischen Beziehungen siehe auch S. 111–121; Schiller/Young, The 1972 
Munich Olympics, S. 211–213 u. S. 217 f.; Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler 
Terrorismus, S. 107–115, dessen Urteil, die bundesdeutsche Haltung zu Israel sei nach dem 
Olympia-Attentat von „Indifferenz“, „Passivität“ und „konfrontativer Beharrlichkeit“ geprägt 
gewesen, jedoch nicht ganz treffend erscheint; ebenda, S. 114 f.

63	 So Scheel in einem in München gegebenen Interview vom 8. 9. 1972. Vgl. PA/AA, B 1, Bd. 
508, [Dokument ohne Titel].
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mung des Terrorismus beitragen würde. Dies zog jedoch nicht die Schlussfolge-
rung nach sich, dass die Bundesrepublik selbst eine aktivere Rolle übernehmen 
müsse. Das AA blieb nach wie vor lediglich bestrebt, auf der multilateralen Ebene 
von Vereinten Nationen (VN) und Europäischen Gemeinschaften (EG) an einer 
Konfliktlösung mitzuwirken. In öffentlichen Äußerungen bezog sich Scheel nach 
dem Attentat insbesondere auf die EG64. Hier gab es im Rahmen der seit 1970 
bestehenden Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ)65 Bemühungen, 
zu gemeinsamen Leitlinien bei der Nahostpolitik zu kommen. Dies gestaltete sich 
freilich aufgrund der unterschiedlichen nationalen Interessen und Traditionen 
von Anfang an überaus schwierig66, so dass Scheels Verweise auf die EG kaum als 
Ausdruck eines verstärkten Engagements gewertet werden können.

Die insgesamt eher abwartende Haltung des AA, das einer Parteinahme im 
israelisch-palästinensischen Konflikt auswich, diente dem primären Ziel, die ur-
sprüngliche, ausgewogene Nahostpolitik der sozialliberalen Regierung, der ins-
besondere auch ökonomische Interessen zugrunde lagen, trotz der entstandenen 
Irritationen beizubehalten. Gleichzeitig wurde so aber vermieden, im Nahostkon-
flikt auf Konfrontationskurs zu den Palästinensern zu gehen und dadurch eine 
weitere Involvierung der Bundesrepublik in die Auseinandersetzungen zu provo-
zieren.

In den unmittelbaren innen- und außenpolitischen Reaktionen auf das Olym-
pia-Attentat zeigt sich somit die Hoffnung, dass die Bundesrepublik nur punktuell 
vom grenzüberschreitend operierenden – d. h. palästinensischen – Terrorismus 
tangiert sei und dass es möglich sein werde, ihn mit entsprechenden Maßnahmen 
weitgehend fernzuhalten. In Politik und Öffentlichkeit sollte sich erst im weite-
ren Verlauf der 1970er Jahre nach und nach die Einschätzung durchsetzen, dass 
Westdeutschland immer wieder in das Visier palästinensischer Fedajin geraten 
könne. Rückblickend wurde dabei die Erfahrung des Olympia-Attentats zu einem 
wichtigen Referenzpunkt. So hieß es beispielsweise 1976 in einer Vorlage des BMI 
für eine Regierungserklärung zur Inneren Sicherheit, „[s]eit dem Überfall auf 
die israelische Olympiamannschaft in München“ sei deutlich geworden, „daß 
der Terrorismus nicht ausschließlich in seiner jeweiligen nationalen Ausprägung 
gesehen werden“ könne67. Darüber hinaus war das Olympia-Attentat nicht allein 
für die Wahrnehmungen des „internationalen Terrorismus“ prägend, sondern 
auch für allgemeinere Perzeptionen terroristischer Bedrohungen: In den darauf-
folgenden Jahren gelangten die politisch Verantwortlichen der Bundesrepublik 

64	 Ebenda; ähnlich auch PA/AA, B 1, Bd. 509, Aufzeichnung über das „Gespräch Staatssekre-
tärs Dr. Frank mit dem israelischen Botschafter Ben Horin am 15. 11. 1972 um 10.15 Uhr“, 
[o.D.], S. 3 u. S. 5.

65	 Im Rahmen der EPZ sollte die Außenpolitik der EG-Mitgliedstaaten koordiniert werden. Die 
hier behandelten Themen gehörten jedoch nicht zum Tätigkeitsfeld der EG. Vielmehr han-
delte es sich bei der EPZ um eine eigenständige Form der Zusammenarbeit zwischen den 
Regierungen der EG-Mitgliedstaaten, die sich außerhalb der Institutionen der EG vollzog.

66	 Vgl. Hepperle, Die SPD und Israel, S. 151–158.
67	 BArch, B 136/15684, Bochmann (BMI), 21. 7. 1976, „Regierungserklärung zur Inneren 

Sicherheit“.
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mehr und mehr zu der Überzeugung, dass – so Bundesinnenminister Gerhart 
Baum 1978 – „alle zivilisierten Staaten sich auf Dauer mit dem Problem des Ter-
rorismus einrichten müßten“68. In der Retrospektive wurde dabei oftmals ein kla-
rer Bezug zum Olympia-Attentat hergestellt. So äußerte Bundeskanzler Helmut 
Schmidt 1977 in einer Regierungserklärung, die „Gefährlichkeit […] der poli-
tisch motivierten Gewaltkriminalität“ sei allen „spätestens seit dem spektakulären 
Überfall auf die israelische Mannschaft bei den Olympischen Spielen 1972“ ins 
Bewusstsein gerückt69.

In Expertenkreisen ging man bereits 1972 davon aus, dass sich Vorfälle wie der 
des 5. September wiederholen könnten70. Eine wichtige politische Maßnahme, 
die dem Rechnung trug, war die Gründung eigens für Terrorismusbekämpfung 
ausgebildeter polizeilicher Einheiten. Die bekannteste ist die auf Geiselbefreiung 
spezialisierte Grenzschutzgruppe 9 (GSG 9), die auch den Ländern zur Verfü-
gung gestellt werden kann71. Insgesamt hatten in der Bundesrepublik bereits vor 
dem Olympia-Attentat breit angelegte Reformprozesse im Bereich von Polizei und 
Nachrichtendiensten eingesetzt. Auch aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit 
dem Terrorismus waren jedoch speziell für Geiselbefreiungen ausgebildete, dem 
Bund unterstehende Einheiten nicht aufgestellt worden. Entsprechende Pläne 
waren im BMI zwar schon vor dem 5. September diskutiert worden, doch es steht 
außer Zweifel, dass die Gründung der GSG 9 eine unmittelbare Reaktion auf das 
Olympia-Attentat war72. Nach konzeptionellen Vorarbeiten des BMI73 und einem 
Beschluss der Innenministerkonferenz vom 13. September 1972 wurde die Ge-
setzesinitiative am 26. September auf den Weg gebracht. Der mit der Aufstellung 
der Gruppe beauftragte Verbindungsoffizier im BMI, Ulrich Wegener, absolvierte 
zunächst selbst einen Sonderlehrgang bei den israelischen Streitkräften, deren 
Terrorbekämpfung damals als weltweit führend galt. Wie vom BMI geplant, konn-

68	 BArch, B 106/106776, Aufzeichnung Lenz (BMI), 4. 9. 1978, „Besuch des britischen Innen-
ministers am 3. und 4. September 1978 in Bonn, hier: Besprechungen am 3. und 4. Septem-
ber 1978 im Bundesministerium des Innern“, S. 6.

69	 Schmidt, in: Protokolle des Deutschen Bundestags, 8. Wahlperiode, 22. Sitzung am 
20. 4. 1977, S. 1445.

70	 Die Abteilung Öffentliche Sicherheit des BMI begründete die Notwendigkeit einer europä-
ischen Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung damit, dass arabische Terroristen 
erklärt hätten, „ganz west-europa solle kuenftig schwerpunkt ihrer aktivitaet sein“. PA/AA, B 
21, Bd. 752, Fernschreiben Smoydzin (BMI), 9. 9. 1972, „vorbereitung der initiative des herrn 
bundesministers des auswaertigen auf der auszenminister-konferenz am montag in rom“.

71	 Auch auf Ebene der Länderpolizeien wurden in der Folge Spezialeinsatzkommandos aufge-
stellt. Vgl. Klaus Weinhauer, „Staat zeigen“. Die polizeiliche Bekämpfung des Terrorismus in 
der Bundesrepublik bis Anfang der 1980er Jahre, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der 
linke Terrorismus, Bd. II, S. 932–947, hier S. 935.

72	 In einer vom BMI erarbeiteten Konzeption für die GSG 9 wird das Olympia-Attentat explizit 
als Grund für die Aufstellung des Spezialeinsatzkommandos benannt. BArch, B 106/88880, 
„Konzeption für die Aufstellung und den Einsatz einer Bundesgrenzschutz-Einheit für be-
sonderen polizeilichen Einsatz“, 19. 9. 1972.

73	 Vgl. Kerstin Froese/Reinhard Scholzen, GSG 9. Innenansichten eines Spezialverbandes des 
Bundesgrenzschutzes, Stuttgart 1997, S. 9.



VfZ 3/2012

  Eva Oberloskamp:   337 
Das Olympia-Attentat 1972   337

te Wegener bereits im April 1973 die Einsatzbereitschaft seiner neuen Spezialein-
heit melden74.

Die Bundesregierung sollte, dies zeigt das staatliche Handeln bei späteren Fäl-
len terroristischer Geiselnahmen, in der Folge auch mit Blick auf reibungslose 
Informationsketten sowie klare Entscheidungsstrukturen dazulernen. Bei dem 
nächsten politisch motivierten Kidnapping auf deutschem Boden, der Entfüh-
rung des Berliner CDU-Vorsitzenden Peter Lorenz am 27. Februar 1975 durch die 
Bewegung 2. Juni75, gelang es, die Tätigkeit einer ganzen Reihe von Krisenstäben 
in einem überparteilichen Sammelgremium beim Bundeskanzler zu koordinie-
ren und so die Informations- und Entscheidungsprozesse effizienter zu gestal-
ten76. Auch bei späteren Geiselnahmen – der Botschaftsbesetzung in Stockholm 
im April 1975, dem Attentat auf die OPEC-Konferenz in Wien im Dezember 1975, 
der Entführung einer Air-France-Maschine ins ugandische Entebbe im Juni/Juli 
1976 sowie während des „Deutschen Herbstes“ 1977 – koordinierte ein ähnliches 
überparteiliches Gremium auf höchster Ebene das Krisenmanagement77. Diese 
„Supraorgan[e]“, in denen die Verantwortung der Bundesregierung für das staat-
liche Handeln faktisch in „einer die Opposition integrierenden Allfraktionenexe-
kutive“ aufging, konnten sich dabei freilich auf keinerlei Rechtsgrundlage oder 
formalen Beschluss stützen78 und waren somit aus rechtsstaatlicher Sicht durch-
aus fragwürdig. Ungeachtet dessen zeugen ihre Existenz und ihr zunehmend ein-
gespieltes Funktionieren von einem Lernprozess, der darauf zielte, bei terroristi-
schen Geiselnahmen schnell und adäquat reagieren zu können.

Zusammenfassend betrachtet offenbarte sich in den Reaktionen der Bundes-
regierung auf das Olympia-Attentat zunächst ein Rückgriff auf vorhandene Erfah-
rungshintergründe und Handlungsdispositionen. Gleichzeitig jedoch bildete der 
Anschlag den Ausgangspunkt für einen Prozess des Umdenkens. Dabei setzte sich 
zunehmend die Einsicht durch, dass der „ausländische“ Terrorismus palästinen-
sischer Fedajin nicht allein in seiner israelisch-palästinensischen Dimension gese-
hen werden dürfe, sondern durchaus zum für die Bundesrepublik substanziellen 
Problem werden könne. Längerfristig führte dies dazu, dass andere anti-terrori-
stische Maßnahmen – die als dauerhafte und allgemeinere Antwort auf terrori-
stische Bedrohungen konzipiert waren – an Gewicht gewinnen sollten.

74	 Zur Gründung der GSG 9 vgl. Scheiper, Innere Sicherheit, S. 298 f.; Dahlke, Demokratischer 
Staat und transnationaler Terrorismus, S. 101 f.; vgl. außerdem Tophoven, GSG 9; Froese/
Scholzen, GSG 9; Ulrich Wegener, „Esprit de Corps!“ Die Grenzschutzgruppe 9 (GSG 9), 
in: Reinhard Günzel/Wilhelm Walther/Ulrich Wegener, Geheime Krieger. Drei deutsche 
Kommandoverbände im Bild, Selent 2007, S. 87–125.

75	 Vgl. hierzu ausführlich Matthias Dahlke, „Nur eingeschränkte Krisenbereitschaft“. Die staat-
liche Reaktion auf die Entführung des CDU-Politikers Peter Lorenz 1975, in: VfZ 55 (2007), 
S. 641–678; ders., Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 129–160.

76	 Vgl. ebenda, S. 159; Michael März, Die Machtprobe 1975. Wie RAF und Bewegung 2. Juni den 
Staat erpressten, Leipzig 2007, S. 37–45.

77	 Vgl. Scheiper, Innere Sicherheit, S. 55.
78	 Wolfgang Kraushaar, Der nicht erklärte Ausnahmezustand. Staatliches Handeln während des 

sogenannten Deutschen Herbstes, in: Ders. (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, Bd. 
II, S. 1011–1025, hier S. 1014.
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Innere Sicherheit: Von einer innerstaatlichen Angelegenheit zum Aufga-
benfeld mit internationalen Dimensionen

Dem Ziel, terroristischen Bedrohungen dauerhaft wirksame Maßnahmen entge-
gensetzen zu können, dienten auch die Bemühungen, auf internationaler Ebene 
zu einer Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung zu gelangen. Darü-
ber hinaus sind jedoch diese Anstrengungen vor allem Ausdruck eines anderen, 
zentralen Lernprozesses: Das Olympia-Attentat hatte deutlich gemacht, dass die 
Innere Sicherheit der Bundesrepublik nicht allein im klassischen Rahmen der 
Innenpolitik gewährleistet werden konnte; die transnationalen Operationen der 
palästinensischen Terroristen verwischten die Grenzen zwischen Innen- und Au-
ßenpolitik in ungewohnter Weise. Wenngleich insbesondere die öffentliche Dis-
kussion auch nach dem Olympia-Attentat „weitgehend innerhalb des innenpoli-
tischen Koordinatensystems“ verblieb79, zeigen die in unmittelbarer Reaktion auf 
den Anschlag ergriffenen Maßnahmen von BMI, AA und später auch Bundesju-
stizministerium (BMJ), dass die internationalen Dimensionen des Problems bald 
erkannt wurden.

Der Begriff „Innere Sicherheit“ war in der Bundesrepublik Ende der 1960er 
Jahre im Zuge der studentischen Protestbewegungen zum Bestandteil des politi-
schen Diskurses geworden. Gemeint war damit der Schutz von Gesellschaft und 
Staat vor Bedrohungen, die aus dem Inneren der Gesellschaft heraus entstanden 
– im Gegensatz zu äußeren, von anderen Staaten ausgehenden Bedrohungen 
im Kontext des Kalten Krieges80. Mit der Zunahme linksradikaler Gewalt in der 
Bundesrepublik avancierten „anarchistische“ Bewegungen, allen voran die Rote 
Armee Fraktion (RAF), immer mehr zur größten Gefährdung der Inneren Sicher-
heit. Staatliche Gegenmaßnahmen umfassten die Einführung der elektronischen 
Datenverarbeitung bei der Arbeit der Kriminalpolizei, den Ausbau des BKA, die 
Erweiterung der Aufgaben des BGS und die Neuorganisation der Länderpolizei-
en. Diese Prozesse erfuhren wichtige Impulse durch die „Maioffensive“ der RAF 
und das im Juni 1972 beschlossene „Programm für die Innere Sicherheit“81. Sämt-
liche Maßnahmen blieben freilich auf die rein innerstaatliche Ebene beschränkt.

Der palästinensische Terrorismus ließ sich nicht ohne weiteres in diesen Denk-
zusammenhang einfügen. Einerseits handelte es sich um eine von außen kom-

79	 Wilhelm Knelangen, Die deutsche Politik zur Bekämpfung des Terrorismus, in: Thomas 
Jäger (Hrsg.), Deutsche Außenpolitik: Sicherheit, Wohlfahrt, Institutionen und Normen, 
Wiesbaden 2007, S. 173–196, hier S. 174.

80	 Vgl. Albrecht Funk, „Innere Sicherheit“: Symbolische Politik und exekutive Praxis, in: Bern-
hard Blanke/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Die alte Bundesrepublik. Kontinuität und Wan-
del, Opladen 1991, S. 367–385.

81	 Vgl. Volkmar Götz, Die Sorge für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, in: Deutsche Ver-
waltungsgeschichte, hrsg. von Kurt G. A. Jeserich u. a., Bd. V: Die Bundesrepublik Deutsch-
land, Stuttgart 1987, S. 426–450, hier S. 438–444; Scheiper, Innere Sicherheit, S. 279–290; 
Weinhauer, „Staat zeigen“, in: Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, Bd. 
II, S. 936–939; Johannes Hürter, Anti-Terrorismus-Politik. Ein deutsch-italienischer Vergleich 
1969–1982, in: VfZ 57 (2009), S. 329–348, hier S. 335 f.
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mende Bedrohung. Andererseits jedoch entsprach diese Herausforderung nicht 
den gewohnten Gefährdungen der äußeren Sicherheit – ging sie doch nicht von 
einem anderen Staat aus – und ähnelte der Form nach am ehesten dem bundes-
deutschen Linksterrorismus. Entsprechend versuchten bundesdeutsche Poli-
tik und Behörden, den Schutz von Staat und Gesellschaft vor palästinensischer 
Gewalt primär mit Mitteln der Innenpolitik zu gewährleisten. Diese gewannen 
jedoch angesichts der Problemlage in bis dahin ungekanntem Maße auch eine 
Außendimension.

Im BMI hatte sich schon vor dem Olympia-Attentat ein Bewusstsein dafür ent-
wickelt, dass bestimmte Formen der Kriminalität nicht von einem Staat alleine 
wirksam bekämpft werden konnten. So befürwortete es Konzeption und Ziele 
der im August 1971 ins Leben gerufenen Pompidou-Gruppe, in der sich euro-
päische Staaten um eine enge informelle Zusammenarbeit bei der Eindämmung 
von Rauschgiftkriminalität bemühten82. Eigene, auf vertiefte internationale Ko-
operation zielende Initiativen wurden im BMI jedoch erst nach dem Olympia-
Attentat gestartet. Sofort nach dem Anschlag vom 5. September 1972 wurden hier 
Pläne für eine intensivierte Zusammenarbeit der EG-Mitgliedstaaten im Bereich 
der Inneren Sicherheit entworfen. Diese Vorschläge sollten Scheel mit auf den 
Weg gegeben werden, der am 11./12. September 1972 zu einer Konferenz der 
Außenminister der EG-Mitglieds- und Beitrittsstaaten in Rom und Frascati reiste83. 
Bereits am 9. September 1972 schickte Werner Smoydzin, Leiter der Abteilung 
Öffentliche Sicherheit im BMI, seinem noch in München befindlichen Minister 
Genscher ein Fernschreiben, in dem er Leitlinien für „eine konferenz der innen-
minister der mitgliedsstaaten der europaeischen gemeinschaften ueber probleme 
der inneren sicherheit“ umriss84. Dieses Papier begründete die Notwendigkeit ei-
ner europäischen Zusammenarbeit damit, dass der zunehmend grenzüberschrei-
tend agierende Terrorismus eine „gemeinsame bedrohung“ für die EG-Staaten 
darstelle und deshalb auch eine „gemeinsame abwehr“ erfordere. Konkret ins 
Auge gefasst wurde erstens eine „verstaerkung des […] nachrichtenaustauschs“ 
unter „verwendung moderner technischer methoden der information und kom-
munikation“, zweitens eine Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit bei 
Prävention und Repression terroristischer Straftaten sowie drittens die „koordi-

82	 Vgl. Friedrichs, Fighting Terrorism and Drugs, S. 143.
83	 Am 6. 9. 1972 war in der Sondersitzung des Bundeskabinetts beschlossen worden, dass Scheel 

das Thema Terrorismusbekämpfung in Rom bzw. Frascati zur Sprache bringen solle. PA/AA, 
B 21, Bd. 752, Runderlass van Well (AA), [o.D.], „terroraktion arabischer freischaerler gegen 
israelische olympiamannschaft“. Die eingesehenen Akten deuten nicht darauf hin, dass die 
Idee, in Rom bzw. Frascati eine EG-Konferenz über Probleme der Inneren Sicherheit vorzu-
schlagen, bereits in der Kabinettssitzung am 6. 9. 1972 zur Sprache gebracht worden wäre. 
In dem soeben zitierten Dokument ist lediglich von einem gemeinsamen Vorstoß der EG-
Mitgliedstaaten für eine VN-Konvention gegen Terrorismus die Rede. Aufgrund der Unzu-
gänglichkeit der Kabinettsprotokolle (siehe auch Anm. 41) ist der Sachverhalt jedoch nicht 
eindeutig zu klären.

84	 PA/AA, B 21, Bd. 752, Fernschreiben Smoydzin (BMI), 9. 9. 1972, „vorbereitung der initiati-
ve des herrn bundesministers des auswaertigen auf der auszenminister-konferenz am montag 
in rom“.
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nierung auslaenderrechtlicher masznahmen zur verhinderung der einreise und 
des aufenthalts gefaehrlicher auslaender“. Zu Bedenken gegeben wurde schließ-
lich auch das „problem einer gemeinsamen grenzkontrolle an den auszengrenzen 
der gemeinschaft“.

Scheel unterbreitete die Vorschläge des BMI am 12. September 1972 in Frasca-
ti seinen Amtskollegen. Die europäischen Außenminister nahmen diese grund-
sätzlich positiv auf85 und beauftragten das Politische Komitee86 mit der weiteren 
Behandlung des Themas. Nach einer Sitzung des Komitees in La Hague im Sep-
tember 1972 wurden drei Arbeitsgruppen aus Ministerialbeamten und Vertre-
tern der Sicherheitsbehörden eingesetzt, die sich erstens mit Formen einer eu-
ropäischen Zusammenarbeit von Polizei und Nachrichtendiensten beschäftigen, 
zweitens Vorschläge über eine einheitliche Behandlung von Ausländern bei der 
Erteilung von Visa und bei der Grenzkontrolle erarbeiten und drittens eine even-
tuelle Angleichung von Gesetzen zur Terrorismusbekämpfung prüfen sollten87. 
Die Arbeit kam jedoch nur schleppend in Gang; insbesondere das Thema einer 
intensivierten polizeilichen und nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit – das 
offensichtlich ein Kernstück des bundesdeutschen Vorschlags gewesen war – er-
wies sich, vor allem aufgrund des Widerstands der betroffenen Dienste, als proble-
matisch. Letztlich wurden bereits im Laufe des Jahres 1973 alle drei Arbeitsgrup-
pen wieder aufgelöst88.

Trotz dieses Rückschlags verfolgte das BMI seinen Plan mit einiger Hartnäckig-
keit weiter. Dabei rückte zunehmend das Ziel „einer engen Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten der EG auf allen Gebieten der inneren Sicherheit“ in den Vor-
dergrund, bei der die Terrorismusbekämpfung lediglich einen wichtigen Bereich 
neben anderen bilden sollte. Die Notwendigkeit hierfür ergab sich nach Ansicht 
des BMI aus der „fortschreitende[n] Integration innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet“. Vor diesem Hin-
tergrund erteilte Genscher am 3. Januar 1973 seinem Ministerium den Auftrag, 
eine Europäische Konferenz über Innere Sicherheit vorzubereiten. Es zeichnete 

85	 Ebenda, Fernschreiben des AA, [o.D.], „ihr gespraech mit vn-generalsekretaer, hier: terroris-
mus“.

86	 Das Politische Komitee, das 1970 gleichzeitig mit der EPZ ins Leben gerufen worden war, 
bestand aus den Leitern der Politischen Abteilungen in den Außenministerien der EG-Mit-
gliedstaaten. Es war dafür zuständig, die Tagungen der Minister vorzubereiten und Aufga-
ben, die ihm von den Ministern übertragen wurden, zu erledigen.

87	 BArch, B 106/106879, Vermerk Merk (BMI), 25. 4. 1973, „Vorbereitung einer Europäischen 
Konferenz über innere Sicherheit“.

88	 Auf der EG-Außenministerkonferenz am 16. 3. 1973 in Brüssel wurde beschlossen, die er-
ste Arbeitsgruppe aufzulösen – vor allem wegen der ablehnenden Haltung der beteiligten 
Sicherheitsdienste, die ihre bereits bestehende internationale Zusammenarbeit für ausrei-
chend erachteten. Ebenda, Vermerk Merk (BMI), 25. 4. 1973, „Vorbereitung einer Europä-
ischen Konferenz über innere Sicherheit“. Auch die anderen beiden Themenbereiche wur-
den in der Folge im Rahmen der EPZ „aus Zeitgründen“ „nicht mehr aufgegriffen“. PA/
AA, B 83, Bd. 980, Brief Strothmann (AA), 14. 1. 1974, „EPZ-Außenministertreffen am 9./10. 
September 1973 in Kopenhagen, hier: Tagesordnungspunkt Gruppen B und C (Terrorbe-
kämpfung)“.
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sich jedoch bald ab, dass eine schnelle Realisierung auch dieses Projekts nicht 
möglich sein würde. Ursprünglich hatte man die Einberufung der Konferenz 
noch für den Frühsommer 1973 angestrebt89, diesen Termin jedoch mehrmals 
verschieben müssen. Auf Anraten des AA wurde schließlich zunächst der Kon-
takt zum französischen Partner gesucht. Auf diesem Wege entstand im Verlauf des 
Jahres 1974 eine institutionalisierte deutsch-französische Zusammenarbeit im Be-
reich der Inneren Sicherheit. Geplant war dabei von Anfang an, die hier erzielten 
Ergebnisse „für die Gesamtheit der Europäischen Gemeinschaften nutzbar“ zu 
machen90. Die Möglichkeit dazu bot sich, als Großbritannien auf der Tagung des 
Europäischen Rats in Rom am 1./2. Dezember 1975 eine vertiefte Zusammenar-
beit der EG-Staaten im Bereich der Inneren Sicherheit, insbesondere bei der Ter-
rorismusbekämpfung, anregte. Die so ins Leben gerufene „TREVI-Konferenz“91 
tagte ab 1976 regelmäßig, ihr gehörten die für die Innere Sicherheit zuständigen 
EG-Minister, hohe Beamte und Experten an.

Dass die Reaktionen des BMI auf das Olympia-Attentat eine spezifisch bundes-
deutsche Note hatten, zeigt ein vergleichender Blick nach Großbritannien. Hier 
betonte die Cabinet Working Group on Terrorist Activities kurz nach dem 5. Sep-
tember 1972, dass von verschärften Einreisebestimmungen nur eine höchst be-
grenzte Wirkung zu erwarten sei, da arabische Terroristen unter falscher Identität 
und mit gefälschten Pässen zu reisen pflegten. Im Blick auf eine intensivere Zu-
sammenarbeit westeuropäischer Sicherheitsbehörden konstatierte sie, dass diese 
Kooperation auf informeller Ebene bereits bestehe und gut funktioniere. Was hin-
gegen einer effektiven Prävention wirklich dienlich wäre, sei eine – freilich über-
aus schwierig zu realisierende – engere Kooperation mit arabischen Staaten92.

Für das BMI scheint dieses Thema unmittelbar nach dem Olympia-Attentat 
keine Rolle gespielt zu haben. Die eingesehenen Akten enthalten keine Hinweise 
darauf, dass hier nach dem 5. September 1972 Überlegungen angestellt wurden, 
wie bessere Voraussetzungen für eine Zusammenarbeit mit arabischen Staaten 

89	 PA/AA, Zwischenarchiv, Bd. 108.870, Merk (BMI), 10. 8. 1973, „Vorbereitung einer Euro-
päischen Konferenz über innere Sicherheit“; BArch, B 106/106879, Vermerk Merk (BMI), 
25. 4. 1973, „Vorbereitung einer Europäischen Konferenz über innere Sicherheit“.

90	 BArch, B 136/16493, Ergebnisvermerk über eine Besprechung mit Ressorts, BfV, BKA und 
Referaten im BMI am 15. 8. 1974 u. 23. 8. 1974, „Vorbereitung der ersten Sitzung der deutsch-
französischen Arbeitsgruppe für allgemeine Fragen der inneren Sicherheit“.

91	 „TREVI“ kann als Akronym für „Terrorisme, Radicalisme, Extrémisme et Violence Interna-
tionale“ entschlüsselt werden. In Teilen der Literatur wird der Name auch mit dem Trevi-
Brunnen in Rom, wo die Kooperation ins Leben gerufen wurde, in Verbindung gebracht. 
Vgl. Wilhelm Knelangen, Das Politikfeld Innere Sicherheit im Integrationsprozess. Die Ent-
stehung einer europäischen Politik der inneren Sicherheit, Opladen 2001, S. 91, Anm. 94.

92	 British National Archives (künftig: BNA), CAB 130/616, Entwurf eines Berichts der „Cabinet 
Working Group on Terrorist Activities“, 9. 10. 1972. In der überarbeiteten, endgültigen Fas-
sung vom 20. 10. 1972 wird betont, Großbritannien unterhalte bereits gute Verbindungen zu 
Israel und Jordanien. Beide Dokumente sind online zugänglich auf der Internetpräsenz von 
Jörg Friedrichs, University of Oxford: http://joerg-friedrichs.qeh.ox.ac.uk/uploads/archi-
ve/british_documents/BNA_CAB_130_616_1972_10_09.pdf sowie http://joerg-friedrichs.
qeh.ox.ac.uk/uploads/archive/british_documents/BNA_CAB_130_616_1972_10_20.pdf 
[30. 1. 2012].
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geschaffen werden könnten93. Die Einschätzung, dass eine solche Kooperation 
„durchaus nutzbringend“ wäre94, reifte im BMI nur mit einiger Verzögerung. Erst 
im Februar 1974 wurden entsprechende Möglichkeiten geprüft. Da die Bundesre-
publik arabischen Staaten für die Übermittlung sicherheitsrelevanter Informatio-
nen keine direkten Äquivalente bieten konnte, plante man, „materielle Gegenlei-
stungen auf dem Sektor der Polizei“ – also Ausbildungs- und technische Hilfe – zu 
erbringen. Allerdings sah sich das BMI dem Problem gegenüber, keine eigenen 
Mittel für derartige Projekte zur Verfügung zu haben. Wie sich bei Sondierungen 
herausstellte, war zunächst auch anderweitig keine Finanzierung zu beschaffen95.

Trotz dieser anfänglichen Schwierigkeiten entstanden in der zweiten Hälfte 
der 1970er Jahre nach und nach Ansätze einer nachrichtendienstlichen und po-
lizeilichen Zusammenarbeit mit arabischen Staaten, die dem Konzept des BMI 
entsprachen. Als Gegenleistung für Ausbildungs- und technische Hilfe forderte 
die westdeutsche Seite dabei immer wieder, die jeweiligen Staaten sollten terro-
ristische Aktivitäten nicht unterstützen und Informationen aus dem Terrorismus-
bereich an die Bundesrepublik weiterleiten. Dies wurde beispielsweise in Koope-
rationen des BMI mit der Arabischen Republik Jemen (Nordjemen) ab 197696, 
mit Libyen ab 197797 und mit Syrien ab 198098 angestrebt99. Insbesondere im AA, 
das stets mit einbezogen war, wusste man dabei um die Ambivalenz solcher Ver-
bindungen, die die Bundesrepublik in den betroffenen Staaten „zum Werkzeug 
innenpolitischer Unterdrückung“ werden lassen konnten100.

93	 Eine Avance in diese Richtung wurde noch im September 1972 von ägyptischer Seite ge-
macht. Vgl. AAPD 1972, Bd. II, Dok. 280, S. 1311 f., hier S. 1312, Schreiben von Botschaf-
ter Steltzer, Kairo, 19. 9. 1972. Vorsichtige Sondierungen in diese Richtung machte das AA 
auch in Tunesien. Vgl. AAPD 1972, Bd. III, Dok. 422, S. 1880–1883, Aufzeichnung Redies, 
22. 12. 1972.

94	 BArch, B 136/5053, Schreiben des Bundeskanzleramts, 7. 2. 1974.
95	 Ebenda, Ergebnisniederschrift über die Ressortbesprechung am 6. 3. 1974 im BMI über Zu-

sammenarbeit mit den Sicherheitsbehörden arabischer Länder, S. 2–7, sowie ebenda, Schrei-
ben des BMI, 30. 7. 1974, „Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehörden arabischer Län-
der“.

96	 PA/AA, Zwischenarchiv, 119.485, Schreiben der bundesdeutschen Botschaft, Sanaa, 
27. 4. 1976, „Reise MD Smoydzin und MR Bochmann“.

97	 BArch, 106/106914. Vgl. auch Uwe Zimmer, Drehscheibe Bagdad, in: Stern vom 7. 12. 1978, 
S. 246 f.; AAPD 1979, Bd. I: 1.1. bis 30. 6. 1979, bearb. von Michael Ploetz und Tim Szatkow-
ski, München 2010, Dok. 35, S. 158–160, hier S. 159, Aufzeichnung Meyer-Landrut (AA), 
9. 2. 1979.

98	 Vgl. AAPD 1980, Bd. I: 1.1. bis 30. 6. 1980, bearb. von Tim Geiger, Amit Das Gupta und Tim 
Szatkowski, München 2011, Dok. 99, S. 548 f., Aufzeichnung Fiedler, 1. 4. 1980.

99	 Angeblich sollen bundesdeutsche Stellen auch dem Iran und Irak Hinweise über in der Bun-
desrepublik lebende Oppositionelle geliefert haben, um so im Gegenzug Informationen zu 
erhalten, die für die Abwehr terroristischer Aktivitäten relevant waren. Vgl. Peter F. Müller/
Michael Mueller/Erich Schmidt-Eenboom, Gegen Freund und Feind. Der BND: Geheime 
Politik und schmutzige Geschäfte, Reinbek bei Hamburg 2002, S. 511; Erich Schmidt-Een-
boom, Schnüffler ohne Nase. Der BND – die unheimliche Macht im Staate, Düsseldorf u. a. 
21993, S. 211.

100	 Vgl. AAPD 1980, Bd. I, Dok. 99, S. 548 f., Aufzeichnung Fiedler, 1. 4. 1980.



VfZ 3/2012

  Eva Oberloskamp:   343 
Das Olympia-Attentat 1972   343

Besonders prekär waren Ansätze zu Kooperationen mit den Palästinensern 
selbst. Die Palästinensische Befreiungsorganisation (PLO), der es anscheinend 
vor allem um ihre internationale Anerkennung ging, hatte schon 1977 ihre Bereit-
schaft zur Übermittlung sicherheitsrelevanter Informationen erkennen lassen101. 
Immer wieder kursierende Pressemeldungen über geheime Absprachen zwischen 
der Bundesregierung und Palästinensern bzw. arabischen Staaten, aufgrund de-
rer die Bundesrepublik bei terroristischen Aktivitäten ausgespart bleiben sollte102, 
sind freilich wegen der schwierigen Quellenlage kaum zu verifizieren103.

Trotz ihrer anfänglichen Fixierung auf den Rahmen der EG können die Vor-
stöße des BMI durchaus als innovativ gewertet werden: In Deutschland gab es 
zwar eine lange Tradition der internationalen Zusammenarbeit von Polizeien und 
Nachrichtendiensten104; diese war jedoch stets auf informeller Ebene geblieben. 
Die Pläne des BMI hatten insofern eine neue Qualität, als sie darauf zielten, zu 
einer breit angelegten und institutionalisierten Kooperation zu gelangen105. Die 
Bestrebungen des BMI sind unter anderem vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
in der Bundesrepublik aufgrund der jüngsten Vergangenheit besonders ausge-
prägte Dispositionen vorhanden waren, über klassische Kategorien des National-
staats hinauszudenken. Die Politik seit Adenauer war von einem weitgehenden 
europäischen Integrationswillen getragen, der auf der Grundannahme fußte, 
Deutschland könne nur auf dem Weg der europäischen Integration internatio-
nalen Einfluss wiedererlangen106. Bei der anvisierten Zusammenarbeit auf dem 

101	 Vgl. hierzu Matthias Dahlke, Das Wischnewski-Protokoll: Zur Zusammenarbeit zwischen 
westeuropäischen Regierungen und transnationalen Terroristen 1977, in: VfZ 57 (2009), 
S. 201–215.

102	 Vgl. beispielsweise „Die Angst vor den Palästinensern“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 29. 8. 1977, S. 8; „Dreieck im Dunkeln“, in: Die Zeit vom 9. 11. 1979 (Dossier).

103	 Dass es Kontakte zur PLO gab, steht jedoch außer Frage. Teilweise gingen diese nicht nur von 
der politischen Ebene, sondern direkt vom BKA aus, so etwa bei der Zusammenarbeit von 
BKA und PLO-Vertretern in Beirut 1979/80. Vgl. AAPD 1979, Bd. II: 1.7. bis 31. 12. 1979, 
bearb. von Michael Ploetz und Tim Szatkowski, München 2010, Dok. 308, S. 1557–1560, Auf-
zeichnung Hille, 25. 10. 1979; „Eine von vierzehn“, in: Der Spiegel vom 23. 4. 1979, S. 26–28; 
„Zwielichtige Geschichte“, in: Ebenda vom 12. 11. 1979, S. 26 f.; „Papier vom Konditor“, in: 
Ebenda vom 18. 2. 1979, S. 36–41; „Das BKA sprach im Hauptquartier Arafats vor“, in: Die 
Welt vom 18. 4. 1979, S. 1 u. S. 4.

104	 Vgl. hierzu Mathieu Deflem, International Policing in Nineteenth-Century Europe: The Po-
lice Union of German States, 1851–1866, in: International Criminal Justice Review 6 (1996), 
S. 36–57; Wolfram Siemann, „Deutschlands Ruhe, Sicherheit und Ordnung“. Die Anfänge 
der politischen Polizei 1806–1866, Tübingen 1985.

105	 Die angestrebte Kooperation ging qualitativ deutlich über die existierenden Interpol-Ver-
bindungswege hinaus. Die von den USA ins Spiel gebrachte Option, die internationale Zu-
sammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung im Rahmen von Interpol zu intensivieren, 
wurde im BMI als wenig Erfolg versprechend beurteilt, da die Statuten von Interpol eine 
Involvierung der Organisation in Angelegenheiten politischen Charakters untersagten. PA/
AA, B 21, Bd. 752, Schnellbrief des BMI, 14. 9. 1972, „41. Tagung der Internationalen Krimi-
nalpolizeilichen Organisation (INTERPOL), hier: Anregung der US-Botschaft, die Terrori-
stenfrage zu erörtern“.

106	 Vgl. Corina Schukraft, Die Anfänge deutscher Europapolitik in den 50er und 60er Jahren: 
Weichenstellungen unter Konrad Adenauer und Bewahrung des Status quo unter seinen 
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Gebiet der Inneren Sicherheit spielte, ganz im Sinne der funktionalistischen Inte-
grationstheorie107, die Vorstellung eine Rolle, „über regelungsbedürftige Sachver-
halte zu Integrationsfortschritten zu gelangen“108.

Neben dem BMI sah sich mit Blick auf die Innere Sicherheit auch das Außen-
ressort in der Verantwortung. Das Olympia-Attentat tangierte das AA nicht allein 
hinsichtlich der Beziehungen zu Israel und zur arabischen Welt. Vielmehr war 
man hier zu der Auffassung gelangt, dass der Terrorismus „kein deutsch-israe-
lisches oder deutsch-arabisches Problem“ sei, sondern ganz allgemein ein „inter-
nationales Phänomen“ – und seine Bekämpfung deshalb eine „Aufgabe für die in-
ternationale Zusammenarbeit“109 auf weltweiter Ebene. Diesem Grundgedanken 
entsprach die Initiative des Außenministers für eine Anti-Terrorismus-Konvention 
der VN. Das Bemühen um eine weltweite Ächtung terroristischer Methoden war 
freilich nicht vollkommen neu: In der International Civil Aviation Organization, 
einer VN-Sonderorganisation, der die Bundesrepublik seit 1956 angehörte, wa-
ren bereits vor dem Olympia-Attentat unter maßgeblicher bundesdeutscher Betei-
ligung mehrere Abkommen zur Bekämpfung der Luftpiraterie erarbeitet worden, 
denen die Bundesrepublik auch schon beigetreten war oder im Begriff war bei-
zutreten110. Auch die Vorarbeiten für die VN-Diplomatenschutzkonvention vom 
14. Dezember 1973 hatten bereits vor dem Olympia-Attentat begonnen. In den 
bundesdeutschen Bemühungen um eine umfassendere VN-Konvention gegen 
den Terrorismus manifestierte sich somit – ähnlich wie im Bereich der Ausländer-
politik – auch ein Rückgriff auf bereits eingespielte Handlungsmuster, die durch 
den Anschlag eine neuartige Dynamik erhielten.

Am Morgen nach dem Olympia-Attentat beschloss das Bundeskabinett in der 
erwähnten Sondersitzung, dass Scheel das Thema Terrorismusbekämpfung auf 
der unmittelbar bevorstehenden Konferenz der EG-Außenminister in Rom und 
Frascati zur Sprache bringen solle111. Höchstwahrscheinlich stand dabei zunächst 

Nachfolgern Ludwig Erhard und Kurt Georg Kiesinger, in: Gisela Müller-Brandeck-Bocquet 
u. a., Deutsche Europapolitik. Von Adenauer bis Merkel, 2., akt. u. erw.. Aufl., Wiesbaden 
2010, S. 13–66.

107	 Die auf den britischen Politikwissenschaftler David Mitrany (1888–1975) zurückgehende 
funktionalistische Integrationstheorie geht davon aus, dass „sich die Annäherung von souve-
ränen Staaten am ehesten durch Kooperation in spezifischen Sachgebieten erreichen lässt“ 
und dass dadurch die „konfliktträchtige Politisierung internationaler Kooperation“ über-
wunden werden könne. U.a. war Willy Brandt erklärter Funktionalist. Vgl. Nicole Leucht-
weis, Deutsche Europapolitik zwischen Aufbruchstimmung und Weltwirtschaftskrise: Willy 
Brandt und Helmut Schmidt, in: Müller-Brandeck-Bocquet u. a., Deutsche Europapolitik, 
S. 67–117, hier S. 73.

108	 BArch, B 136/16493, Aufzeichnung des BMWi, 30. 7. 1974, „Bericht über die Sitzung der 
Europa-Beauftragten der Ressorts am 26. Juli 1974“.

109	 Alle Zitate in: PA/AA, B 1, Bd. 509, Aufzeichnung über das „Gespräch Staatssekretärs Dr. 
Frank mit dem israelischen Botschafter Ben Horin am 15. 11. 1972 um 10.15 Uhr“, [o.D.], 
S. 2 u. S. 4.

110	 Es handelt sich um das „Tokyoter Abkommen“ vom 14. 9. 1963, das „Den Haager Überein-
kommen“ vom 16. 12. 1970 und das „Montrealer Übereinkommen“ vom 23. 9. 1971.

111	 PA/AA, B 21, Bd. 752, Runderlass van Well (AA), [o.D.], „terroraktion arabischer freischae-
rler gegen israelische olympiamannschaft“.
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nicht der – vom BMI wohl erst später ins Spiel gebrachte – Plan einer engeren 
EG-Kooperation im Bereich der Inneren Sicherheit im Vordergrund, sondern 
die Idee einer gemeinsamen Initiative in den VN. Der entsprechende Vorschlag 
Scheels wurde von den anderen Außenministern der EG einmütig befürwortet112. 
Allerdings zeigte sich auch hier, dass sich die Pläne der Bundesregierung nicht so 
schnell realisieren ließen, wie man gehofft hatte. Die Bundesrepublik selbst hatte 
in den VN nach dem Olympia-Attentat zunächst nur begrenzte Handlungsspiel-
räume, sollte sie doch erst im Juni 1973 ihre Aufnahme in die Weltorganisation 
beantragen, was am 18. September 1973 durch die Generalversammlung bestätigt 
wurde.

Zu diesem Zeitpunkt waren die in den VN infolge des Olympia-Attentats an-
gelaufenen Aktivitäten bereits weitgehend gescheitert. Unmittelbar nach dem 
Münchener Anschlag hatte VN-Generalsekretär Kurt Waldheim die Vollversamm-
lung aufgefordert, sich mit dem Terrorismus zu befassen113. Daraufhin hatte die 
27. Vollversammlung das Thema an den Rechtsausschuss verwiesen114. Ergebnis 
war am 11. Dezember 1972 die Annahme einer von blockfreien Ländern115 ein-
gebrachten Resolution durch den Rechtsausschuss, die lediglich eine „tiefe Be-
sorgnis“ über die Zunahme terroristischer Gewalt zum Ausdruck brachte und die 
Gründung eines ad-hoc-Ausschusses zur Befassung mit dem Problem terroristi-
scher Gewalt vorsah. Auf Drängen zahlreicher Vertreter der „Dritten Welt“ und 
zum großen Unbehagen westlicher Staaten wurde „Befreiungsbewegungen“ dabei 
ein Sonderstatus eingeräumt. Ein von westlichen Ländern vorgelegter Resoluti-
onsentwurf, der auf weitaus konkretere Maßnahmen, darunter die Ausarbeitung 
einer Konvention gegen den Terrorismus, gezielt hatte, kam nicht zur Abstim-
mung116.

Doch auch hier verfolgte die Bundesregierung ihre ursprüngliche, unmittel-
bar nach dem Olympia-Attentat entwickelte Idee mit Zähigkeit. Vom Moment 
ihres VN-Beitritts an betrachtete sie das Ziel einer Konvention gegen Terroris-
mus als wichtiges bundesdeutsches Anliegen117 und setzte sich in der Folge mit 
Nachdruck dafür ein. Seit dem Winter 1975/76 versuchte das AA zum einen, die 

112	 Zusammenfassend zu den Ergebnissen der Konferenz in Frascati und Rom ebenda, Fern-
schreiben des AA, [o.D.], „ihr gespraech mit vn-generalsekretaer, hier: terrorismus“.

113	 Offiziell wurde dabei betont, dass Waldheim das Thema aus eigener Initiative auf die Tages-
ordnung gesetzt habe. BArch, B 136/5039, Fernschreiben von Hassell (AA), 8. 9. 1972, „vn-
generalsekretaer fordert kommende vollversammlung auf, sich mit terrorismus zu befassen“.

114	 Ein von den USA sofort in die Vollversammlung eingebrachter Resolutionsentwurf zum Ter-
rorismus war zuvor gescheitert. Vgl. Friedrichs, Fighting Terrorism and Drugs, S. 41.

115	 Der Resolutionsentwurf wurde von Afghanistan, Algerien, Guyana, Indien, Kenia, 
Jugoslawien und Sambia eingebracht. PA/AA, B 83, Bd. 824, Sachstandsaufzeichnung 
Heimsoeth (AA), 8. 12. 1972, „Stand der Behandlung des TOP Terrorismus in den Vereinten 
Nationen“ , S. 2.

116	 Der auf einen italienischen Text zurückgehende Entwurf wurde von Australien, Belgien, 
Kanada, Costa Rica, Italien, Japan und Neuseeland eingebracht. Er wurde von der Bundes-
republik unterstützt. Ebenda, S. 1 f.

117	 Ebenda, Entwurf eines Papiers über „Die VN-Politik der Bundesrepublik Deutschland“ nach 
dem Beitritt, 29. 5. 1973, S. 5.
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europäischen Partner für die Unterstützung einer entsprechenden Initiative zu 
gewinnen. Zum anderen führte es umfangreiche Sondierungen insbesondere bei 
Staaten der „Dritten Welt“ durch, um einen realistischen Rahmen für die Behand-
lung des Themas in den VN abzustecken118. Diese Bemühungen hatten 1976 die 
Einsetzung eines Sonderausschusses durch die 31. VN-Generalversammlung zur 
Folge, der mit der Erarbeitung einer Konvention gegen Geiselnahme beauftragt 
war. In langwierigen Verhandlungen, in denen sich wiederum der Status von „Be-
freiungsbewegungen“ als besonders umstritten erweisen sollte119, einigte sich der 
Ausschuss auf einen Konventionsentwurf, der schließlich am 17. Dezember 1979 
durch die 34. Generalversammlung angenommen wurde120.

Grundsätzlich trug somit auch die bundesdeutsche Außenpolitik den im 
Olympia-Attentat manifest gewordenen internationalen Implikationen von In-
nerer Sicherheit Rechnung. Dabei wurden keine außenpolitischen Maßnahmen, 
etwa politischer oder wirtschaftlicher Druck auf arabische Staaten, zur Anwen-
dung gebracht; die Initiative des AA in den VN hatte vielmehr primär symbo-
lischen Wert. Der verfolgte Ansatz war hierbei allgemeiner als der des BMI: Den 
Bestrebungen des AA, zu einer weltweiten Ächtung terroristischer Methoden zu 
gelangen, entsprach die Überzeugung, dass Terroristen, die sich den begrenzten 
Zugriffsbereich einzelner Nationalstaaten zunutze machten, letztlich erst dann 
wirksam an ihrem Tun gehindert werden könnten, wenn kein Staat der Welt mehr 
gewillt wäre, sie zu tolerieren oder zu unterstützen.

Dieses Problem war freilich auch in unmittelbar juristischer Hinsicht von Be-
deutung. Dies zeigte sich beispielsweise nach der Freipressung der Olympia-Atten-
täter, die man nach Libyen ausreisen ließ, wo sie für ihre Straftaten nicht belangt 
wurden. Die Bundesregierung verzichtete darauf, einen Auslieferungsantrag zu 
stellen, was damit begründet wurde, dass dieser keinerlei Aussicht auf Erfolg hätte 
und die Verstimmungen in der arabischen Welt zusätzlich verschärfen würde121. 
Tatsächlich wäre ein Auslieferungsantrag an Libyen, das teilweise unverhohlen 
für Terroristen Partei ergriff, wohl kaum positiv beantwortet worden. In dieser 
Situation wurde deutlich, dass eine wirksame Repression terroristischer Straftaten 
letztlich erst durch eine funktionierende internationale Rechtshilfe möglich ist. 
Grundsätzlich stellte sich diese Schwierigkeit auch gegenüber westlichen Staaten, 
denn terroristische Akte konnten als „politische Straftaten“ gewertet und so aus 

118	 PA/AA, B 83, Bd. 980, Vermerk des AA, 2. 2. 1976, „Zum Stand der internationalen Zusam-
menarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus“, S. 2 f.

119	 PA/AA, Zwischenarchiv, Bd. 111.264, Fernschreiben des AA, 3. 3. 1978, „Zu unserer Geisel-
nahmeinitiative in den VN“.

120	 International Convention against the Taking of Hostages, VN-Dokument A/RES/34/146, 
abrufbar unter http://daccess-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/NR0/377/73/
IMG/NR037773.pdf?OpenElement [30. 1. 2012].

121	 PA/AA, B 83, Bd. 822, Vermerk des AA, 17. 11. 1972, „Kabinettsitzung am 21. 11. 1972, hier: 
Auslieferung der drei arabischen Attentäter von München“. Eine Rolle dürfte auch gespielt 
haben, dass eine Rückführung der Attentäter weitere Erpressungsversuche gegen die Bun-
desrepublik hätte provozieren können. Vgl. Majid Sattar, Folgen eines Anschlags, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 9. 11. 2006, S. 10.
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dem Geltungsbereich existierender Auslieferungsabkommen herausgenommen 
werden. Betroffen war von diesem Problemkomplex im Wesentlichen das BMJ. Al-
lerdings scheint das Ministerium von Gerhard Jahn in unmittelbarer Reaktion auf 
das Olympia-Attentat keine eigenständigen Initiativen ergriffen zu haben. Trotz-
dem waren die Ereignisse des 5. Septembers 1972 auch hier der erste – freilich 
indirekte – Auslöser für wichtige Entwicklungen, die sich zunächst im Europarat 
vollzogen.

Die Initiative ging dabei nicht vom BMJ aus, sondern von einem einzelnen 
Bundestagsabgeordneten der Opposition, dem CDU-Politiker Erik Blumenfeld. 
Dessen Vorstoß im Europarat hatte zunächst auch nicht auf das Problem der Aus-
lieferung terroristischer Straftäter gezielt, sondern auf die Erhöhung politischen 
Drucks auf arabische Staaten, die im Verdacht standen, Terroristen zu unterstüt-
zen. Blumenfeld selbst hatte aufgrund seiner Biografie – wegen seines jüdischen 
Vaters war er während der NS-Herrschaft in Auschwitz und Buchenwald inhaftiert 
gewesen – ein besonderes Verhältnis zu Israel. Als Emissär der Bundesregierung 
hatte er 1965 bei der Vorbereitung der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
eine wichtige Rolle gespielt122. Die Aktivitäten palästinensischer Terroristen ver-
folgte er seit den späten 1960er Jahren und forderte ein konsequentes Vorgehen 
auf multilateraler Ebene123.

Unmittelbar nach dem Olympia-Attentat brachte Blumenfeld, der Mitglied der 
Beratenden Versammlung des Europarats und hier Vorsitzender des Politischen 
Ausschusses war, in der Beratenden Versammlung einen Dringlichkeitsantrag ein. 
Die Versammlung beschloss daraufhin am 23. Oktober 1972 eine Empfehlung an 
das Ministerkomitee124, in der dieses und die Regierungen der Mitgliedstaaten 
aufgefordert wurden, Maßnahmen gegen den Terrorismus zu ergreifen und sich 
hierbei um eine enge europäische Zusammenarbeit zu bemühen. Angemahnt 
wurde insbesondere die Ausübung politischen und wirtschaftlichen Drucks auf 
bestimmte Staaten125. Die Empfehlung führte zunächst zur Einsetzung eines Aus-

122	 Vgl. zur Lebensgeschichte Blumenfelds Frank Bajohr, Hanseat und Grenzgänger. Erik Blu-
menfeld – eine politische Biographie, Göttingen 2010.

123	 Protokolle des Deutschen Bundestags, 6. Wahlperiode, 193. Sitzung am 16. 6. 1972, S. 11274. 
Nach der Freilassung der Olympia-Attentäter kritisierte Blumenfeld in einem Brief an 
Scheel nachdrücklich „die zoegerliche, widerspruchsvolle und entschlusslose haltung der 
bundesregierung“ und die „ebenso zynischen wie unangebrachten erklaerungen des re-
gierungssprechers ahlers“. In Übereinstimmung mit der israelischen Haltung forderte er, 
die Bundesregierung solle „politische und wirtschaftliche massnahmen“ gegen Terroristen-
freundliche Regierungen ergreifen. Zitate in: PA/AA, B 83, Bd. 980, Fernschreiben des Bun-
destagsabgeordneten Erik Blumenfeld (CDU), 2. 11. 1972. Zu den Äußerungen Ahlers vgl. 
S. 334.

124	 Das Ministerkomitee, das Entscheidungsorgan des Europarats, besteht aus den Außenmini-
stern seiner Mitgliedstaaten oder aus deren ständigen Vertretern beim Europarat. Zu seinen 
Aufgaben gehört es, die Politik des Europarats festzulegen sowie seinen Haushalt und sein 
Tätigkeitsprogramm zu genehmigen.

125	 Empfehlung 684 der Beratenden Versammlung des Europarats, abrufbar unter http://
assembly.coe.int/Mainf.asp?link=/Documents/AdoptedText/ta72/EREC684.htm 
[30. 1. 2012]. Zur Diskussion des entsprechenden Antrags auf Empfehlung in der Beraten-
den Versammlung des Europarats vgl. Bundestags-Drucksache 7/19, S. 29–38.
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schusses von Regierungsexperten, der eine Bestandsaufnahme nationaler Rechts-
vorschriften erarbeiten sollte. Nach einer weiteren Empfehlung der Beratenden 
Versammlung vom 16. Mai 1973126 – Blumenfeld war zu diesem Zeitpunkt bereits 
nicht mehr im Europarat tätig127 – konzentrierte sich dieser Ausschuss auf die Ein-
grenzung des Begriffs der „politischen Straftat“ und erarbeitete eine Resolution, 
die das Ministerkomitee am 24. Januar 1974 beschloss128. Diese betraf im Wesent-
lichen das Problem der Auslieferung und empfahl den Mitgliedsstaaten des Euro-
parats, terroristische Straftäter trotz ihrer politischen Motive auszuliefern oder im 
eigenen Land zu belangen.

Im weiteren Verlauf der 1970er Jahre wurden die Bemühungen des Europarats 
vom BMJ aufgegriffen, wobei freilich die ursprünglich anti-arabische Stoßrich-
tung der Initiative Blumenfelds vollends in den Hintergrund trat129. Unter dem 
Eindruck einer ganzen Serie terroristischer Aktionen, die sich im Frühjahr 1975 
ereignet hatten – Besetzung der französischen Botschaft in Den Haag, Lorenz-
Entführung, Anschlag auf die bundesdeutsche Botschaft in Stockholm – setzte 
sich der seit 1974 amtierende Bundesjustizminister Hans-Jochen Vogel im Mai 
1975 zusammen mit seinem französischen Amtskollegen Jean Lecanuet auf einer 
informellen Konferenz der europäischen Justizminister im elsässischen Obernai 
für eine Wiederbelebung des Themas in den Beratungen des Europarats ein. Er-
klärtes Ziel seiner Initiative war die Ausarbeitung einer Konvention, welche die 
strafrechtliche Verfolgung terroristischer Gewalttäter garantieren sollte. Grund-
legend war dabei die Überzeugung, dass terroristische Verbrechen trotz ihrer 
politischen Motivation wie gewöhnliche Straftaten zu behandeln seien130. Aufbau-
end auf die im Rahmen des Europarats bereits geleisteten Vorarbeiten konnte 
der eingesetzte Expertenausschuss in kurzer Zeit einen Entwurf vorlegen, der von 
den Vertretern der Mitgliedstaaten am 27. Januar 1977 in Straßburg unterzeich-

126	 Empfehlung 703 der Beratenden Versammlung des Europarats, abrufbar unter http://
assembly.coe.int/Mainf.asp?link=/Documents/AdoptedText/ta73/EREC703.htm 
[30. 1. 2012]. Zur entsprechenden Debatte in der Beratenden Versammlung des Europarats 
vgl. Bundestags-Drucksache 7/842, S. 4 f. u. S. 8 f.

127	 Blumenfeld wurde am 13. 2. 1973 zum Vertreter der Bundesrepublik im Europäischen Parla-
ment gewählt. Vgl. Bundestags-Drucksache 7/175.

128	 Vgl. die Resolution (74) 3 des Ministerkomitees des Europarats. Der Text ist abrufbar unter 
https://wcd.coe.int/com.instranet.InstraServlet?command=com.instranet.CmdBlobGet&
InstranetImage=589966&SecMode=1&DocId=648192&Usage=2 [30. 1. 2012].

129	 Nicht nur die Bundesrepublik, auch andere Regierungen wie etwa die Großbritanniens 
standen dabei im Ministerrat der Option verstärkten politischen Drucks auf arabische Staa-
ten reserviert gegenüber. BNA, FCO 41/938, Schreiben von Gore Booth (Britisches Außen-
ministerium), 10. 10. 1972, „Council of Europe Consultative Assembly. Motion for Recom-
mendation on International Terrorism”, online zugänglich auf: http://joerg-friedrichs.
qeh.ox.ac.uk/uploads/archive/british_documents/BNA_FCO_41_938_1972_10_10.pdf 
[30. 1. 2012].

130	 Während die bundesdeutsche Rechtsprechung gegenüber politisch motivierten Straftätern 
im Prinzip von Anfang an diesem Grundsatz folgte, gab es in anderen Staaten wie Frankreich 
und Großbritannien einen längeren Prozess der „Kriminalisierung“ politischer Gewalt, im 
Zuge dessen Sonderbehandlungen – in Form etwa eigener Gerichte oder eines eigenen Sta-
tus für politische Gefangene – abgeschafft wurden.
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net wurde131. Allerdings entsprach dieses Ergebnis nicht vollauf den bundesdeut-
schen Vorstellungen. Vor allem aufgrund französischer Widerstände, die für den 
deutschen Partner völlig überraschend waren und lange schwer verständlich blie-
ben132, war ein Text zustande gekommen, der den Vertragsstaaten weitgehende 
Möglichkeiten ließ, eine Auslieferung oder strafrechtliche Belangung abzuleh-
nen133.

Das Olympia-Attentat war also, dies ist abschließend festzuhalten, ein wesent-
licher Auslöser dafür, dass die Innere Sicherheit der Bundesrepublik in den 
1970er Jahren zunehmend als ein Politikfeld mit weitreichenden internationalen 
Implikationen wahrgenommen wurde. Die unmittelbaren Reaktionen insbeson-
dere von BMI und AA auf den Anschlag sowie auch die im Europarat eingeleiteten 
Schritte sollten sich als wichtige Weichenstellungen für die weitere internationale 
Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung erweisen. Die hiermit verbun-
denen Entwicklungen erfuhren unter anderem dadurch zusätzliche Impulse, dass 
auch deutsche Linksterroristen immer mehr dazu übergingen, grenzüberschrei-
tend zu operieren. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich bis Mitte der 1970er 
Jahre eine von der Bundesregierung klar definierte Schwerpunktsetzung „zur Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus“. Diese zielte erstens auf eine „direkte 
Zusammenarbeit der Sicherheitsorgane der neun EG-Staaten“, zweitens auf ein 
VN-Abkommen gegen die Geiselnahme sowie drittens auf eine Konvention des 
Europarats zur Sicherstellung der Auslieferung bzw. Bestrafung terroristischer 
Verbrecher134.

131	 BArch, B 136/15684, Schnellbrief Schneider (BMJ), 9. 1. 1976, „Anschlag auf die Minister-
konferenz der OPEC in Wien am 21. Dezember 1975“, S. 3 f.; Protokolle des Deutschen Bun-
destags, 8. Wahlperiode, 59. Sitzung am 25. 11. 1977, S. 4530 f.

132	 BArch, B 136/16493, Vermerk des AA, [o.D.], „Erste Konferenz der für Sicherheitsfragen 
zuständigen Minister der EG-Staaten in Luxemburg am 29. 06. 1976“. Die französischen 
Widerstände waren vor allem innenpolitischen Erwägungen geschuldet: Eine mögliche 
Auslieferung von Terroristen erschien Teilen der französischen politischen Eliten und ins-
besondere auch der Mehrheit in der Assemblée nationale als eklatanter Widerspruch zum 
nationalen Selbstverständnis als „Vaterland der Menschenrechte“. Mit der Zeichnung des 
Übereinkommens gab Frankreich eine Erklärung ab, in der es u. a. auf die Präambel seiner 
Verfassung und die darin formulierte Garantie verwies, dass jeder Mensch, der aufgrund 
seines Kampfes für Freiheit verfolgt werde, in Frankreich ein Recht auf Asyl habe. Zur fran-
zösischen Haltung gegenüber dem Linksterrorismus und gegenüber der bundesdeutschen 
Anti-Terrorismus-Politik vgl. allgemein Markus Lammert, Die französische Linke, der Ter-
rorismus und der „repressive Staat“ in der Bundesrepublik in den 1970er Jahren, in: VfZ 59 
(2011), S. 533–560.

133	 Europäisches Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus, SEV-Nr. 90, abrufbar 
unter http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/090.htm [30. 1. 2012]. Zur 
Aufweichung des Übereinkommens tragen insbesondere die Artikel 5 und 13 bei.

134	 BArch, B 136/16493, Vermerk, [o.D., zweite Jahreshälfte 1976], „Anti-Terrorismus-Konven-
tion des Europarats (EuR)“.



VfZ 3/2012

350   Aufsätze

Ausblick: Vom „ohnmächtigen“ zum nicht erpressbaren Rechtsstaat

Erpresserische Geiselnahmen zur Erreichung politischer Ziele stellten seit den 
späten 1960er Jahren die betroffenen Regierungen vor die schwer zu beantwor-
tende Frage, ob die Nachgiebigkeit des Staates in einem solchen Fall längerfristig 
die Innere Sicherheit erhöhte, weil danach für terroristische Anschläge kein Mo-
tiv mehr bestand, oder zusätzlich gefährdete, weil dadurch möglicherweise Folge-
taten provoziert wurden. Kein Staat konnte zum Zeitpunkt des Olympia-Attentats, 
als das Phänomen der terroristischen Geiselnahme noch relativ neu war, behaup-
ten, „ein Patentrezept“ zu haben135. In der Bundesrepublik hatte man in dieser 
Hinsicht kaum eigene Erfahrungswerte.

Während des Olympia-Attentats hatte die Bundesregierung keinen Einfluss auf 
die Entscheidung, ob auf die Forderungen der Terroristen eingegangen werden 
solle. Anders sah es während der Flugzeugentführung am 29. Oktober 1972 aus, 
bei der Bonn sehr schnell zur Nachgiebigkeit bereit war. Dem lag nicht allein das 
angesprochene Bestreben zugrunde, palästinensischen Terroristen keinen weite-
ren Anlass für Erpressungsversuche zu bieten. Darüber hinaus fußte dieses Verhal-
ten offensichtlich auch auf der Annahme, dass es grundsätzlich kaum möglich sei, 
bei einer Entführung das Leben der Geiseln zu retten, ohne den Forderungen der 
Terroristen nachzugeben. Ausgehend von der Maxime, dass das einzelne mensch-
liche Leben über alle anderen Interessen zu stellen sei – eine Grundüberzeugung, 
die durch die NS-Vergangenheit ein besonderes Gewicht besaß –, wurden deshalb 
die faktischen Handlungsspielräume als extrem begrenzt eingeschätzt. Die Ereig-
nisse in Fürstenfeldbruck konnten diese Auffassung nur bestätigen. Entsprechend 
rechtfertigte Scheel am 31. Oktober 1972 gegenüber dem israelischen Botschaf-
ter Ben Horin das Nachgeben des bundesdeutschen Staates: Insgesamt glaube 
er, „dass jede Regierung im konkreten Fall ohnmächtig sei, wenn es gelte, das 
Leben Unbeteiligter zu retten. Man könnte sich wirksam nur wehren, wenn man 
zu verhindern suche, überhaupt in die Lage des Erpressten zu kommen.“136 Doch 
bereits zu diesem frühen Zeitpunkt gab es in der bundesdeutschen Politik auch 
einzelne Stimmen, die auf die längerfristigen Gefahren einer solchen Haltung 
hinwiesen. So betonte Genscher am 30. Oktober 1972 im Ständigen Ausschuss des 
Bundestages, es müsse berücksichtigt werden, dass palästinensische „ultraradika-
le Strömungen“ „infolge des – erzwungenen – Nachgebens“ in der Bundesrepu-
blik ein geeignetes „Objekt für erneute Erpressungsversuche“ sehen könnten137.

Auf internationaler Ebene stand die Bundesregierung 1972 mit ihrer Bereit-
schaft, terroristischen Forderungen nachzugeben, durchaus nicht allein. Bis in 
die Mitte der 1970er Jahre waren die meisten westlichen Staaten in ähnlichen Si-

135	 PA/AA, B 1, Bd. 509, Aufzeichnung über das „Gespräch Staatssekretärs Dr. Frank mit dem 
israelischen Botschafter Ben Horin am 15. 11. 1972 um 10.15 Uhr“, [o.D.], S. 4.

136	 Ebenda, Aufzeichnung Redies, 2. 11. 1972, „Vorsprache des israelischen Botschafters beim 
Herrn Minister am 31. Oktober 1972, 18.00 Uhr“.

137	 So der Sprechzettel für Genscher, zit. nach Majid Sattar, Folgen eines Anschlags, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 9. 11. 2006, S. 10.
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tuationen immer wieder willens, Inhaftierte auszutauschen138. Auch bei der näch-
sten spektakulären Geiselnahme auf deutschem Boden, der Lorenz-Entführung, 
wagte es die Bundesregierung nicht, das Leben des Gekidnappten zu riskieren. 
Wie gefordert, wurden fünf „politische Gefangene“ mit 120.000 DM Reisegeld 
nach Südjemen ausgeflogen, woraufhin der CDU-Spitzenpolitiker unversehrt wie-
der freikam. Allerdings war diese Entscheidung keineswegs unumstritten gewe-
sen. In den politischen Krisenstäben gab es grundlegende Diskussionen darüber, 
ob sich der Staat erpressbar zeigen dürfe139. Unverkennbar war dabei, dass die Nö-
tigung des Staates dieses Mal eine neue Qualität hatte: Die Bundesrepublik war, so 
der FDP-Bundestagsabgeordnete Burkhard Hirsch nach der Geiselnahme, „nicht 
wie in früheren Fällen von ausländischen Terroristen erpresst worden, denen die-
ser Staat gleichgültig ist, die andere Ziele verfolgten, sondern von erklärten Fein-
den unserer Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Die Nachgiebigkeit des Staates 
hatte hier deshalb weitaus gravierendere Auswirkungen auf das „Rechts- und 
Staatsbewußtsein“ – vielleicht weniger, wie Hirsch meinte, „der Bevölkerung“140, 
sondern vor allem der politischen Eliten.

Bereits wenige Wochen später, bei dem Überfall des RAF-Kommandos „Hol-
ger Meins“ auf die bundesdeutsche Botschaft in Stockholm am 24. April 1975, 
zeigte sich, dass ein grundlegender Prozess des Umdenkens eingetreten war. Es 
setzte sich nun die gegenteilige Ansicht durch, dass staatliche Nachgiebigkeit Ter-
roristen zu weiteren Erpressungsversuchen ermuntere und dass die Freigelasse-
nen wohlmöglich selbst bald Anschläge verüben würden. Insbesondere Helmut 
Schmidt stand nun dezidiert für Unnachgiebigkeit. Offensichtlich war er nach 
der Lorenz-Entführung endgültig zu der Grundüberzeugung gelangt, dass „die 
Rettung einzelner im […] Bedrohungsfall die Gefährdung vieler auf weite Sicht 
erhöh[e]“141.

Auch dieses Umdenken entsprach zu diesem Zeitpunkt internationalen Ten-
denzen. Die zunehmende Disposition westlicher Regierungen zur Unnachgiebig-
keit scheint sich dabei im Einklang mit den Erkenntnissen von Spezialisten der 
Sicherheitsbehörden entwickelt zu haben, die sich wiederholt im Rahmen inter-
nationaler Konferenzen um die Auswertung politisch motivierter Geiselnahmen 
bemühten. So beschäftigte sich im Dezember 1974 eine Tagung europäischer 
und US-amerikanischer Nachrichtendienste mit dem Thema „Herbeiführung 
einer gemeinsamen Haltung gegenüber dem Terrorismus“142, und im Dezember 
1975 berichtete der Spiegel von zwei Geheimseminaren US-amerikanischer, kana-
discher, schwedischer, britischer und bundesdeutscher Anti-Terror-Spezialisten, 

138	 Vgl. Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, S. 132.
139	 Vgl. ebenda, S. 133–136; März, Die Machtprobe 1975, S. 41.
140	 Protokolle des Deutschen Bundestags, 7. Wahlperiode, 155. Sitzung am 13. 3. 1975, 

S. 10783 f.
141	 Zitat aus „Elemente einer Anti-Terror-Strategie“, in: Neue Züricher Zeitung vom 3./4. 5. 1975, 

S. 33. Helmut Schmidt hat den Artikel offensichtlich gelesen und diese Passage unterstri-
chen. Vgl. März, Die Machtprobe 1975, S. 66.

142	 BArch, B 106/106879, Schreiben Kamptz (BMI), 30. 12. 1974, „Europäische Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der inneren Sicherheit, hier: Bekämpfung des Terrorismus“.
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auf denen ein Schema erarbeitet worden sein soll, dessen zentrale Elemente Hin-
haltetaktik und Unnachgiebigkeit seien und das seither von westlichen Regie-
rungen bei Geiselnahmen befolgt werde143.

Mitte der 1970er Jahre ist somit ein Paradigmenwechsel festzustellen, der nicht 
allein die Bundesrepublik, sondern alle westlichen Staaten erfasste144. Die Bereit-
schaft, terroristischen Forderungen nachzugeben, um einzelne Menschenleben 
zu retten, trat dabei zunehmend in den Hintergrund zugunsten des Leitbilds 
eines nicht erpressbaren Rechtsstaats. Die hiermit verbundenen Grundüberzeu-
gungen waren in der Bundesrepublik in hohem Maße von Momenten der Erin-
nerungskultur geprägt: Die in der ersten Hälfte der 1970er Jahre dominierende 
Annahme von der „Ohnmacht“ des Staates im Falle einer terroristischen Geisel-
nahme ging von der – vor dem Hintergrund der jüngsten deutschen Geschichte 
fundamentalen – Auffassung aus, dass das einzelne menschliche Leben stets ober-
stes Gut und die Menschenwürde unantastbar sein müsse. Der Anspruch eines 
starken und nicht erpressbaren Rechtsstaats hingegen stand im Einklang mit der 
Forderung, dass die „freiheitliche demokratische Grundordnung“ – anders als 
jene der Weimarer Republik – nicht wehrlos gegenüber antidemokratischen Kräf-
ten sein dürfe145. Das Olympia-Attentat und die Freipressung der Attentäter waren 
ein wichtiger Teil des Erfahrungshintergrunds, vor dem sich dieser Paradigmen-
wechsel vollzog.

Abschließend bleibt zu konstatieren, dass das Olympia-Attentat für die Bundes-
republik durchaus ein Ereignis von politischer Wirkung war. Was die rein inner-
staatliche Ebene anbelangt, ist der Stellenwert des 5. September 1972 differenziert 
zu sehen. Die einzige unmittelbare und einschneidende Folge war diesbezüglich 
die Gründung von polizeilichen Spezialeinheiten. Darüber hinaus jedoch kam 
dem Anschlag auch auf dieser Ebene einige Bedeutung zu, weil er die Wahrneh-
mungen des Terrorismus beeinflusste und einen Referenzpunkt für die weitere 
bundesdeutsche Terrorismusbekämpfung bildete. Direkter und weitreichender 
freilich wirkte sich das Olympia-Attentat auf die internationale Zusammenarbeit 
bei der Terrorismusbekämpfung aus. Der Anschlag war nicht nur der maßgeb-
liche Auslöser für bundesdeutsche Bemühungen auf diesem Gebiet; die 1972 in 
Angriff genommenen Maßnahmen sollten auch wegweisend für die weitere inter-
nationale Kooperation bei der Terrorismusbekämpfung werden.

143	 Vgl. „Kein Pardon. Unnachgiebig in der Sache, aber verbindlich im Ton – diese Taktik west-
licher Regierungen hat die Waffe politisch motivierter Geiselnahmen entschärft“, in: Der 
Spiegel vom 15. 12. 1975, S. 76–79.

144	 So die Hauptthese von Dahlke, Demokratischer Staat und transnationaler Terrorismus, 
S. 427–434.

145	 Zum Bedeutungswandel dieses Topos in der Bundesrepublik vgl. Jürgen Seifert, Der Grund-
konsens über die doppelte innerstaatliche Feinderklärung. Zur Entwicklung der „freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung“, in: Bernhard Blanke/Hellmut Wollmann (Hrsg.), 
Die alte Bundesrepublik. Kontinuität und Wandel, Opladen 1991, S. 354–366.
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Im Frühjahr 1933 überraschte Papst Pius XI. die Welt. Er lobte Hitler als den 
einzigen Staatsmann, der etwas gegen den Kommunismus unternehme, und gab 
damit der Hoffnung Ausdruck, in der neuen deutschen Regierung einen Bündnis-
partner gegen die „rote Gefahr“ finden zu können. Thies Schulze, Historiker an der 
Universität Münster, analysiert die Ursachen dieser überraschenden Wende und un-
tersucht die Folgen der merklichen Annäherung, zu denen nicht zuletzt die Aufnah-
me der Verhandlungen für das Reichskonkordat zählte. Sein Beitrag wirft somit auch 
ein neues Licht auf die Scholder/Repgen-Debatte, die in der letzten Ausgabe der VfZ 
historisiert wurde.  nnnn

Thies Schulze

Antikommunismus als politischer Leitfaden des 
Vatikans?
Affinitäten und Konflikte zwischen Heiligem Stuhl und NS-Regime im Jahr 1933

Einleitung

Als Kardinal Michael von Faulhaber im März 1933 ein Memorandum über Adolf 
Hitler verfasste, fand er durchaus anerkennende Worte für den neuen Reichs-
kanzler: „Er betrachtet es als die Aufgabe seines Lebens, den Marxismus in jeder 
Form, besonders den Kommunismus, als Wirtschafts- und als Staatsprinzip zu 
‚vernichten‘“1, schrieb er unter der Überschrift „Was an ihm zu loben ist“. Zwar 
enthielt das Memorandum eine längere Liste kritischer Urteile, so etwa über Ka-
tholikenverfolgung, Rassismus und Gewalt. Dennoch hatte die Denkschrift zu-
mindest einen Aspekt aufgegriffen, der auch für die päpstliche Politik eine nicht 
unbedeutende Rolle spielte: Den Gedanken nämlich, dass kommunistische Be-
drohungen, gleichermaßen von katholischer Kirche und deutscher Regierung 
erkannt, auch gemeinsam bekämpft und besiegt werden könnten.

Obwohl der Einfluss antikommunistischen Denkens auf die Haltung des 
Papstes zum Nationalsozialismus der bisherigen Forschung keinesfalls verborgen 
geblieben ist, erklärt sie dessen Stellenwert für die vatikanischen Entscheidungs-
prozesse im Jahr 1933 nur unzureichend. Selbst Saul Friedländer, der einen sol-
chen Zusammenhang konstatiert, konzentriert sich in erster Linie auf die Zeit des 

1	 Memorandum Faulhabers (17. 3. 1933), in: Ludwig Volk, Das Reichskonkordat vom 20. Juli 
1933. Von den Ansätzen in der Weimarer Republik bis zur Ratifizierung am 10. September 
1933, Mainz 1972, S. 221–223, hier S. 221. – Für hilfreiche und anregende Kritik danke ich 
herzlich Antje Schnoor, Klaus Große Kracht und Martin Baxmeyer. Lukas Dovern verdanke 
ich die Übersetzungen aus dem Polnischen.
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Pontifikats Papst Pius‘ XII.2 Für die Amtszeit von dessen Vorgänger Achille Ratti 
hingegen hat die neuere Forschungsliteratur zwar einige Hinweise für eine aus 
„antibolschewistischer“ Überzeugung resultierende Toleranz gegenüber dem Na-
tionalsozialismus gefunden3, dieses Phänomen allerdings nicht systematisch un-
tersucht4. Andere Impulsgeber vatikanischer Politik wurden wesentlich deutlicher 
akzentuiert: So spielen etwa die komplexen Zusammenhänge zwischen dem Han-
deln der Zentrumspartei, des deutschen Episkopats und der römischen Kurie 
in der Forschung eine entscheidende Rolle. Zudem fragen einige Studien nach 
längerfristigen Grundkonstanten der vatikanischen Politik, die auf das Handeln 
des Heiligen Stuhls gegenüber der NS-Diktatur Einfluss genommen haben, etwa 
nach dem gewandelten Selbstverständnis, das in der päpstlichen Friedenspolitik 
seinen Niederschlag fand5, oder nach dem weiteren Kontext der Konkordatspo-
litik. Obwohl diese Forschungsperspektive wertvolle Ergebnisse erbracht hat, ist 
mit ihr die Gefahr verbunden, zeitliche Entwicklungen und politische Inkonsis
tenzen zu verdecken. Die Fokussierung der Forschung auf die Hintergründe des 
Konkordats von 1933 hat zudem dazu geführt, dass die ideologische Gegnerschaft 
zwischen römischer Kurie und nationalsozialistischer Bewegung in das Zentrum 
vieler Betrachtungen gerückt wurde. Emma Fattorini etwa bezeichnet den Natio-
nalsozialismus schon in der entsprechenden Kapitelüberschrift ihres Buches als 
„Feind Nummer Eins“ des Papstes und misst der ideologischen Gegnerschaft des 
Vatikans zum Kommunismus eine geringere Bedeutung bei6.

Wenn der vorliegende Aufsatz der Frage nachgeht, welche Rolle die Gegner-
schaft zum Kommunismus als Handlungsmotiv päpstlicher Politik im Jahr 1933 
spielte, wird er besonderes Augenmerk auf die vatikanische Deutschland-Wahr-
nehmung legen. Es soll untersucht werden, inwiefern (und wann) die päpstliche 
Politik ihre ideologische Gegnerschaft zum Nationalsozialismus zurückzustellen 
bereit war, um gegen die vermeintliche Hauptgefahr des kommunistischen Vor-
dringens effizienter vorgehen zu können. Dabei konzentriert sich die Untersu-
chung im Wesentlichen auf die Positionen Papst Pius‘ XI. Obwohl es vereinzelt 

2	 Vgl. Saul Friedländer, Pius XII. und der Holocaust. Eine Neubewertung, in: Ders., Pius XII. 
und das Dritte Reich. Eine Dokumentation, München 2011 [deutsche Erstausgabe 1965], 
S. 206–226.

3	 Vgl. z. B. Volk, Reichskonkordat, S. 64 f. Die aus dem Jahr 1939 stammende Papst-Biographie 
von Luigi Salvatorelli, Pio XI e la sua eredità pontificale, Turin 1939, S. 169, die selten Belege 
für ihre Aussagen anführt, stellt den Antikommunismus als eines der Hauptmotive der Politik 
Pius‘ XI. dar und sieht in ihm sogar den Impulsgeber für den Abschluss des Reichskonkordats 
1933.

4	 Einige Darstellungen unterschlagen gänzlich die Einflüsse antikommunistischen Denkens 
auf die Deutschlandpolitik des Vatikans. Vgl. z. B. Dieter Albrecht, Der Hl. Stuhl und das 
Dritte Reich, in: Klaus Gotto/Konrad Repgen (Hrsg.), Die Katholiken und das Dritte Reich, 
Mainz 1990, S. 25–47.

5	 Vgl. Thomas Brechenmacher, Teufelspakt, Selbsterhaltung, universale Mission? Leitlinien 
und Spielräume der Diplomatie des Heiligen Stuhls gegenüber dem nationalsozialistischen 
Deutschland (1933–1939) im Lichte neu zugänglicher vatikanischer Akten, in: Historische 
Zeitschrift 280 (2005), S. 591–645, hier S. 605.

6	 Emma Fattorini, Pio XI, Hitler e Mussolini. La solitudine di un papa, Turin 2007, S. 108.
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Quellen gibt, die auf unterschiedliche Meinungen im Staatssekretariat und in der 
Kurie schließen lassen7, ist es kaum möglich, die innerhalb der strengen vatika-
nischen Hierarchie existierenden Meinungsunterschiede systematisch zu erfor-
schen. Letzten Endes war der Papst die bestimmende Person in der vatikanischen 
Politik.

Die im Vatikanischen Geheimarchiv vorhandenen Quellen, die 2003 und 2006 
der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden, verraten für 
das Jahr 1933 verhältnismäßig wenig über das Deutschland-Bild im Vatikan. Die 
Korrespondenz des päpstlichen Staatssekretariats mit dem Nuntius in Berlin, Ce-
sare Orsenigo, kann zwar Aufschluss über dessen Meinung über einige politische 
Vorgänge in Deutschland liefern, aus Rom an ihn gerichtete Anweisungen sind 
allerdings kaum im Quellenbestand zu finden8. Schließlich enthalten auch die 
Audienznotate des Kardinalstaatssekretärs Eugenio Pacelli für den Zeitraum, um 
den es in diesem Aufsatz geht, nur wenige Hinweise auf die Deutschlandpolitik9. 
Über die Gründe für diesen Quellenmangel, der mit Sicherheit nicht aus einem 
generellen Desinteresse des päpstlichen Staatssekretariats an der deutschen Po-
litik resultiert, lässt sich nur spekulieren: Die päpstlichen Anweisungen an die 
Nuntiaturen fielen auch in anderen Fällen knapp aus, zumal für die kleine Bü-
rokratie des Vatikans nur begrenzte Kapazitäten zur Pflege eines ausführlichen 
Schriftverkehrs zur Verfügung standen. Für die Abfassung schriftlicher Berichte 
gab es Richtlinien, die konkrete Anweisungen des Staatssekretariats im Einzelfall 
entbehrlich machen konnten10, und es ist zudem nicht auszuschließen, dass An-
weisungen auch auf telefonischem Weg an die Nuntiaturen gelangten11. Die in 
der historischen Forschung stark beachteten Audienznotate, die Pacelli auf Ge-
heiß und unter Kontrolle Papst Pius‘ XI. anfertigte12, geben nur punktuelle Ein-
blicke in die päpstliche Politik und dürften eher als Gedächtnisstütze für einzelne 
Vorgänge gedient haben; als Grundlage für einen systematischen Überblick über 
die päpstliche Deutschland-Politik eignen sie sich kaum.

Es ist schon aus diesem Grund vielversprechend, neben Quellen, die die va-
tikanische Politik aus einer Innenperspektive wahrnehmen, auch solche in die 

  7	 Vgl. Konrad Repgen, Zur Vatikanischen Strategie beim Reichskonkordat, in: VfZ 31 (1983), 
S. 506–535, hier S. 521–524. Mitteilungen P. Leibers SJ an den österreichischen Vatikange-
sandten (16. 7. 1933), in: Ebenda, S. 530–535.

  8	 Die von Thomas Brechenmacher herausgegebene Edition der Berichte Cesare Orsenigos 
umfasst für das Jahr 1933 insgesamt 37 Anweisungen Pacellis, von denen insgesamt nur 
acht (zumeist sehr kurze Texte) aus den Monaten Februar bis April 1933 stammen. Vgl. 
http://194. 242. 233.156/denqOrsenigo/index.php [Zugriff am 19. 5. 2011].

  9	 Segreteria di Stato, Sezione per i Rapporti con gli stati, Affari Ecclesiastici Straordinari (künf-
tig: S.RR.SS., A.E.S.) Stati Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 340–364.

10	 Corrispondenza con la Santa Sede, in: Ebenda, Pos. 321, Fasz. 193, fol. 18r-20r.
11	 Von dieser Möglichkeit sollte vor allem Gebrauch gemacht werden, wenn das Staatssekre-

tariat einen „schnellen Gedankenaustausch“ mit den Nuntiaturen wünschte. Entwurf des 
Staatssekretariats an die Nuntiaturen Paris, Madrid, München, Bern, Prag, Wien, Belgrad, 
Budapest und Warschau (14. 9. 1922), in: Ebenda, Fasz. 193, fol. 3r.

12	 Dies folgt aus einem Tagebuch-Eintrag Galeazzo Cianos, in: Galeazzo Ciano, Diario 1937–
1943, hrsg. von Renzo De Felice, Mailand 102006, S. 169, Eintrag vom 26. 8. 1938.
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Untersuchung einzubeziehen, die einen Blick „von außen“ auf den Vatikan rich-
ten. Hierbei wird in erster Linie auf Berichte zurückgegriffen, die aus der Feder 
des französischen Botschafters am Vatikan, François Charles-Roux13, und des pol-
nischen Botschafters Władysław Skrzyński14 stammen. Da die Regierungen beider 
Länder die politischen Vorgänge in Deutschland mit einiger Besorgnis verfolgten 
und ihre Botschafter daher des Öfteren das Gespräch mit dem vatikanischen 
Staatssekretär suchten, eignen sich die Berichte besonders, um einen Einblick 
in die vatikanische Deutschlandpolitik zu erhalten. Sie zeichnen sich durch das 
Bestreben ihrer Verfasser aus, Informationen möglichst unverfälscht an die jewei-
ligen Regierungsstellen weiterzuleiten, wenngleich sie dazu neigen, politischen 
Fragen – in erster Linie solchen, die für die Politik des jeweiligen Landes von 
Bedeutung sind – einen Vorrang über kirchliche Belange wie Seelsorge und Glau-
bensgrundsätze einzuräumen. Beide Diplomaten waren darüber hinaus gute Ken-
ner der päpstlichen Politik: Der französische Vatikan-Botschafter hatte 1916 bis 
1924 an der Botschaft in Rom (Quirinal) gearbeitet und – u. a. wegen der unter-
brochenen diplomatischer Beziehungen zwischen Frankreich und dem Heiligen 
Stuhl – auch informelle Kontakte zu kirchlichen Kreisen hergestellt. Skrzyński 
hatte 1933 bereits eine mehr als achtjährige Erfahrung als diplomatischer Vertre-
ter am Heiligen Stuhl15.

Dass es trotz der genannten Forschungslücke eine reichhaltige Literatur über 
die Beziehung des Vatikans zum „Dritten Reich“ gibt16, liegt nicht unwesentlich 
an den Diskussionen über Rolf Hochhuths Drama „Der Stellvertreter“, die die 

13	 François Charles-Roux (1879–1961), nach Stationen in Konstantinopel, Kairo, London, Rom 
und Prag von Mai 1932 bis Mai 1940 französischer Botschafter am Vatikan. Vgl. Annuaire di-
plomatique et consulaire de la République Française pour 1936, Nouvelle Série, Jg. 73, tome 
XLVII, Paris 1936, S. 243.

14	 Władysław Skrzyński (1873–1937), zunächst im diplomatischen Dienst Österreich-Ungarns, 
nach einer Station in Madrid vom November 1924 bis Dezember 1937 Botschafter Polens am 
Heiligen Stuhl. Vgl. Jacek M. Majchrowski in Zusammenarbeit mit Grzegor Mazur und Kamil 
Stepan (Hrsg.), Kto był kim w drugiej rzeczypospolitej, Warschau 1994, S. 112.

15	 Ein Teil der hier zitierten Dokumente wurde 1960 in spärlich kommentierter und in unwe-
sentlich abgeänderter Form abgedruckt, ist aber erstaunlicherweise in den Debatten über 
das Verhältnis des Vatikans zum „Dritten Reich“ kaum beachtet worden. Allerdings fehlen in 
der Edition alle in diesem Aufsatz zitierten Dokumente des entsprechenden Bestandes, die 
ab Mai 1933 entstanden sind. Vgl. Jarosław Jurkiewicz (Hrsg.), Watykan a stosunki polsko-
niemieckie w latach 1918–1939. Wybor Materiałow, Warschau 1960, S. 44–65. In anderen For-
schungskontexten sind die Dokumente allerdings durchaus wahrgenommen worden. Vgl. 
z. B. Hansjakob Stehle, Geheimdiplomatie im Vatikan. Die Päpste und die Kommunisten, 
Zürich 1993, S. 151–153; Neal Pease, Rome‘s Most Faithful Daughter. The Catholic Church 
and Independent Poland, 1914–1939, Athens 2009, S. 97–99 u. S. 238.

16	 Vgl. hierzu u. a. Philippe Chenaux, Pie XII. Diplomate et pasteur, Paris 2003; Gerhard Besi-
er/Francesca Piombo, Der Heilige Stuhl und Hitler-Deutschland. Die Faszination des To-
talitären, München 2004; Peter Godman, Der Vatikan und Hitler. Die geheimen Archive, 
München 2005; Anthony Rhodes, Der Papst und die Diktatoren. Der Vatikan zwischen Revo-
lution und Faschismus, Wien/Köln/Graz 1980; Hubert Wolf, Papst und Teufel. Die Archive 
des Vatikan und das Dritte Reich, München 2008; ders., Pius XI. und die „Zeitirrtümer“. Die 
Initiativen der römischen Inquisition gegen Rassismus und Nationalismus, in: VfZ 53 (2005), 
S. 1–42.
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Forschungslandschaft nachhaltig geprägt haben. So widmen sich zahlreiche Stu-
dien dem Verhältnis des Heiligen Stuhls zum Antisemitismus17. Für das Jahr 1933 
sind zudem im Zuge der sogenannten Scholder-Repgen-Kontroverse zahlreiche 
Arbeiten entstanden, die mögliche Zusammenhänge zwischen Reichskonkordat 
und Ermächtigungsgesetz sowie der Auflösung der Zentrumspartei erörtern und 
das Verhältnis zwischen Heiligem Stuhl, dem deutschen Episkopat und dem Zen-
trum untersuchen18. Mehrere Studien erforschen den vatikanischen Antikommu-
nismus und die Beziehungen der Kurie zu Sowjetrussland19, sie behandeln die Zu-
sammenhänge zwischen päpstlichem Antikommunismus und der vatikanischen 
Deutschlandpolitik allerdings nur am Rande.

Der Vatikan und die Herausforderung von Kommunismus und Faschis-
men

Das Verhalten des Heiligen Stuhls zum Hitler-Regime hing eng mit der Frage 
zusammen, welches politische System am ehesten mit den vatikanischen Vorstel-
lungen im Einklang stand. Seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert – verstärkt aber 
nach Ende des Ersten Weltkriegs – schlug sich in päpstlichen Verlautbarungen 
die Idee einer Äquidistanz zu politischen Systemen nieder. In der Enzyklika „Im-
mortale Dei“ (1885) hatte es bereits geheißen: „Die Herrschergewalt ist aber an 
sich mit keiner Staatsform notwendig verknüpft [. . .].“20 Papst Pius XI. griff mit 
dem Lehrschreiben „Ubi arcano“ dieses Prinzip wieder auf, fügte allerdings eine 
Formulierung hinzu, welche eine Distanz zu demokratischen Systemen deutlich 
machte: Innerstaatliche Parteienkämpfe und Terror müssten „um so verderb-
licher wirken, je größeren Anteil das Volk an der Staatsregierung hat, wie dies bei 
den modernen demokratischen Regierungen der Fall ist. Zwar verwirft die Kirche 

17	 Als Überblick vgl. José M. Sánchez, Pius XII. und der Holocaust. Anatomie einer Debatte, 
Paderborn u. a. 2003. Vgl. ferner Thomas Brechenmacher, Der Vatikan und die Juden. Ge-
schichte einer unheiligen Beziehung vom 16. Jahrhundert bis zur Gegenwart, München 
2005; Konrad Repgen, Judenpogrom, Rassenideologie und katholische Kirche, Köln 1988.

18	 Von den zahlreichen Beiträgen zu dieser Debatte seien lediglich genannt: Klaus Scholder, 
Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1: Vorgeschichte und Zeit der Illusionen 1918–1934, 
Frankfurt a.M. u. a. 1977, S. 300–321; Repgen, Strategie; ders., I Patti Lateranensi e il Reichs-
konkordat. Pio XI e la politica concordataria con Russia, Italia e Germania, in: Rivista di 
Storia della Chiesa in Italia 33 (1979), S. 371–416. Grundlegend zum Reichskonkordat vgl. 
Volk, Reichskonkordat. Zur neueren Forschung vgl. Thomas Brechenmacher (Hrsg.), Das 
Reichskonkordat 1933. Forschungsstand, Kontroversen, Dokumente, Paderborn u. a. 2007; 
Hubert Wolf, Reichskonkordat für Ermächtigungsgesetz? Zur Historisierung der Scholder-
Repgen-Kontroverse über das Verhältnis des Vatikans zum Nationalsozialismus, in: VfZ 60 
(2012), S. 169–200.

19	 Vgl. z. B. Maxime Mourin, Der Vatikan und die Sowjetunion, München 1965; Stehle, Geheim-
diplomatie; Philippe Chenaux, L’Église catholique et le communisme in Europe, Paris 2009.

20	 Rundschreiben erlassen am 1. November 1885 von Unserem Heiligsten Vater Leo XIII. 
durch göttliche Vorsehung Papst, über die christliche Staatsordnung, Freiburg i. Br. 1885, 
S. 10. Zum deutschen Katholizismus und seine antikommunistischen Zielsetzungen vgl. 
Horst Heitzer, Deutscher Katholizismus und „Bolschewismusgefahr“ bis 1933, in: Histori-
sches Jahrbuch 113 (1993), S. 355–387.
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diese Regierungsform nicht (wie überhaupt keine Einrichtung, die dem Recht 
und der Vernunft gemäß ist), aber es ist doch eine bekannte Tatsache, daß dieses 
Regierungssystem für Parteiränke besonders zugänglich ist.“21

Wenn die Demokratie unter den Herrschaftssystemen allenfalls geduldet war, 
so entsprachen auch die Alternativen kaum den eigenen Idealvorstellungen des 
Heiligen Stuhls. Die Monarchie konnte nach dem Ende des Ersten Weltkriegs 
als Auslaufmodell gelten, und der Untergang der katholischen Habsburgermo-
narchie markierte für den Heiligen Stuhl einen schmerzlichen Einschnitt22. In 
zunehmendem Maße war hingegen eine Auseinandersetzung mit dem kommu-
nistischen System erforderlich, das seit der Oktoberrevolution 1917 in den Fo-
kus der internationalen Politik gerückt war, und mit dem Mussolini-Regime, das 
seit 1922 die politischen Geschicke Italiens lenkte und damit in der „römischen 
Frage“ zugleich zum Kontrahenten und Verhandlungspartner der katholischen 
Kirche geworden war.

Wenngleich bereits die Päpste des 19. Jahrhunderts den Kommunismus verur-
teilt hatten23, war dieser erst mit der Oktoberrevolution zu einer realen Heraus-
forderung der katholischen Weltanschauung geworden. Die beiden wichtigsten 
Entscheidungsträger in den 1930er Jahren – Papst Pius XI. und Kardinalstaats-
sekretär Eugenio Pacelli – hatten bereits früh persönliche Erfahrungen mit kom-
munistischen Bewegungen gemacht. Als Apostolischer Nuntius in Polen hatte der 
Ratti-Papst den polnisch-sowjetischen Krieg miterlebt und sich im August 1920 
– wenn auch entgegen aller Legendenbildungen unfreiwillig – im belagerten War-
schau befunden24. Pacelli hatte als Apostolischer Nuntius in Bayern während der 
Revolution 1918/19 eine vorübergehende Besetzung des Nuntiaturgebäudes er-
lebt, die in ihm einen tiefen Eindruck hinterlassen hatte25.

Trotz dieser persönlichen Erfahrungen und aller ideologischen Vorbehalte 
ging es der katholischen Kirche darum, auch von kommunistischen Regimen 
eine staatliche Garantie für die freie Ausübung der Religion zu erlangen. Zu die-
sem Zweck strebte der Heilige Stuhl selbst mit der Sowjetunion Vereinbarungen 
an. Anfang der 20er Jahre betrachteten vatikanische Entscheidungsträger diesen 
Weg sogar als Chance, um die Schwierigkeiten, die die katholische Kirche mit 

21	 Sanctissimi Domini Nostri Pii Divina providentia Papae XI litterae encyclicae. De pace Chri-
sti in regno Christi Quaerenda, München 1923, S. 17.

22	 Vgl. Hubert Wolf/Klaus Unterburger (Bearb.), Eugenio Pacelli. Die Lage der Kirche in 
Deutschland 1929, Paderborn u. a. 2006, S. 37.

23	 Bereits Papst Pius IX. hatte in seiner Enzyklika „Qui Pluribus“ vom 9. 11. 1846 u. a. einen 
prinzipiellen Gegensatz zwischen Kommunismus und Katholizismus konstatiert. Vgl. Gior-
gio Petracchi, I Gesuiti e il Communismo tra le due guerre, in: Vincenzo Ferrone (Hrsg.), La 
Chiesa cattolica e il totalitarismo: VIII Giornata Luigi Firpo. Atti del convegno, Torino 25–26 
ottobre 2001, Florenz 2004, S. 123–152, hier S. 125.

24	 Vgl. Stanisław Wilk, Achille Ratti, visiteur apostolique et premier nonce dans la Pologne re-
naissante, in: Jean-Pierre Delville/Marko Jacǒ   v (Hrsg.), La Papauté contemporaine (XIXe-
XXe siècles), Louvain-La-Neuve u. a. 2009, S. 345–357, hier S. 355.

25	 Vgl. Chenaux, Pie XII, S. 128–133.
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dem zaristischen Regime gehabt hatte, ein für alle Mal auszuräumen26. Die Ver-
handlungen, an denen der Nuntius in Deutschland und spätere Kardinalstaatsse-
kretär Eugenio Pacelli maßgeblich mitwirkte, gelangten allerdings nie über den 
Status von inoffiziellen Sondierungen hinaus. Zugleich betraute Pacelli den Je-
suitenpater Michel d’Herbigny mit der Aufgabe, geheime Bischofsweihen vorzu-
nehmen, um für das Seelenheil der in Russland lebenden Katholiken zu sorgen. 
Als sich Ende 1927 endgültig herausstellte, dass die sowjetische Regierung nicht 
bereit war, Mindestforderungen des Vatikans zu akzeptieren, änderte der Heilige 
Stuhl unter dem Eindruck staatlicher Repressalien gegen Priester seinen Kurs. 
Der Kommunismus wurde in der Folgezeit erbitterter als je zuvor verurteilt27.

1930 veröffentlichte Papst Pius XI. ein Schreiben an seinen Kardinalvikar Basi-
lius Pompili, in dem er zu einem „Kreuzzug des Gebets“ und zum Kampf der „Kul-
turvölker“ gegen den Bolschewismus aufrief. Vor allem in der katholischen Presse 
Deutschlands fand der Aufruf breiten Widerhall28. Die Enzyklika „Caritate Christi 
compulsi“ gab im Mai 1932 den päpstlichen Standpunkt ebenfalls deutlich wie-
der. Sie warnte vor der Gefahr, die Papst Pius XI. in den sozialen Konsequenzen 
der Weltwirtschaftskrise erblickte, und vor politischen Umsturzversuchen: „Diese 
schweren wirtschaftlichen Mißstände und diese große sittliche Unordnung benüt-
zen die Feinde jeglicher sozialen Ordnung, mögen sie Kommunisten oder sonst-
wie heißen.“29 Anders als „gottlose“ Menschen der Vergangenheit verfügten die 
Gottlosen der Gegenwart über eine Massenbasis wie auch über moderne Medien, 
die sie für Propagandazwecke einsetzten. Der Text der Enzyklika nannte die kom-
munistische Agitation „teuflisch“ und rief die Gläubigen auf, dieser durch Gebete 
und Buße entgegenzutreten. Auffallend scharf war die Wortwahl, die die Schick-
salhaftigkeit der allgemeinen politischen Situation unterstrich und die Entschei-
dung für den christlichen Glauben als einzige Möglichkeit zuließ, um eine welt-
weite Katastrophe zu verhindern: „Es ist somit unerläßlich, ehrwürdige Brüder, 
daß wir, ohne zu ermüden, eine Schutzmauer für das Haus Israel aufrichten, daß 
auch wir alle unsere Kräfte zu einer einzigen festgefügten Front gegen die ruch-
losen Scharen vereinen, die nicht minder die Feinde Gottes als der Menschheit 
sind! In diesem Kampfe nämlich geht es um die höchste Entscheidung, die der 
menschlichen Freiheit vorgelegt werden kann: für Gott oder wider Gott. So lautet 
neuerdings die Wahl, von der das Schicksal der ganzen Welt abhängt.“30 Obwohl 
die Enzyklika auch einige einleitende Warnungen vor „übertriebenem Nationalis-

26	 Vgl. Andrea Ricciardi, La Chiesa Cattolica, il Communismo e l’Unione Sovietica, in: Ferrone 
(Hrsg.), La Chiesa cattolica, S. 79–92, hier S. 81.

27	 Zu dieser Entwicklung vgl. Stehle, Geheimdiplomatie, S. 39–144; Chenaux, Église, S. 31–146.
28	 Vgl. Heitzer, Katholizismus, S. 359.
29	 Caritate Christi compulsi, in: Heilslehre der Kirche. Dokumente von Pius IX. bis Pius XII. 

Deutsche Ausgabe des französischen Originals von P. Cattin O.P. und H. Th. Conus O.P., 
besorgt von Anton Rohrbasser, Freiburg (Schweiz) 1953, S. 626–645, hier S. 630.

30	 Ebenda, S. 634.
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mus“ enthielt, betrachtete sie – ganz in der Tradition früherer Lehrschreiben31 – 
die Vaterlandsliebe als legitim und forderte an anderer Stelle dazu auf, die Regie-
renden in die Gebete einzuschließen32. Diese Sichtweise auf die Herausforderung 
der modernen Nationalismen sollte sich im Jahr 1933 als folgenschwer erweisen.

Weitaus weniger eindeutig war die Haltung des Heiligen Stuhls gegenüber den 
„faschistischen“ Diktaturen. In Italien zeichnete sich unter der Diktatur Musso-
linis seit 1925 ab, dass es zu einem Einvernehmen von katholischer Kirche und 
Staat kommen könnte. Diese Annäherung, die mit den Lateranverträgen 1929 
auch ein offizielles Fundament erhielt, sollte trotz zwischenzeitlicher Trübungen 
das Verhältnis zwischen Kirche und italienischem Staat langfristig prägen33. 
Ganz anders hatten sich zur Zeit der Weimarer Republik die vatikanischen Bezie-
hungen zur Anhängerschaft Hitlers entwickelt: Der Nationalsozialismus hatte mit 
seiner völkisch-antiklerikalen Agitation schon früh Anstoß erregt, weshalb viele 
Exponenten des politischen Katholizismus Mussolini geradezu als positives Ge-
genstück zu Hitler betrachteten34. Auch Pacelli hatte die NSDAP in seiner Zeit 
als Nuntius in München und Berlin als „antikatholische“ Partei kennengelernt35. 
Und gerade am Beginn der 1930er Jahre war die Ablehnung der nationalsozia-
listischen Ideologie sowohl in den Reihen der deutschen Bischöfe als auch im 
Vatikan unverkennbar. Bereits 1930 hatte das Mainzer Ordinariat verlauten las-
sen, dass Nationalsozialismus und Katholizismus nicht vereinbar seien, und le-
diglich für den mit Rom und den anderen Bischöfen nicht koordinierten Vorstoß 
vom Vatikan Kritik geerntet36. Im August 1932 ließ die Fuldaer Bischofskonferenz 
schließlich eine Erklärung folgen, welche die Unvereinbarkeit der beiden Welt-
anschauungen bekräftigte37. Obwohl die Zentrumspartei unter dem Eindruck 
der politischen Krise Ende 1932 wachsende Bereitschaft zeigte, Koalitionssondie-
rungen mit der NSDAP in Betracht zu ziehen38, kann an der grundsätzlichen Ab-
lehnung durch die deutschen Kirchenoberen und dem Vatikan kaum ein Zweifel 
bestehen39. Umso erstaunlicher erscheint es, dass sich das Blatt schon bald nach 
Hitlers Machtübernahme wenden sollte.

31	 Die Enzyklika „Ubi arcano dei” (1922) enthielt bereits eine solche Unterscheidung zwischen 
„guter“ Vaterlandsliebe und „bösem“ Nationalismus. Sanctissimi domini nostri Pii divina pro-
videntia Papae XI litterae encyclica, S. 27.

32	 Caritate Christi, S. 631 u. S. 638.
33	 Vgl. Renzo De Felice, Mussolini il fascista, Bd. II: L’organizzazione dello Stato fascista (1925–

1929), Turin 1995, S. 382–436.
34	 Vgl. Wolfgang Schieder, Das italienische Experiment. Der Faschismus als Vorbild in der Krise 

der Weimarer Republik, in: Historische Zeitschrift 262 (1996), S. 73–125, hier S. 93–99.
35	 Vgl. Wolf, Papst und Teufel, S. 155.
36	 Vgl. Brechenmacher, Teufelspakt, S. 603.
37	 Protokoll der Fuldaer Bischofskonferenz betr. Stellungnahme zur NSDAP (17. 8. 1932), in: 

Bernhard Stasiewski (Bearb.), Akten Deutscher Bischöfe. Über die Lage der Kirche 1933–
1945, Bd. 1: 1933–1934, Mainz 1968, S. 843 f.; Scholder, Kirchen, Bd. 1, S. 198.

38	 Vgl. Rudolf Morsey, Der Untergang des politischen Katholizismus. Die Zentrumspartei zwi-
schen christlichem Selbstverständnis und ‚nationaler Erhebung‘, 1932/33, Stuttgart/Zürich 
1977, S. 71 u. S. 74 f.

39	 Vgl. Yves Chiron, Pie XI (1857–1939), Paris 2004, S. 296 f.
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Kommunismusangst und Diktaturhoffnung: Der Heilige Stuhl von 
Februar bis April 1933

Den Worten des Jesuitenpaters Robert Leiber zufolge, der Kardinalstaatssekre-
tär Eugenio Pacelli als Privatsekretär diente40, soll der spätere Papst die Macht-
übernahme Hitlers am 30. Januar 1933 mit den Worten kommentiert haben: 
„Das ist eine schwerwiegende Sache. Das ist verhängnisvoller als ein Sieg der 
sozialistischen Linken gewesen wäre.“41 Diese – in einem Zeitabstand von sieben-
undzwanzig Jahren niedergeschriebene und nicht nachprüfbare – Aussage unter-
scheidet sich (vorausgesetzt, dass Pacelli sie tatsächlich tätigte) deutlich von der 
Politik, die der Heilige Stuhl von Ende Februar bis April vertrat.

Bereits Anfang Februar äußerte sich der Kardinalstaatssekretär in einem Ge-
spräch mit dem französischen Botschafter François Charles-Roux deutlich mo
derater42. Inwiefern die päpstliche Furcht vor dem Kommunismus bereits im 
Februar eine Rolle für die Deutschlandpolitik gespielt hat, ist indes mit den 
verfügbaren Quellen nicht zu beantworten. Die Berichte der Berliner Nuntia-
tur, die Anfang Februar 1933 in Rom eintrafen, lassen kaum auf Sympathien für 
den Nationalsozialismus schließen, und Nachrichten über einen angeblichen 
Bedeutungsgewinn der kommunistischen „Gottlosenbewegung“ in Deutschland 
erreichten das päpstliche Staatssekretariat erst Mitte März 193343. Sicher ist hin-
gegen, dass Hitler bereits in seinem „Aufruf der Reichsregierung an das deutsche 
Volk“ am 1. Februar von einem „unerhörten Willens- und Gewaltansturm“ der 
„kommunistische[n] Methode des Wahnsinns“ 44 sprach und mit dieser Rhetorik 
– wahrscheinlich unbeabsichtigt – Grundängste der vatikanischen Politik bedien-
te. Bereits ein Jahr zuvor hatte der britische Vatikanbotschafter Ogilvie Forbes auf 
päpstliche Befürchtungen über kommunistische Gefahren für Deutschland hin-
gewiesen: „Die Entwicklung der politischen Situation Deutschlands wurde vom 
Vatikan in diesem Jahr mit einiger Sorge beobachtet, da man ein gewisses Un-
behagen bei der Aussicht verspürt, Deutschland könne kommunistisch werden 
und damit für den Bolschewismus die Schleusen in Mitteleuropa öffnen. Diese 

40	 Zu Leiber siehe Horst Mühleisen, Robert Leiber, in: Bernd Ottnad (Hrsg.), Badische Biogra-
phien. Neue Folge, Bd. 2, Stuttgart 1987, S. 183 f.

41	 Robert Leiber, Reichskonkordat und Ende der Zentrumspartei, in: Stimmen der Zeit 167 
(1960/61), S. 213–223, hier S. 215. Leiber führt keinen Beleg für dieses Zitat an.

42	 Vgl. Wolf, Papst und Teufel, S. 173.
43	 Orsenigo an Pacelli, 7. 3. 1933, in: Thomas Brechenmacher (Hrsg.), Berichte des Apostoli-

schen Nuntius Cesare Orsenigo aus Deutschland 1930 bis 1939, Teil I: Das Jahr 1933, Nr. 77, 
http://194. 242. 233.156/denqOrsenigo/index.php?view=doc_layout&docConstraints[br
owse]=true&docConstraints[byID]=no&docConstraints[id]=77&docConstraints[docNrInP
ager]=1 [Zugriff am 21. 3. 2012].

44	 Rundfunkansprache Hitlers am 1. 2. 1933, in: Max Domarus, Hitler. Reden und Proklamatio-
nen 1932–1945. Kommentiert von einem deutschen Zeitgenossen, Bd. 1/1: Triumph, Mün-
chen 1965, S. 191–194, hier S. 192.
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Überlegung hat zweifellos den Vatikan beeinflusst, die Verurteilung der national-
sozialistischen Partei nicht zu weit zu betreiben.“45

Jedenfalls notierte Pacelli am 4. März nach einer Audienz mit Papst Pius XI. 
den Satz: „Hitler ist der erste und einzige Staatsmann, der sich öffentlich gegen 
die Bolschewisten ausspricht. Bisher ist es nur der Papst gewesen.“46 Diese Sicht-
weise sollte die päpstliche Diplomatie in der Folgezeit stark beeinflussen. Dem 
französischen Botschafter gegenüber sprach der Papst am 7. März die Worte aus: 
„Ich habe meine Meinung über Hitler geändert, infolge der Rede, die er dieser 
Tage über den Kommunismus gehalten hat. Das ist das erste Mal, man muß es 
schon sagen, dass sich die Stimme einer Regierung erhebt, um den Bolschewis-
mus in solch entschiedenen Worten anzuprangern und um sich mit der Stimme 
des Papstes zu verbinden.“47 Am 11. März berichtete der polnische Botschafter 
am Heiligen Stuhl, Skrzyński, ebenfalls an seinen Außenminister, dass Pius XI. 
seine Haltung zu Hitler zwar nicht vollständig geändert, aber doch “bedeutend 
modifizier[t]” habe, und erwähnte ein ähnliches Lob für den Reichskanzler48. Als 
sich die beiden Botschafter einige Tage später unterhielten, war Skrzyński nicht 
wenig überrascht, dass seinem französischen Amtskollegen die Lobrede auf Hit-
ler in noch unverblümterer Weise vorgetragen worden war: „Ich sagte dem Bot-
schafter, dass [Pius XI.] mit mir bedächtiger gesprochen und betont habe, dass er 
seine Ansichten zu Hitler nicht so sehr ändere, sondern eher modifiziere. Mein 
französischer Kollege meint, dass er sich ihm gegenüber wesentlich kategorischer 
geäußert und deutlich seine besondere Zufriedenheit mit der von Hitler gewähl-
ten Linie gezeigt habe.“49 Offenbar hatte der Papst sich aus diplomatischer Rück-
sicht dem polnischen Botschafter gegenüber etwas zurückhaltender, wenn auch 
nicht weniger deutlich, ausgedrückt.

Erstaunlich ist indes nicht nur das unverhohlene Lob für Hitler, sondern auch 
die Art und Weise, wie der Papst es zum Ausdruck brachte. Diplomatischen Ver-
tretern von Ländern, die keineswegs im Ruf standen, ein gutes außenpolitisches 
Verhältnis zum Deutschen Reich zu unterhalten, wurde die päpstliche Anerken-
nung für das Hitler-Regime kundgetan. Ganz offenbar handelte es sich nicht um 
eine spontane Sympathiebekundung des Papstes, sondern um einen bewussten 
Versuch, die Botschafter auf die bevorstehende Annäherung an das Deutsche 
Reich vorzubereiten. Neben den Diplomaten hörte aber auch Kardinal Michael 

45	 Ogilvie Forbes an Sir John Simon, 19. 2. 1932, in: Thomas E. Hachey (Hrsg.), Anglo-Vatican 
Relations, 1914–1939: Confidential Annual Reports of the British Ministers to the Holy See, 
Boston/MA. 1972, S. 203–226, hier S. 209 f.

46	 Audienz am 4. 3. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 348, fol. 
3rv, hier fol. 3r. Das Zitat ist in jeweils leicht abweichender Übersetzung belegt (aber z.T. 
anders kontextualisiert) bei Volk, Reichskonkordat, S. 64, Anm. 24, Besier/Piombo, Stuhl, 
S. 175, und Wolf, Papst und Teufel, S. 180.

47	 Charles-Roux an Paul-Boncour, 7. 3. 1933, in: Documents Diplomatiques Français (DDF), 1re 
série, tome II: 15 novembre 1932–17 mars 1933, Paris 1966, S. 752–754, hier S. 752. Vgl. Volk, 
Reichskonkordat, S. 65.

48	 Skrzyński an Beck, 11. 3. 1933, in: Archiwum Akt Nowych, Ministerstwo Spraw Zagranicznych 
(künftig: AAN, MSZ), B 16169 (52), fol. 84–85, hier fol. 84.

49	 Skrzyński an Beck, 22. 3. 1933, in: Ebenda, fol. 92–95, hier fol. 92.
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von Faulhaber in einer Audienz die päpstliche Lobrede auf den Diktator50. Am 13. 
März würdigte der Papst jedenfalls in einer – spätestens seit Februar geplanten51 
– Konsistorialansprache den Hitlerschen Antikommunismus öffentlich, ohne 
den Reichskanzler namentlich zu erwähnen. Er ging auf die schwierige Situati-
on in der internationalen Politik ein, benannte Russland, Mexiko und Spanien 
als Horte ideologischer Fehlentwicklung, stellte ihnen die Doktrinen der katho-
lischen Kirche entgegen und bemerkte: „Und doch ist unsere Stimme bis vor ei-
nigen Tagen die Einzige und Alleinige gewesen, die die schwere Gefahr benannt 
hat, die die christliche Zivilisation jetzt in allen Ländern der Welt bedroht, welche 
von deren unschätzbaren und unersetzbaren Wohltaten profitieren [. . .].“52 Ob-
wohl die Anspielung vorsichtig formuliert war und die Türen für eine abermalige 
diplomatische Kehrtwende offen ließ, verfehlte sie ihre Wirkung auf die Diplo-
maten nicht. Charles-Roux verstand sie im Lichte der Linie, die Pius XI. vorher 
vertreten hatte: „Es besteht kein Zweifel, dass nach Meinung des Papstes diese 
Anspielung auf die Stimme von Hitler gemünzt ist.“53 Kardinal Faulhaber nahm 
die Anspielung ebenfalls wahr und gab die lobenden Worte am 20. April auf der 
Bayerischen Bischofsversammlung in Regensburg weiter54.

Woher rührte die sorgfältig vorbereitete Annäherung an Hitler? Allem An-
schein nach spielten für den Politikumschwung die Eindrücke, die der Reichs-
tagsbrand am 27./28. Februar auf vatikanische Entscheidungsträger hinterlassen 
hatte, eine wesentliche Rolle. Die Bolschewisten hätten auch ihn mehrmals mit 
dem Tode bedroht, gab Pius XI. Charles-Roux nach dem Brand des Parlamentes 
zu verstehen. Es sei von Moskau ein weiterer Weg nach Rom als nach Berlin55. 
Im Gespräch mit Skrzyński machte der Papst eine ähnliche Bemerkung und hob 
sogar Hitlers Mut hervor, unter Gefahr des eigenen Lebens gegen den Kommu-
nismus Stellung bezogen zu haben56. Der polnische Botschafter vermutete, dass 
Pius an die Bombe gedacht habe, die ein Jahr zuvor im Petersdom entdeckt und 
rechtzeitig entschärft worden war. In der Tat hatte es im Juli 1931 und im Februar 
1932 Anschlagsversuche gegeben, die der Vatikan auf kommunistische Attentä-

50	 Aufzeichnung Faulhabers über eine Audienz bei Pius XI. vom 10. 3. 1933, in: Ludwig Volk 
(Hrsg.), Akten Kardinal Michael von Faulhabers 1917–1945, Bd. 1: 1917–1934, Mainz 1975, 
S. 659–662, hier S. 660.

51	 Skrzyński an Beck, 10. 2. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 78–81, hier fol. 79.
52	 Allocuzione concistoriale „iterum vos“, 13. 3. 1933, in: Domenico Bertetto (Hrsg.), Discorsi di 

Pio XI. Edizione italiana, Bd. 2: 1929–1933, Città del Vaticano 21985, S. 855–867, hier S. 860.
53	 Charles-Roux an Außenminister, 15. 3. 1933, in: Ministère des Affaires Étrangères, Direction 

des Affaires Politiques et Commerciales (künftig: MAE, DAPC), Allemagne 699, fol. 57r-58r, 
hier fol. 58r. Kardinal Faulhaber sah in der Aussage ebenfalls eine Anspielung auf Hitler. Vgl. 
Chiron, Pie XI, S. 298.

54	 Vgl. Mourin, Vatikan, S. 74 f.
55	 Vgl. Charles-Roux an Paul-Boncour, 7. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome II, S. 752–754, hier 

S. 752.
56	 Skrzyński an Beck, 11. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 84–85, hier fol. 84.
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ter zurückführte57. Letzten Endes sind aber die Parallelen, die Pius XI. offenbar 
zwischen der vermeintlichen kommunistischen Gefahr in Deutschland und den 
vergangenen Anschlägen im Petersdom auszumachen glaubte, auf ein Trugbild 
zurückzuführen, das auf einer vollständigen Fehleinschätzung der politischen 
Lage in Deutschland beruhte.

Wie weitgehend man im Vatikan jedenfalls bereit war, der nationalsozialis-
tischen Propaganda über die Ursachen des Reichstagsbrandes zu glauben, stellte 
sich bereits Anfang März heraus. Möglicherweise beeinflusst von der italienischen 
Tagespresse, welche ebenso ausgiebig wie ideologiegeleitet über den Brand im 
deutschen Parlament berichtete58, malte auch der Osservatore Romano das 
Schreckgespenst eines kommunistischen Aufstandes in Deutschland an die Wand. 
Am 3. März erschien ein Artikel über die angeblichen Umsturzpläne der kommu-
nistischen Partei, die – der NS-Propaganda zufolge – eine vom preußischen In-
nenminister Hermann Göring angeordnete Hausdurchsuchung am 23. Februar 
zutage gefördert haben soll59. Die vatikanische Zeitung stellte die Vorgänge nach 
einem kurzen Hinweis auf die gefundenen „Beweise“ als ein Komplott von Kom-
munisten und Sozialdemokraten dar und gab daraufhin eine Stellungnahme von 
Papens wieder, der Anschuldigungen, die Reichsregierung selbst habe etwas mit 
der Brandstiftung zu tun, resolut zurückwies60. Auch über eine Rede, die Hitler 
am 3. März im Berliner Sportpalast hielt, berichtete der Osservatore Romano. 
Während der Artikel besonders ausführlich auf die Darlegungen des Reichskanz-
lers über die Verheerungen des sowjetischen Kommunismus‘ einging und – ganz 
im Sinne der im Vatikan kursierenden Befürchtungen – mit der von Hitler geäu-
ßerten Hoffnung endete, dass Deutschland ein ähnliches Schicksal erspart blei-

57	 Vgl. “Italy and Vatican seek Bomb-Placer”, in: The Washington Post vom 18. 7. 1931, S. 3; “Ar-
naldo Cortesi, Bomb Roar at Night alarms the Vatican”, in: New York Times vom18. 7. 1931, 
S. 1 u. S. 6; “U.S. Cablegram Exposes Bomb at St. Peter’s”, in: The Washington Post vom 
16. 2. 1932, S. 1. Möglicherweise galt der Anschlag von 1932 auch Mussolini, der den Vatikan 
kurz zuvor besucht hatte.

58	 So behauptete etwa La Stampa, der Reichstagsbrand sei Ausdrucks eines koordinierten kom-
munistischen Aufstandes und unter Mittäterschaft der Reichstagsfraktion der KPD geplant 
worden. Vgl. „Il Reichstag in fiamme“, in: La Stampa vom 28. 2. 1933, S. 1. Obwohl ein direk-
ter Zusammenhang mit der italienischen Berichterstattung nicht belegbar ist, wirkt die Be-
merkung Faulhabers, der Vatikan orientiere sich oftmals an (faschistisch eingefärbten) italie-
nischen Zeitungsmeldungen, zumindest nicht vollkommen abwegig. Aufzeichnung Kardinal 
Faulhabers vom 20. 4. 1933, in: Volk (Hrsg.), Akten Kardinal Michael von Faulhabers, Bd. 1, 
S. 714–716, hier S. 715. Vgl. dagegen Brechenmacher, Teufelspakt, S. 596.

59	 Es ist kaum glaubhaft, dass entsprechendes Material tatsächlich gefunden wurde, zumal der 
Öffentlichkeit keine Dokumente präsentiert wurden. Vgl. Hans Mommsen, Van der Lub-
bes Weg in den Reichstag – der Ablauf der Ereignisse, in: Uwe Backes/Karl-Heinz Janßen/
Eckhard Jesse/Henning Köhler/Hans Mommsen/Fritz Tobias (Hrsg.), Reichstagsbrand – 
Aufklärung einer historischen Legende. Mit einem Vorwort von Louis de Jong, München/
Zürich 1986, S. 33–57, hier S. 45 f.

60	 “I piani delittuosi dei comunisti in Germania rivelati dai documenti sequestrati nella casa di 
Liebknecht”, in: Osservatore Romano vom 3. 3. 1933, S. 4.
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ben möge61, verschwieg er die Passagen der Rede, die die Demokratie und das 
Weimarer System als Wegbereiter der kommunistischen „Gefahr“ hinzustellen 
versuchten62. Da das päpstliche Lob für Hitler am folgenden Tag in den Audienz-
notaten Pacellis auftauchte – demselben Tag, an dem auch der Artikel im Osser-
vatore Romano erschien –, war es wahrscheinlich diese Rede, die Papst Pius XI. 
zu seiner positiven Haltung zum deutschen Regime bewegte63. Die Konsequenzen 
der Kommunistenverfolgung waren indes im Vatikan keineswegs unbekannt: Am 
11. März – also noch vor der Konsistorialansprache – zitierte der Osservatore Ro-
mano Reichsinnenminister Wilhelm Frick mit der Aussage, die Kommunisten 
würden nicht in den Reichstag, sondern in die Konzentrationslager kommen, 
und auch ihre „Verbündeten“, die Sozialdemokraten, müssten verschwinden64.

Die Hoffnungen auf Hitlers Antikommunismus schienen im Umfeld des 
Papstes groß genug zu sein, dass man die harten Attacken der Nationalsozialisten 
auf das Zentrum im Vorfeld der Reichstagswahlen überging. In einer Wahlkampf-
rede in Stuttgart hatte Hitler die Zentrumspartei noch am 16. Februar beschul-
digt, „14 Jahre lang in enger Umarmung mit dem Marxismus Deutschlands Ge-
schicke gelenkt“65 zu haben. Kardinalstaatssekretär Pacelli ließ sich dennoch nicht 
davon abhalten, dem bayerischen Vatikangesandten Otto Freiherr von Ritter zu 
Groenesteyn am Tag nach Hitlers Sportpalast-Rede zu sagen, dass die Nationalso-
zialisten konsequenter als die Zentrumspartei den Kommunismus bekämpften66. 
Allerdings hatte er diese Aussage wahrscheinlich mit diplomatischer Rücksicht 
auf seinen Gesprächspartner formuliert, und zudem war vatikanische Kritik am 
Zentrum (und seiner Kompromissbereitschaft gegenüber den linken Parteien) 
auch in den zwanziger Jahren nichts Ungewöhnliches gewesen67. Der Vatikan be-
trachtete das Zentrum trotz seiner Sympathien für die antikommunistische Rhe-
torik Hitlers weiterhin als einzigen Vertreter des politischen Katholizismus‘ in 
Deutschland. Als die Ergebnisse der Reichstagswahl vom 5. März bekannt wurden, 
die dem Zentrum einen Achtungserfolg einbrachten, nahm der Heilige Stuhl dies 
mit Zufriedenheit zur Kenntnis68. Obwohl das Wahlergebnis wegen der Mehrheit 
von NSDAP und Deutschnationalen eine Regierungsbeteiligung des Zentrums 

61	 “Hitler attacca vivacemente il governo russo e deplora i capitalisti che lo sostengono”, in: 
Ebenda vom 4. 3. 1933, S. 4.

62	 Vgl. „Hitlers vernichtende Abrechnung mit den Arbeiterverrätern“, in: Völkischer Beobach-
ter vom 4. 3. 1933, S. 2.

63	 Allerdings hatte Hitler auch am 1. März in der Breslauer Jahrhunderthalle eine stark anti-
kommunistisch gefärbte Rede gehalten. Vgl. „Adolf Hitler sagt dem Bolschewismus den Ver-
nichtungskampf an“, in: Völkischer Beobachter vom 3. 3. 1933, S. 2.

64	 “Dichiarazioni del Ministro degli interni del Reich”, in: Osservatore Romano vom 11. 3. 1933, 
S. 4.

65	 „Hitlers vernichtende Abrechnung mit den Zentrumssaboteuren. Das Zentrum hat schon 
im Krieg den Vernichtungswillen der Feinde gestärkt“, in: Völkischer Beobachter vom 
17. 2. 1933, S. 1.

66	 Vgl. Wolf, Papst und Teufel, S. 180.
67	 Vgl. ebenda, S. 82–85.
68	 Vgl. Charles-Roux an Paul-Boncour, 7. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome II, S. 752–754, hier 

S. 752.
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kaum erwarten ließ, scheint der Sekretär der Kongregation für außerordentliche 
kirchliche Angelegenheiten Giuseppe Pizzardo solche Hoffnungen noch Mitte 
März gehegt zu haben. Erst im unmittelbaren Vorfeld des Ermächtigungsgesetzes 
wurde auch Pizzardo skeptischer69.

Unterdessen untermauerte Hitler die vatikanischen Wunschvorstellungen 
rhetorisch weiter. Die Regierungserklärung vom 23. März, mit welcher er vor der 
entscheidenden Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz die Zentrumsabge-
ordneten zu beschwichtigen versuchte, dürfte auch im Vatikan Eindruck gemacht 
haben. Noch bevor er die in vielen historischen Studien zitierten Garantien für 
die Kirchen aussprach, bediente Hitler gezielt die antikommunistischen Ressen-
timents des Vatikans: „Der durch die marxistische Irrlehre systematisch herbeige-
führte Verfall der Nation in weltanschaulich unvereinbare Gegensätze bedeutet 
die Vernichtung der Basis eines möglichen Gemeinschaftslebens. Die Auflösung 
ergreift alle Grundlagen der Gesellschaftsordnung. Die völlig gegensätzliche Ein-
stellung der Einzelnen zu den Begriffen Staat, Gesellschaft, Religion, Moral, Fami-
lie, Wirtschaft reißt Differenzen auf, die zum Krieg aller gegen alle führen. Ausge-
hend vom Liberalismus des vergangenen Jahrhunderts, findet diese Entwicklung 
naturgesetzlich ihr Ende im kommunistischen Chaos. [. . .] Die Brandstiftung im 
Reichstag als mißglückter Versuch einer groß angelegten Aktion ist nur ein Zeichen 
dessen, was Europa vom Siege dieser teuflischen Lehre zu erwarten hätte.“70 Als die 
Fuldaer Bischofskonferenz fast eine Woche später das Postulat der Unvereinbar-
keit von Katholizismus und Nationalsozialismus weitgehend zurücknahm, spielten 
sicherlich Befürchtungen vor einem unkontrollierbaren Übertritt von Katholiken 
zur nationalsozialistischen Bewegung eine Rolle71. Allerdings äußerte Nuntius 
Cesare Orsenigo bereits im Vorfeld der Erklärung, zwischen deutscher Regierung 
und Heiligem Stuhl werde es durch die Erklärung zu einer „perfekten Übereinstim-
mung“ kommen72. Auch in dieser Bemerkung manifestierten sich die Hoffnungen 
auf eine enge Zusammenarbeit der Kirche mit der deutschen Regierung.

Die positive Sicht vatikanischer Entscheidungsträger auf die Kommunisten-
verfolgung in Deutschland wurde in der Folgezeit des Öfteren deutlich. Als etwa 
der Protestant Hermann Göring im Vorfeld der Konkordatsausarbeitung im April 
zu einer Audienz in Rom erschien, kommentierte der Osservatore Romano, der 
Nationalsozialist habe als preußischer Innenminister „den Bolschewismus kon-
sequent bekämpft und [. . .] entschlossene Anordnungen gegen die Korrum-
pierung der Sitten und die öffentliche Unmoral erlassen“73. Der Kommentar, in 
dem sicherlich auch Hoffnungen auf künftige Handlungen des deutschen Re-
gimes mitschwangen, war offensichtlich unter dem Eindruck entstanden, den 

69	 Skrzyński an Beck, 22. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 92–95, hier fol. 94 f.
70	 Regierungserklärung Hitlers (23. 3. 1933), in: Domarus, Hitler, Bd. 1/1, S. 229–237, hier 

S. 230.
71	 Vgl. Besier/Piombo, Stuhl, S. 183 f.
72	 Cerruti an Mussolini, 27. 3. 1933, in: Documenti Diplomatici Italiani (künftig: DDI), Settima 

Serie: 1922–1935, vol. XIII: 10 gennaio-15 luglio 1933, Rom 1989, S. 326 f., hier S. 327.
73	 “Il Vice-Cancelliere von Papen e il Ministro Goering visitano il Santo Padre”, in: Osservatore 

Romano vom 13. 4. 1933, S. 1.
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Görings Reaktion auf den Reichstagsbrand hinterlassen hatte: Noch vor Hitler 
hatte der preußische Innenminister – offenbar aus eigener Überzeugung – die 
Kommunisten als Täter beschuldigt und entsprechende Anweisungen an die 
preußischen Polizeidienststellen herausgegeben74. Im Vatikan versprach man sich 
von Görings politischem Wirken indes nicht nur die Bestrafung kommunistischer 
Aufrührer, sondern auch eine von oben verordnete moralische Neuorientierung 
der Gesellschaft. Als der nationalsozialistische Minister per Erlass verfügte, die 
Zensur sittlich anstößiger Texte und Bilder zu verschärfen und eine „Deutsche 
Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung unzüchtiger Bilder, Schriften und Inserate“ 
einzurichten75, berichtete der Osservatore Romano auf der ersten Seite über die-
se Maßnahme und kommentierte: „Mit der Einführung der Verordnung unter
streicht man die Notwendigkeit, die Obszönitäten in Schriften und Abbildungen 
im Interesse der physischen und moralischen Volksgesundheit zu bekämpfen.“76 
In einem weiteren Artikel war gar von einem „kraftvollen Werk moralischer Desin-
fektion“ die Rede, und besonders Görings Bekundungen, in moralischer Hinsicht 
in voller Übereinstimmung mit den Organisationen der christlichen Kirchen zu 
handeln, ernteten viel Lob77.

Aus vatikanischer Perspektive hing dieser „moralische“ Aspekt unmittelbar mit 
der antikommunistischen Stoßrichtung des Regimes zusammen. Als der Osserva-
tore Romano – zufällig oder bewusst – am Tag der Abstimmung über das Ermäch-
tigungsgesetz einen Artikel über die päpstliche Konsistorialansprache und die in 
ihr enthaltene Kommunismus-Kritik abdruckte, war in ihm die Behauptung zu 
lesen: „Protestantismus, Schisma, Laizismus und Bolschewismus sind im Wesent-
lichen Synonyme [. . .].“78 Giuseppe Pizzardo bemerkte im April 1933 folgerichtig, 
man brauche sich über den „bedeutenden Stimmungsumschwung“ gegenüber 
Deutschland nicht zu wundern, da aus den Berichten aller Nuntiaturen die Ge-
fahren kommunistischer Umtriebe in der ganzen Welt und auch in Deutschland 
eindeutig hervorgingen. „Die Beteuerungen der gegenwärtigen Regierung muss-
ten, nicht nur was Konkordate und die Freiheit der Kirche betrifft, sondern auch 
bezüglich des Kampfes gegen diesen Seuchenherd, gegen Unmoral, Nudismus 
und Pornografie, auf Pius XI. großen Eindruck machen – was aber überhaupt 
nicht heiße, dass Hitler nun im Vatikan Unterstützung für alle seine innenpoli-
tischen, erst recht nicht für seine außenpolitischen Ziele finden kann.“79

74	 Vgl. Mommsen, Weg, in: Backes/Janßen/Jesse/Köhler/Mommsen/Tobias (Hrsg.), Reichs-
tagsbrand, S. 49 f. Die Darstellung folgt hier der u. a. von Hans Mommsen und Fritz Tobias 
vertretenen These von der Alleintäterschaft Marinus van der Lubbes.

75	 Ministerial-Blatt für die Preußische Innere Verwaltung 94/17 (29. 3. 1933), coll. 357–369.
76	 “Efficaci misure del governo prussiano contro le pubblicazioni immorali”, in: Osservatore 

Romano vom 5. 4. 1933, S. 1.
77	 “La lotta contro l’immoralità pubblica”, in: Ebenda vom 14. 4. 1933, S. 2. Vgl. Ministerial-

Blatt, col. 366.
78	 “La denunzia del bolscevismo”, in: Osservatore Romano vom 23. 3. 1933, S. 1.
79	 Skrzyński an Beck, 9. 4. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 96–101, hier fol. 100. Mög-

licherweise verfolgte Pizzardo mit seinen Aussagen gegenüber dem polnischen Vatikanbot-
schafter auch das Ziel, Polen zu einem ähnlichen politischen Kurs wie denjenigen zu bewe-
gen, den er in Deutschland ausgemacht zu haben glaubte.
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Die kirchliche Kehrtwende in der Einschätzung des Nationalsozialismus resul-
tierte nicht allein aus der Befürchtung, die Sowjetunion werde andere Staaten mit 
dem kommunistischen Virus infizieren (obwohl diese Idee durchaus existierte), 
sondern auch aus einer Angst, die Gesellschaft könne von innen durch kommu-
nistische Umtriebe zersetzt werden. Dass in Wirklichkeit von den Nationalsozia-
listen eine wesentlich größere Bedrohung ausging, erkannten der Papst und sein 
Umfeld nicht. Die versöhnliche Rhetorik, die einige deutsche Regierungsver-
treter mitunter an den Tag legten, dürfte einiges dazu beigetragen haben, dass 
die vatikanische Distanz zum Nazi-Regime zunehmend schwand. Anfang April 
beschwichtigte der deutsche Botschafter am Heiligen Stuhl, Diego von Bergen, 
Pacelli mit der Aussage, Hitler billige die kirchenfeindlichen Schriften des NS-
Ideologen Alfred Rosenbergs nicht80. Im Vatikan wurde – wahrscheinlich auch 
unter dem Einfluss solcher Aussagen – überhaupt zwischen Hitler und seiner 
Bewegung unterschieden. Pius XI. bezeichnete Hitler noch am 18. Mai 1933 als 
„weit gemäßigter als die meisten seiner Anhänger”81. Glaubt man den Berichten 
des polnischen Vatikan-Botschafters, sah man im März 1933 nicht Hitler, sondern 
dessen Koalitionspartner als mögliche Bedrohung an: „Im Vatikan wurde ver-
mutet, dass Hitler sich von Hugenberg, d.h. von dessen extrem-protestantischer 
und anti-katholischer Richtung, durch die Gewinnung des Zentrums unabhängig 
machen wird, aber heute hört man Stimmen, dass man nicht vergessen dürfe, 
dass Deutschland ein zu 2/3 protestantisches Land sei, was angesichts der Stim-
mungen, über die Hugenberg waltet, nicht egal ist.“82

Offenbar sahen vatikanische Kreise 1933 die Möglichkeit, dass nationalistische 
Stimmungen in der deutschen Bevölkerung, die auf den deutschnationalen Pro-
testantismus zurückgeführt wurden, durch die neue Regierung kanalisiert wer-
den könnten. Eine Beteiligung der Zentrumspartei an der Regierung konnte 
demnach als Chance begriffen werden, Hitlers Kurs zu bändigen. Diese Wahrneh-
mung entsprach im Wesentlichen den Eindrücken, die im Umfeld der deutschen 
Zentrumspartei kursierten. Im Februar 1933 war gerade unter den Gefolgsleuten 
des Parteivorsitzenden Ludwig Kaas die Ansicht weit verbreitet, dass in Hugen-
bergs Deutschnationalen der eigentliche Stolperstein auf dem Weg zu einer nati-
onalen Sammlungsregierung mit Beteiligung des Zentrums zu sehen sei83.

Die internationale Diplomatie war 1933 mit einer Reihe von Fragen befasst, die 
der Vatikan grundsätzlich nicht als Domäne eigenen Handelns betrachten konn-
te: Bündnispolitische Pläne oder Abrüstungsverhandlungen passten denkbar 

80	 Vgl. Aufzeichnung Pacellis vom 5. 4. 1933, in: Volk, Reichskonkordat, S. 223. In der Tat sollte 
Alfred Rosenbergs „Mythus“ 1934 auf den Index der verbotenen Bücher gelangen. Vgl. Wolf, 
Papst und Teufel, S. 281 f.

81	 Clive an Simon, 20. 5. 1933, zit. nach Volk, Reichskonkordat, S. 112, Anm. 53.
82	 Skrzyński an Beck, 22. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 92–95, hier fol. 95.
83	 Andere Zentrumspolitiker wie Heinrich Brüning betrachteten die Regierung Hitler als vor-

übergehendes Phänomen, das notwendigerweise zum Zerfall der NSDAP führen werde. Vgl. 
Morsey, Untergang, S. 94 f. u. S. 105. Sitzung des Fraktionsvorstands der Zentrumspartei, 
31. 1. 1933, in: Rudolf Morsey (Bearb.), Die Protokolle der Reichstagsfraktion und des Frakti-
onsvorstands der Deutschen Zentrumspartei 1926–1933, Mainz 1969, S. 612 f., hier S. 612.
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schlecht zur selbstdefinierten Rolle des Vatikans, der seine Tätigkeit in die Traditi-
on der im Ersten Weltkrieg eingeleiteten Friedens- und Neutralitätspolitik stellte. 
Dennoch zeigte sich in der Frage, wie mit kommunistischen Staaten umzugehen 
sei, dass die Äußerungen aus dem vatikanischen Staatssekretariat keinesfalls „neu-
tral“ waren und in ihnen auch größere Zielvorstellungen mitschwangen. Pizzardo 
äußerte schon im Februar 1933 die Ansicht, trotz zahlreicher Unterschiede sei es 
denkbar, dass Piłsudski, Mussolini und Hitler „teilweise an derselben Front gegen 
den Kommunismus“ arbeiteten. Er hielt es daher für möglich, dass man eines 
Tages „diese drei Namen gemeinsam anführt als diejenigen, die die christliche Zi-
vilisation vor dem Kommunismus gerettet haben“84. Obwohl er seine Hoffnungen 
„eher in scherzhaftem“ Tonfall vortrug – wie sein Gesprächspartner Skrzyński 
festhielt – und das Gesagte mit der Bemerkung abmilderte, man müsse sich in 
Acht nehmen, weil Hitler den Kampf gegen den Kommunismus mit dem Mittel 
„staatlicher Unfreiheit“ führen könne85, stand Pizzardos Aussage doch im Zusam-
menhang konkreter politischer Zielvorstellungen. Bei einer späteren Unterre-
dung bekräftigte er jedenfalls seine Aussage: „Mgr. Pizzardo hat mit Nachdruck 
wiederholt, wie wichtig es dem Papst sei, dass die Regierungen sich in diesem 
Kampf um die Zivilisation und Freiheit der Menschheit gegenseitig unterstützen 
und nicht stören.“86

Diese Erklärung hatte einen konkreten politischen Hintergrund: Seit Beginn 
des Jahres 1933 stand Mussolinis Plan eines Viermächtepaktes wieder auf der inter-
nationalen Agenda. Der „Duce“ hatte bereits zwei Jahre zuvor den Plan einer Über-
einkunft Italiens, Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens ins Gespräch 
gebracht, um Spannungen in der Außenpolitik und Folgen der Weltwirtschaftskri-
se zu lindern. Aus deutscher Perspektive bot eine solche strategische Allianz nicht 
nur die Möglichkeit, Prestige auf der internationalen Bühne zurückzugewinnen, 
sondern auch eine Plattform für die Verfolgung revisionistischer Ziele. Gerade die 
Frage der Grenzziehung im Osten und besonders das Thema des Danziger Korri-
dors wurden während der Vorbereitungen zum Viermächtepakt von Berlin ange-
sprochen, auch unter dem Eindruck der Agitation deutsch-nationalistischer Ver-
bände in Danzig. Die italienische Diplomatie erwies sich dabei als unterstützende 
Kraft: Mussolini etwa forderte in einem Gespräch mit dem französischen Botschaf-
ter in Italien Henry de Jouvenel am 3. März 1933 die Rückgabe eines Teils des 
„Korridors“ an das Deutsche Reich. Die Inhalte der Unterredung wurden schnell 
bekannt und sorgten in diplomatischen Kreisen für einige Unruhe87.

Unter diesen Vorzeichen war es nicht verwunderlich, dass die polnische Di-
plomatie dem Viermächtepakt sehr reserviert gegenüberstand. Der polnische 
Vatikanbotschafter unternahm mehrere Versuche, dem Heiligen Stuhl die Pro-
blematik des Plans vor Augen zu führen. Bereits im Februar 1933 hatte Skrzyński 

84	 Skrzyński an Beck, 10. 2. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 78–81, hier fol. 80 f.
85	 Ebenda.
86	 Skrzyński an Beck, 27. 2. 1933, in: Ebenda, fol. 82 f., hier fol. 83.
87	 Vgl. Jens Petersen, Hitler-Mussolini. Die Entstehung der Achse Berlin-Rom 1933–1936, Tü-

bingen 1973, S. 137–141 u. S. 146–149.
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Pizzardo auf die Unterstützung des Deutschen Reiches für ukrainische Kampf-
truppen aufmerksam machen wollen, welche den Eindruck einer geheimen 
deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit auf militärischem Gebiet stärken musste88. 
Der Vatikan ließ sich aber durch die polnischen Einwände nicht davon abbringen, 
die Vorbereitung des Viermächtepaktes wohlwollend zu verfolgen. Als sich Papen 
und Göring im April 1933 in Rom aufhielten, galt ihr Besuch nicht nur dem Ab-
schluss eines Reichskonkordats, sie sprachen auch mit italienischen Regierungs-
vertretern über neue Formen einer Bündnispolitik. Allem Anschein nach nutzte 
Papen die Gelegenheit, um beim Heiligen Stuhl für das Zustandekommen eines 
Viererpaktes zu werben89. Hitler, über dessen Reisepläne im Vorfeld spekuliert 
worden war90, hatte zwar auf ein Treffen mit Mussolini verzichtet. Dennoch ent-
standen vielerlei Gerüchte um eine Audienz Hitlers beim Papst, dem zumindest 
von vatikanischer Seite nichts entgegenstand91. Noch bevor der Vertrag am 15. Juli 
1933 unterzeichnet wurde, begrüßte Papst Pius XI. ausdrücklich den Abschluss 
des Viermächtepaktes92. Charles-Roux notierte: „Trotz der Zurückhaltung, die der 
Heilige Stuhl während der Verhandlung eingenommen hat, hat der Papst in sei-
nem tiefsten Inneren auf den Abschluss des Viermächtepakts gehofft. Vor kurzem 
hat er Kardinal Verdier gesagt, dass, wenn sich die vier Westmächte verständigten, 
der Bolschewismus in Europa unter Kontrolle gebracht sein würde.“93

Dass der Pakt nicht ratifiziert wurde und folglich niemals in Kraft trat, mag für 
das Thema dieses Aufsatzes nicht von Belang sein. Einige Bedeutung erlangte das 
Projekt allerdings unter anderem wegen der Hoffnungen, die es im Vatikan weckte. 
Gerade die sich abzeichnenden Spannungen zwischen Italien und Frankreich hat-
te Pacelli Anfang 1933 als möglichen Krisenherd ausgemacht94; der Plan eines 
Viermächtepaktes war vielleicht geeignet, solche Spannungen zu überbrücken. 
Die Gefahr, die vom deutschen Nationalismus ausging, schien dagegen durch 
Zugeständnisse in der Danziger Frage einzudämmen zu sein. Der Vatikan konnte 
damit an die Skepsis anknüpfen, mit der er in der Weimarer Zeit den territorialen 
Bestimmungen des Versailler Friedensvertrags begegnet war95. Zugleich konnte er 

88	 Skrzyński an Beck, 27. 2. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 82 f., hier fol. 83. Zur militäri-
schen Zusammenarbeit vgl. Manfred Zeidler, Reichswehr und Rote Armee 1920–1933. Wege 
und Stationen einer ungewöhnlichen Zusammenarbeit, München 1993.

89	 Skrzyński an Beck, 19. 4. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 102–105, hier fol. 102. Vgl. 
Volk, Reichskonkordat, S. 105 f.

90	 Gerüchte um Reisepläne Hiters nach Rom waren Anfang 1933 verbreitet. Vgl. etwa François-
Poncet an Paul-Boncourt, 17. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome II, S. 844. Über einen Staatsbe-
such in Italien wurde tatsächlich auf inoffizieller wie auch auf diplomatischer Ebene gespro-
chen. Vgl. Renzetti an Chiavolini, 7. 3. 1933, in: DDI, Settima Serie, Bd. XIII, S. 191–193, hier 
S. 191 f.; Aufzeichnung Pacellis vom 5. 4. 1933, in: Volk, Reichskonkordat, S. 223 f.

91	 Audienz am 17. 3. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 348, fol. 
11rv, hier fol. 11v.

92	 Audienz am 9. 6. 1933, in: Ebenda, fol. 60r-61r, hier fol. 60r.
93	 Charles-Roux an Paul-Boncour, 9. 6. 1933, in: DDF, 1re série, tome III: 17 mars – 15 juillet 

1933, Paris 1967, S. 694 f., hier S. 695.
94	 Skrzyński an Beck, 27. 2. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 82 f., hier fol. 82.
95	 Vgl. Chenaux, Pie XII., S. 123 f.
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sich an die italienische Außenpolitik anlehnen, wenngleich entsprechende Mut-
maßungen französischer Diplomaten sicherlich übertrieben waren96. Immerhin 
hatte Pacelli schon kurz nach Hitlers Machtübernahme angedeutet, dass eine wie 
auch immer geartete kleine Revision der Grenzen im Gebiet des „Korridors“ sinn-
voll sei, um den deutschen Nationalismus – und nicht Hitler – zu besänftigen97. 
Einen Monat später wies Papst Pius XI. den polnischen Botschafter vorsichtig da-
rauf hin, dass es dringlich sei, die Streitigkeiten um den Korridor zu beenden. 
Mehrmals kam er während der Audienz auf dieses Thema zurück, freilich ohne 
selbst auf mögliche territoriale Veränderungen einzugehen98. Dem französischen 
Botschafter teilte der Papst mit, er rechne nicht damit, dass Hitler eine gewaltsame 
Grenzrevision im Danziger Gebiet plane. Entsprechende Äußerungen aus natio-
nalsozialistischen Kreisen99 tat er als bloße Rhetorik ab und empfahl, Zeit zu ge-
winnen, um zu einem späteren Zeitpunkt die Frage des Korridors auf politischem 
Wege einvernehmlich zu lösen100. Vor eindeutigen Revisionsforderungen hielt sich 
der Vatikan freilich zurück101.

Die Fehleinschätzung des Vatikans, der das nationalsozialistische Regime nicht 
als totalitären Aggressor, sondern lediglich als Neuauflage nationalistischer Poli-
tik betrachtete, hatte viel mit der Hoffnung der Heiligen Stuhls zu tun, ein aus 
mehreren europäischen Mächten bestehendes Bündnis könne als Bollwerk gegen 
den Kommunismus dienen. Diesem Denken folgte der Vatikan offenbar auch in 
der Frage der Abrüstung, über die die europäischen Mächte seit Februar 1932 in 
Genf konferierten102. Aus Vorsicht – und weil der Vatikan das Feld der Abrüstungs-
verhandlungen nicht als Bereich eigenen Handelns betrachten konnte – hatte 
der Papst bereits in seiner Weihnachtsansprache von 1931 davor gewarnt, dass 
kirchliche Aussagen über diesen brisanten Gegenstand womöglich missinterpre-
tiert werden könnten103. Trotzdem kam Pius XI. – wiederum im Zusammenhang 
mit kommunistischen Bedrohungsszenarien – im März 1933 auf die Frage der 
Abrüstungskonferenz zu sprechen, als er den britischen Premierminister Ramsay 
MacDonald und seinen Außenminister John Simon am Abend des 19. März zu 
einer Audienz empfing. MacDonald hatte einige Tage zuvor einen Plan vorgelegt, 
der Deutschland als einzigem Staat eine Aufrüstung auf 200.000 Mann zugestand, 
während er die meisten europäischen Mächte – auch Polen – auf eine Truppenre-

96	 Vgl. Charles-Roux an Paul-Boncour, 20. 5. 1933, in: DDF, 1re série, tome III, S. 534–542, hier 
S. 534.

97	 Vgl. Wolf, Papst und Teufel, S. 172 f.
98	 Skrzyński an Beck, 11. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 86–91, hier fol. 88 f.
99	 Vgl. Zygmunt J. Gasiorowski, Did Piłsudski Attempt to Initiate a Preventive War in 1933?, in: 

The Journal of Modern History 27 (1955), S. 135–151, hier S. 142.
100	 Vgl. Charles-Roux an Paul-Boncour, 7. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome II, S. 752–754, hier 

S. 752 f.
101	 So auch Charles-Roux an Paul-Boncour, 20. 5. 1933, in: DDF, 1re série, tome III, S. 534–542, 

hier S. 539.
102	 Vgl. Peter Krüger, Die Außenpolitik der Republik von Weimar, Darmstadt 1985, S. 551.
103	 Vgl. Forbes an Simon, 19. 2. 1932, in: Hachey (Hrsg.), Relations, S. 223.
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duzierung festlegte104. Der Papst erwähnte bei dieser Gelegenheit die Notwendig-
keit, nicht die „braven Bürger in Gegenwart bewaffneter Räuber“ und nicht „die 
Ordnung zum Vorteil der Unordnung zu entwaffnen“105.

Da die verschleierte Zustimmung zu den Rüstungsplänen wie eine Hilfe für 
die deutsche Seite wirken musste, präzisierte Pacelli im Gespräch mit dem pol-
nischen Botschafter am folgenden Tag die Aussage: Der Papst habe MacDonald 
und Simon gedrängt, „nicht jene Nationen zu entwaffnen, die über die Ordnung 
wachen, während diejenigen Staaten reale Möglichkeiten der Bewaffnung haben, 
die eine Bedrohung nicht nur für den Frieden, sondern für die ganze Zivilisati-
on darstellen.“106 Für die polnische Außenpolitik, die den Plänen MacDonalds 
ablehnend gegenüberstand107, waren solche Aussagen, für die offenbar abermals 
die Idee eines antikommunistischen Kontinentalblocks Pate gestanden hatte, we-
nig zufriedenstellend. Wenn Pacelli das Ziel verfolgt haben sollte, den polnischen 
Vertreter mit der Versicherung zu beruhigen, der Heilige Stuhl werde sich auch 
für eine ausreichende polnische Rüstung einsetzen, erreichte er jedenfalls das 
genaue Gegenteil: Skrzyński münzte die Aussage auf das Deutsche Reich und wies 
darauf hin, dass die Reichswehr, nationalsozialistische Verbände und der Stahl-
helm zwar nicht sofort, aber „auf jeden Fall in ein paar Jahren“ zu einer Gefahr für 
den Frieden werden könnten. Pacelli antwortete beschwichtigend, der Papst ken-
ne solche Befürchtungen, glaube aber nicht, dass Hitler außenpolitische „Dumm-
heiten“ begehen werde; die wirkliche Gefahr gehe von Russland aus108.

Die politische Kehrtwende

Das wenig kritische, in einigen Facetten sogar hoffnungsvolle Bild, das sich vatika-
nische Entscheidungsträger im Frühjahr 1933 von der Politik des nationalsozialis-
tischen Deutschland gemacht hatten, sollte indes schnell verblassen. Obwohl im 
April im Umfeld von Papst Pius XI. noch der Optimismus über die neue Reichsre-
gierung überwog, waren bereits in dieser Zeit nachdenklichere Zwischentöne zu 
erkennen. „Ich habe den Eindruck,“ berichtete Skrzyński am 19. April, „dass der 
Vatikan nun schon besser informiert ist, auch über Schritte Hitlers, die für ihn 
nicht ausschließlich erfreulich sind. Immer mehr erfährt man hier von solchen 
Schritten, außerdem auch von Reibungen zwischen den Führern gegenwärtiger 
Regierungskreise.“109 Anfang Mai erfuhr der Vatikanbotschafter Polens mehr von 
der politischen Kehrtwende des Papstes. Pacelli behauptete, „dass im Vatikan 
nicht ein Wort gefallen sei, das man als wohlwollend für das gegenwärtige System 
in Deutschland kommentieren könnte“. Der Vatikan habe allein den Kampf ge-

104	 Vgl. Oswald Hauser, England und das Dritte Reich, Bd. 1: 1933 bis 1936, Stuttgart 1972, 
S. 18 f.

105	 Pacelli gab diese Worte wenig später dem französischen Botschafter Charles-Roux weiter. 
Charles-Roux an Paul-Boncour, 20. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome III, S. 40.

106	 Skrzyński an Beck, 22. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 92–95, hier fol. 93.
107	 Vgl. Laroche an Paul-Boncour, 27. 3. 1933, in: DDF, 1re série, tome III, S. 92 f.
108	 Skrzyński an Beck, 22. 3. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 92–95, hier fol. 93.
109	 Skrzyński an Beck, 19. 4. 1933, in: Ebenda, fol. 102–105, hier fol. 103.
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gen den Kommunismus begrüßt110. Obwohl diese Formel auf den Wortlaut der 
Konsistorialansprache zutreffen mochte, kaschierte sie zugleich, dass es zwischen-
zeitlich zu einer weiter reichenden Annäherung zwischen Vatikan und „Drittem 
Reich“ gekommen war.

Eine Reihe von Gründen war für diese retrospektive Umbewertung der vatika-
nischen Politik verantwortlich. Es ist zu vermuten, dass die deutschen Feiern zum 
1. Mai im Vatikan für Unbehagen gesorgt haben. Dem polnischen Botschafter 
gegenüber äußerte Kardinalstaatssekretär Pacelli jedenfalls einen Tag später deut-
liche Kritik an Hitlers Wirtschaftspolitik, führte diese Kritik jedoch nicht näher 
aus111. Weitaus schwerer dürften allerdings Nachrichten von der Verfolgung ka-
tholischer Institutionen und Zeitungen gewogen haben, die Rom immer häufiger 
erreichten. Bereits vor den Reichstagswahlen im März 1933 hatte es im Umfeld 
des politischen Katholizismus‘ Verhaftungen und Zeitungsverbote gegeben. Im 
Mai wurde die Redaktion des Zentrumsorgans Germania auf Veranlassung seines 
Hauptaktionärs Franz von Papen komplett ausgetauscht, und im Zuge einer wei-
teren Verhaftungswelle schloss die Gestapo die Geschäftsstellen mehrerer katho-
lischer Organisationen112. Auch die seit der Machtübernahme oftmals geäußerte 
Sorge, dass die der Zentrumspartei zugehörigen Beamten von den Säuberungen 
des Staatsapparates nicht verschont bleiben würden, schien sich zu bewahrheiten. 
Obwohl Göring noch Ende März versichert hatte, dass den Beamten aus ihrer 
Parteizugehörigkeit keinerlei Nachteile erwachsen würden113, zeigte sich im poli-
tischen Alltag immer mehr, wie wenig glaubhaft diese Zusage tatsächlich war. Als 
der Osnabrücker Bischof Hermann Wilhelm Berning Hitler am 26. April erneut 
auf die Beamtenfrage ansprach, bekam er nur einige beschwichtigende Worte, 
aber keine konkrete Zusicherung zu hören114. Dass die Verdrängung Andersden-
kender aus staatlichen Institutionen auch vor Zentrumsangehörigen nicht Halt 
machte, dürfte dem Vatikan zunehmend deutlich geworden sein. Da der Heilige 
Stuhl über Ostern 1933 in offizielle Konkordatsverhandlungen mit dem Deut-
schen Reich eingetreten war, schwanden die Möglichkeiten, gegen solche Ein-
griffe zu protestieren, ohne das Konkordat selbst zu gefährden115.

Die Hoffnungen auf einen Einflussgewinn der Zentrumspartei, die es auch 
nach dem Ermächtigungsgesetz im Vatikan noch gegeben hatte, lösten sich eben-
falls in Luft auf. Am 2. Mai – als die Ernüchterung über Hitlers politischen Kurs 
spürbar zugenommen hatte – erhielt Skrzyński von Pacelli die Auskunft, die er-
hoffte Mitarbeit der Zentrumspartei an der Regierungspolitik sei bislang nicht 
verbindlich vereinbart worden: Das Zentrum habe „eher eine Versicherung zur 
von gegenseitiger Toleranz geprägten Arbeit in dieselbe Richtung bekommen“, 

110	 Skrzyński an Beck, 2. 5. 1933, in: Ebenda, fol. 106–109, hier fol. 106.
111	 Ebenda.
112	 Vgl. Morsey, Untergang, S. 107, S. 159, S. 183 u. S. 192–194.
113	 Vgl. ebenda, S. 159.
114	 Vgl. Aktennotiz betr. Besuch Bernings bei Hitler, 26. 4. 1933, in: Alfons Kupper (Bearb.), 

Staatliche Akten über die Reichskonkordatsverhandlungen 1933, Mainz 1969, S. 28–30, hier 
S. 29.

115	 Charles-Roux an Paul-Boncour, 26. 7. 1933, in: MAE, DAPC, Allemagne 699, hier 153r.
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aber unkonkret und ohne Garantie. „Einzig genauer scheint die Versicherung, 
dass die Regierung die Meinung des Zentrums anhören wird, was allerdings nicht 
heißt, dass man diese auch berücksichtigen muss.“116 Die Skepsis, die aus dieser 
Aussage spricht, ist offensichtlich. Die Selbstauflösung des Zentrums am 5. Juli 
1933, eine Folge der Macht- und Einflusslosigkeit der Partei sowie von Befürch-
tungen einer bevorstehenden Zwangsauflösung, dürfte dieses Misstrauen noch 
bestärkt haben.

Eine Alternative zur Zentrumspartei war indes nicht in Sicht. Zwar äußerte sich 
Giuseppe Pizzardo am 22. April aufgeschlossen gegenüber den Plänen Franz von 
Papens, mit dem Bund „Kreuz und Adler“ eine neue christliche Partei ins Le-
ben zu rufen, die mäßigend auf Hitler einwirken und den antikommunistischen 
Kampf unterstützen könne117. Allem Anschein nach stießen solche Pläne bei 
Pacelli allerdings auf Vorbehalte. Am 2. Mai zeigte sich der Kardinalstaatssekretär 
gegenüber dem polnischen Vatikanbotschafter skeptisch: Das Zentrum sei zwar 
nicht mit dem Vatikan verbunden, aber im politischen Leben Deutschlands tief 
verwurzelt, „wohingegen die Gründung irgendeiner neuen katholischen Partei 
nur zu einer künstlichen Gruppierung ohne Zukunft führen würde“118.

Der immer deutlicher werdende antisemitische Charakter des NS-Regimes 
spielte ebenfalls eine Rolle. Der Boykott jüdischer Geschäfte, den die Natio-
nalsozialisten von langer Hand vorbereitet hatten und der am 1. April begann, 
stieß beim Heiligen Stuhl auf Ablehnung119. Die stand in der Tradition des vati-
kanischen Selbstverständnisses, das sich seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert 
ausgebildet hatte und das eigene Handeln zunehmend als Dienst an einer uni-
versalen, alle Menschen betreffenden Friedensmission begriff120. Allerdings galt 
die Sorge in erster Linie den aus dem Judentum konvertierten Katholiken, die 
die Folgen des nationalsozialistischen Rassenantisemitismus‘ ebenfalls zu spüren 
bekamen. Der Osservatore Romano betonte diesen Aspekt folglich in besonderer 
Weise und veröffentlichte zugleich einen Kommentar, der – der Enzyklika „Ubi 
arcano dei“ folgend – vor übertriebenem Nationalismus warnte, nicht ohne al-
lerdings auch den „falschen Internationalismus“ der Sozialisten zu verurteilen121. 
Dennoch blieb die Reaktion des Vatikans auf den Boykott schwach; Kardinal Faul-

116	 Skrzyński an Beck, 2. 5. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 106–109, hier fol. 106. Vgl. 
Volk, Reichskonkordat, S. 83.

117	 Vgl. Theodoli an Suvich, 22. 4. 1933, in: DDI, Settima Serie, Bd. XIII, S. 511–513, hier S. 513; 
Volk, Reichskonkordat, S. 104.

118	 Skrzyński an Beck, 2. 5. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 106–109, hier fol. 106. Im Mai 
1933 versuchte der deutsche Vatikanbotschafter von Bergen dennoch, Pacelli für Papens 
Parteiplanungen einzunehmen. Vgl. Volk, Reichskonkordat, S. 130.

119	 „[Orsenigo] soll sehen, ob und wie man etwas unternehmen kann. Es kann der Tag kom-
men, an dem man sagen kann, dass etwas getan worden ist. Es ist eine Sache, die in den 
guten Traditionen des Heiligen Stuhls steht.“ Audienz am 1. 4. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati 
Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 348, fol. 21rv, hier fol. 21r; ebenfalls belegt bei Wolf, 
Papst und Teufel, S. 151.

120	 Vgl. Brechenmacher, Vatikan, S. 143–201.
121	 “Come si svolgerà il boicottaggio contro gli Ebrei anche se convertiti”, in: Osservatore Roma-

no, vom 1. 4. 1933, S. 1; “Gl’ingiusti nazionalismi”, in: Ebenda.
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haber hatte davor gewarnt, dass ein zu deutlicher Einsatz für die Juden das nati-
onalsozialistische Regime zu Maßnahmen gegen den Katholizismus veranlassen 
könne, und die Diskriminierung zudem als eine vorübergehende Erscheinung 
angesehen122. Entschlossener wurden die vatikanischen Proteste gegen die deut-
sche Judenpolitik erst nach dem Abschluss des Konkordates: Im September 1933 
protestierte Pacelli mehrmals bei der deutschen Botschaft gegen die Ungleich-
behandlung von Katholiken mit jüdischen und nicht-jüdischen Wurzeln. Der 
Protest richtete sich zugleich gegen den generellen Ausschluss von katholischen 
Beamten aus dem Staatsdienst, die vor 1933 gegen die NSDAP Stellung bezogen 
hatten123.

Sicherlich trugen auch Stil und Auftreten der deutschen Regierungsvertre-
ter einiges dazu bei, dass die Skepsis des vatikanischen Staatssekretariats zu-
nahm. Hermann Göring etwa stellte sich bei seiner Papst-Audienz im April mit 
Hitlergruß vor124. Obwohl die Konkordatsverhandlungen ungewöhnlich schnell 
vorankamen, erwies sich die Reichsregierung als unzuverlässiger Verhandlungs-
partner, der bereits vereinbarte Formulierungen im Nachhinein in Frage stellte 
und mitunter ungewöhnliche Forderungen erhob125. Wegen der laufenden Ver-
handlungen bot sich indes kaum eine Gelegenheit, das wachsende Unbehagen 
gegenüber der deutschen Politik öffentlich zu äußern. Der Osservatore Romano 
hielt sich folglich mit Kritik an dem deutschen Regime zurück und veröffentlichte 
sogar einen Artikel, der die Bücherverbrennung als antikommunistische und von 
professoraler Kompetenz geleitete Initiative von Berliner Studenten bagatellisier-
te126. Auf diplomatischer Ebene blieb es ebenfalls bei informellen Andeutungen, 
etwa bei der Ablehnung, den Rom-Reisenden Joseph Goebbels zu empfangen127, 
oder bei inoffiziellen Protesten bei der deutschen Regierung. In einer Bespre-
chung mit Vertretern der deutschen Vatikanbotschaft kam Pacelli am 30. Juni 
auf die von der internationalen Presse gemeldeten Verhaftungen von Priestern 
zu sprechen und zeigte sich „sehr erregt“ darüber, dass deutsche Behörden di-
plomatische Briefe an ihn und Pius XI. wiederholt geöffnet hatten128. Vor der Un-
terzeichnung des Konkordates schließlich soll Papst Pius XI. den Vizekanzler von 
Papen in der Audienz darauf hingewiesen haben, dass er mit vielen Prinzipien der 
Hitler-Regierung nicht übereinstimme. Seine Zustimmung zum Konkordat gebe 
er in der Hoffnung, dass Bischöfe, Klerus und die deutschen Katholiken von dem 

122	 Vgl. Brechenmacher, Teufelspakt, S. 614–616.
123	 Vgl. Botschaftsrat Klee an AA, 12. 9. 1933, in: Akten der Deutschen Auswärtigen Politik 

(ADAP), Serie C, Bd. I/2, Göttingen 1971, S. 783–785, hier S. 784.
124	 Vgl. Volk, Reichskonkordat, S. 100.
125	 Vgl. Papen an Kaas, 27. 4. 1933, in: Briefe zum Reichskonkordat, hrsg. von Rudolf Morsey, 

in: Stimmen der Zeit 167 (1960/61), S. 11–30, hier S. 12–14; Kaas an Papen, 2. 5. 1933, in: 
Ebenda, S. 14–17; Kaas an Bergen, 25. 5. 1933, in: Ebenda, S. 26.

126	 “Un rogo notturno delle pubblicazioni marxiste”, in: Osservatore Romano vom 12. 5. 1933, 
S. 4.

127	 Audienz am 13. 5. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 348, fol. 
44r-45r, hier fol. 44r.

128	 Bergen an AA, 30. 6. 1933, in: ADAP, Ser. C, Bd. I/2, S. 605.
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energischen Kampf der gegenwärtigen Regierung gegen den Kommunismus pro-
fitieren könnten129.

Im Juli 1933 gab es im Vatikan immer noch eine vage Hoffnung auf eine an-
tikommunistische Allianz europäischer Staaten, obwohl die Zuverlässigkeit der 
deutschen Politik sehr fraglich und sicherlich auch die Verlängerung des Berli-
ner Vertrags mit der Sowjetunion am 5. Mai 1933 nicht dazu angetan war, sol-
che außenpolitischen Vorstellungen zu nähren130. Es ist wahrscheinlich, dass die 
deutsche Seite von dieser Hoffnung profitierte und das Projekt eines Viermäch-
tepaktes gewinnbringend in den Konkordatsverhandlungen einsetzte. So ließ von 
Papen Kaas am 1. Juni telegraphisch übermitteln: „Da Abschluss Viererpakts dicht 
bevorstehend, halte Beschleunigung unserer Verhandlungen [für das Reichskon-
kordat] für dringend erwünscht.“131 Der Viermächtepakt schien Befürchtungen 
vor einer baldigen Aggression des deutschen Nationalismus‘ zu beschwichtigen 
und die Einschätzung, Deutschland könne langfristig durch internationale Ver-
träge gebunden werden, zu bestätigen. Als der Pakt unterzeichnet wurde, notierte 
Pacelli im Audienzprotokoll: „Da dieser Frieden für zehn Jahre gesichert ist, wird 
die Zeit viele Dinge zurechtrücken: (und wie sehr liegt hierin die besondere Be-
deutung des Abkommens).“132

Gewiss, die Erfahrung, dass man sich auf Zusicherungen „faschistischer“ Staa-
ten kaum verlassen konnte, hatte man bereits im Zusammenhang mit dem ita-
lienischen Konkordat gemacht. Nach einem Streit um die Katholische Aktion, 
der 1930/31 zu erheblichen Missstimmungen zwischen Staat und Kirche geführt 
hatte, war es letzten Endes aber doch zu einem Einvernehmen gekommen133. 
Folglich konzentrierte sich das Vatikanische Staatssekretariat in einer „Stimmung 
ungeduldigen Abwartens“134 darauf, die Vereinbarungen des Konkordates zu 
verteidigen135. Dies allerdings mit wachsendem Unbehagen: Im November 1933 
teilte Pius XI. Skrzyński mit, das Konkordat sei für die Kirche vorteilhaft, sofern es 
eingehalten werde. Er hoffe weiterhin auf ausreichende Garantien136.

129	 Cerruti an Mussolini, 15. 7. 1933, in: DDI, Settima Serie, Bd. XIII, S. 1043 f.
130	 Vgl. Hans-UlrichThamer, Verführung und Gewalt. Deutschland 1933–1945, Berlin 1994, 

S. 317.
131	 Telegramm Neuraths (in Auftrag Papens) an Kaas, 1. 6. 1933, in: ADAP, Ser. C, Bd. I/2, 

S. 502, Anm. 7.
132	 Audienz am 9. 6. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 348, 

fol. 60r-61r, hier fol. 60r. Die doppelte Klammersetzung im Original wurde stillschweigend 
korrigiert.

133	 Vgl. Renzo De Felice, Mussolini il duce, Bd. 1: Gli anni del consenso 1929–1936, Turin 52007, 
S. 254–274.

134	 Skrzyński an Beck, 21. 10. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 168–170, hier fol. 170.
135	 „Man muss es mit aller Kraft ausfechten – wir wären schuldig, wenn nicht alle Rechte vertei-

digt würden, die uns das Konkordat gibt.“ Audienz am 3. 11. 1933, in: S.RR.SS., A.E.S. Stati 
Ecclesiastici, 4. Per., Pos. 430a, Fasz. 349, fol. 2rv, hier fol. 2v.

136	 Skrzyński an Beck, 3. 11. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 185–187, hier fol. 185.
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Ausblick

Der Wandel, der in der vatikanischen Wahrnehmung eingetreten war, wird nach 
dieser Betrachtung offenkundig. Bereits wenige Tage nach Unterzeichnung des 
Konkordates veröffentlichte der Osservatore Romano mehrere Artikel, die wahr-
scheinlich aus der Feder Pacellis stammten. Die Artikel dienten sichtlich dem 
Zweck, das Konkordat entgegen der deutschen Propaganda als Erfolg des Vatikans 
darzustellen und seine engen Verbindungen zu den konkordatären Traditionen 
des Heiligen Stuhls herauszustellen. Die Artikel enthielten Kommentare über ein-
zelne Bestimmungen des Konkordats, ließen aber auch durchblicken, dass mit 
dem Vertragsschluss kein kirchliches Lob für die innere Ordnung des deutschen 
Staates verbunden sei und dass in den Vereinbarungen über Bildung und Erzie-
hung die Pflichterfüllung gegenüber dem Vaterland nur im Rahmen der christ-
lichen Normen verstanden werden könne. Sie enthielten zudem die reichlich 
unrealistische Behauptung, dass auch für die Zukunft nicht ausgeschlossen sei, 
dass Priester als unabhängige, nicht parteigebundene Mitglieder in den Reichs-
tag einzögen137.

Die rechtfertigende Grundtendenz der Artikel ist unverkennbar. Später ver-
suchte Papst Pius XI. sogar, den Konkordatsschluss als einen Erfolg über den Pro-
testantismus zu deuten. Es sei eine Ironie der Geschichte, dass das Oberhaupt der 
katholischen Kirche den Vertrag am Vortage des Luther-Jubiläums unterzeichnet 
habe: Der Heilige Stuhl schließe, „auf irdischem Terrain ebenbürtig mit dem 
deutschen Staat, mit dem Reich ein Konkordat ab, das erste nach jenem, das in 
Worms noch vor Luther abgeschlossen wurde“, während im selben Moment die 
Kirche Luthers einem der Ministerien untergeordnet werde138. Das Konkordat 
als Garantie für die Unabhängigkeit der katholischen Kirche: Diese Intention 
war unzweifelhaft von Anfang an maßgeblich, gewann aber erst den Status eines 
exklusiven Verhandlungsziels, nachdem die Vision von einem antikommunisti-
schen Block gescheitert war.

Die Hoffnungen auf einen antikommunistischen europäischen Block verfielen 
allerdings rasch. Einen großen Dämpfer erlebten die Aspirationen des Papstes, als 
die Reichsregierung den Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund im Rahmen 
der Reichstagswahl vom 12. November 1933 legitimieren ließ. Nuntius Cesare 
Orsenigo, der seine diplomatische Neujahrsansprache für das Jahr 1934 vorbe-
reitete, sah sich veranlasst, eine Anspielung auf den Viermächtepakt wieder aus 
seinem Manuskript zu streichen139. Der Vertrag war mit Deutschlands Austritt aus 

137	 Vgl. “Ancora in proposito del Concordato”, in: Osservatore Romano vom 27. 7. 1933, S. 2; “Ai 
margini del Concordato tra la Santa Sede e il Reich Germanico”, in: Ebenda vom 26. 7. 1933, 
S. 1; “Ancora sul Concordato Germanico”, in: Ebenda vom 29. 7. 1933, S. 2.

138	 Skrzyński an Beck, 3. 11. 1933, in: AAN, MSZ, B 16169 (52), fol. 185–187, hier fol. 185.
139	 Bezeichnenderweise geht gleich der folgende Satz in Orsenigos Schreiben auf das Konkor-

dat ein. Orsenigo an Pacelli, 25. 11. 1933, in: Brechenmacher (Hrsg.), Berichte, Nr. 310, 
http://194. 242. 233.156/denqOrsenigo/index.php?view=doc_layout&docConstraints 
[browse]=true&docConstraints[byID]=no&docConstraints[id]=310&docConstraints 
[docNrInPager]=1 [Zugriff am 21. 3. 2012].
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dem Völkerbund obsolet geworden. Damit hatten sowohl die Vorstellung eines 
„Bollwerks“ gegen den Kommunismus als auch der Wunsch nach einer Zähmung 
der „nationalistischen Kräfte“ in der Reichsregierung einen herben Rückschlag 
erlitten.

Charles-Roux bemerkte rückblickend, der Papst habe sich, besessen von sei-
ner Kommunismus-Phobie, „einem Augenblick der Zuneigung zu Hitler“ hinge-
geben, „in Folge einer Rede, in der Hitler dem Kommunismus den Todeskrieg 
erklärt hat“140. Die vorübergehende Annäherung des Vatikans an den Hitler-Staat, 
die in den Monaten März und April ihren Höhepunkt erlebte, hatte indes weitrei-
chende Folgen. Die wichtigsten Weichenstellungen für das Verhältnis von Kirche 
und nationalsozialistischem Staat – die Ausschaltung des politischen Katholizis-
mus und der Abschluss des Reichskonkordates – erfolgten in dieser Zeitspanne. 
Obwohl es keine eindeutigen Belege gibt, dass der Heilige Stuhl im Jahr 1933 
Einfluss auf die Entscheidungen der Zentrumspartei genommen hat141, ist diese 
Frage für die Beurteilung der vatikanischen Politik allenfalls von zweitrangiger 
Bedeutung. Es ist wahrscheinlich, dass die Abgeordneten des Zentrums bei der 
Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz wussten, dass das päpstliche Staats-
sekretariat Hitlers Politik zwar nicht in allen Einzelheiten unterstützte, sie aller-
dings im Rahmen einer antikommunistischen Allianz zu billigen bereit war. Als 
die Fuldaer Bischofskonferenz am 28. und 29. März die Unvereinbarkeitserklä-
rung von Katholizismus und Nationalsozialismus zurücknahm, richtete sich die 
vatikanische Kritik trotz aller Vorsicht keinesfalls grundsätzlich gegen die Maß-
nahme selbst, sondern in erster Linie gegen den formellen Vorgang142. Ähnlich 
wie im Falle der Mainzer Erklärung von 1931 hatte der Vatikan den Anspruch, an 
der Entscheidungsfindung beteiligt zu werden143. In der Zeit zwischen Aufnahme 
und Ende der Konkordatsverhandlungen begann sich das vatikanische Bild von 
der Hitler-Diktatur schließlich zu wandeln; von den weitreichenden Hoffnungen, 
die man an die Verständigung mit dem Deutschen Reich geknüpft hatte, blieb 
letzten Endes das Bestreben, die Seelsorge für die Katholiken in Deutschland zu 
sichern.

Auch für die historische Forschung ergeben sich aus der wechselhaften Po-
litik des Vatikans im Jahr der „Machtergreifung“ Konsequenzen. Die Mehrzahl 
der Quellen, die über den päpstlichen Blick auf Deutschland im Jahr 1933 Aus-
kunft geben, stammt aus einer Zeit, in der die Ernüchterung über die deutsche 
Regierung bereits Einzug gehalten hatte. Sie können nur als Momentaufnahmen 
dienen, nicht aber zur Beschreibung einer für das gesamte Jahr 1933 gültigen 
Grundhaltung herangezogen werden144. Auf die Schwierigkeiten, die Hintergrün-

140	 Charles-Roux an Paul-Boncour, 20. 5. 1933, in: DDF, 1re série, tome III, S. 534–542, hier 
S. 536.

141	 In den Jahren 1924 bis 1927 hatte der Kardinalstaatssekretär Gasparri allerdings mehrmals 
versucht, Einfluss auf die Koalitionspolitik der Zentrumspartei auszuüben. Vgl. Wolf, Papst 
und Teufel, S. 79–84; ders., Reichskonkordat für Ermächtigungsgesetz.

142	 Vgl. Brechenmacher, Teufelspakt, S. 603.
143	 Vgl. Scholder, Kirchen, Bd. 1, S. 190.
144	 Vgl. Repgen, Strategie, S. 528–535.
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de des Reichskonkordates aus Memoiren und anderen späteren Selbstzeugnissen 
zu rekonstruieren, ist verschiedentlich hingewiesen worden145. Die Erinnerungen 
aus der Feder des Jesuitenpaters Robert Leiber machen hier keine Ausnahme; sie 
blenden die zwischenzeitliche Annäherung zwischen Vatikan und Hitler-Deutsch-
land aus und stellen die ideologische Gegnerschaft zum Nationalsozialismus als 
durchgängiges Hauptmotiv vatikanischen Handelns dar146.

Obwohl sich im Laufe des Jahres 1933 gezeigt hatte, dass sich das nationalsozi-
alistische Deutschland als Bündnispartner des Vatikans im Zeichen des Antikom-
munismus‘ nicht eignete, verschwand diese Idee nicht völlig aus dem Repertoire 
päpstlicher Diplomatie. Der österreichische Gesandte am Heiligen Stuhl, Rudolf 
Kohlruss, berichtete um die Jahreswende 1936/37 über im Vatikan kursierende 
Meinungen, angesichts der „immer akuter werdenden bolschewistischen Weltge-
fahr“ müsse die Achse Berlin-Rom als „wahrhaftiges Glück angesehen werden“147. 
Und auch der jesuitische Ordensgeneral Włodzimierz Ledochowski hielt trotz 
aller nationalsozialistischen Repressalien gegen Angehörige der katholischen Kir-
che immer noch an der Ansicht fest, Hitler könne sich für eine moderate Poli-
tik entscheiden und die Linke im Sinne der Kirche bekämpfen. Allerdings sei zu 
befürchten, dass der „Nationalsozialismus selbst mit seiner Kirchenpolitik dem 
Kommunismus zusteuere“148.

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli äußerte sich indes Kohlruss gegenüber 
mehrmals pessimistisch, dass sich das Verhältnis zwischen Kirche und Staat in 
Deutschland in absehbarer Zeit ändern werde149. Die Enzyklika „Mit brennender 
Sorge“, die im März 1937 Elemente der nationalsozialistischen Ideologie und 
Machtausübung verurteilte, zeigt deutlich, dass man sich im Vatikan der Gefahren 
des Nationalsozialismus größtenteils bewusst war. Diese Enzyklika bildete ein En-
semble mit dem antikommunistischen Rundschreiben „Divini redemptoris“ und 
der Enzyklika „Firmissimam constantiamque“, die die Kirchenverfolgung in Me-
xiko verurteilte150. Auch der Nachfolger des Ratti-Papstes, Papst Pius XII., sollte in 
der antikommunistischen Ausrichtung der faschistischen Mächte ein Argument 
für einen Ausgleich mit ihnen sehen151. Die vatikanische Politik betrachtete den 
Nationalsozialismus kritisch und maß seiner antikommunistischen Ideologie nun 
einen weitaus geringeren Stellenwert bei als im März und April 1933. Elemente 
der früheren Politik lassen sich aber noch in der Zeit des Zweiten Weltkriegs nach-
weisen.

145	 Vgl. z. B. Konrad Repgen, Ungedruckte Nachkriegsquellen zum Reichskonkordat. Eine Do-
kumentation, in: Historisches Jahrbuch 99 (1979), S. 375–413, hier bes. S. 383–394.

146	 Vgl. Robert Leiber, Pius XII. †, in: Stimmen der Zeit 163 (1958/1959), S. 81–100, hier S. 96; 
Leiber, Reichskonkordat, S. 215; vgl. auch Volk, Reichskonkordat, S. 89, und Repgen, Patti, 
S. 401.

147	 Kohlruss an Schmidt, 15. 1. 1937, in: Archiv der Republik, Auswärtiges, Neues Politisches 
Archiv, Polit. Berichte der Gesandtschaften, Rom-Vat. 71, fol. 227rv, hier fol. 227r.

148	 Kohlruss an Schmidt, 16. 12. 1936, in: Ebenda, Rom-Vat. 70, fol. 186r-188r, hier fol. 187v.
149	 Ebenda, fol. 186v.
150	 Vgl. Chenaux, Pie XII., S. 207 f.; Wolf, Pius XI., S. 2.
151	 Vgl. Friedländer, Pius XII., S. 216.
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Der Holocaust war ein deutsches Projekt. Er wurde von Deutschen initiiert und 
vorangetrieben, aber er fand in ganz Europa erschreckend viel Sympathie, auch in 
Frankreich, wo sich nach dem deutschen Sieg die Vichy-Regierung klar und fast ohne 
deutsches Zutun für eine antisemitische Politik entschied. So lautete, knapp gefasst, 
die These, die Michael Mayer vor kurzem in den Vierteljahrsheften (Juli 2010) ver-
trat. Diese These hat nicht nur Zustimmung gefunden. War der deutsche Einfluss auf 
Vichy-Frankreich nicht doch viel größer, als es Mayer vermutet?  nnnn

Tal Bruttmann/Laurent Joly/Barbara Lambauer

Der Auftakt zur Verfolgung der Juden in Frankreich 
1940
Ein deutsch-französisches Zusammenspiel

Das deutsch-französische Verhältnis während des Zweiten Weltkriegs, seine Anfän-
ge, seine Grundzüge geben den Historikern nach wie vor Rätsel auf. Zu lückenhaft 
sind die überlieferten Bestände aus den ersten Wochen der Besatzungsherrschaft 
bzw. des Vichy-Regimes. Machtumbrüche implizieren eine relative Unvorherseh-
barkeit von politischen Entwicklungen; das Zusammentreffen von Besatzern und 
Besetzten folgt kaum vorher festgelegten Regeln; auch die Rolle von Einzelper-
sönlichkeiten kann ungewöhnlich ausfallen. Beim Beginn einer antisemitischen 
Politik in Westeuropa 1940/41 übernimmt Frankreich eine Vorreiterrolle, wobei 
gerade hier dem deutsch-französischen „Zusammenspiel“ große Bedeutung zu-
kommt. Anlass des vorliegenden Textes – eine Gemeinschaftsarbeit von drei in 
Frankreich arbeitenden Historikern – ist ein unlängst in den Vierteljahrsheften 
für Zeitgeschichte veröffentlichter Beitrag, der dieses Zusammenspiel auf ein Mi-
nimum reduziert und dabei wichtige Aspekte des politischen und administrativen 
französischen Kontexts ausblendet1.

Schon in den allerersten Tagen seines Bestehens im Juli 1940 ließ das neue Re-
gime des Etat français keinen Zweifel über seine antisemitischen Pläne. Am 12. Juli 
1940, zwei Tage nach der Übertragung umfassender legislativer und exekutiver 
Vollmachten an den neuen Staatschef („Chef de l’Etat français“) und Ministerrats-
vorsitzenden Philippe Pétain, wurde im französischen Gesetzblatt Journal Officiel 
(JO) ein Gesetz veröffentlicht, welches die Tätigkeit in den Ministerbüros an das 
„Abstammungsprinzip“ knüpfte. Das hieß, der Vater der betroffenen Personen 

1	 Vgl. Michael Mayer, „Die französische Regierung packt die Judenfrage ohne Umschweife an“. 
Vichy-Frankreich, deutsche Besatzungsmacht und der Beginn der „Judenpolitik“ im Som-
mer/Herbst 1940, in: VfZ 58 (2010), S. 329–362. Mayer greift hier die These des amerikani-
schen Historikers Robert Paxton, La France de Vichy 1940-1944, Paris 1973, über die – große 
– Eigenverantwortung der Vichy-Regierung neu auf. Sie wurde von zahlreichen Arbeiten seit-
dem bestätigt, allerdings unter Bezugnahme auf die deutsche Besatzungsmacht auch relati-
viert: Beide sind schwer voneinander zu trennen.
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musste französischer Staatsbürger sein2. Die Maßnahme schien sich in erster Li-
nie gegen Ausländer zu richten, war aber in Wirklichkeit eine Antwort auf die 
Forderungen der französischen Rechtsextremen, die sich seit dem Regierungs-
antritt 1936 von Leon Blum, Sozialist jüdischer Abstammung, in Fantastereien 
und Anschuldigungen über die in Regierungskabinetten aktiven „Kohorten“ aus-
ländischer Juden ergingen. Die zweite Maßnahme war symbolischer Natur: Am 
14. Juli 1940 wurde bei den Feiern zum Nationalfeiertag entgegen der bisherigen 
Tradition kein offizieller Vertreter des Staates zu den Veranstaltungen in den Syna-
gogen des Landes geschickt, im Unterschied zu den Veranstaltungen der katho-
lischen und protestantischen Kirche.

Dies waren Zeichen, die klar zeigten, dass die Politik der „nationalen Revolu-
tion“ den Platz der Juden in Frankreich neu „gestalten“ wollte. Und doch sollten 
bis zum 10. September 1940 noch zwei Monate vergehen, ehe die Regierung ihr 
Vorgehen gegen Juden offiziell ankündigte. Bis dahin richteten sich die zahl-
reichen Maßnahmen nur indirekt gegen sie. Der Grund für dieses Zögern: In-
halt und Ausmaß der angestrebten Politik waren so ungewöhnlich, dass man sich 
unklar war über die Reaktion der Bevölkerung. Denn die Dritte Republik hatte 
in den 1930er Jahren im Gegensatz zu vielen europäischen Staaten keine anti-
semitischen Gesetze eingeführt bzw. eine offene Segregationspolitik gegenüber 
Juden praktiziert. Allerdings stiegen auch in Frankreich xenophobe Tendenzen 
an und führten zu gesetzlichen Maßnahmen gegen Ausländer. Dennoch fehlte 
bis zur Niederlage von 1940 der explizite Antisemitismus in der Gesetzgebung 
bzw. in der Regierungsarbeit3. Von allen demokratischen Nationen hatte nur 
Frankreich die jüdischen Flüchtlinge des Dritten Reiches massenhaft – mehr als 
160 000 Menschen – aufgenommen4. Hier, wo Vichy im Sommer 1940 eine anti-
semitische Politik vorbereitete, war Léon Blum – ein Jude – vier Jahre zuvor trotz 
eines starken Rechtsextremismus an die Spitze der Front populaire gewählt worden, 
und noch 1939 wurde ein Gesetz (das Décret Marchandeau) verabschiedet, um Ras-
sismus und Antisemitismus in der Presse strafrechtlich zu verfolgen. Der neue 
„Etat français“ in Vichy wollte also einen Bruch, und dies, obwohl die deutsche 
Besatzungsmacht in den ersten Wochen keine Anstalten für eine eigene antisemi-
tische Politik machte. Dies begann erst Mitte August 1940, was im Folgenden kurz 
skizziert werden soll, bevor wir uns den Entwicklungen in Vichy widmen.

2	 Loi relative à la composition des cabinets ministériels, datiert auf den 12. 7. 1940, in: Journal 
Officiel de la République française (JORF), 13. 7. 1940, S. 4522.

3	 Bis zum Ende der Dritten Republik gab es keine einzige, auch nicht indirekt gegen Juden 
gerichtete Maßnahme. Im Gegensatz dazu vgl. Mayer, Regierung, S. 338–341.

4	 Vgl. Denis Peschanski, La France des camps. L’internement 1938–1946, Paris 2002, S. 34; Pa-
trick Weil, Qu’est-ce qu’un Français? Histoire de la nationalité française depuis la Révolution, 
Paris 2005, S. 132.
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I. Das deutsche Besatzungsregime und die „Judenfrage“ im Sommer 
1940

Deutsche und deutsch-französische Konstellationen

Der Aufbau des deutschen Besatzungsapparates in Frankreich5 zeigt, dass hier 
mehr als anderswo Vorbehalte militärischer Stellen, die auf negative Erfahrungen 
mit SS- und Polizeieinheiten während und nach dem Polenfeldzug zurückgingen, 
zur Geltung kamen6. Offensichtlich maß die Wehrmachtsführung der Einhaltung 
der Haager Landkriegsordnung im besetzten Frankreich eine gewisse Bedeutung 
bei. Sie hatte im Herbst 1939 bei Hitler durchsetzen können, dass Heydrichs Ein-
satzkommandos an den beiden Feldzügen in Nord- und Westeuropa nicht teilnah-
men7. Doch wurden nur in Belgien und Frankreich wie vorgesehen Militärverwal-
tungen als oberste Besatzungsorgane eingerichtet, und ein kleines Kommando 
der Sipo-SD konnte als Zweigstelle einer in Brüssel eingerichteten Dienststelle 
Heydrichs auch in Paris tätig werden.

Als Reichsaußenminister sandte Joachim von Ribbentrop ebenfalls einen per-
sönlichen Vertreter nach Paris, Otto Abetz, der zunächst das Auswärtigen Amt 
(AA) beim deutschen Militärbefehlshaber in Frankreich repräsentierte. Dies war 
umso bemerkenswerter, als die in Fontainebleau eingerichtete Militärverwaltung 
in ihrem Stabe bereits über einen solchen Vertreter verfügte, nämlich Legati-
onsrat Emil Schumburg8. Abetz bemühte sich rasch um dessen Abberufung und 
seine eigene Ernennung zum Vertreter des AA „bei Brauchitsch und Streccius“9; 

5	 Vgl. dazu die beiden Standardwerke von Eberhard Jäckel, Frankreich in Hitlers Europa. Die 
deutsche Frankreichpolitik im Zweiten Weltkrieg, Stuttgart 1966, und Hans Umbreit, Der Mi-
litärbefehlshaber in Frankreich 1940–1944, Boppard am Rhein 1968.

6	 Vgl. u. a. Hans Umbreit, Auf dem Weg zur Kontinentalherrschaft, in: Das Deutsche Reich und 
der Zweite Weltkrieg, Bd. 5/1, Stuttgart 1988, S. 3–245, hier S. 55.

7	 Nichtsdestoweniger wurden bereits im März 1940 kleinere Einsatzkommandos von ca. 20 
Mann aufgestellt, welche die drei SS-Divisionen und die SS-Leibstandarte „Adolf Hitler“ in 
Westeuropa begleiten sollten; vgl. Michael Wildt, Generation des Unbedingten. Das Füh-
rungskorps des Reichssicherheitshauptamtes, Hamburg 2002, S. 507.

8	 Schumburg hatte Reichskommissar Terboven im April 1940 nach Norwegen begleitet und war 
seit dem 21. Juni dem Militärbefehlshaber in Frankreich, Generaloberst Blaskowitz zugeteilt. 
Zu diesem Zeitpunkt (bis Ende Juni) waren die beiden Militärbefehlshaber – General von 
Vollard-Bockelberg für Paris, Blaskowitz für die übrigen besetzten Gebiete Frankreichs außer 
der Departements Nord und Pas-de-Calais (sein Hauptquartier war in Compiègne) – gleicher-
maßen dem Oberbefehlshaber des Heeres direkt unterstellt. Blaskowitz wurde Ende Juni ab-
berufen, Bockelberg Ende Juli 1940; vgl. Umbreit, Militärbefehlshaber, S. 7 f. u. S. 12. – Wir 
danken Dr. Keiper vom Politischen Archiv des Auswärtigen Amts für die Auskünfte bezüglich 
Emil Schumburgs.

9	 Schreiben Abetz an Luther sowie an Gesandten Altenburg, beide 13. 7. 1940, in: Politisches 
Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA), R 27649 (Zitat aus dem Schreiben an Luther). 
General Streccius war seit dem 30. Juni Chef der Militärverwaltung in Frankreich, während 
der in Fontainebleau einquartierte Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeldmarschall von 
Brauchitsch, sich bis zur Ernennung General Otto von Stülpnagels im Oktober 1940 die Funk-
tion des Militärbefehlshabers in Frankreich selbst vorbehielt.
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mit Erfolg, denn Schumburg wurde noch im Juli nach Berlin zurückberufen. Im 
Zuge einer ersten Machtprobe mit der Vichy-Regierung im selben Monat (es ging 
um die Kontrolle der französischen Presse der besetzten Zone), erreichte Abetz 
die Abberufung des ihm missliebigen Generalbeauftragten der französischen 
Regierung, Léon Noël, der von General Benoît Fornel de La Laurencie abgelöst 
wurde10, während sich das Oberkommando des Heeres (OKH) um nähere Infor-
mationen über Abetz’ Stellung und Aufgaben bemühte11. Nach seinem ersten Ge-
spräch mit dem stellvertretenden Ministerratspräsidenten Pierre Laval am 19. Juli 
wurde Abetz regelmäßig von diesem über politische Entwicklungen und Initiati-
ven in Vichy unterrichtet12. In seinem am 30. Juli 1940 verfassten Memorandum 
mit Vorschlägen zur „politischen Arbeit in Frankreich“ hielt Abetz dann fest, dass 
„die antisemitische Stimmung im französischen Volke […] so stark“ sei, „dass sie 
von unserer Seite keiner Förderung mehr bedürfte“13. Am 3. August, im Anschluss 
an sein Gespräch mit Hitler, wurde er zum Botschafter ernannt, um „ständigen 
Kontakt“ zur Vichy-Regierung zu halten, aber auch um „auf die maßgebenden 
politischen Persönlichkeiten des besetzten und unbesetzten Gebiets in dem von 
uns gewünschten Sinne“ Einfluss zu nehmen, wobei „ausschließlich“ Abetz „für 
die Behandlung aller politischen Fragen [. . .] verantwortlich“ sein sollte14: „So-
weit durch seine Aufgabe militärische Interessen berührt werden sollten“, werde 
er allerdings „nur im Einvernehmen mit dem Militärbefehlshaber in Frankreich 
handeln“15.

10	 Persönliche Note des französischen Außenministers Baudouin an General Weygand, 
12. 8. 1940, in: Archives du Ministère des Affaires étrangères, Paris, Papiers 1940-Baudouin, 
Bd. 13.

11	 Die Nachfrage des OKH (Generalmajor Eugen Müller) vom 23. 7. 1940 beim OKW war von 
diesem ans AA weitergegeben worden. Die Antwort war das an Keitel gerichtete, von Ribben-
trop unterzeichnete Ernennungsschreiben Abetz’ vom 3. 8. 1940. Vgl. Akten zur Deutschen 
Auswärtigen Politik (ADAP), Serie D, Bd. X: Die Kriegsjahre, 23. Juni bis 21. August 1940, 
Frankfurt a.M. 1963, Dok. 282. Die Anfrage hatte die präzise Festlegung von Abetz’ Aufgaben 
und Position möglicherweise beschleunigt.

12	 Vgl. Barbara Lambauer, Otto Abetz et les Français ou l’envers de la Collaboration, Paris 2001, 
S. 165–170 u. S. 173–175.

13	 Memorandum von Otto Abetz, 30. 7. 1940, in: Centre de documentation juive contemporai-
ne Paris (künftig: CDJC), LXXI-28. Dabei blieb offen, welche Vorstellungen Abetz zur deut-
schen Besatzungspolitik bezüglich der jüdischen Bevölkerung hatte. Das Memorandum war 
in Vorbereitung eines Gesprächs bei Hitler verfasst worden.

14	 Schreiben Ribbentrops an den Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, 3. 8. 1940, in: 
ADAP, Serie D, Bd. X, Dok. 282. Es handelt sich bei diesem Schreiben keineswegs um eine 
„Absprache mit dem Oberkommando der Wehrmacht“, wie von Mayer, Regierung, S. 333, 
angenommen.

15	 Die Formulierung „im Einvernehmen mit dem Militärbefehlshaber in Frankreich“ zu han-
deln, bezog sich also nur auf militärische Fragen und bedeutet nicht, dass Abetz von diesem 
Weisungen erhielt oder sich seinen Direktiven unterordnen musste; vgl. dagegen ebenda, 
S. 333 u. S. 354. Insofern geht die Feststellung, nur die Militärverwaltung sei bis Herbst 1940 
„berechtigt und auch fähig“ gewesen, eine eigenständige Politik gegenüber der französi-
schen Regierung zu betreiben (ebenda, S. 334), an den Tatsachen vorbei. Es war übrigens 
der Botschafter, der am 29. 8. 1940 Pierre Laval beim Militärbefehlshaber und dem Chef der 
Militärverwaltung einführte; Telegramm Abetz ans AA, 30. 8. 1940, in: ADAP, Serie D, Bd. 
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Frankreich war das größte Land im besetzten bzw. deutsch-dominierten West-
europa: Die restlose Beherrschung der besetzten Zone hätte eine Zahl an Kräf-
ten gebunden, die gar nicht zur Verfügung standen. Das Land verfügte zudem 
trotz seiner Niederlage noch über zwei bedeutende Trümpfe, die außerhalb der 
Reichweite der deutschen Besatzungsmacht blieben: das französische Kolonial-
reich und die französische Flotte. Es ist daher irreführend, für die Anfangszeit der 
Besatzung von einem deutsch-französischen Verhältnis zu sprechen, welches de 
jure „auf Unterordnung sowie auf Befehl und Gehorsam“ beruhte16: Aufgrund der 
absichtlich vage gehaltenen Vereinbarungen des Waffenstillstandsabkommens17 
kam es immer wieder zu Eingaben und Protesten vonseiten der Vichy-Regierung18. 
Die deutschen Behörden bezogen sich in ihren Entgegnungen vorzugsweise auf 
die Regelungen der Haager Landkriegsordnung (HLKO) nach deutscher Ausle-
gung, aber auch auf frühere Praktiken, etwa der alliierten Rheinlandbesetzung 
nach dem Ersten Weltkrieg, und auf den, freilich nicht schriftlich festgelegten, 
„Kriegsbrauch“ (so etwa bei den Geiselerschießungen im Herbst 1941). Der Ver-
such Vichys, die staatliche Kontrolle auch in den besetzten Gebieten wiederher-
zustellen19, kam den Deutschen sehr gelegen, denn sie bestanden darauf, dass die 
Gültigkeit französischer Gesetze, aber auch der Nominierung höherer Beamte in 
den besetzten Gebieten von der Zustimmung der Besatzungsmacht abhingen20. 
Die Behauptung, das Reich sei „an den innenpolitischen Gegebenheiten“ Frank-

X, Dok. 411. Schon am 22. August hatte Brauchitsch klargestellt, dass auch „der Chef der 
Militärverwaltung (Propaganda-Abteilung Frankreich, Major Schmidtke) an die politischen 
Weisungen des Botschafters gebunden“ war; Abetz an Ribbentrop, 22. 8. 1940, in: PA/AA, R 
27623. Abetz’ politische Vorrangstellung wurde auch bei der Umbenennung seiner Dienst-
stelle in „Deutsche Botschaft in Paris“ von Hitler am 20. 11. 1940 nochmals ausdrücklich be-
stätigt, in: PA/AA, R 102 953.

16	 So Mayer, Regierung, S. 329.
17	 Demnach übte Deutschland „alle Rechte der besetzenden Macht“ aus, ohne dass diese Rech-

te näher definiert waren; siehe Umbreit, Militärbefehlshaber, S. 10.
18	 Vgl. Marc Olivier Baruch, Servir l’Etat français. L’administration en France de 1940 à 1944, 

Paris 1997, S. 77. Vichy hielt die Verwaltungsorgane der besetzten Gebiete an, den Begehren 
der Besatzungsmacht deutliche Grenzen zu ziehen, und forderte Stellungnahmen ein, wenn 
Zugeständnisse aufgrund einer „Überschreitung der Machtbefugnis der deutschen Verwal-
tung“ gemacht wurden; vgl. ebenda, S. 77 f. Im November 1940 erstellte Laval in Vorberei-
tung deutsch-französischer Verhandlungen eine Liste der deutschen Vertragsüberschreitun-
gen; vgl. Lambauer, Abetz, S. 227.

19	 Vgl. Baruch, Servir, S. 97–113.
20	 Im September 1940 stimmte Vichy widerstrebend einem deutschen „Vorschlag“ vom 16. Au-

gust zu, alle in der besetzten Zone zur Anwendung kommenden neuen Gesetze den deut-
schen Behörden vor ihrer Veröffentlichung im JO zur Zustimmung vorzulegen, also nicht 
nur, wenn sie die Interessen der Besatzungsmacht betrafen; vgl. Baruch, Servir, S.  72. Die 
Militärverwaltung berief sich nicht nur auf Artikel 43 der HLKO, sondern auch auf die „von 
den alliierten Regierungen im Rheinland geübte Praxis“; Stellungnahme Werner Bests, 
25. 8. 1940, in: Archives nationales Paris (künftig: AN), AJ40 539. In den beiden nördlichen 
Departements, Pas de Calais und du Nord, hing die Durchführung der französischen Geset-
ze von der Zustimmung des Militärbefehlshabers in Belgien und Nordfrankreich ab. Wie sich 
spätestens 1941 herausstellen sollte, blieb der Vichy-Regierung ein einheitlicher administra-
tiver Zugriff auf alle „Zonen“ letztlich verwehrt. Das besetzte Gebiet blieb in mehrere unter-
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reichs „desinteressiert“21 gewesen, hält deshalb einer näheren Überpüfung nicht 
stand.

Deutsche Initiativen im August 1940

Über den Ursprung der ersten antijüdischen deutschen Verordnungen vom 27. 
September und vom 18. Oktober 1940 gibt es in der Historiographie teilweise 
divergierende Darstellungen. Als Theo Dannecker, Mitarbeiter Adolf Eichmanns 
und mit Dieter Wisliceny erster „Judenberater“ des Reichsicherheitshauptamts im 
Ausland, am 5. September 1940 in Paris eintraf, hatte er sich in erster Linie mit der 
Weiterbearbeitung des Madagaskar-Projekts zu beschäftigen22. Mit der Vorberei-
tung der ersten antijüdischen Verordnung des Militärbefehlshabers hatte er offen-
bar nichts zu tun; seine ersten Vorschläge diesbezüglich stammen wohl erst vom 9. 
September23. Hält man sich an die vorliegenden Quellen, so besteht kein Zweifel 
darüber, dass dieser Vorgang vom Vertreter des Auswärtigen Amts initiiert wur-
de24. Nach seinem Gespräch mit Hitler Anfang August, im Laufe dessen ihm als 
Ziel die Evakuierung „nach dem Kriege sämtliche[r] Juden aus Europa“ angekün-
digt worden war25, wurde Otto Abetz am 17. August beim Leiter der Verwaltungs-
abteilung der Militärverwaltung in Frankreich, Werner Best, vorstellig, um ihm 
einerseits die „Richtlinien der Reichspolitik […] für die politische Behandlung 
des besetzten Gebietes“ mitzuteilen26 und andererseits die Einleitung einer gegen 
Juden gerichteten Politik „anzuregen“27, denn deutsche Verordnungen wurden 
grundsätzlich vom Militärbefehlshaber erlassen. Abetz wollte also sogleich auf das 
von Hitler gesteckte Ziel hinarbeiten. Best gab die Anregungen des Botschafters 
an die Gruppe 1 („Allgemeine und innere Verwaltung“) der Verwaltungsabteilung 
weiter und wünschte Stellungnahmen der Gruppen 2 (Polizei) und 8 (Justiz). Drei 
Tage später erfolgte eine erste Stellungnahme von Ludwig Mahnke (Gruppe 1), 
der sich gegenüber einem Sonderstatus der jüdischen Bevölkerung im besetzten 
Gebiet reserviert zeigte, „da aus der Aufrollung der Rassenfrage auf Annektions-
absichten geschlossen werden“ könne und „die Anregungen des Botschafters 
Abetz“ im „Widerspruch“ zu den vom OKH erlassenen Arbeitsrichtlinien der Mi-

schiedlich verwaltete und den französischen Behörden unterschiedlich zugängliche Zonen 
unterteilt; vgl. Umbreit, Militärbefehlshaber, S. 53–83; Baruch, Servir, S. 67–70 u. S. 73–76.

21	 Mayer, Regierung, S. 330.
22	 Vgl. Claudia Steur, Theodor Dannecker: ein Funktionär der „Endlösung“, Essen 1997, S. 47–

49.
23	 Notiz von Best (12. 9. 1940) bezüglich einer Aufzeichnung des Beauftragten des Chefs der 

Sicherheitspolizei und des SD vom 9.9, in: AN, AJ40 548.
24	 Vgl. Barbara Lambauer, Opportunistischer Antisemitismus. Der deutsche Botschafter Otto 

Abetz und die Judenverfolgung in Frankreich (1940–1942), in: VfZ 53 (2005), S. 241–273.
25	 Mitteilung Luther, 15. 8. 1940, in: PA/AA, R 27625.
26	 Aufzeichnung Best, 19. 8. 1940, in: AN, AJ40 539.
27	 Abetz schlug ein Rückkehrverbot für geflüchtete Juden ins besetzte Gebiet, die Vorberei-

tung von Maßnahmen für eine „Entfernung aller Juden“ aus dem besetzten Gebiet und eine 
„Prüfung“ der Frage vor, ob jüdischer Besitz enteignet werden kann; Aufzeichnung Best, 
19. 8. 1940, in: AN, AJ40 548.
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litärverwaltung stünden28. Nur wenn sich „die Lage inzwischen geändert“ hätte, 
„das heißt, wenn man aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen zu dem Er-
gebnis kommt, dass es zu einer Gefährdung der Interessen der deutschen Wehr-
macht führt, wenn Juden im besetzten Gebiet weiter geduldet werden“, seien die 
Maßnahmen „berechtigt und notwendig“. Zwar verwies Mahnke auf die grund-
sätzlich deutschfeindliche Einstellung der Juden und darauf, dass das einfache 
„Vorhandensein von Juden auch zu Störungen der öffentlichen Ordnung“ führen 
könne, wie „die Demonstration am 20. 8. 1940 in Paris beweist“29, doch wusste er 
sehr wohl, dass davon im Sommer 1940 nicht die Rede sein konnte30. Daher riet 
er letzten Endes davon ab, „allgemeine Maßnahmen gegen die Gesamtheit der 
Juden“ zu ergreifen, und plädierte stattdessen für „Maßnahmen gegen einzelne 
Juden“, die „im Laufe der Zeit so verdichtet werden, dass sie praktisch allgemei-
nen Maßnahmen gleichkommen“.

Abetz aber hatte es offensichtlich eilig. Hatte ihm Best, der auf die Arbeits-
richtlinien verwiesen haben könnte, zu skeptisch geklungen? Denn ohne die Prü-
fung der deutschen Militärverwaltung abzuwarten, hatte er sich bereits am 20. 
August 1940 in einem „sehr dringendem“ Telegramm direkt an seinen Minister 
gewandt, um dessen Einverständnis für Sofortmaßnahmen zu erbitten, welche in 
seinen Augen auch für die Entfernung der Juden aus dem nichtbesetzten Frank-
reich „als Grundlage dienen“ könnten31. Die Vorschläge waren nun präziser: Statt 
einer „Vorbereitung“ der Entfernung aller Juden ging es nun konkret um deren 
„Meldepflicht“, und aus der „Prüfung“ einer eventuellen Enteignung wurde die 
„Kenntlichmachung“ jüdischer Geschäfte sowie die Einsetzung von Treuhändern 
bei jüdischen Unternehmern, deren Besitzer „geflohen“ waren. Ob es sich dabei 
um gemeinsam mit Best formulierte Vorschläge handelte32, ist unwahrscheinlich, 
denn der Umstand hätte in diesem Telegramm zweifellos Erwähnung gefunden. 
Dies zeigt sich auch daran, dass sich wenige Tage später die Stellungnahmen 

28	 Aufzeichnung Mahnke, 22. 8. 1940, in: AN, AJ40 548. Die Arbeitsrichtlinien waren Anfang 
1940 vom Chef des Militärverwaltungsstabes der Heeresgruppe B, Eggert Reeder, ausgearbei-
tet worden. Sie sollten „den Offizieren und Beamten eine erste Anleitung für ihre Tätigkeit 
geben“; vgl. Umbreit, Militärbefehlshaber, S. 3–4.

29	 Als Vergeltung für eine französische Polizeiaktion vom Vortage hatten französische Antisemi-
ten die Vitrinen jüdischer Kaufhäuser auf den Champs Elysées eingeschlagen; Tagesbericht 
vom 21. 8. 1940, Knochen an Best, in: AN, AJ40 550.

30	 Stichprobe aus den Akten des Kommandanten von Groß-Paris (Kommandostab), Berichte 
der Feldpolizei über abwehrpolizeiliche und sicherheitspolizeiliche Ereignisse, in: AN, AJ40 
876. Insofern sind „sicherheitspolizeiliche und rüstungswirtschaftliche Ziele der Besatzungs-
macht“ für die im Spätsommer 1940 eingeleiteten Maßnahmen nicht einleuchtend; vgl. May-
er, Regierung, S. 337. Deutsche Rüstungsaufträge in Frankreich kamen erst 1941 allmählich 
in Gang.

31	 ADAP, Serie D, Bd. X, Dok. 368.
32	 So suggeriert bei Mayer, Regierung, S. 337; vgl. auch Gaël Eismann, Hôtel Majestic. Ordre et 

sécurité en France occupée (1940–1944), Paris 2010, S. 178, in deren Augen bereits die von 
Abetz an Best weitergegebenen Vorschläge Resultat einer gemeinsamen Abstimmung sind. 
Die in Bests Aufzeichnung benutzte Formulierung lässt allerdings keinen Zweifel darüber, 
dass die Vorschläge von Abetz ausgingen – wie positiv auch immer die Reaktion Bests gewe-
sen sein mag.
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der Vertreter der Gruppen 8 und 2 der Verwaltungsabteilung noch auf Abetz’ 
ursprüngliche, am 17. August vorgebrachte Anregungen bezogen33. Anfang Sep-
tember schließlich kam Karl Storz, Leiter der Gruppe 1, zum Schluss: „Natürlich 
kann sich die Militärverwaltung gegenüber der Judenfrage nicht dauernd passiv 
verhalten“ (was voraussetzt, dass dies seit Mitte Juni der Fall war); „vielmehr ist 
der Zeitpunkt gekommen, um im besetzten Frankreich die Voraussetzungen für 
die Erreichung der ferneren Ziele der deutschen Politik auf diesem Sektor zu 
schaffen“34. Der Militärverwaltung mangelte es also keineswegs an überzeugten 
Antisemiten bzw. bereitwilligen Vollstreckern einer antijüdischen Verfolgungspo-
litik, aber eine solche war von der Militärverwaltung zumindest bis Ende August 
nicht in Betracht gezogen worden. Aber schon am 29. August hatte Abetz Best 
mitgeteilt, Hitler habe die „beschleunigte Durchführung“ der von ihm am 20. 
August 1940 unterbreiteten Vorschläge angeordnet35. Best forderte daraufhin den 
sofortigen Entwurf eines entsprechenden Erlasses an die französischen Präfekten. 
Mitte September ordnete zudem der Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeld-
marschall Walter von Brauchitsch dieselben Maßnahmen durch einen Erlass an; 
der „Verfügungsentwurf“ wurde daraufhin „beschleunigt zur Schlusszeichnung 
gebracht“36. Dennoch, am 20. September 1940 warf nun Martin Luther, Leiter der 
Abteilung Deutschland im Auswärtigen Amt, der Abetz die Zustimmung Heyd-
richs übermittelte, die Frage nach der „Zweckmäßigkeit von Maßnahmen gegen 
Juden“ auf, da man „das Gegenteil des gewünschten Erfolges“ nicht ausschließen 
könne37. Die Vorschläge Abetz’ wurden trotz dieses Vorbehalts über die Verord-
nungen des Militärbefehlshabers in Frankreich vom 27. September und 18. Ok-
tober 1940 verwirklicht. Die Verordnung vom 27. September definierte, wer als 
„Jude“ einzustufen war, verfügte die Zählung der in der besetzten Zone lebenden 
Juden sowie die Kennzeichnung von „jüdischen“ Geschäften und bekräftigte das 
Rückkehrverbot für jüdische Flüchtlinge in die besetzte Zone38. Die zweite Ver-
ordnung betraf die „Arisierung“ von jüdischen Unternehmen.

Im Vergleich dazu wurden in den Niederlanden, wo sogleich nach der Kapitu-
lation der niederländischen Streitkräfte eine Zivilverwaltung eingesetzt worden 
war, Juden vorerst nicht belangt, außer sie waren Beamte39. Zwar wurde im Ok-
tober 1940 die Anmeldung von jüdischen Unternehmen, Voraussetzung für ge-
plante „Arisierungen“, verfügt, eine Anmeldepflicht für alle Juden erging aber 
erst im Januar 1941. Was Belgien angeht, versuchte Werner Best die Verhängung 

33	 Aufzeichnung Bargatzky, 26. 8. 1940, und Aufzeichnung Bardenheuer, 27. 8. 1940, in: AN, 
AJ40 548.

34	 Aufzeichnung Storz, ohne Datum, „am 5.9. Herrn Best vorgelegt“, in: AN, AJ40 548.
35	 Aufzeichnung Best für Gruppe 2, 30. 8. 1940, in: CDJC, XXIV/5.
36	 Aufzeichnung Best für Gruppe 1, 18. 9. 1940, in: AN, AJ40 548.
37	 Luther an Abetz, 20. 9. 1940, in: CDJC, CXXVIa-91.
38	 Das Rückkehrverbot in die besetzte Zone war bereits am 10. 9. 1940 verfügt worden; Aufzeich-

nung Kommandostab Abt. Ia (Speidel), Militärverwaltung Frankreich, 20. 9. 1940, in: CDJC, 
LXXV-79.

39	 Vgl. Gerhard Hirschfeld, Niederlande, in: Wolfgang Benz (Hrsg.), Dimension des Völker-
mords. Die Zahl der jüdischen Opfer des Nationalsozialismus, München 1991, S. 139–141.
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gleicher Maßnahmen zum selben Zeitpunkt zu erreichen, um eine analoge Poli-
tik in den beiden der dortigen Militärverwaltung unterstellten Departements du 
Nord und Pas-de-Calais sicherzustellen, allerdings ohne Erfolg, da man in Brüssel 
am 19. September wissen ließ, dass „der jetzige Zeitpunkt für [den] Erlass eines 
Judengesetzes […] als etwas früh angesehen“ wurde. „Besondere Bedenken“ be-
stünden noch dazu bei der „Kenntlichmachung der jüdischen Geschäfte“40. Eine 
„vorherige Besprechung“ (also vor Veröffentlichung einer Verordnung) über eine 
gleichzeitige Anwendung der Bestimmungen in den besagten Departements 
wurde aber „als sehr wünschenswert angesehen“. Der Militärverwaltungschef in 
Brüssel, Eggert Reeder, verwies tags darauf noch persönlich auf laufende Bespre-
chungen beim Beauftragten des Vierjahresplanes in Berlin zur Frage, „ob und 
welche [sic!] Maßnahmen gegen die Juden in den besetzten Westgebieten zu tref-
fen sind“, und bat, das Ergebnis abzuwarten41. Best ließ jedoch am 30. Septem-
ber wissen, dass er diesen „Bedenken“ nicht „Rechnung tragen“ konnte, weil die 
vorgesehenen Maßnahmen „vom Führer angeordnet“ worden seien42. So handelt 
es sich hier um ein deutsches „Vorpreschen“ in Frankreich, das schließlich auch 
auf die besetzten Nachbarländer Auswirkungen hatte43. Ein Jahr später ergriff 
Abetz ein weiteres Mal die Initiative, als er nämlich bei einem Besuch im Führer-
hauptquartier das Gespräch mit Reichsführer Heinrich Himmler suchte, um auf 
den baldmöglichsten Abtransport der in den Lagern der besetzten Zone festge-
haltenen Juden zu drängen44. Dies löste wiederum konkrete Überlegungen zur 
Deportation der Juden aus Westeuropa aus.

Antisemitische Maßnahmen waren also im besetzten Westeuropa bei den höch-
sten deutschen Besatzungsorganen offenbar nicht von vornherein ins Auge ge-
fasst worden. Wohl aus Rücksicht auf die Verhältnisse vor Ort hatte man sich auf 
ein vergleichsweise „weiches“ Besatzungsregime in relativem Einklang mit dem 
Völkerrecht eingestellt. Westeuropa war nicht zuletzt aufgrund seiner traditio-
nellen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten von Bedeutung, deren Kriegs-
eintritt unbedingt vermieden werden sollte. In diesem Zusammenhang kam es 
den Deutschen durchaus gelegen, wenn Vichy mit geringer Zeitverschiebung an 
seinem eigenen „Judengesetz“ arbeitete. Dass es sich dabei um keinen zeitlichen 

40	 Aktennotiz des Verbindungsoffiziers Major Hartog, 19. 9. 1940, in: AN, AJ40 548.
41	 Schreiben an Major Hartog vom 20. 9. 1940, in: Ebenda.
42	 Aufzeichnung vom 30. 9. 1940, in: Ebenda.
43	 In einem die bisherigen Verfolgungsmaßnahmen in Europa zusammenfassenden Bericht 

vom 21. 8. 1942 bestätigte Luther den französischen Modellcharakter: „Die Verwaltung der 
besetzten Gebiete“ hätte das „Problem der Behandlung der in diesen Gebieten lebenden 
Juden mit sich“ gebracht. „Der Militärbefehlshaber in Frankreich sah sich als erster genötigt, 
am 27. 9. 1940 eine Verordnung über die Behandlung der Juden […] zu erlassen. […] Nach 
dem Pariser Muster sind gleiche Verordnungen in den Niederlanden und in Belgien erlassen 
worden“; Aufzeichnung Luther, 21. 8. 1942, in: ADAP, Serie E, Bd. III: 16. Juni bis 30. Septem-
ber 1942, Göttingen 1974, Dok. 209, Zitate S. 354.

44	 Vgl. Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, Hamburg 1999, S.  211; Lambauer, 
Opportunistischer Antisemitismus, S. 259.
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Zufall45, sondern um ein Paradebeispiel einer deutsch-französischen Interaktion 
handelt, soll im Folgenden gezeigt werden.

II. Ein Zögern in Vichy, Sommer 1940

Antisemitische Strömungen in Frankreich vor 1940

Innerhalb des französischen Antisemitismus sind im wesentlichen drei Rich-
tungen in der Zeit von der Dreyfus-Affäre Ende des 19. Jahrhunderts bis zu den 
1940er Jahren auszumachen: die konterrevolutionäre (ihr Ziel war die Ausbürge-
rung aller Juden, die durch die französische Revolution Staatsbürger geworden 
waren), die xenophobe (mit dem Ziel der Bekämpfung der Juden über Maßnah-
men gegen alle Eingebürgerten) und die segregationistische (sie plädierte für be-
sondere Maßnahmen gegen Juden über die beruflichen Sektoren)46.

Die erste Tendenz ist mit dem Namen von Charles Maurras verbunden, der 
zwischen 1911 und 1913 in den Spalten der Tageszeitung L’Action française von 
einem „staatlichen Antisemitismus“ (antisémitisme d’Etat) sprach; sie fand ihre po-
litischen Repräsentanten in den Abgeordneten der Rechtsextremen wie Baudry 
d’Asson, Delahaye, Daudet oder Biétrix. Im Gegensatz dazu formulierte Robert 
de Jouvenel 1911 in der Zeitung L’Œuvre den xenophoben zweiten Ansatz, der 
einen allgemeinen Einbürgerungsstopp vorsah, da „der Großteil der eingebür-
gerten Ausländer Israeliten“ seien, sowie die Assimilierung der jüdischen Fran-
zosen47. Die dritte Richtung sprach sich für eine Segregation und spezifische Ent-
eignungen aus: So forderten die antisemitische Liga Grand Occident de France von 
Jules Guérin und die Nationale Antijüdische Partei des Pariser Stadtrats Édouard 
Dubuc den „Ausschluss“ der Juden aus der öffentlichen Verwaltung, besondere 
wirtschaftliche Maßnahmen, die Rücknahme der Einbürgerung der Juden und 
die Abschaffung des Décret Crémieux, welches den algerischen Juden 1870 die fran-
zösische Staatsbürgerschaft verliehen hatte48. In der Praxis, und dies verstärkt ge-
gen Ende der 1930er Jahre, gingen die verschiedenen Strömungen immer stärker 
ineinander über.

Das Hauptmerkmal der französischen antisemitischen Tradition liegt zweifel-
los in der Vorherrschaft des „nationalen“ Aspekts: Die Lösung des „jüdische Pro-
blems“ wurde prinzipiell mit einer Ausbürgerung der Juden oder einer strengen 
Einschränkung ihres Zugangs zur französischen Staatsbürgerschaft verbunden. 
Im Übrigen wurden antisemitische Agitatoren der 1930er Jahren wie Darquier 
de Pellepoix in die Nähe des Nationalsozialismus gerückt, von dem sie sich mehr 

45	 Mayer, Regierung, S.  362, beschreibt hingegen eine Entwicklung, „die zwar parallel, aber 
beinahe ohne Interaktion verlief“.

46	 Vgl. Laurent Joly, Tradition nationale et “emprunts doctrinaux” dans l’antisémitisme de Vi-
chy, in: Michele Battini/Marie Anne Matard-Bonucci (Hrsg.), Antisemitismi a confronto: 
Francia e Italia. Ideologie, retoriche, politiche, Pisa 2010, S. 140–146.

47	 Robert de Jouvenel, Les solutions de la question juive, in: L’Œuvre vom 16. 3. 1911.
48	 Polizeibericht vom 17. 6. 1901, in: AN, F7 12461.
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oder weniger offen inspirieren ließen49. Die Idee eines „Juden-Statuts“ wurde am 
Vorabend des Kriegs ganz klar mit einem undemokratischen politischen Vorha-
ben assoziiert.

Lösung des „Judenproblems“ über xenophobe Maßnahmen?

Auch im politisch stark erschütterten Frankreich von 1940 bedeutete die Arbeit 
an einem „Juden-Statut“ praktisch, in Richtung Deutschland zu blicken und sich 
gleichzeitig auf die Doktrin von Maurras zu beziehen. Am 1. Juli 1940, als Ra-
phaël Alibert, ein monarchistischer, Pétain nahestehender Staatsrat und zu die-
sem Zeitpunkt vorerst nur Staatssekretär im Präsidium des Ministerrats (présidence 
du Conseil)50, mit dem Arbeitsminister plauderte und diesem eröffnete: „Gemein-
sam mit Font-Réaulx bereite ich gerade mit größter Sorgfalt einen Text vor“51, so 
schwebte ihm wahrscheinlich eine Ausbürgerung der Juden vor.

Innerhalb der ersten Regierung des neuen Etats français war Alibert als Justiz-
minister hinter Pétain und Laval faktisch Nummer drei im Kabinett und spielte 
eine aktive Rolle bei den verschiedenen Gesetzen gegen eingebürgerte Staatsbür-
ger, Freimaurer und bei der Einrichtung von Ausnahmegerichten im Sommer 
194052. Es ist wahrscheinlich, dass er schon im Juli mit seinem Kabinettsdirektor 
Pierre de Font-Réaulx ein „Judenstatut“ vorbereitete, doch der Plan traf nicht auf 
Zustimmung im restlichen Regierungskabinett, vor allem nicht bei Pierre Laval. 
Dieser war der Auffassung, dass das Regime kein Interesse hatte, ein Rassenge-
setz zu verabschieden, welches in der öffentlichen Meinung an die NS-Verfolgung 
erinnerte, über die die französische Presse immer wieder ausführlich berichtet 
hatte, vom Boykott 1933 über die Deklarationen der NS-Führung bis hin zu den 
Gewaltausbrüchen anlässlich des Anschluss’ Österreichs. Die französische Öffent-
lichkeit hatte ihre Ablehnung spätestens nach den Novemberpogromen 1938 
sehr deutlich gezeigt, als auf zahlreichen Treffen und Demonstrationen poli-
tische Verantwortliche und Intellektuelle gemeinsam die Ereignisse in Deutsch-
land verurteilten. Wohl deshalb dominierte im Sommer 1940 der „xenophobe“ 
Ansatz. Nach dem eingangs erwähnten Gesetz vom 12. Juli 1940 wurde über das 
Gesetz vom 17. Juli der Zugang zum öffentlichen Dienst auf jene, die ihre Staats-
bürgerschaft vom französischen Vater hatten, beschränkt53. Die Gesetze vom 16. 

49	 Louis Darquier de Pellepoix war von 1942 bis Anfang 1944 zweiter französischer „General-
kommissar für jüdische Fragen“; vgl. Laurent Joly, Darquier de Pellepoix et l’antisémitisme 
français, Paris 2002; Carmen Callil, Bad Faith: A Forgotten History of Family, Fatherland and 
Vichy France, New York 2006.

50	 Bezeichnung der Dienststelle des Regierungschefs.
51	 Charles Pomaret, Le Dernier témoin. Fin d’une guerre, fin d’une république, juin et juillet 

1940, Paris 1968, S. 207.
52	 Vgl. Laurent Joly, Raphaël Alibert et la législation de la “Révolution nationale”. Vichy juillet 

1940 – janvier 1941, in: Jérôme Cotillon (Hrsg.), Raphaël Alibert. Juriste engagé et homme 
d’influence à Vichy, Paris, 2009, S. 201–243.

53	 Loi concernant l’accès aux emplois dans les administrations publiques vom 17. 7. 1940, in: 
JORF, 18. 7. 1940, S. 4537 f.
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August und 10. September führten die gleichen Bestimmungen für die Arzt- und 
Anwaltsberufe ein54, in denen, wie angenommen wurde, eingebürgerte Juden do-
minieren würden. Das Gesetz vom 22. Juli 1940 verordnete die Überprüfung aller 
Einbürgerungen seit 1927 über eine Kommission, die sich in der Praxis vorrangig 
Juden widmen sollte55. Die Gesetze richteten sich also nur indirekt gegen Juden, 
und zwar in einer Form, die mit dem republikanischen Erbe vereinbar schien.

Es ist auch durchaus möglich, dass im Sommer 1940 eine in diesem xenopho-
ben Grundton gehaltene Regelung größeren Maßstabs in Betracht gezogen wur-
de. Denn anlässlich der Vorbereitung des Gesetzes zur Ausübung des Arztberufes 
regte das Präsidium des Ministerrats in einem internen Schreiben die Festlegung 
„allgemeiner Grundsätze für in Frankreich berufstätige Personen ausländischer 
Herkunft“ an56.

Ein starker antisemitischer Antrieb

Der „xenophobe Ansatz“ bedeutete aber nicht die Aufgabe eines eigenen antise-
mitischen Vorgehens. Schon Mitte Juli wurden die deutschen Vertreter von den 
Absichten der französischen Führung informiert, die „Judenfrage“ zu regeln. 
Nacheinander ließen Pierre Laval (über den zukünftigen deutschen Botschafter 
in Paris) und Pierre-Etienne Flandin (über Friedrich Grimm, Mitarbeiter von 
Abetz) wissen, dass man in Vichy genau darüber nachdachte57. Diese Absicht wur-
de in der Folge durch Emissäre Lavals bekräftigt: In Paris kündigte sein offizieller 
Vertreter Abetz gegenüber erneut an, bald würden Maßnahmen gegen Juden ge-
troffen werden58; bei der deutschen Waffenstillstandskommission in Wiesbaden 
stellte Paul Devinat, Direktor der Wirtschaftsabteilung des Kolonialministeriums, 
Schritte gegen Juden, Freimaurer und Parlamentarier in Aussicht59. Diese Pläne 
waren alles andere als geheim. Am 30. Juli wurde Pastor Boegner, Vorsitzender 
der Evangelischen Kirche Frankreichs, von Mitgliedern des Kabinetts von Pétain 
beauftragt, dem Großrabbiner Schwartz folgende Mitteilung zu machen: „Sagen 
Sie ihm, er soll den Juden, die hier [in Vichy] sind, empfehlen zu gehen und 
unterzutauchen.“60

Außer Alibert und – wahrscheinlich – dem für seine antisemitischen Ansichten 
bekannten Verteidigungsminister Maxime Weygand schien hier der sehr katho-
lische Außenminister Paul Baudouin eine wichtige Rolle zu spielen. Schon im 
Sommer 1940 wurde Kardinal Gerlier, Erzbischof von Lyon und wichtigster kirch-
licher Gesprächspartner der Regierung, über die Opportunität eines Judensta-

54	 §  1 der Loi concernant l’exercice de la Médecine vom 16. 8. 1940, in: JORF, 19. 8. 1940, 
S. 4735 f.; Loi réglementant l’accès au barreau, 10. 9. 1940, in: JORF, 11. 9. 1940, S. 4958.

55	 Vgl. Weil, Français, S. 175–187.
56	 „Observations sur deux projets de loi soumis à la signature du Chef de l’État“, 17. 8. 1940, in: 

AN, F60 46, 197/SG.
57	 Vgl. Philippe Burrin, La dérive fasciste. Doriot, Déat, Bergery 1933–1945, Paris 1986, S. 351 f.
58	 Vgl. Lambauer, Abetz, S. 199.
59	 Vgl. Robert Paxton, La France de Vichy, 1940–1944, Paris 21974, S. 73.
60	 Marc Boegner, Carnets du pasteur Boegner, Paris 1992, S. 44.
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tuts befragt. Wenn Laval eine Brüskierung der öffentlichen Meinung vermeiden 
wollte, so schien Baudouin seinerseits bemüht, christliche Prinzipien nicht zu ver-
letzen. Die Frage wurde auf der Bischofskonferenz vom 31. August 1940 in Lyon 
besprochen, mit dem Ergebnis, dass ein besonderes Statut für Juden aufgrund 
der angeblich von diesen verkörperten Gefahr einer „Vorherrschaft“ in der Welt 
als gerechtfertigt angesehen wurde61. Der veröffentlichte Bericht war diploma-
tischer gehalten, fest aber stand: Die Regierung hatte die Unterstützung der Kir-
che Frankreichs, wenn sie gegen Juden vorgehen wollte.

Zur gleichen Zeit machte sich auch die antisemitische Propaganda stärker be-
merkbar. In Paris hatten die Presse und rechtsextreme Bewegungen im Juli eine 
intensive Kampagne lanciert, die sich auch in der unbesetzten Zone bemerkbar 
machte. Die Aufhebung des Décret Marchandeau am 27. August gab ein deutliches 
Signal und bekräftigte die antijüdische Kampagne. Die wenige Tage später erfol-
gende Ankündigung der Aberkennung der französischen Staatsbürgerschaft für 
fünfzehn Persönlichkeiten, die Frankreich verlassen hatten, um teilweise den Wi-
derstand fortzusetzen – so Henri de Kerillis und Pierre Cot, vor allem aber Ju-
den, darunter Édouard de Rothschild sowie vier weitere Mitglieder dieser Fami-
lie, David David-Weill, Léon und Maurice Stern, war auf zweierlei Art ein starkes 
Zeichen62. Von dieser vor allem symbolisch wirksamen Ausbürgerung waren „rein 
französische“ Franzosen (Français de souche) und nicht ausländische Juden, sowie 
Vertreter der sogenannten „jüdischen Bank“, Brennpunkt antisemitischer Dis-
kurse seit dem 19. Jahrhundert, betroffen.

Das war also die Situation Anfang September in Vichy: Zögern bezüglich der 
Opportunität eines allgemeinen Statuts, zugesicherte Unterstützung von der ka-
tholischen Hierarchie, Verstärkung der antisemitischen Propaganda, praktische 
Maßnahmen, die sich seit Mitte Juli gegen Eingebürgerte und implizit gegen Ju-
den richteten. Nach der Regierungsumbildung vom 6. September 1940 blieb Pier-
re Laval einziger ehemaliger Parlamentsabgeordneter in der Regierung. Daneben 
wurde aber auch Alibert mit dem Abgang Weygands und Ybarnégarays zum letz-
ten Vertreter der traditionellen Rechtsextremen. Seine Position war inzwischen 
erheblich geschwächt. Eine solche Konstellation schien an sich günstig für die 
Beibehaltung des xenophoben Kompromisses oder zumindest eines stufenweisen 
Vorgehens. Bislang gedachte der Etat français nach seinem eigenen Rhythmus ge-
gen Juden vorzugehen und dabei die öffentliche Meinung zu schonen. Die An-
kündigung der bevorstehenden deutschen Maßnahmen brachte diesen Fahrplan 
plötzlich durcheinander.

61	 Vgl. Sylvie Bernay, L’Église de France face à la persécution des Juifs, Paris 2012, S. 131–135.
62	 Die am Abend des 6.9. angekündigte Verordnung wurde am 7. 9. 1940 im JO veröffentlicht.



VfZ 3/2012

394   Aufsätze

III. Der Weg zum französischen Judenstatut

Der Ministerrat vom 10. September 1940

Am 7. September wurde General de La Laurencie als Vertreter der französischen 
Regierung in den besetzten Gebieten von der deutschen Militärverwaltung über 
unmittelbar bevorstehende Maßnahmen gegen Juden der besetzten Zone unter-
richtet. Er setzte den Staatschef sogleich in Kenntnis63. Die am 10. September in 
Vichy eintreffende Information sorgte für erhebliche Turbulenzen innerhalb der 
Regierung. Die Tagesordnung des am selben Abend stattfindenden Ministerrats 
wurde umgestoßen und die Teilnehmer vom Inhalt des Schreibens de La Lauren-
cies informiert. In seinem Tagebuch berichtet Paul Baudouin vom Vorhaben der 
deutschen Behörden, „jegliche Rückkehr von Juden in das besetzte Frankreich“ zu 
verbieten und dass noch „viel schwerwiegendere Entscheidungen in Kürze zu be-
fürchten“ seien: „Es wird immer klarer“, kommentierte Baudouin, „dass wenn wir 
uns weiterhin jeglichen Eingreifens in dieser Frage enthalten, trotz des fast über-
einstimmenden Widerwillens des Ministerrats – und Laval ist einer der stärksten 
Gegner von antijüdischen Maßnahmen –, die Deutschen in der besetzten Zone 
brutale Entscheidungen treffen und vielleicht sogar die Anwendung ihrer eigenen 
Rassengesetze ganz einfach auf das besetzte Frankreich ausdehnen werden“64.

Dieses in späteren Jahren veröffentlichte Zeugnis steht nicht im Widerspruch 
zur Position Baudouins, so wie sie aus den Akten hervorgeht. Zwei Wochen spä-
ter äußerte er in einem Brief an die Leitung der Services d’armistice (DSA) des 
Kriegsministeriums, das deutsche Vorhaben würde die „administrative Einheit 
Frankreichs“ gefährden. Zudem werfe es verschiedene praktische und moralische 
Probleme bezüglich der Definition von „Juden“ auf: Diese könne nur auf unsi-
cheren Grundlagen stehen und dadurch Gefahr laufen, „Anlass zu bedauerns-
werten Zwischenfällen zu geben“65. Baudouin befürchtete schließlich auch, dass 
die deutschen Behörden sich eines Teils der französischen Wirtschaft bemäch-
tigen könnten66. Wenige Wochen später sollten diese Befürchtungen von der 
Dienststelle de La Laurencies in Bezug auf die zweite deutsche Verordnung gegen 
Juden formuliert werden, als diese nämlich versuchte, „einen Brief der deutschen 
Behörde“ zu erwirken, wonach „sie von der zweiten jüdischen Verordnung keinen 

63	 Schreiben des Délégué général du gouvernement français an den Chef de l’Etat, 8. 9. 1940 
(Kopien an Peyrouton, Belin et Bouthillier), in: CDJC, CCXLVI-20.

64	 Paul Baudouin, Neuf mois au gouvernement, avril-décembre 1940, Paris 1948, S. 341.
65	 Brief des Außenministers an DSA, 23. 9. 1940, in: AN, 3W  56, Ermittlungsakte gegen Bau-

douin.
66	 Nach den auf dem Brief von La Laurencie angebrachten Anmerkungen wurden zuerst René 

Belin (Minister der industriellen Produktion), Yves Bouthillier (Finanzminister) und Marcel 
Peyrouton (Innenminister) informiert, was zeigt, welche Fragen durch die Maßnahmen auf-
geworfen wurden.
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Gebrauch macht, um deutsches Kapital oder deutsche Führungskräfte in die fran-
zösische Wirtschaft einzuführen“67.

Die Verabschiedung eines Rassengesetzes war also am 10. September für die 
Vichy-Regierung alles andere als offensichtlich. Das war auch dem geschraubt 
verfassten Regierungskommuniqué zu entnehmen, welches nach dem Minister-
rat vom neuen Innenminister Marcel Peyrouton verlesen wurde. Obwohl er dabei 
Fragen bezüglich ausländischer Juden hervorhob, kündigte er doch zum ersten 
Mal ein allgemeines Vorgehen gegen Juden an: „Da die Präsenz auf dem [fran-
zösischen] Territorium von sehr vielen emigrierten oder aus anderen Ländern 
ausgewiesenen, ausländischen oder staatenlosen, israelitischen oder nicht isra-
elitischen Personen eine gewisse Gefahr für die öffentliche Ruhe und Ordnung 
darstellt, hat der Ministerrat beschlossen, ihnen gegenüber bestimmte präzise 
Maßnahmen der nationalen Interessenswahrung anzuwenden. Im selben Sinne 
hat der Ministerrat schließlich das Prinzip von Bestimmungen geprüft und be-
schlossen, welche die Verwaltungsbehörden und verschiedene Berufsgruppen an-
wenden werden müssen, um die – auch französischen, unabhängig von der Dauer 
ihrer französischen Staatsangehörigkeit – Elemente auszuscheiden, welche durch 
ihre Taten und ihre Haltung gezeigt haben, dass sie nicht würdig sind, ihren Be-
ruf auszuüben, so wie es die Lage derzeit verlangen würde.“68

Nach den bereits erwähnten Gesetzen von Juli 1940 bestand kaum ein Zweifel, 
dass die Umschreibung: „auch französischer Elemente“ etc. auf Juden abzielte. 
Die Journalisten entschlüsselten größtenteils, was hier vorbereitet wurde69. Wenn 
wir über die Themen der Gespräche in der Ministerratssitzung auch nicht Be-
scheid wissen, so lässt das Kommuniqué trotz der absichtlich undeutlich skiz-
zierten Stossrichtung durchscheinen, dass am 10. September zwei Aktionslinien 
in Bezug auf Juden festgelegt wurden: eine allgemeine Säuberung der Verwal-
tungsbehörden und der Berufe „von Einfluss“ sowie eine weitere in Bezug auf 
„die Ausländer“. Die von La Laurencie angekündigten Maßnahmen hatten also in 
Vichy ein „Wettrennen“ mit den Deutschen ausgelöst – „a cycle of mutual intensi-
fication“, wie Christopher Browning es nennt70 –, das die Regierung dazu bewog, 
schnellstens einen Text auszuarbeiten, der zwar schon mehrmals seit Juli erwähnt 
worden war, von dem es aber keinen Hinweis gibt, dass er bis dahin tatsächlich in 
Ausarbeitung war.

67	 Schreiben des Délégué général du gouvernement français pour les Territoires occupés 
(DGTO) an die Direction des DSA, in: CDJC, CCXLVI-19, hier auch das Schreiben DSA an 
DGTO vom 25. 10. 1940. Dies war eine konstante Sorge von Vichy, vor allem auch nach dem 
Beginn der „Arisierungen“. Vgl. dazu Antoine Prost/Rémi Skoutelsky u. a., Aryanisation éco-
nomique et restitution, Mission d’étude sur la spoliation des Juifs de France, Paris 2000, 
S. 15.

68	 Veröffentlicht beispielsweise in: Le Petit Dauphinois vom 11. 9. 1940, und in: La Dépêche 
dauphinoise, gleiches Datum.

69	 Vgl. z. B. „Le gouvernement à l’œuvre“, in: Le Petit Dauphinois vom 12. 9. 1940; „Au conseil 
des ministres. Mesures de sauvegarde nationale contre les étrangers“, in: L ’ Action Française 
vom 12. 9. 1940.

70	 Christopher R.  Browning, The origins of the Final Solution: the evolution of Nazi Jewish 
policy, September 1939-March 1942, Lincoln 2004, S. 200.
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Die Entscheidung der Veröffentlichung eines „Judenstatuts“ wurde demnach 
im Laufe der Ministerratssitzung vom 10. September getroffen71. Die Ankün
digung der unmittelbar bevorstehenden deutschen Bestimmungen gegen Juden 
fegte auch die letzten Bedenken weg. Jede nach den deutschen Besatzern ergrif-
fene antijüdische Maßnahme durch Vichy hätte in der öffentlichen Meinung den 
Eindruck ergeben, die französische Regierung agiere unter ihrem Einfluss oder 
in ihrem Schlepptau72.

Das Scheitern der Maurras’schen Linie

Im Anschluss an den Ministerrat vom 10. September ließ Justizminister Alibert 
von seiner Behörde einen Text ausarbeiten73. Am 30. September präsentierte er 
im conseil de cabinet74 ein „Statut der Israeliten“, das im Wesentlichen die Entfer-
nung von Juden „aus allen privaten Funktionen, welche Auswirkungen auf das 
Unterrichtswesen oder die Moral haben“, sowie – innerhalb von „einer Frist von 
zwei Monaten“ – aus dem öffentlichen Dienst empfahl. Auch die Internierung 
der auf 200 000 geschätzten ausländischen Juden in Konzentrationslager wurde 
besprochen75. Die von Baudouin überlieferten Gespräche vom 30. September 
beziehen sich allerdings auf andere Fragen. Es ist möglich, dass er dabei andere 
Gespräche, so während der Sitzungen vom 13. und 18. September76 oder auch 
informelle, subsumierte. Dabei schien er die Idee einer „jüdischen Nationali-
tät“ und der Ausbürgerung aller seit 1900 eingebürgerten Juden, ausgenommen 
jene, die während der Kriege 1914–1918 und 1939–1940 gekämpft hatten, alles in 
allem mehr als 100 000 Menschen, zu vertreten77. Ein auf eine allgemeine Ausbür-
gerung der Juden zielendes „Statut“ – die einer expliziten Verurteilung der éman-
cipation gleichkam, Darquier zufolge die „größte Katastrophe, die über Frankreich 

71	 Die Vorlage eines Gesetzestextes gegen Juden, wie bei Mayer, Regierung, S. 345, angeführt, 
erfolgte zu diesem Zeitpunkt noch nicht.

72	 Aber auch die Besatzungsmacht schien bestrebt zu sein, dem für unmittelbar bevorstehend 
gehaltenen französischen Statut zuvorzukommen, damit „die Regelung der Judenfrage von 
den deutschen Behörden ausgeht“, so Best bei einer Besprechung beim Chef des Militärver-
waltungsbezirk Paris am 11. Oktober; Aktenvermerk, 13. 10. 1940, in: CDJC, LXXV.

73	 Dies offensichtlich unter strengster Geheimhaltung, einem seiner engsten Mitarbeiter (wahr-
scheinlich Pierre de Font-Réaulx) zufolge; Gespräch von Laurent Joly mit Jacques Alibert, 
27. 9. 2006; vgl. auch Denis Broussolle, L’élaboration du statut des Juifs de 1940, in: Le genre 
humain (1996), Nr. 30–31, S. 126.

74	 Der conseil de cabinet bereitete die Ministerratssitzungen vor und versammelte dazu regel-
mäßig die Minister, Staatssekretäre, sowie eventuell jene Regierungsmitglieder (Generalse-
kretäre und –kommissare), die zur Ministerratssitzung nicht zugelassen waren. Petain nahm 
nicht daran teil.

75	 Zusammenfassende Aufzeichnung des conseil de cabinet vom 30. 9. 1940, Vichy, 1. 10. 1940, 
in: AN, F60 588.

76	 Vgl. Pierre Nicolle, Cinquante mois d’armistice. Vichy, 2 juillet 1940–26 août 1944. Journal 
d’un témoin, Paris 1947, S. 90 u. S. 93.

77	 Vgl. Baudouin, Neuf mois, S. 365.
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hereingebrochen“ war78 – hätte dem traditionellen französischen Antisemitismus 
am stärksten entsprochen. Und dies war allem Anschein nach das, was Justizmi-
nister Alibert und Außenminister Baudouin zuerst vorgeschlagen hatten, wenn 
auch in unterschiedlicher Härte. Weder der eine noch der andere konnte indes 
die übrigen Regierungsmitglieder überzeugen. Denn letztlich sollten „nur“ die 
algerischen oder aus Algerien stammenden Juden ihre französische Staatsbürger-
schaft über die Aufhebung des Décret Crémieux verlieren79.

Schließlich wurde die Ausrichtung des französischen Statuts mit innenpolitisch 
relevanten Überlegungen verbunden, nämlich der Entfernung des jüdischen Ein-
flusses aus der politischen, administrativen und kulturellen Sphäre. In einem das 
deutsche Vorhaben bestätigenden Schreiben vom 24. September verwies General 
de La Laurencie nochmals auf die Notwendigkeit einer „gewisse[n] Säuberung in 
den höheren Rängen der Verwaltung und des Unterrichtswesens“80. Vonseiten der 
deutschen Botschaft und der Militärverwaltung erwartete man von Vichy den Aus-
schluss der Juden aus allen Regierungsstellen und aus dem öffentlichen Leben 
– die unbesetzte Zone mit eingeschlossen81. Der Vertreter des Unterrichtsministe-
riums in Paris wurde etwa von einem höheren Beamten des Militärbefehlshabers 
über jüdische Lehrer befragt82. Daneben gab es aber im September 1940 zwischen 
dem Etat français und den deutschen Behörden starke Spannungen und ein Ge-
fühl gegenseitigen Misstrauens. Die ungelöste Frage Elsass’ und Lothringens oder 
der Konflikt um die Höhe der Besatzungskosten und den Verlauf der Demarkati-
onslinie führten den Erinnerungen des Finanzministers Yves Bouthillier zufolge 
zu einem „chronischen Unbehagen“83. Für die in antisemitischen Fragen größten 
Pragmatiker wie Bouthillier (der in seinen Memoiren das Judenstatut nicht er-
wähnt) und vor allem Laval, der bestrebt war, mit Paris und Berlin „eine großange-
legte Verhandlung einzuleiten“, erschien ein strenges, die Entscheidungsbereit-
schaft von Vichy signalisierendes „Statut“ zumindest opportun.

78	 Louis Darquier de Pellepoix, Le Juif, ennemi no  1, in: La France enchaînée, Nr. 21, 1.-
15. 2. 1938.

79	 1941 sollte einer der wichtigsten antisemitischen Publizisten der Zwischenkriegszeit bedau-
ern, dass „kein einziger Experte konsultiert“ wurde und das Gesetz vom 3. Oktober nur dem 
Dringendsten abhalf – eine französische, dieser Bezeichnung würdige Gesetzgebung hätte 
die Juden als „Nationalität“ betrachten müssen; Léon de Poncins, La Mystérieuse interna-
tionale juive, Paris 1941, S.  282 (Appendice. La Révolution Nationale devant le problème 
juif). Auch Xavier Vallat stellte am Ende seiner Tätigkeit an der Spitze des französischen Ge-
neralkommissariats für jüdische Fragen 1942 in einem Vortrag in der unbesetzten Zone und 
anschließend in einer Veröffentlichung Überlegungen über die „zionistische“ Lösung an, wo-
nach Juden ein „jüdischer Pass“ auszuhändigen sei und sie wie Ausländer behandelt werden 
müssten, mit all den Verboten, die sich daraus ergäben; Xavier Vallat, Le Problème juif, hrsg. 
vom Secrétariat Général à l’Information et à la Propagande, Vichy 1942, 24 S.

80	 Zit. nach Marc Olivier Baruch, Servir l’État français. L’administration en France de 1940 à 
1944, Diss., Paris 1995, S. 223.

81	 Vgl. Eismann, Majestic, S. 180 f. u. S. 192.
82	 Aufzeichnungen (zwei) der Gruppe V (8) Kult, Abteilung Verwaltung, Militärverwaltung, 

8. 10. 1940, in: AN, AJ40 548.
83	 Yves Bouthillier, Le Drame de Vichy, Bd. 1: Face à l’ennemi. Face à l’allié, Paris 1950, S. 181.
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Die Sitzung des conseil de cabinet vom 30. September 1940

Nach mehreren Debatten, vor allem während der Ministerratssitzungen vom 13. 
und 18. September, wurde der Entwurf des Statuts fertiggestellt. Bei der bereits er-
wähnten Besprechung des conseil de cabinet vom 30. September, der unter dem Vor-
sitz von Pierre Laval alle Staatssekretäre beiwohnten, wurde die Arbeit am „Statut 
der Israeliten“, so wie es dem Ministerrat vorgelegt werden sollte, zum Abschluss 
gebracht. Das Sitzungsprotokoll zeigt unter anderem die Gesamtheit der im Ent-
wurf vorbereiteten Maßnahmen. Einige Auszüge daraus sind bereits erwähnt wor-
den. Nachfolgend die Passage, welche Juden in ihrer Gesamtheit betrifft:

„2 – STATUT DER ISRAELITEN – (vorletzte Diskussion).
– � Verschiedene Maßnahmen (200  000 ausländische Israeliten). Wohnort: Kon-

zentrationslager.
– � Revision der Familiennamen (Säuberung).
– � Entfernung aus allen privaten Funktionen, die Auswirkungen auf das Unter-

richtswesen oder die Moral haben.
– � Öffentlicher Dienst: innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntmachung. An-

dere Berufssparten: innerhalb eines Monats ab Regelung der öffentlichen Ver-
waltung.

– � Erläuterung (Innenministerium), Presse und Radio.
– � Verweis auf die Notwendigkeit von substanziellen öffentlichen Kommuniqués 

für jeden wichtigen Akt“84.

Seit dem 10. September hatte die Regierung keine Information über die „Juden-
frage“ mehr gegeben. Offiziell widmeten sich die verschiedenen Ministerratssit-
zungen der Regelung von Versorgungsfragen. Dieses Schweigen galt nicht nur der 
Bevölkerung: Weder die Generaldelegation der besetzten Gebiete noch die Besat-
zungsmacht wurden von den Plänen der Regierung informiert85. Nach dem conseil 
de cabinet vom 30. September behielt die Regierung, die offensichtlich auf einen 
Überraschungseffekt abzielte, diese Linie bei und begnügte sich damit, über die 
Presse zu verkünden, am folgenden Tag würde eine „wichtige Ministerratssitzung“ 
stattfinden86, die den „administrativen Reformen auf Stadt- und Departements
ebene, der Versorgungsfrage, der Jugendlager und der Kinozensur“ gewidmet 

84	 Aufzeichnung des conseil de cabinet vom 30. 9. 1940, 1. 10. 1940, in: AN, F60 588.
85	 „Was das unbesetzte Gebiet anlangt, hat die deutsche Behörde meine Dienststelle dahinge-

hend befragt, ob Maßnahmen einer antisemitischen Gesetzgebung dort vorgesehen wären. 
Ich konnte diesbezüglich keine Auskunft über die Absichten der Regierung geben und ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie es an der Zeit fänden, mich dazu in die Lage zu versetzen.“ La 
Laurencie an Pétain/Generalsekretariat, 24. 9. 1940, in: AN, F60 490. Von „unterbrochenen 
Verbindungswegen“ zwischen Vichy und Paris, welche die direkte Kommunikation (also den 
Austausch über das bevorstehende Gesetzeswerk) gestört hätten (so bei Mayer, Regierung, 
S. 346), konnte aber keine Rede sein.

86	 „Sous la présidence du maréchal Pétain. Un important conseil des ministres se tiendra 
aujourd’hui“, in: Le Petit Dauphinois vom 1. 10. 1940.
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sei. Davon war allerdings auf der Ministerratssitzung vom 1. Oktober kaum die 
Rede. Diese drehte sich, wie auch Baudouin bestätigt, fast gänzlich um das neue 
Statut: „Langer Ministerrat, von 17 bis 19 Uhr 45, wo das Statut der Israeliten zwei 
Stunden lang geprüft wird.“87

Übrigens wussten die Minister zum Zeitpunkt dieser Sitzung noch nichts über 
die genauen Bestimmungen der deutschen Verordnung vom 27. September, denn 
die Besatzer hatten sich nicht die Mühe gemacht, den Text, der über Radio Pa-
ris genau zur selben Uhrzeit bekannt gegeben wurde, der amtierenden franzö-
sischen Regierung zuvor auszuhändigen88. Der Text des französischen Statuts wur-
de also an diesem 1. Oktober 1940 festgelegt und beschlossen.

IV. Das Judenstatut vom 3. Oktober 1940: einige Bemerkungen

Ein Gesamtplan

Eines ist klar: Das schließlich auf den 3. Oktober datierte „Gesetz zum Judensta-
tut“ war nicht allein Thema des Ministerrats vom 1. Oktober 1940, sondern es 
war Teil eines größeren Ganzen. Es glich einem Triptychon: Der zentrale Teil be-
traf die französischen Juden und ihre Vertreibung aus der französischen Verwal-
tung. Die beiden Seitenflügel galten den Juden Algeriens und den ausländischen 
Juden. Das Vorgehen gegen ausländische Juden war schon am 10. September 
mitangekündigt worden, während die Frage der algerischen Juden, eines der 
Lieblingsthemen der Rechtsextremen, in den spärlichen Quellen zwar keine Er-
wähnung findet, aber tatsächlich zur selben Zeit im Ministerrat besprochen wur-
de89. Ursprünglich sollte es eine umfassende Lösung für das Judenstatut geben, es 
wurde dann aber in drei getrennten Gesetzestexten realisiert.

In diesem Maßnahmenbündel diente das Gesetz vom 3. Oktober gewisserma-
ßen als Basis: Denn die Definition des „Juden“ erlaubte es, gegen Betroffene wei-
tere Maßnahmen zu treffen, die offiziell ein späteres Datum trugen, im Journal 
Officiel aber noch vor dem Statut selbst erschienen. Betroffen von diesen „nach-
folgenden“ Gesetzen waren einerseits die ausländischen Juden, die über das auf 
den 4. Oktober datierte Gesetz auf einfachen Beschluss des Präfekten interniert 
werden konnten, und andererseits die Juden Algeriens, die durch die Aufhebung 
des Décret Crémieux die französische Staatsbürgerschaft verloren und auf den Rang 
von Einheimischen zurückgestuft wurden. Die Gesetze vom 7. und 11. Oktober 
über die Juden Algeriens (veröffentlicht am 8. bzw. 13. Oktober) konnten noch 
vor dem Statut selbst bekannt gegeben werden, weil sie juristisch nicht von ihm 

87	 Baudouin, Neuf mois, S. 366.
88	 Siehe diesbezüglich die handschriftlichen Anmerkungen auf dem Dokument L’ordonnance 

du 28 septembre [sic!] décrétée par le chef de l’occupation militaire allemande en France 
concernant le statut des israélites, in: CDJC, XLVI-20.

89	 Dies geht aus der Anmerkung „le conseil des ministres entendu“ („der Ministerrat wurde 
konsultiert“) im Gesetzestext hervor.
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abhingen: Eine Definition des „Juden“ war nicht nötig, handelte es sich doch um 
die Aufhebung eines Gesetzestextes.

Man ist hier also mit einem „Block“ von gesetzlichen Maßnahmen konfron-
tiert, die gleichzeitig besprochen wurden und die sich dem „Geist des Gesetzge-
bers“ nach in ein und dasselbe Ganze einfügten. Von Anfang an handelte es sich 
um einen umfassenden Plan, der ein „Personenstatut“ und eine Reihe verschie-
dener Maßnahmen miteinschloss. Einige davon wurden im Laufe der Debatte im 
Ministerrat vom 1. Oktober in letzter Minute herausgenommen, so die „Revision 
der Familiennamen“, die erst eineinhalb Jahre später hinzukommen sollte90. Un-
bestimmt bleiben letztlich die Grenzen dieses Gesetzesblocks: Ein weiteres Ge-
setz hätte theoretisch dazugehören können, nämlich jenes vom 1. Oktober 1940, 
welches die ausländischen Arbeitskompanien (groupements de travailleurs étrangers) 
einführte91. Es schien auch im Kommuniqué vom 10. September mit angekün
digt zu sein, aber bislang gibt es keinen Anhaltspunkt darüber, inwiefern es zu be-
sagtem Gesetzesblock gehörte oder lediglich parallel dazu ausgearbeitet wurde.

Ein kollektives Werk der Regierung

Ein weiterer wichtiger Anhaltspunkt zur Entstehung des Statuts ist der Vergleich 
mit der legislativen Praxis zu dieser Zeit. In der Regel schaltete sich jedes mit-
unterzeichnende Ministerium in die Ausarbeitung eines Gesetzes ein, bewertete 
oder modifizierte den vorgelegten Entwurf, bevor der Text vom conseil de cabinet 
besprochen und schließlich vom Ministerrat angenommen wurde. Der Staatsrat 
(Conseil d’Etat) spielte noch keine Rolle bei der Gesetzgebung; erst Ende 1940 
sollte sich dies ändern92. Die Ausarbeitung des Statuts durchlief mit Sicherheit 
keinen anderen Weg, einerseits aufgrund der großen Bedeutung des Vorhabens, 
andererseits aufgrund der nötigen Koordination: Die Paragraphen  2 und 3 re-
gelten die vollen oder teilweisen Zugangsverbote zum öffentlichen Dienst, sodass 
sämtliche Ministerien betroffen waren. Dies geht klar aus den Gegenzeichnungen 
hervor; zum ersten Mal trug ein Gesetz von Vichy neben der Unterschrift Pétains 
jene aller Minister.

Allerdings schienen bestimmte Ministerien die Ausarbeitung stärker zu beein-
flussen93, insbesondere die „großen“ Ministerien wie Innen- und Außenministe-
rium. Aber auch die Rolle des Finanzministeriums war nicht zu unterschätzen, 
da ihm die Finanzierung der Internierung ausländischer Juden, vor allem aber 
die Regelung der Frage der Pensionen und Entschädigungen von abberufenen jü-
dischen Beamten zukamen. Zwei Ministerien aber fungierten als die eigentlichen 
Initiatoren dieser antisemitischen Maßnahmen: das Justiz- und das Innenministe-

90	 Gesetz Nr. 280 vom 10. 2. 1942, in: JORF, 27. 3. 1942, S. 1190.
91	 Loi relative à la situation des étrangers en surnombre dans l’économie nationale, 27. 9. 1940, 

in: JORF, 1. 10. 1940, S. 5198.
92	 Vgl. dazu Tal Bruttmann, Au Bureau des affaires juives. L’administration française et 

l’application de la législation antisémite, 1940–1944, Paris 2006.
93	 Vgl. Baruch, Servir (Diss.), S. 150 ff.
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rium94. Wenn Alibert den Entwurf des Statuts am 30. September vorgestellt hatte – 
wie vielleicht auch am 1. Oktober vor dem Ministerrat (Peyrouton erwähnte nach 
dem Krieg einen „sehr langen Vortrag“ seines Kollegen95) –, so übernahm der In-
nenminister die Verantwortung vor der nationalen Presse und der Öffentlichkeit. 
Bei seinem Treffen mit dem deutschen Botschafter am 8. Oktober in Paris schrieb 
sich Peyrouton das Verdienst um das Statut zu96. Und es war seine Behörde, wel-
che die Gesetze vom 4. (Internierung der ausländischen Juden) und 7. Oktober 
(Aberkennung der französischen Staatsbürgerschaft von algerischen Juden) im 
Detail ausarbeitete. Es ist darum möglich, dass die letzte Fassung des Statuts von 
Peyrouton stammt, denn sie stimmt nicht mit dem überein, was der Justizminister 
geschrieben hätte, wenn er seinen eigenen Auffassungen freien Lauf hätte lassen 
können. Der Zeitpunkt fiel im Übrigen mit seiner eigenen politischen Margina-
lisierung und dem Aufstieg von Marcel Peyrouton zusammen. Als hoher Beam-
ter und erfahrener wie energischer Diplomat nährte der erst seit einem Monat 
amtierende Innenminister (wie bereits sein Vorgänger Adrien Marquet) höchste 
Ambitionen; er wollte Marschall Pétain überzeugen, dass er und nicht Laval die 
Kollaboration mit Deutschland am besten in die Wege leiten könne.

Es war die Aussicht auf die engere Zusammenarbeit mit der Besatzungsmacht, 
welche die anfänglichen Vorbehalte ausgeräumt hatte. Sie ermöglichte es, das  
„Statut der Juden“ im 17. Oktober 1940 verbreiteten, offiziellen Kommuniqué“ 
als Entscheidung der „gesamten Regierung“ hinzustellen97 – zum Nachteil der 
radikaleren, von Raphaël Alibert angeführten ideologischen Linie98.

Die Rolle Pétains

Aber man darf dabei einen letzten wichtigen Akteur nicht vergessen: den Mar-
schall selbst, der sich beim Ministerrat vom 1. Oktober durchaus heftig gab. Seine 
genaue Rolle ist schwer einschätzbar; seine Informationen an seine Minister wa-
ren gewöhnlich mündlich und blieben nicht selten vage99. In den Archiven finden 

94	 Was übrigens auch Laval, der natürlich behauptete, selber keine Rolle gespielt zu haben, 
während des Prozesses gegen Pétain zu verstehen gab: „Die Gesetze über die Juden, das war 
entweder das Justiz- oder das Innenministerium oder beide gemeinsam“. Compte rendu in 
extenso des audiences transmis par le Secrétariat général de la Haute-cour de justice. Procès 
du maréchal Pétain, Paris 1945, S. 191, Verhandlungstag 3. 8. 1945.

95	 Stenographiertes Sitzungsprotokoll des Prozesses von Marcel Peyrouton vor dem Staatsge-
richtshof, Verhandlungstag 17. 12. 1946, S. 44–47, in: AN, 3W42/1.

96	 Vgl. Otto Abetz, Pétain et les Allemands, Paris 1948, S. 17 (Bericht Abetz’ vom 8. 10. 1940).
97	 Regierungskommuniqué vom 17. 10. 1940, zit. nach Serge Klarsfeld, La Shoah en France, Bd. 2: 

Le Calendrier de la persécution des Juifs de France juillet 1940-août 1942, Paris 2001, S. 36.
98	 Entsprechend frustriert reagierte Alibert, denn die Tatsache, dass ihm das Judenstatut letzt-

lich entglitt, kündigte auch seine baldige Verdrängung aus der Regierung an: Nachlass Ali-
bert, Mémoire en réponse à l’ostracisme, années 1950, S. 78–80, in: Archives de la Fondation 
nationale des sciences politiques, Paris; Brief Alibert an Vallat, 28. 9. 1959, in: Stadtarchiv 
Lyon, Nachlass Vallat, 21ii-8.

99	 Vgl. Herbert R. Lottman, Pétain, Paris 1984. Laval fasste dies während des Pétain-Prozesses 
folgendermaßen zusammen: „Wir gingen zum Marschall und er sagte: ‚einverstanden’“; 
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sich jedoch Spuren, welche seine Einbindung in die antisemitische Politik Vichys 
belegen und das Bild eines in der jüdischen Frage „gemäßigten“ Pétains weitge-
hend trüben100. So verlangte eine aus seinen Dienststellen stammende Note etwas 
ungeordnet, dass „der Zugang der Juden zu den freien Berufen so früh wie mög-
lich geregelt [werden sollte] wie es § 4 des Gesetzes vom 3. Oktober 1940 hoffen 
[ließe]“, dass besondere Maßnahmen vor allem die vom Statut betroffenen Juden 
daran hindern sollten, „Läden oder Werkstätten“ zu eröffnen, und dass die Heirat 
zwischen Juden und Nichtjuden verboten werden solle101.

Ein Anfang Oktober 2010 vom Pariser Mémorial de la Shoah und Serge Klarsfeld 
veröffentlichtes Dokument zeigt, dass im Entwurf des Statuts vom 30. September 
und 1. Oktober 1940 ursprünglich nur die Funktionen von Rektor, Schulamts-
direktor und Schuldirektor für Juden verboten werden sollten. Aber eine hand-
schriftliche Anmerkung am unteren Blattrand korrigierte: „Alle Mitglieder des 
Lehrkörpers“102. Und so stand es dann im Journal Officiel. Es handelt sich dabei 
wohl um eine Intervention Pétains, so wie sie sich auch in Baudouins Aufzeich-
nungen vom Ministerrat des 1. Oktobers 1940 findet: „Der Marschall […] besteht 
besonders darauf, dass die Justiz und das Unterrichtswesen keinen einzigen Ju-
den enthalten“103. Offensichtlich dachte der Chef de l’Etat in den Kategorien des 
französischen und europäischen Antisemitismus’ des 19. Jahrhunderts, demzu-
folge Armee, Richterschaft und Unterrichtswesen unter dem „Einfluss“ der Juden 
stünden.

Es ist möglich, dass Petain noch wegen einer anderen Passage intervenierte. So 
war die Klausel, wonach Personen aus Familien, die seit über 80 Jahren eingebür-
gert waren, in untergeordneten Stellungen des öffentlichen Dienstes verbleiben 
dürften, handschriftlich gestrichen worden. Im Statut vom 3. Oktober wurde nur 
den ehemaligen Frontkämpfern, die Petain besonders wichtig waren, dieses Pri-
vileg zugestanden, hingegen weder Kriegswitwen noch unter staatlicher Fürsorge 
stehenden Kriegswaisen. Aber es handelt sich hier um eine Hypothese; der gegen-
wärtige Quellenstand erlaubt es nicht, mehr darüber zu erfahren. Selbst Xavier 
Vallat, Hauptverfasser des zweiten Judenstatuts im Juni 1941, sollte sich in dieser 
Hinsicht großzügiger erweisen.

Compte rendu in extenso, S. 191, Gerichtsverhandlung vom 3. 8. 1945.
100	 Sein Biograph lieferte allerdings eine ganze Reihe an Beispielen, die den Antisemitismus 

des Staatschefs belegen; vgl. Marc Ferro, Pétain, Paris 1993, 1. Aufl. 1987, S. 241–247.
101	 Aufzeichnung des Generalsekretariats des Staatschefs für das Generalsekretariat des Mini-

sterratsvorsitzenden, 22. 11. 1940, in: AN, F60 490.
102	 Handschriftlich annotierter Entwurf des Statuts, Datum wahrscheinlich 30.9 oder 

1. 10. 1940, veröffentlicht auf http://www.memorialdelashoah.org/b_content/getContent-
FromNumLinkAction.do?type=1&itemId=1223#1831 [21. 3. 2012]. Die Anmerkungen wur-
den vermutlich während bzw. nach dem Ministerrat des 1.10. angebracht. Zur Debatte um 
dieses Dokument vgl. vor allem Thomas Wieder, Decouverte du projet de „statut des juifs“ 
de 1940, qui aurait été annoté par Pétain, in: Le Monde vom 5. 10. 2010; Maïa de la Baume, 
Vichy Leader Said to Widen Anti-Jewish Law, in: New York Times vom 5. 10. 2010; Henry 
Rousso, Pétain et les Juifs: l’obsession juridique, in: Libération vom 7. 10. 2010.

103	 Baudouin, Neuf mois, S. 366.
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Die Definition des „Juden“

In der Abfassung des Gesetzes ist der Einfluss bereits bestehender Gesetzge-
bungen in Deutschland und anderswo in Europa spürbar104. Dies ist besonders für 
den § 1 der Fall, der den „Juden“ rassisch definiert. Das zaristische Russland hatte 
zwar Anfang des 20. Jahrhunderts als erster Staat das Kriterium der ethnischen 
Abstammung in seine antijüdischen gesetzlichen Bestimmungen eingeführt105. 
Die religiöse Angehörigkeit war trotzdem das entscheidende Identifikationskrite-
rium geblieben: Selbst die Gesetzgeber des NS-Regimes mussten auf die religiöse 
Zugehörigkeit der Vorfahren zurückgreifen, um die „Zugehörigkeit zur jüdischen 
Rasse“ zu definieren. Im laizistischen Frankreich hatten sich die antisemitischen 
Theoretiker nie auf dieses Terrain begeben. 1911 fragte ein regelmäßiger Leser 
der Action française in einem Brief an Maurras im Anschluss an dessen Beiträge zur 
„Frage des Judenstatuts“: „Anhand welches authentischen Zeichens wird der Jude 
definiert und charakterisiert?“106 Die Frage blieb ohne Antwort: in diesem Punkt 
hatten die französischen Antisemiten durchaus Schwierigkeiten, ihre nationalen 
Denkkategorien zu überwinden: Das „jüdische Problem“ war ein „Ausländerpro-
blem“, die Juden mussten als „Nationalität“ definiert werden. So wurde es von de 
La Tour du Pin bis Alibert, von Baudouin bis Vallat über Maurras oder Darquier 
unermüdlich wiederholt.

Ohne juristische oder historische Möglichkeiten zur Definition des „Juden“ wa-
ren die Gesetzgeber von Vichy gezwungen, sich vom deutschen Modell inspirieren 
zu lassen. Die NS-Gesetzgebung, speziell die Nürnberger Gesetze vom November 
1935, hatten Identifizierungskriterien des „Juden“ festgelegt, über die unmöglich 
hinweggegangen werden konnte: Jacques Alibert, der 1940 Mitarbeiter seines Va-
ters war, erzählt in seinen Memoiren, dass Peyrouton noch am 10. September den 
Justizminister ersuchte, ihm „die Definition des Juden, wie sie in ausländischen 
Gesetzgebungen verwendet wird, zu beschaffen“107. Und tatsächlich, für Vichy wie 
auch für das NS-Regime wurde als „Jude“ angesehen, wer drei Großelternteile „jü-
discher Rasse“ hatte oder nur zwei jüdische Großelternteile und einen jüdischen 
Ehepartner. Die Formulierung von § 1 wurde absichtlich nüchtern gehalten; sie 
übernahm das religiöse Kriterium des NS-Gesetzes von 1935 nicht, um nicht „als 
unerfreuliche Anleihe aus der deutschen Gesetzgebung“ zu erscheinen, wie der 
Innenminister Ende 1940 erklären sollte108.

104	 Vgl. dazu Laurent Joly, Vichy dans la « Solution finale ». Histoire du commissariat général 
aux Questions juives (1941–1944), Paris 2006, S. 86 f.

105	 Eine Initiative von 1906 sollte den Söhnen konvertierter Juden den Zugang zu den Militär-
akademien verbieten, 1912 untersagte ein Gesetz den Söhnen und Enkelsöhnen von Juden 
den Offiziersrang; vgl. Léon Poliakov, Histoire de l’antisémitisme, Bd. 2: L ’ Âge de la science, 
Paris 1991, S. 349.

106	 Brief des Grafen de M., 15. 3. 1911, in: AN, 576 AP 7, Nachlass Maurras.
107	 Jacques Alibert, Treize années noires 1933–1946. Souvenirs et réflexions, Paris, 2001, S. 130.
108	 Schreiben aus dem französischen Innenministerium an das Justizministerium, ohne Datum 

[Ende 1941], zit. in: Bruttmann, Bureau, S. 43. Diese komplizierte und lückenhafte Defini-
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Arisieren?

Das auf den 3. Oktober 1940 datierte Judenstatut wurde erst zwei Wochen später 
im Journal Officiel veröffentlicht. Vor seiner Veröffentlichung benötigte die Regie-
rung die deutsche Zustimmung, damit der Text auf dem gesamten Territorium 
umgesetzt werden konnte109.

Die definitive Version des Textes wurde den Besatzern am 2. Oktober vorge-
legt110. Diese nahmen die Initiative sogleich wohlwollend auf: „Das Gesetz weicht 
in Einzelheiten von den deutschen Bestimmungen ab, verfolgt aber im wesent-
lichen die gleiche Tendenz und ist daher zu begrüßen. Es ist nicht beabsich
tigt, Einwendungen gegen die Anwendung des Gesetzes im besetzten Gebiet 
zu erheben.“111 Der französische Entwurf wurde den Leitern der interessierten 
Dienststellen innerhalb der Militärverwaltung (Wirtschaft und Kultur) sowie der 
Botschaft vorgelegt und einer detaillierten Prüfung unterzogen112. Letztlich kriti-
sierte nur die Gruppe 4 „Schule und Kultur“ den Entwurf, weil er in ihren Augen 
Lücken enthielt113.

Nach einer letzten Sitzung am 8. Oktober benachrichtigten die Deutschen Vi-
chy über Jean-Pierre-Ingrand, Vertreter des Innenministeriums in Paris, von ih-

tion hat einige Beobachter getäuscht, welche auf seine strengere Ausrichtung im Vergleich 
zum NS-Gesetz hinwiesen – was allerdings eine oberflächliche Auslegung attestiert.

109	 Diesbezüglicher Austausch bzw. Notenwechsel, in: AN, F30 530; vgl. auch Baruch, Servir, 
S. 72 f.

110	 Nur das Statut wurde vorgelegt, nicht aber die übrigen Texte, die zum antisemitischen 
Gesetzesblock gehörten. Wenn sich das im Fall der Juden Algeriens leicht erklären lässt, 
für den keine deutsche Zustimmung nötig war, so warf es im Gegensatz dazu ein Licht auf 
die Art, wie die Regierung über das Gesetz bezüglich der Internierung der ausländischen 
Juden dachte: Es nicht der Besatzungsmacht vorzulegen, begrenzte seine Anwendung auf 
das unbesetzte Gebiet. Am 22. 4. 1941 sollten letztlich die Deutschen selbst die Ausdehnung 
der Maßnahme auf die besetzte Zone verlangen; vgl. Serge Klarsfeld, La Shoah en France, 
Bd. I: Vichy-Auschwitz. La „solution finale“ de la question juive en France, Paris 2001, S. 18 f.; 
Peschanski, La France des camps, S. 201.

111	 Aufzeichnung gez. Pfeffer, „dem Herrn Oberbefehlshaber vorzulegen“, Abteilung Verwal-
tung, 3. 10. 1940, in: AN, AJ40 548.

112	 Aufzeichnung, Gruppe 1 (Storz) für Gruppe 8 (Justiz), 9. 10. 1940, in: Ebenda.
113	 Der Verfasser (Paraphe unleserlich) beschwerte sich darüber, dass jüdische Lehrer, Biblio-

thekare und Wissenschaftler außerhalb öffentlicher Anstalten auch weiterhin tätig sein 
könnten; Aufzeichnung V Kult für Gruppe 1, Abteilung Verwaltung, 8. 10. 1940, in: Ebenda. 
Die Aufzeichnung belegt im Übrigen, dass die Militärverwaltung durchaus „Dispositionen 
eines Gesetzes kommentierte“ und nicht nur der Frage nachging, ob deutsche Rechte in 
irgendeiner Form „beeinträchtigt würden“, wie bei Mayer, Regierung, S. 355, angenommen. 
Anders als von Mayer behauptet zeigt das Dokument, dass „die deutsche Besatzungsmacht 
ihre Zeit“ offenbar sehr wohl „damit zubrachte, die Liste der Berufsverbote der Juden zu 
ergänzen“ (ebenda, S.  356), auch wenn diese Ergänzungswünsche letztlich nicht an die 
Franzosen weitergegeben wurden. Wie Storz der Gruppe 8 mitteilte, ist die „Entscheidung“, 
die Bedenken der Gruppe 4 gegenüber den Franzosen nicht zu erheben, „auch deshalb 
getroffen worden, weil unter allen Umständen vermieden werden sollte, dass [dadurch] die 
Verkündung des Gesetzes verzögert und vielleicht sogar durch die Machenschaften französi-
scher Stellen vereitelt würde“. Man habe Anhaltspunkte dafür, dass es solche „Strömungen“ 
tatsächlich gäbe; Aufzeichnung Storz, 9. 10. 1940, in: AN, AJ40 548.
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rer Zustimmung und luden zu einem deutsch-französischen Treffen am nächsten 
Tag114. Thema dieser Sitzung, welche im Hotel Majestic mit Ingrand, Charles-Al-
bert de Boissieu und Jean Bichelonne115 einerseits und einer von Elmar Michel an-
geführten Delegation andererseits stattfand, waren im Wesentlichen zwei Punkte. 
So bekräftigte die deutsche Delegation ihre Zustimmung zum französischen Sta-
tut trotz „bestimmter Unterschiede bei der Definition des ‚Juden’ zwischen dem 
deutschen Gesetz und dem französischen Gesetzesentwurf“116. Die französischen 
Vertreter gaben wiederum zu verstehen, dass der Entwurf noch nicht endgültig 
sei und „die Regierung ihren Gesetzesentwurf nochmals prüfen“ wollte. Warum? 
Dazu wurde keine Erklärung abgegeben, aber man findet Hinweise im zweiten 
Gesprächspunkt: Die „Arisierungsmaßnahmen“, welche von den Deutschen am 
7. September mit angekündigt worden, letztlich aber in der Verordnung vom 27. 
September nicht enthalten waren, wurden nun vorgestellt und sogar ein Vorent-
wurf der in Ausarbeitung befindlichen zweiten deutschen Verordnung überge-
ben. Die Tatsache, dass die deutsche Delegation von Michel, dem Leiter der Wirt-
schaftsabteilung der Militärverwaltung, angeführt wurde, zeigte sehr deutlich, 
welche Frage Grund für das Zusammentreffen war. Nachdem in Vichy ein Partner 
in Sachen Antisemitismus gefunden war, ging es nun darum, die Regierung zu 
überzeugen, die wirtschaftliche Arisierung selbst in Angriff zu nehmen. Erstens 
aus praktischen Gründen, nämlich um der französischen Verwaltung die Arbeit 
(aber auch die politische Verantwortung) zu überlassen. Zweitens aber war der 
Erfolg des Vorhabens ungleich größer, wenn es auch auf die unbesetzte Zone aus-
gedehnt wurde.

Wie reagierten die Franzosen? Auf einer neuerlichen Sitzung vom 14. Oktober 
wiesen die Deutschen sie nun auf vermeintliche Schwachstellen des Statuts hin117. 
Es handelte sich hier zweifellos um einen deutschen Versuch, die Veröffentli-
chung des Statuts zu verzögern in der Hoffnung, die französische Regierung wür-
de den Entwurf nochmals überarbeiten und die Arisierungsmaßnahmen doch 
noch einfügen. Am 16. Oktober warnte La Laurencie die französische Regierung, 
dass „ohne Anweisung [ihrer]seits [seine eigene] Dienststelle zu verstehen ge-
ben wird, dass die Regierung im Augenblick nicht bereit ist, die Bestimmungen, 
welche für die besetzte Zone ausgegeben werden könnten, auf die unbesetzte 
Zone auszudehnen“118. Eine Woche später teilte die französische Regierung zwar 
ihre Ablehnung mit, doch wollte sie dem Versuch der Deutschen, „einen bedeu-
tenden Teil der französischen Aktivvermögen zu beschlagnahmen und die Lei-

114	 AN, AJ41 18.
115	 De Boissieu war zu diesem Zeitpunkt Generalsekretär der DGTO, also führendes Mitglied 

der von General de La Laurencie geleiteten Vertretung, aber nicht der Vertreter der franzö-
sischen Regierung in Paris, wie bei Mayer, Regierung, S. 346, irrtümlich behauptet; Biche-
lonne war Generalsekretär des Ministeriums für industrielle Produktion.

116	 Schreiben der DGTO an den Staatschef/Generalsekretariat des Präsidiums des Ministerra-
tes, 16. 10. 1940, in: AN, F60 490.

117	 AN, AJ41 18.
118	 Schreiben der DGTO an die DSA, 16. 10. 1940, in: CDJC, CCXLVI-19
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tung darüber deutschen Staatsangehörigen zu übertragen“119, über ein Gesetz 
bezüglich der „Ernennung von provisorischen Treuhändern für Unternehmen 
ohne Leiter“120 entgegenwirken, welches – auf den 10. September vordatiert – am 
26. Oktober 1940 im Journal Officiel veröffentlicht wurde, wenige Tage nach der 
zweiten deutschen Verordnung121. Auf einer deutsch-französischen Sitzung vom 
17. Oktober (einen Tag vor der Veröffentlichung des französischen Statuts und 
der zweiten deutschen Verordnung) war es den Deutschen vorgelegt worden, die 
es freilich als ungenügend bezeichnet und eine Erweiterung gewünscht hatten, 
ein letzter Versuch, die Arisierung doch noch der französischen Regierung zu 
übertragen. Aber ganz offensichtlich handelte es sich um einen Schritt, den Vi-
chy noch nicht zu tun wagte. Die Vichy-Regierung erwartete nämlich mit größter 
Beunruhigung die öffentliche Reaktion auf ihr eigenes Statut, welches für franzö-
sische Verhältnisse von beträchtlicher Tragweite war: Zum ersten Mal sollte es in 
Frankreich ein Rassengesetz geben122.

Zusammenfassende Bemerkungen

Gleich nach der Entstehung des neuen Regimes in Vichy wurde unabhängig von 
der Politik der deutschen Besatzungsmacht im besetzten Frankreich speziell gegen 
Juden gerichtete Gesetze in Betracht gezogen. Die Träger dieser Initiative, die Mi-
nister Alibert, Baudouin, Weygand und Ybarnégaray, waren Traditionalisten und 
überzeugte Antisemiten, und sie waren leidenschaftliche Anhänger einer Révoluti-
on nationale und konnten wahrscheinlich mit der vollen Unterstützung Marschall 
Pétains rechnen. Aber vor der öffentlichen Meinung für ein Rassegesetz einzutre-
ten, welches sich gegen die assimilierten Juden Frankreichs wandte, war absolut 
nicht selbstverständlich. Bis September 1940 dominierte deshalb unter dem Ein-
fluss Lavals die xenophobe Option; man wollte gegen den jüdischen Einfluss im 
Staat und in den freien Berufen über Bestimmungen gegen kürzlich Eingebürger-
te vorgehen. Lavals Politik wurde vor allem vom Gedanken der „Kollaboration“ mit 
Deutschland bestimmt, welche er im Rahmen eines neuen Europas verwirklicht 
sehen wollte. In seinen Augen war die Revolution nationale, in deren Rahmen sich 
der heftige Antisemitismus eines Alibert einfügte, keine wirkliche Option.

Das spricht dafür, dass sich erst in dem Moment, als sich die „autochthone“ 
antisemitische Logik mit offenen Fragen der Souveränität und der Kollaboration 

119	 Schreiben der DGTO an die DSA, 19. 10. 1940, in: Ebenda.
120	 Une Loi prévoyant nomination d’administrateurs provisoires des entreprises privées de 

leurs dirigeants, in: Ebenda.
121	 Der Text dieses Gesetzes vom 10. September war außerordentlich kurz, im Gegensatz zu 

seiner am 17. 1. 1941 veröffentlichten Durchführungsbestimmung.
122	 Das große Echo dieses Gesetzes in der Gesellschaft wird dokumentiert durch seine Erwäh-

nung in einer beträchtlichen Zahl an Tagebüchern; vgl. Léon Werth, Déposition. Journal 
1940–1944, Paris 1946; Pierre Limagne, Éphémérides de quatre années tragiques, 1940–
1944, Bd. 1, Paris 1945; Jean Guéhenno, Journal des années noires, 1940–1944, Paris 1947. 
Auch die Aufzeichnungen Pierre Nicolles, Cinquante mois d’armistice, gehören dazu, der 
mit Genugtuung die Fortschritte bei der Vorbereitung des Statutes verfolgte.
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verband, ein Konsens über das Statut bildete. Der Prozess verlief nicht geradli-
nig123. Die ursprünglichen, vor allem von Raphaël Alibert und Paul Baudouin ge-
tragenen Ideen wurden revidiert; auch das innere Machtgefüge der französischen 
Regierung in Vichy veränderte sich. Die Stellung der traditionellen Rechtsextre-
men im Ministerrat, der das Gesetz vom 3. Oktober 1940 unterzeichnete, und 
vor allem der Einfluss von Alibert waren bei der Regierungsumbildung vom 6. 
September geschwächt worden. Die Entscheidung und die definitive Ausarbei-
tung des Statuts hingen infolgedessen von verschiedenen internen wie externen 
Faktoren ab, während die offizielle Regierungspropaganda ab Mitte Oktober den 
unabhängigen Charakter und die „absolute Aufrichtigkeit“ der Entscheidung 
betonte. Seit der deutschen Ankündigung einer besonderen anti-jüdischen Re-
gelung im besetzten Gebiet setzte ein deutsch-französisches Zusammenspiel ein: 
Zwar beriefen sich die Anhänger des „Judenstatuts“ in Vichy auf Tendenzen in der 
besetzten Zone, um ihre eigenen Ideen voranzutreiben, aber ihre „nationalen“ 
antisemitischen, von Maurras inspirierten Absichten konnten sich nicht durch-
setzen. Unter der Ägide des opportunistischen Innenministers Marcel Peyrouton 
wurde ein klassisches Judenstatut daraus, welches anderen europäischen Bestim-
mungen ähnelte, sich aber der französischen laizistischen Tradition gemäß auf 
eine strikt rassische Definition des „Juden“ stützte. Die Liste der verbotenen Be-
rufe spiegelte die Forderungen des traditionellen Antisemitismus und der Revo-
lution nationale wider. Aber die extreme Strenge dieser Bestimmungen, zu einem 
Zeitpunkt, als Vichy unbedingt den Weg der deutsch-französischen Kollaboration 
einschlagen wollte, zeigt, dass diese Entscheidung ein starkes politisches Zeichen 
sein sollte; eine Entscheidung, bei der es kein Zurück mehr gab.

Aber selbst aufseiten der Besatzungsmacht verlief die Entwicklung nicht linear. 
Wie bei der Regierung in Vichy hatte auch diese keinen zwangsläufigen Charakter, 
und der Rolle von Einzelpersonen kommt entscheidende Bedeutung zu124. Diese 
Politik ging nicht auf angebliche „militärische Notwendigkeiten“ zurück125: Ein 
Vorgehen gegen die jüdische Bevölkerung war ursprünglich von der Besatzungs-
verwaltung nicht vorgesehen. Trotz einer langjährigen Erfahrung bei der Verfol-
gung der Juden, die ein rasches Vorgehen erwarten ließ, schwenkten auch die 
deutschen Behörden nur mit Zögern in eine solche Politik ein.

123	 Im Gegensatz dazu Mayer, Regierung, S. 338, S. 343 u. S. 361, wo französische antisemitische 
Kontinuitätslinien als Erklärung angeführt und dabei (innen)politische Entwicklungen, 
Motivationen und Strömungen übersehen werden. Die Aussage, das „Ziel des Gesetzes“ sei 
„schon von Beginn an“ festgestanden (S. 344), wird den tatsächlichen Gegebenheiten nicht 
gerecht.

124	 Genau so wenig wie es eine homogene deutsche Militärverwaltung gab, war Vichy ein homo-
gener antisemitischer „Block“. Insofern bleibt das Konzept von Michael Mayer, Staaten als 
Täter. Ministerialbürokratie und „Judenpolitik“ in NS-Deutschland und Vichy-Frankreich. 
Ein Vergleich, München 2010, theoretisch und abstrakt, mit der Tendenz, das Wechselspiel 
verschiedener Akteure innerhalb eines Regimes oder einer Institution auszublenden.

125	 So wie von Mayer, Regierung, S. 335, suggeriert.
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Dass die polnischen Juden von der deutschen Besatzungsmacht nicht nur er-
mordet, sondern auch in großem Maßstab ausgebeutet wurden, erfuhr die Öffentlich-
keit erstmals durch ein Buch und einen Film: Schindlers Liste. Über die Geschichte 
dieser Zwangsarbeit und ihre Bedingungen ist indes nur wenig bekannt. Wie groß 
die Defizite noch immer sind, zeigte sich erst vor wenigen Jahren, bei den deutschen 
Prozessen über die Verrentung jüdischer Zwangsarbeiter, die den Holocaust überlebt 
hatten. Umso wichtiger scheint dieser Aufsatz, der auf der Basis deutscher und pol-
nischer Quellen erstmals präzise nachzeichnet, wie diese Zwangsarbeit organisiert 
war und welche Konsequenzen dies für die Betroffenen hatte.  nnnn

Stephan Lehnstaedt

Die deutsche Arbeitsverwaltung im Generalgouverne-
ment und die Juden

Als die Wehrmacht im September/Oktober 1939 Polen besetzte, gerieten rund 
3 Millionen polnische Juden unter deutsche Herrschaft. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hatten die Nationalsozialisten vor allem versucht, die Juden aus dem Reichsgebiet 
zu vertreiben und zur Auswanderung zu zwingen, das galt auch für die Gebiete, 
die 1938/39 zum Großdeutschen Reich kamen – Österreich, das Sudetenland 
und das Reichsprotektorat Böhmen und Mähren. Angesichts der nun stark ge-
stiegenen Zahl der Juden waren diese Planungen obsolet, ohne dass bereits neue 
vorlagen. Zunächst waren die polnischen Juden daher einem chaotischen Zu-
griff deutscher Einheiten unterworfen, die sie beispielsweise zu Zwangsarbeiten 
heranzogen und/oder ausplünderten. Die innerhalb von sechs Jahren im Reich 
schrittweise eingeführte antisemitische Politik wurde in kürzester Zeit auf das Be-
satzungsgebiet übertragen und zugleich ausgebaut, etwa durch die Einführung 
der Kennzeichnungspflicht, welche die Juden dazu zwang, einen gelben Stern 
oder eine Armbinde mit einem Davidsstern zu tragen.

Gleichzeitig begann schon im Herbst 1939 eine bis zum nächsten Frühjahr 
dauernde erste Welle von Deportationen. Aus den kleinen Landgemeinden, 
aber auch aus dem Reichsgebiet wurden zahlreiche Juden in die größeren Städte 
Polens umgesiedelt, wo sie in oftmals abgeschlossenen Ghettos leben mussten. 
Die Politik gegenüber der dortigen jüdischen Bevölkerung wurde im Zuge des so-
genannten Madagaskar-Plans nach dem Sieg über Frankreich im Juni 1940 noch 
konkreter1. Mittelfristig hieß das Ziel nun: Umsiedlung aus dem deutschen Macht-
bereich. Gleichzeitig bedeutete dies, dass „die Juden, solange sie eben da seien, in 

1	 Vgl. zur Situation in Polen den Überblick bei Peter Longerich, Politik der Vernichtung. Eine 
Gesamtdarstellung der nationalsozialistischen Judenverfolgung, München 1998, S. 251–272; 
zu Madagaskar Magnus Brechtken, „Madagaskar für die Juden“. Antisemitische Idee und po-
litische Praxis 1885–1945, München 1997, S. 225–277.
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irgendeiner Weise versorgt werden müßten“2. Bevor also in dem Teil Polens, der 
„Generalgouvernement“ genannt wurde, der Völkermord in den Lagern sowie 
die Vernichtung durch Arbeit im Sommer bzw. Herbst 1942 begannen, machten 
die dort lebenden Juden eine Phase der Ghettoisierung, Entrechtung und Ver-
folgung durch, die scheinbar nicht auf einen industriellen Genozid hinauslief3. 
Zugleich waren jüdische Arbeiter in der Wirtschaft des Generalgouvernements 
begehrt; ihre Ausbeutung schien nicht nur gewinnbringend und zukunftsträch-
tig, sondern für die nationalsozialistischen Kriegsanstrengungen angesichts des 
allgemeinen Arbeitskräftemangels in Europa auch notwendig.

Verantwortlich dafür war zunächst die deutsche Besatzungsverwaltung; an 
ihrer Spitze stand der Generalgouverneur Hans Frank. Diese Verwaltung ähnelte 
in ihrer Organisationsform den Strukturen im Reichsgebiet4. Auch das Reichsar-
beitsministerium hatte Mitarbeiter entsandt, die in der Regierung, den Distrik-
ten sowie den Kreis- und Stadthauptmannschaften des Generalgouvernements 
tätig wurden. Angesichts des bisher eher ungeordneten Zugriffs auf die jüdischen 
Arbeiter erhielt die deutsche Arbeitsverwaltung im Sommer 1940 die Zuständig-
keit für diese Menschen und regelte deren Einsatz rund zwei Jahre lang. Dennoch 
ist bislang nur wenig über die Tätigkeit der Arbeitsverwaltung im besetzten Polen 
bekannt.

Die deutsche und auch die polnische Forschung haben sich bislang vor allem 
mit den polnischen Zwangsarbeitern beschäftigt, die ins Reichsgebiet transpor-
tiert wurden und dort in der Kriegswirtschaft arbeiten mussten5. Neben großen 
Studien6 und Editionen7 erschienen hauptsächlich Einzelfalluntersuchungen zu 
den Zwangsarbeitsbedingungen in verschiedensten deutschen Betrieben; die Re-
krutierungsabläufe wurden indes kaum betrachtet8. Die Aufgaben der Arbeitsver-

2	 Werner Präg/Wolfgang Jacobmeyer (Hrsg.), Das Diensttagebuch des deutschen Generalgou-
verneurs in Polen 1939–1945, Stuttgart 1975, S. 231, Eintrag vom 6./7. 6. 1940.

3	 Vgl. Longerich, Politik, S. 278–281 u. S. 452–456; Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung. 
Das Dritte Reich und die Juden. Zweiter Band, 1939–1945, München 2006, S. 91–423.

4	 Vgl. Bogdan Musial, Deutsche Zivilverwaltung und Judenverfolgung im Generalgouverne-
ment. Eine Fallstudie zum Distrikt Lublin 1939–1944, Wiesbaden 1999, S. 23–64.

5	 Für eine ausführliche Bibliographie vgl. Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz. 
Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im be-
setzten Europa 1939–1945, Stuttgart 2001.

6	 Vgl. ebenda; Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des „Ausländer-Einsatzes” in 
der Kriegswirtschaft des Dritten Reiches, Bonn 1999; Czesław Łuczak, Praca przymusowa Po-
laków w Trzeciej Rzeszy [Die Zwangsarbeit von Polen im Dritten Reich], Warszawa 1999.

7	 Vgl. vor allem Czesław Łuczak (Hrsg.), Położenie polskich robotników przymusowych w Rzeszy 
1939–1945 [Die Lage polnischer Zwangsarbeiter im Reich 1939–1945], Poznań 1975; Alfred 
Konieczny/Herbert Szurgacz (Hrsg.), Praca przymusowa Polaków pod panowaniem hitlerows-
kim 1939–1945 [Die Zwangsarbeit von Polen unter der nationalsozialistischen Herrschaft], 
Poznań 1976; Die faschistische Okkupationspolitik in Polen 1939–1945. Dokumentenauswahl 
und Einleitung von Werner Röhr u. a., Köln 1989.

8	 Eine Ausnahme ist die unveröffentlichte Magisterarbeit von Eva Kobler, Die Rekrutierung von 
Zwangsarbeitern im Distrikt Warschau. Eine mikrohistorische Untersuchung, Berlin 2007; 
vgl. ferner Włodzimierz Bonusiak, Rekrutacja, rozmieszczenie i struktura polskich robotni-
ków przymusowych do pracy w rzeszy [Rekrutierung, Einsatz und Struktur der ins Reich ge-
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waltung und ihre Funktion bei der Ausbeutung der polnischen Zwangsarbeiter 
in Polen blieben weitgehend unberücksichtigt9. Immerhin hat Dieter Maier, der 
wahrscheinlich beste Kenner der Geschichte der deutschen Arbeitsverwaltung, 
kürzlich eine Untersuchung vorgelegt, die sich mit diesem Teil der Administrati-
on des Generalgouvernements beschäftigt10. Sie beschreibt ausführlich deren Auf-
bau und innere Organisation sowie besonders die Rekrutierung der polnischen 
Zwangsarbeiter, berücksichtigt aber kaum polnische Quellen oder Literatur.

Insgesamt ist die Arbeitsverwaltung im Generalgouvernement und ihre Tätig-
keit in ihren Grundzügen erforscht; dies gilt vornehmlich für die Ausbeutung der 
polnischen Zwangsarbeiter, aber kaum für die der Juden11. Eine gewisse Ausnah-
me bildet lediglich der Distrikt Radom, zu dem zwei vorzügliche Studien vorlie-
gen, die jedoch hauptsächlich Art und Umfang der jüdischen Zwangsarbeit nach 
1942 darstellen, ohne genauer auf die Arbeitsverwaltung einzugehen12. Im Zuge 
der zahlreichen Klagen von Holocaust-Überlebenden, die sich auf das Gesetz zur 
Zahlbarmachung von Renten aus Beschäftigungen in einem Ghetto beriefen13, 
war zuletzt die Sozialgerichtsbarkeit stark an der Geschichte der jüdischen Arbeit 
während des Zweiten Weltkriegs interessiert. Es zeigte sich, dass die Wissenschaft 
trotz jahrzehntelanger Forschungen wesentliche Fragen etwa zur Lebenswelt in 
den Ghettos, zu der auch die Arbeit gehörte, noch nicht beantwortet hatte bzw. 
noch gar nicht beantworten konnte. Das galt nicht nur für Detailfragen zu den 

schickten polnischen Zwangsarbeiter], in: Ders. (Hrsg.), Polscy robotnicy przymusowi w Trze-
ciej Rzeszy [Polnische Zwangsarbeiter im Dritten Reich], Rzeszów 2005, S. 35–102.

  9	 Vgl. die Ausnahme Jolanta Adamska, Działalność urządów pracy dystryktu warszawskiego w za-
kresie werbunku robotników przymusowych do Rzeszy [Die Tätigkeit der Arbeitsverwaltung 
des Distrikts Warschau auf dem Gebiet der Werbung von Zwangsarbeitern für das Reich], in: 
Studia Warszawskie XXIII (1975), S.193–223.

10	 Vgl. Dieter Maier, Anfänge und Brüche der Arbeitsverwaltung bis 1952. Zugleich ein kaum 
bekanntes Kapitel der deutsch-jüdischen Geschichte, Brühl 2004; ders., Die deutsche Ar-
beitsverwaltung im polnischen Generalgouvernement 1939–1945. Gutachten für das Landes-
sozialgericht Nordrhein-Westfalen, L 8 R 134/06 u. L 8 R 64/07.

11	 Zum Sonderfall der Ostbahn vgl. Jan-Henrik Peters, Zwischen Lohnarbeit und Deportation. 
Juden bei der Ostbahn im Generalgouvernement 1939–1943, in: Zeitschrift für Geschichts-
wissenschaft 58 (2010), S. 816–837; zum Warthegau und Ostoberschlesien vgl. zuletzt Ste-
phan Lehnstaedt, Coercion and Incentive. Jewish Ghetto Labor in East Upper Silesia, in: Ho-
locaust and Genocide Studies 24 (2010), S. 400–430, sowie ders., Jewish Labor in the Smaller 
Ghettos in the Warthegau Region, in: Yad Vashem Studies 38–2 (2010), S. 47–84. Diese drei 
Texte entstanden ebenfalls als Gutachten für das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen.

12	 Vgl. Jacek Andrzej Młynarczyk, Judenmord in Zentralpolen. Der Distrikt Radom im General-
gouvernement 1939–1945, Darmstadt 2007; Robert Seidel, Deutsche Besatzungspolitik in Po-
len. Der Distrikt Radom 1939–1945, Paderborn 2006, S. 305–309 u. S. 353–365, hier auch die 
knappen Aussagen zur Tätigkeit der Arbeitsämter auf S. 267 ff. Eine ältere Studie zum Distrikt 
Warschau ist Tatiana Berenstein, Praca przymusowa Żydów w Warszawie w czasie okupacji 
hitlerowskiej [Die Zwangsarbeit der Juden in Warschau während der nationalsozialistischen 
Besatzung], in: Biuletyn Żydowskiego Instytutu Historycznego (1963), Nr. 45/46, S. 42–93.

13	 Vgl. Jürgen Zarusky (Hrsg.), Ghettorenten. Entschädigungspolitik, Rechtsprechung und 
historische Forschung, München 2010; Stephan Lehnstaedt, Geschichte und Gesetzesaus-
legung. Kontinuität und Wandel des bundesdeutschen Wiedergutmachungsdiskurses am 
Beispiel der Ghettorenten, Osnabrück 2011.
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über 1.250 kleinen und mittleren Ghettos in Osteuropa14, sondern eben auch für 
übergeordnete Probleme wie etwa die Arbeitsverwaltung im Generalgouverne-
ment.

Deshalb wurden in den letzten Jahren von der Deutschen Rentenversiche-
rung, der Sozialgerichtsbarkeit und einigen Historikern intensive Auseinander-
setzungen über Interpretationen der jüdischen Arbeit geführt15; erst seit zwei 
Grundsatzurteilen des Bundessozialgerichts vom Juni 2009 hat die Justiz die Be-
dingungen dafür geschaffen, dass die damalige Ghettowirklichkeit für die Ren-
tenanträge entscheidend ist – nicht jedoch heutige Rechtsvorstellungen16. Die 
Fragen des vorliegenden, 2008 abgeschlossenen und für die Publikation noch-
mals überarbeiteten Textes ergaben sich aus einem Gutachtenauftrag des 8. Se-
nats des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen17.

Im Folgenden wird die Arbeitsverwaltung innerhalb der anderen deutschen In-
stitutionen des Generalgouvernements in den Blick genommen und in den Kon-
text der antijüdischen Politik eingeordnet. Der zentrale Fokus der Untersuchung 
liegt auf den Modalitäten der Indienstnahme und Ausbeutung der jüdischen 
Arbeitskräfte. Dafür werden zunächst die grundsätzlichen Richtlinien der Poli-
tik betreffend jüdische Arbeit im Generalgouvernement dargestellt. Danach sind 
die grundsätzlichen Beschäftigungsformen von Juden zwischen Arbeitspflicht, 
Pflichtarbeit, Arbeit aus eigenem Willensentschluss sowie Zwangsarbeit zu diffe-
renzieren; welche Ziele verfolgte die jeweilige Verwaltung damit? Daran anschlie-
ßend wird die Erfassung der Juden für die verschiedenen Arbeitsformen sowie 
die Vermittlungstätigkeit der Arbeitsverwaltung dargestellt, wobei besonderes Au-
genmerk der „Arbeiterfürsorge“ gilt, also dem Interesse der Administration am 
Erhalt der jüdischen Arbeitskraft. Damit einher geht die Frage nach der Entloh-
nung der Arbeiter und nach deren Sozialversicherungsbeiträgen.

Insgesamt soll so gezeigt werden, wie die nationalsozialistische Bürokratie die 
jüdische Arbeit im Generalgouvernement gestaltete. Dabei konnten, trotz we-
sentlicher Gemeinsamkeiten, die lokalen Gegebenheiten durchaus differieren; 
zwischen dem Sonderfall Warschau mit dem größten Ghetto Osteuropas mit zeit-
weise fast 500.000 Menschen und den vielen hundert weiteren Ghettos mit teils 
nur mehreren hundert Bewohnern bestehen zahlreiche Unterschiede, zumal die 
Verhältnisse auch zeitlich schwanken konnten. Gerade dies führt die Notwendig-
keit von übergreifenden Beobachtungen deutlich vor Augen.

14	 Vgl. Martin Dean (Hrsg.), The United States Holocaust Memorial Museum Encyclopedia of 
Camps and Ghettos, 1933–1945, Vol. II: Ghettos in German-Occupied Eastern Europe, Bloo-
mington 2012.

15	 Vgl. Kristin Platt, Bezweifelte Erinnerung, verweigerte Glaubhaftigkeit. Überlebende des Ho-
locaust in den Ghettorenten-Verfahren, München 2012.

16	 Bundessozialgericht, B 13 R 81/08 R vom 2. 6. 2009 u. B 5 R 26/08 R vom 3. 6. 2009.
17	 Die Anforderung stammt vom Richter Jan-Robert von Renesse. Für wesentliche Anregungen 

danke ich Jürgen Zarusky und Giles Bennett, München, Martin Költzsch, Berlin, dem ich 
auch die Übersetzungen aus dem Jiddischen verdanke, sowie Imke Hansen, Hamburg, und 
Dieter Maier, Heidelberg. Ohne die wertvolle Unterstützung von Prof. David Bankier (2012 
verstorben) und Witold Mędykowski in Yad Vashem wäre dieser Beitrag nicht entstanden.
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1. Organisation und Zuständigkeit der Arbeitsverwaltung im General-
gouvernement

Als am 26. Oktober 1939 das Generalgouvernement für die besetzten polnischen 
Gebiete proklamiert wurde, konnte der Generalgouverneur Hans Frank sich 
schon auf einen bescheidenen Stab mit deutschem Verwaltungspersonal stützen. 
Seine Angestellten und Beamten waren mit der deutschen Militärverwaltung in 
Polen eingerückt und wurden nun in die neue Administration übernommen. 
Unter Federführung des Reichsinnenministeriums hatten die jeweiligen Fach-
verwaltungen entsprechendes Personal benannt18. Das Reichsarbeitsministerium 
entsandte ins Generalgouvernement vor allem Beamte und Angestellte aus Pom-
mern und Ostpreußen19, die sich auf eine „Hauptabteilung Arbeit“ bei der Re-
gierung des Generalgouvernements in Krakau sowie die verschiedenen Distrikte 
und Kreis- bzw. Stadthauptmannschaften verteilten. In Krakau war zunächst der 
ehemalige Staatssekretär Dr. Johannes Krohn Abteilungsleiter, doch schon am 18. 
November 1939 übernahm Dr. Max Frauendorfer diese Aufgabe20. Er wurde erst 
am 21. Februar 1943 von Wilhelm Struve abgelöst. Nachdem am 26. Oktober 1939 
in Siedlce das erste Arbeitsamt gegründet worden war21, erlangte die Arbeitsver-
waltung im Generalgouvernement unter Frauendorfer bereits im Februar 1940 
eine Struktur, die im Wesentlichen bis Kriegsende Bestand hatte.

In den zunächst vier Distrikten Krakau, Lublin, Radom und Warschau, die 
nach der Regierung die nächste Verwaltungsinstanz bildeten, gab es jeweils eine 
eigene Abteilung Arbeit, der wiederum fünf Arbeitsamtsbezirke unterstellt wa-
ren. In den Kreis- bzw. Stadthauptmannschaften, welche die unterste deutsche 
Administrationsebene in Polen darstellten, war jeweils ein Arbeitsamt zu errich-
ten22; darüber hinaus gab es in einigen weiteren Städten noch Nebenstellen, allei-
ne das Arbeitsamt Warschau beispielsweise hatte deren 1923. Als 1941 nach den 
Eroberungen im Ostkrieg zum Generalgouvernement als fünfter Distrikt Gali-
zien hinzukam, wurden dort neben dem Distriktsitz Lemberg noch in Drohobyc, 
Stanislau und Tarnopol Arbeitsamtsbezirke eingerichtet, so dass es im Sommer 
1942 schließlich 21 Arbeitsämter und 86 Nebenstellen gab24.

18	 Vgl. zur Abordnung des reichsdeutschen Personals nach Polen Stephan Lehnstaedt, „Ostnie-
ten“ oder Vernichtungsexperten? Die Auswahl deutscher Staatsdiener für den Einsatz im Ge-
neralgouvernement Polen 1939–1944, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 55 (2007), 
S. 701–721, hier S. 703 f.

19	 Vgl. Maier, Arbeitsverwaltung, S. 2.
20	 Vgl. zu Frauendorfer Thomas Schlemmer, Grenzen der Integration. Die CSU und der Um-

gang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit – der Fall Dr. Max Frauendorfer, in: VfZ 
48 (2000), S. 675–742.

21	 Vgl. Adamska, Działalność, S. 195.
22	 Archiwum Akt Nowych, Warschau (künftig: AAN), Regierung des Generalgouvernements / 

1414–1, Hauptabteilung Arbeit Krakau an die Distrikte, 30. 6. 1940.
23	 Vgl. Adamska, Działalność, S. 196, auf S. 195–197 Darstellung der Distriktadministration.
24	 Vgl. Maier, Arbeitsverwaltung, S. 7 f.
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Dessen Personal stammte nur zum Teil aus dem Reichsgebiet25. Die Funktions-
stellen waren selbstverständlich mit etablierten Arbeitsamtsmitarbeitern besetzt, 
die sich gerade auf der Leitungsebene auch nationalsozialistisch „bewährt“ hat-
ten26. Doch unterhalb dieser Ebene war das nicht mehr ausschließlich der Fall. 
Die Anzahl dieser Mitarbeiter wuchs im Laufe des Krieges immer mehr an; waren 
1940 noch 782 Reichs- und Volksdeutsche in der Arbeitsverwaltung tätig, stieg 
ihre Zahl bis 1944 auf immerhin 1.135 an – eine Zunahme von beinahe 50 Pro-
zent. Mehr als doppelt so viele Angestellte waren jedoch Polen, die von den bishe-
rigen polnischen Arbeitsämtern kamen27. Sie hatten nur nachrangige Tätigkeiten 
zu erfüllen. Für viele Aufgaben waren jedoch gerade sie unerlässlich – schon weil 
für sie keine Sprachbarriere bestand.

Der Aufbau der deutschen Arbeitsverwaltung im Generalgouvernement unter-
schied sich nicht grundsätzlich von der im Reich28, das galt auch für ihre Zustän-
digkeiten: In den Bereichen Arbeitsvermittlung, Arbeitsschutz und Sozialversi-
cherung lagen die wichtigsten Tätigkeiten der lokalen Arbeitsämter, deren Leiter 
gleichzeitig auch den örtlichen Sozialkassen mit Renten-, Kranken-, Unfall- und 
Arbeitslosenversicherung vorstanden. Dieses System der sozialen Sicherheit exi-
stierte im Generalgouvernement nach dem Vorbild der Republik Polen weiter29.

Rein zahlenmäßig betraf die Arbeitsmarktpolitik zunächst die Polen, die bei 
weitem größte Gruppe, gefolgt von Juden und schließlich Volks- bzw. Reichsdeut-
schen. Die Behandlung dieser Menschen differierte gewaltig, da gerade auch 
hier rassistische Kriterien zählten; Reichs- und Volksdeutsche wurden deshalb 
deutlich bevorzugt, mit deutlich höheren Löhnen und gleichzeitig geringeren 
Arbeitszeiten. Hinter ihnen rangierten die Polen, für die seit dem 26. Oktober 
1939 eine Arbeitspflicht bestand, die alle Einwohner zwischen 18 und 60 Jahren 
betraf30. Prinzipiell bedeutete das, dass jedem Polen durch das Arbeitsamt eine 
Arbeitsstelle zugewiesen werden sollte, die dieser dann ohne Kündigungsmög-
lichkeit anzutreten hatte; wer dieser Verpflichtung nicht nachkam, musste mit 
drastischen Strafen rechnen31.

25	 Vgl. zur Personalpolitik gegenüber den deutschen Beschäftigten ebenda, S. 8–11; zu deren 
allgemeiner Auswahl Lehnstaedt, Ostnieten.

26	 Vgl. Schlemmer, Frauendorfer, S. 677 ff.
27	 Vgl. Haushaltspläne des Generalgouvernements 1940–1944, u. a. in der Staatsbibliothek zu 

Berlin, Unter den Linden.
28	 Vgl. Konieczny/Szurgacz (Hrsg.), Praca, S. 329 ff., Arbeitsbericht 1939 der Unterabteilung 

II – Arbeitseinsatz im Distrikt Krakau, 24. 1. 1940.
29	 AAN, Regierung des Generalgouvernements / 1414-1, Abt. Arbeit GG [Generalgourverne-

ment] an die Distrikte, 24. 11. 1939. Vgl. auch den Beitrag des stellvertretenden Leiters der 
Hauptabteilung Arbeit, Ernst von Gschließer, Arbeitsrecht und Arbeitseinsatz im General-
gouvernement, in: Josef Bühler (Hrsg.), Das Generalgouvernement, seine Verwaltung und 
seine Wirtschaft, Krakau 1943, S. 225–261, hier S. 232.

30	 Vgl. Verordnungsblatt für das Generalgouvernement 1939, S. 6, in: Archiv des Instituts für 
Zeitgeschichte, München (künftig: IfZ-Archiv), D 056.002.

31	 Erste Durchführungsverordnung zur Verordnung vom 26. 10. 1939 über die Einführung der 
Arbeitspflicht für die polnische Bevölkerung des Generalgouvernements, in: Ebenda, S. 14 f.; 
vgl. auch Gschließer, Arbeitsrecht, in: Bühler (Hrsg.), Generalgouvernement, S. 234.
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Die Arbeitsbedingungen der Polen verschlechterten sich im Laufe des Krieges, 
vor allem als die deutschen Behörden zu zwangsweisen Deportationen ins Reich 
übergingen32. Diese Westverschickung traf Juden nicht33, ganz im Gegenteil 
sollten sie diejenigen Arbeitskräfte ersetzen, die der Wirtschaft des Generalgou-
vernements – und besonders allen kriegswichtigen Betrieben – deshalb fehlten34. 
Und obwohl für die Juden zwischen 12 und 60 Jahren seit Ende Oktober 1939 
eine ähnliche Pflicht zur Arbeit wie für die Polen galt35, oblag die Verantwort-
lichkeit hierfür zunächst nicht der Arbeitsverwaltung, sondern dem Höheren SS- 
und Polizeiführer (HSSPF) und seinem Apparat in den Distrikten und Kreisen. 
Sehr bald wurden auch die neu gegründeten Judenräte aktiv und begannen, den 
jüdischen Arbeitseinsatz zu organisieren, um so den willkürlichen Verhaftungen 
entgegenzuarbeiten.

Die Aktivität der Arbeitsämter beschränkte sich bei den Juden zunächst auf 
gelegentliche Vermittlung an Betriebe. Doch angesichts des allgemeinen Arbeits-
kräftemangels wurden immer mehr qualifizierte jüdische Handwerker benötigt, 
was wiederum eine klassische Vermittlungstätigkeit erforderte, wie sie die Ar-
beitsämter von jeher durchgeführt hatten. Dazu kam, dass die Versorgung der 
jüdischen Bevölkerung neu organisiert werden musste, da die Judenräte diese 
kaum mehr gewährleisten konnten. Um einen Geldzufluss zum Nahrungsmittel
erwerb zu ermöglichen, war auch die Bezahlung der jüdischen Arbeit notwen-
dig. Nach einer Grundsatzentscheidung des Generalgouverneurs Hans Frank im 
Sommer 1940 erhielt die Arbeitsverwaltung daher am 5. Juli 1940 die alleinige 
Kompetenz für den Arbeitseinsatz der Juden36.

Bei dieser Regelung sollte es rund zwei Jahre bleiben. Als im Sommer 1942 im 
Generalgouvernement die Auflösung der Ghettos und die Deportation ihrer In-
sassen in die Vernichtungslager begann, hatten SS und Polizei fast alle Befugnisse 
in „Judenfragen“ an sich gezogen und organisierten den industriellen Massen-
mord37. Angesichts dieser Entwicklung war es nur konsequent, dass Max Frauen-
dorfer, der Leiter der Hauptabteilung Arbeit der Regierung in Krakau, am 25. Juni 

32	 Vgl. Seidel, Besatzungspolitik, S. 104–169, sowie Maier, Arbeitsverwaltung, S. 14–45.
33	 Zu den politischen Absichten in Bezug auf die jüdische Arbeit – allerdings mit Fokus auf 

die Zeit nach Sommer 1942 – vgl. grundlegend Christopher Browning, Jewish Workers in 
Poland. Self-Maintenance, Exploitation, Destruction, in: Ders. (Hrsg.), Nazi Policy, Jewish 
Workers, German Killers, Cambridge 2000, S. 58–88.

34	 AAN, Regierung des Generalgouvernements / 1414–1, Runderlass der Abt. Arbeit GG vom 
10. 5. 1940; Daimler-Konzernarchiv, Flugmotorenwerk Reichshof / MBA VO 175/18, Bespre-
chung der Rüstungsinspektion GG am 5. 6. 1942, vom 16. 6. 1942.

35	 Verordnung über die Einführung des Arbeitszwangs für die jüdische Bevölkerung des Ge-
neralgouvernements vom 26. 10. 1939, in: Verordnungsblatt für das Generalgouvernement 
1939, S. 6, in: IfZ-Archiv, D 056.002; Zweite Durchführungsvorschrift zur Verordnung vom 
26. Oktober 1939 über die Einführung des Arbeitszwanges für die jüdische Bevölkerung des 
Generalgouvernements (Erfassungsvorschrift), 12. 12. 1939, in: Ebenda, S. 246.

36	 Archiwum Państwowe w Lublinie (künftig: APL), Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschrei-
ben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.

37	 Vgl. Longerich, Politik, S. 506 ff.
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1942 ein Dekret herausgab38, nach dem der Arbeitseinsatz der Juden nur noch im 
Einvernehmen mit den örtlichen SS- und Polizeikräften geregelt werden durfte. 
De facto bedeutete dies das Ende der Zuständigkeit der Arbeitsverwaltung für die 
jüdischen Arbeitskräfte, obgleich es auch im Herbst 1942 noch „freie“ Arbeitsver-
hältnisse gab. Die Arbeitsämter waren indes nur noch in wenigen Fällen und nur 
nach Aufforderung durch den Himmler-Apparat als Vermittler tätig. Die meisten 
Ghettos mit den wenigen nach der ersten Deportationswelle in den Städten ver-
bleibenden Juden fungierten nur noch als eine Art Arbeitslager39; für derartige 
„Beschäftigungsformen“ wurden aber die Arbeitsämter nicht mehr benötigt.

2. Die deutsche Arbeitsverwaltung und die jüdischen Arbeitskräfte

Als die Arbeitsverwaltung Anfang Juli 1940 die Zuständigkeit für die jüdischen 
Arbeitskräfte erhielt, existierten bereits verschiedene Beschäftigungsformen. 
Die Historiker haben sich bislang wenig um deren begriffliche Differenzierung 
gekümmert, meist war pauschal von „Zwangsarbeit“ die Rede40. Das galt zwar für 
die allgemeine Zwangs- und Verfolgungssituation der Juden im Generalgouver-
nement, aber es unterblieben häufig trennscharfe Beobachtungen, die zwischen 
direktem Zwang mittels körperlicher Gewalt und der indirekten Ausnutzung ei-
ner Notlage unterschieden – obwohl die pauschal als Zwangarbeit bezeichneten 
Tätigkeiten durchaus im Detail dargestellt wurden. Auch der subjektiven Wahr-
nehmung der Juden während des Krieges entsprach dieser Sprachgebrauch nur 
wenig. Im Gegensatz dazu kannten die nationalsozialistischen Behörden und die 
jüdische Selbstverwaltung zwar mehrere Bezeichnungen für die Arbeitsformen41, 
aber sie vermischten sie und verwendeten sie nicht konsequent, was auch dem 
zeitlichen Wandel der Konnotationen geschuldet war. Dennoch implizieren etwa 
„Arbeitspflicht“ und „Arbeitszwang“ durchaus verschiedene Bedeutungen und 
Bedingungen, die aber nur wenig mit „Zwangsarbeit“ zu tun hatten.

Arbeitspflicht, Pflichtarbeit und Arbeitslager

Der Arbeitszwang, dem die Juden des Generalgouvernements seit Oktober 1939 
unterlagen, sah prinzipiell vor, dass alle männlichen Juden zwischen 18 und 60 
Jahren arbeiten mussten. Tatsächlich war aber nur für einen Bruchteil von ih-
nen wirklich Arbeit vorhanden, so dass die Anordnung Franks vor allem eines 
bedeutete: Juden, die von deutschen oder jüdischen Dienststellen zu einer Ar-
beitsleistung auf- bzw. angefordert wurden, konnten sich dieser nicht entziehen. 

38	 Yad Vashem Archive, Jerusalem (künftig: YV), O 6 / 198, Runderlass der Regierung des GG, 
25. 6. 1942.

39	 Vgl. z. B. für den Distrikt Radom Seidel, Besatzungspolitik, S. 333 ff. u. S. 353–365.
40	 Vgl. etwa den Überblick über das Generalgouvernement bei Wolf Gruner, Jewish Forced La-

bor Under the Nazis. Economic Needs and Racial Aims, 1938–1944, New York 2006, S. 230–
275.

41	 Zu zeitgenössischen Konnotationen vgl. YV, O 6 / 162, Monatsbericht Judenrat Warschau 
für Juli 1942, 5. 8. 1942.
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Gleichwohl betraf dies nur verhältnismäßig wenige Menschen, zumal sich die Ju-
denräte bereits 1939 darum bemühten, die deutschen Gestellungsbefehle mög-
lichst reibungslos zu erfüllen. Die Ursache hierfür war weniger Willfährigkeit als 
vielmehr der Wunsch nach einer gewissen Sicherheit. War es unmittelbar nach 
dem Einmarsch noch vielfach zu regelrechten Menschenjagden und willkürli-
chen Verhaftungen von Juden zum Zwecke der Arbeitsleistung gekommen, sollte 
das neue System vor plötzlichem Zugriff schützen. Damit war eine menschliche 
Behandlung während der Arbeit möglich, da diese nun unter der Aufsicht von 
Juden stand, die keine Notwendigkeit für die körperliche Misshandlung ihrer 
Untergebenen sahen.

In fast allen Gemeinden und Städten des Generalgouvernements etablierten 
die Judenräte deshalb unter ihrer Aufsicht stehende Arbeitsbataillone42, die von 
Historikern bislang generalisierend und häufig falsch unter dem Begriff „Zwangs-
arbeit“ subsumiert wurden. Aufträge der deutschen Verwaltung, etwa Schnee- 
und Straßenräumen, aber auch die verschiedensten Hilfstätigkeiten für Betriebe 
und Institutionen43 wurden nun von den Arbeitsbataillonen erledigt. Auf sie 
rekurrierten die Besatzer in großem Umfang. Am 12. Dezember 1939 waren in 
Warschau bereits 2.375 Juden hierfür tätig, obwohl das Bataillon noch im ganzen 
Monat Oktober erst 4.191 Personenarbeitstage geleistet hatte; die Zahl stieg auf 
29.963 im November und 49.108 im Dezember44.

Hans Frank berichtete im Februar 1940, dass sich viele Juden geradezu in die 
Bataillone „drängten“45. Zwar ist das fraglich, aber diese Pflichtarbeit war nicht 
immer mit Zwang verbunden. In Warschau beispielsweise erhielten die jüdischen 
Männer in den ersten Jahren der Besatzung jeden Monat eine Hinweiskarte, auf 
der die Tage genannt waren, an denen sie sich für das Arbeitsbataillon zu mel-
den hatten. Der dort gedruckte Text lautete im Juli 1940: „Auf Anordnung der 
Deutschen Behörde haben Sie Ihre Zwangsarbeit an folgenden Tagen zu leisten“, 
worauf acht verschiedene Tage genannt wurden46; im September waren es sieben 
Tage, im Dezember deren sechs. Gleichwohl bedeutete selbst das nicht, dass der 
Betreffende an diesen Daten auch immer im Arbeitsbataillon tätig war, denn oft 
wurden gar nicht alle Einbestellten benötigt und wieder nach Hause geschickt.

Der Vorsitzende des Judenrats in Warschau, Adam Czerniaków, schrieb etwa 
im Mai 1940, dass „jeder zur Arbeit aufgeforderte Jude theoretisch jeden dritten 
Tag“ abgestellt werde47. Deutlich wurde daraus: Neben dem Arbeitsbataillon wa-

42	 Vgl. z. B. für Warschau Berenstein, Praca przymusowa Żydów.
43	 Für eine Übersicht über die verschiedenen Tätigkeiten des Arbeitsbataillons vgl. ebenda, 

S. 54.
44	 Vgl. ebenda, S. 43 f.; für den Distrikt Lublin vgl. Musial, Zivilverwaltung, S. 115–118; für Ra-

dom Seidel, Besatzungspolitik, S. 260 ff.; für den Sonderfall des 1941 eroberten Galizien vgl. 
Dieter Pohl, Nationalsozialistische Judenverfolgung in Ostgalizien 1941–1944. Organisation 
und Durchführung eines staatlichen Massenverbrechens, München 1997, S. 132 ff.

45	 Vgl. Präg/Jacobmeyer (Hrsg.), Diensttagebuch, S. 105, Interview mit dem Völkischen Beob-
achter, 6. 2. 1940.

46	 Vgl. die Abbildungen bei Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 47.
47	 YV, M 53 / JM 11255, Czerniaków an Auerswald, 21. 5. 1940.
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ren durchaus andere Beschäftigungen möglich. Und: Längst nicht alle Juden un-
terlagen der Pflichtarbeit. Da die Judenräte die Auswahl der Pflichtarbeiter selbst 
durchführten, einfach weil die deutsche Verwaltung daran kein Interesse hatte48, 
war es beispielsweise möglich, sich gegen Geld von der Pflichtarbeit freizukau-
fen49. Der Judenrat stellte in solchen Fällen eine „Zurückstellungskarte“ aus, die 
in Verbindung mit einem Ausweis einen Monat gültig war50; die Auflistung dieser 
Zurückstellungen war vom Arbeitsamt zu genehmigen51. Darüber hinaus waren 
zahlreiche weitere Personen, etwa Angestellte des Judenrats, aber vielfach auch 
Beschäftigte bei deutschen und polnischen Firmen, vom Dienst im Arbeitsbatail-
lon ausgenommen52.

Andererseits gab es genug Juden, die sich aus eigenem Willensentschluss zur 
Pflichtarbeit meldeten, garantierte sie doch die Ausgabe von Lebensmitteln bzw. 
die Verpflegung in der Mittagspause. Darüber hinaus – und darauf wird später 
noch eingegangen – waren die Judenräte im Rahmen ihrer finanziellen Mittel be-
müht, die Arbeitsbataillone zu entlohnen. Durch die freiwilligen Meldungen war 
es wiederum möglich, andere Juden von der Arbeitspflicht zu entbinden. Das Sys-
tem der Freiwilligkeit funktionierte so gut, dass das Arbeitsbataillon in Warschau 
von Herbst 1940 bis November 1941 ohne Zwang auskam; erst zu diesem Zeit-
punkt musste die zwischenzeitlich abgeschaffte Arbeitspflicht wieder eingeführt 
werden, da der immense Menschenbedarf alleine mit Freiwilligen nicht mehr zu 
decken war53.

Als die Arbeitsverwaltung im Sommer 1940 die Zuständigkeit für die Juden 
erhielt, war es ihre Aufgabe, die Bataillone den Tätigkeiten zuzuführen, die Be-
hörden und Privatbetriebe ihr meldeten. Da es sich dabei überwiegend um Hilfs-
tätigkeiten handelte, mischte sie sich üblicherweise jedoch nicht in die Auswahl 
der einzelnen Personen ein, solange der Judenrat nur genügend Menschen be-
reitstellte. So war es möglich, dass das Warschauer Beispiel des Arbeitsbataillons 
aus Freiwilligen in den meisten Städten des Generalgouvernements realisiert wer-
de konnte54. Das Arbeitsamt sah sich vor allem dafür zuständig, eine ordnungs-
gemäße Abwicklung der jüdischen Beschäftigung zu organisieren55 und ihren 
Einsatz zu optimieren. Ein Interesse am Wohlergehen der Juden bestand nur in-
sofern, als deren Arbeitskraft erhalten werden sollte. Entscheidend war die größt-
mögliche Ausbeutung für deutsche Zwecke.

48	 YV, M 54 / 1480, Stadthauptmann Tschenstochau an HSSPF Generalgouvernement, 24. 5. 
1940.

49	 Vgl. z. B. Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 62; Seidel, Besatzungspolitik, S. 264.
50	 Żydowski Instytut Historyczny – Archiv, Warschau (künftig: ŻIH), AR II / 327, Zurückstel-

lungskarte für Mordechai Giterman, 23. 11. 1940.
51	 YV, M 54 / JM 1833, Distrikt Warschau an Judenrat, 24. 4. 1941.
52	 Ebenda.
53	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 4. 11. 1941.
54	 Für Tschenstochau vgl. YV, M 54 / 1480, Stadthauptmann Tschenstochau an HSSPF General-

gouvernement, 24. 5. 1940; für Lublin YV, O 6 / 390, Bekanntmachung des Judenrats Lublin, 
30. 12. 1940; für Radom vgl. Isaiah Trunk, Judenrat. The Jewish Councils in Eastern Europe 
Under Nazi Occupation, Lincoln 1996, S. 73.

55	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1950.
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Deshalb existierten neben der „freien“ Arbeit und den Arbeitsbataillonen im 
Generalgouvernement auch zahlreiche Zwangsarbeitslager56. Die deutsche Ar-
beitsverwaltung war dafür zuständig, sie mit Juden zu füllen. Die meisten Lager 
befanden sich im Distrikt Lublin, der sich ab Mitte 1940 zum Zentrum der jü-
dischen Zwangsarbeit im Generalgouvernement entwickelte57. Der dortige SS- und 
Polizeiführer Odilo Globocnik ließ nicht nur von 8.000 Zwangsarbeitern einen 
Verteidigungswall gegen die Sowjetunion am Fluß Bug errichten, sondern initi-
ierte zudem zahlreiche Meliorationsarbeiten zur Trockenlegung größerer Sumpf-
gebiete – rund 10.000 Juden wurden dafür unter katastrophalen Bedingungen in 
34 Lagern untergebracht. Um diese Maßnahmen zu unterstützen, wurden 1940 
aus dem Distrikt Radom 7.223 und aus dem Distrikt Warschau 5.253 Juden in den 
Distrikt Lublin verschickt58.

Die Arbeitsämter waren die zuständigen Koordinierungsstellen für die Verschi-
ckung in die Lager. Sie teilten den örtlichen Judenräten mit, welches Kontingent 
diese für den Einsatz in Lublin zu stellen hätten. Angefordert wurden – ähnlich 
wie bei den Arbeitsbataillonen – meist ungelernte Männer, die aktuell über keine 
Arbeitsstelle verfügten und daher für die lokale Wirtschaft entbehrlich waren. Zu 
Beginn der Lagerarbeit warben die Judenräte noch mit gewissem Erfolg Freiwil-
lige an; in den drei ersten Transporten aus Warschau im August 1940 waren von 
1.339 Juden über 1.000 freiwillig angetreten, also rund 75 Prozent59. In Warschau 
meldeten sich noch Ende November bei einem Transport 51 von 101 Männern 
freiwillig, aber auch in Kleinstädten wie etwa Włodawa gelang es, 200 Interessen-
ten für die Wasserwirtschaft zu finden60. Das war auch deshalb möglich, weil im 
Lager üblicherweise niemand länger als sechs Wochen Dienst tat. So vermerkte 
die Jüdische Soziale Selbsthilfe (JSS) noch im Juni 1941, einige Männer, die sich 

56	 Vgl. für Warschau Marta Janczewska, Obozy pracy przymusowej dla Żydów na terenie dys-
tryktu warszawskiego [Zwangsarbeitslager für Juden auf dem Gebiet des Distrikts Warschau], 
in: Barbara Engelking u. a. (Hrsg.), Prowincja noc. Życie i zagłada Żydów w dystrykcie war-
szawskim [Die dunkle Provinz. Leben und Vernichtung der Juden im Distrikt Warschau], 
Warszawa 2007, S. 271–320, auf S. 317–320 auch eine Übersicht der jüdischen Arbeitslager 
im Distrikt Warschau; Tatiana Berenstein, Żydzi warszawcy w hitlerowskich obozach pracy 
[Die Warschauer Juden in nationalsozialistischen Arbeitslagern], in: Biuletyn Żydowskiego 
Instytutu Historycznego (1968), Nr. 67, S. 39–65; für Galizien vgl. dies., Praca przymusowa 
ludności żydowskiej w dystrykcie Galicja [Jüdische Zwangsarbeit im Distrikt Galizien], in: 
Ebenda (1969), Nr. 69, S. 3–46; für Radom vgl. Adam Rutkowski, Hitlerowskie obozy pracy 
dla Zydów w dystrykcie radomskim [Nationalsozialistische Arbeitslager für Juden im Distrikt 
Radom], in: Ebenda (1956), Nr. 17–18, S. 106–128. Ein genereller Überblick über die NS-
Zwangsarbeitslager in Polen bei Józef Marszałek, Obozy pracy w Generalnym Gubernatorst-
wie w latach 1939–1945 [Arbeitslager im Generalgouvernement 1939–1945], Lublin 1998.

57	 Vgl. Tatiana Berenstein, Obozy pracy przymusowej dla żydów w dystrykcie Lubelskim [Zwangs-
arbeitslager für Juden im Distrikt Lublin], in: Biuletyn Żydowskiego Instytutu Historycznego 
(1957), Nr. 24, S. 3–20.

58	 Vgl. Musial, Zivilverwaltung, S. 164 ff. Bei Młynarczyk, Judenmord, S. 145, findet sich eine 
Tabelle über die Zahl der Juden aus Radom in den Lagern des Distrikts Lublin.

59	 Vgl. Berenstein, Żydzi warszawcy, S. 40.
60	 YV, O 6 / 161.1, Wochenbericht des Judenrats Warschau für 29.11.-6. 12. 1940; ebenda, M 54 

/ 2007, Vermerk der Abt. Arbeit Lublin, 19. 11. 1940.
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in Warschau für die Lubliner Lager gemeldet hatten, aber als medizinisch un-
tauglich aussortiert worden waren, hätten „weinend um die Einreihung in den 
Transport nach Cholm gebeten“61.

Sicherlich argumentierte die JSS, die einen großen Teil der Versorgung der 
Männer in den Lagern ermöglichte62, nicht apologetisch; Freiwillige fanden sich 
vor allem deshalb ein, weil die Lager angesichts der grassierenden Arbeitslosig-
keit in den Ghettos oft die einzige Möglichkeit darstellten, sich und die Familie 
zu ernähren und etwas Geld zu verdienen63. Zwar wurden einige Lager tatsächlich 
in jüdischer Selbstorganisation betrieben, aber meist waren die Bedingungen so 
schlecht64, dass sich trotz Bezahlung durch die Judenräte und trotz sozialer Für-
sorge durch die JSS unter den Juden bald herumsprach, wie gefährlich ein Einsatz 
in Lublin sein konnte. Das deutsche Arbeitsamt im Ghetto Warschau konstatierte 
deshalb Ende August 1941: „Die Neigung zum Einsatz der Juden in den Lagern ist 
nach manchen bitteren Erfahrungen nicht mehr groß“65 – entsprechend sank die 
Freiwilligenquote bald auf rund 20 Prozent66.

Tatsächlich starben nicht wenige Männer in den Lagern, und die Überleben-
den kehrten meist so krank und geschwächt zurück, dass sie nicht mehr für ande-
re Tätigkeiten eingesetzt werden konnten. Da der ökonomische Nutzen der Maß-
nahmen in Lublin ohnehin umstritten war, und die deutschen Behörden in den 
anderen Distrikten die Juden lieber für ihre eigenen Zwecke einsetzen wollten67, 
stellten die Arbeitsämter im Herbst 1941 die Versendung von Juden nach Lublin 
weitgehend ein. Dem waren Kontrollen der Arbeitsverwaltung in den Lagern 
vorausgegangen, in denen mehr als einmal unmenschliche Bedingungen festge-
stellt worden waren. Nachdem der Administration zu diesem Zeitpunkt noch am 
Erhalt der jüdischen Arbeitskraft gelegen war – schließlich sollten die Juden die 
ins Reich verschickten polnischen Zwangsarbeiter ersetzen –, wurden die Juden 
aus Lublin in ihre Heimatorte zurückgeholt68.

Die Erfassung der jüdischen Arbeiter

Die Aufgaben der Arbeitsämter bei den Lagern und den Arbeitsbataillonen blie-
ben relativ beschränkt. Im Wesentlichen waren die Ämter damit beschäftigt, die 
Anfragen, die sie von Unternehmen oder Institutionen erhielten, an die Juden-

61	 YV, M 54 / JM 1673, Vermerk der JSS über die Arbeitslager im GG, 21. 6. 1941.
62	 Vgl. z.B. Młynarczyk, Judenmord, S. 196–212.
63	 YV, M 54 / 2007, Vermerk der Abt. Arbeit Lublin, 19. 11. 1940; vgl. zum Lohn auch Beren-

stein, Żydzi warszawcy, S. 52 ff.
64	 Vgl. Seidel, Besatzungspolitik, S. 265 f.; Młynarczyk, Judenmord, S. 146 ff.
65	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 29. 8. 1941.
66	 Vgl. Berenstein, Żydzi warszawcy, S. 40.
67	 Vgl. Seidel, Besatzungspolitik, S. 266 f.
68	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 29. 8. 1941; 

Bundesarchiv-Lastenausgleichsarchiv, OstDok 13 / 273: „Die Tätigkeit der Arbeitsämter im 
Generalgouvernement“ von Eduard Köhl, Leiter AA Radom und Siedlce, 4. 7. 1956 (für eine 
Kopie danke ich Dieter Maier). Vgl. auch Seidel, Besatzungspolitik, S. 267.
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räte weiterzugeben. Um den Bedarf der Wirtschaft möglichst genau zu erfüllen, 
war eine präzise Kenntnis über die individuellen Fähigkeiten der zu vermittelnden 
Arbeiter vonnöten. Zunächst griffen die Arbeitsämter daher auf Aufstellungen 
der Judenräte zurück69, wobei diese nicht immer so gründlich vorgehen konnten 
wie in Warschau, wo bereits im Februar 1940 der SS eine Liste mit 121.265 arbeits-
pflichtigen Juden übergeben worden war70. Die Abteilung Arbeit bezeichnete auf 
Grundlage dieser Kartei bereits im Juli 1940 die Erfassung als „im wesentlichen“ 
abgeschlossen71. Hierin waren männliche Juden zwischen 12 und 60 Jahren be-
zirksweise nach Berufsgruppen geordnet, die Karteikarten laufend nummeriert 
und mit einem perforierten Abschnitt versehen, der den Arbeitern ausgehändigt 
wurden der Abschnitt diente gleichzeitig als Ausweis. Der andere Teil der Kar-
te verblieb bei Beschäftigungslosen beim Arbeitsamt, ansonsten wurde er dem 
Arbeitgeber übergeben72. Um die kontinuierliche Erfassung und zugleich eine 
möglichst effiziente Ausbeutung zu gewährleisten, galt für arbeitslose Juden seit 
dem 1. Dezember 1940 eine allgemeine Meldepflicht, nach der sich jene, die 
„nicht in einem vom Arbeitsamt bestätigten Beschäftigungsverhältnis“ standen, 
wöchentlich zu melden hatten73. Wer das nicht tat bzw. bei einer Kontrolle ohne 
Arbeitskarte oder den Nachweis der Meldung angetroffen wurde, hatte mit der 
Deportation in ein Zwangsarbeitslager zu rechnen.

69	 Vgl. Młynarczyk, Judenmord, S. 141 f.
70	 YV, O 51 / 133, Bericht der Erfassungskommission des Judenrats Warschau, 18. 2. 1940.
71	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
72	 Vgl. Gschließer, Arbeitsrecht, in: Bühler (Hrsg.), Generalgouvernement, S. 233.
73	 YV, O 6 / 390, Bekanntmachung des Judenrats Lublin, 30. 12. 1940.



VfZ 3/2012

422   Aufsätze

Beispiel für eine Arbeits- bzw. Meldekarte74.

Sehr bald erwies sich jedoch die Unzulänglichkeit der Arbeitsamtskartei, die 
lediglich die Juden ohne regelmäßige Beschäftigung und ohne erlernte Berufe 
erfasste75. Dazu kam, dass sie nicht aktualisiert worden war und angesichts der De-
portationen etwa in das Warschauer Ghetto kaum mehr belastbare Zahlen liefer-
te. Um an diese zu gelangen, verließ sich die Arbeitsverwaltung auf Schätzungen, 
die im Januar 1941 die ursprünglichen Zahlen der Arbeitskartei um fast 80 Pro-
zent übertrafen – was zugleich bedeutete, dass eben diese 80 Prozent noch nicht 
erfasst worden waren76. Dies sollte nun der Judenrat tun.

Trotz des Drucks der Arbeitsverwaltung, ihr endlich eine korrekte Liste auszu-
händigen, zog sich die am 20. Dezember 1940 verfügte Erstellung einer neuen 
Kartei der arbeitsfähigen Juden über weit mehr als ein Jahr hin. Der Arbeitsplatz-
wechsel im Warschauer Ghetto fand trotz eines strikten Verbots noch im Novem-

74	 Nachman Blumental (Hrsg.), Sefer Burshtsuv, Tel Aviv 1960, S. 178 [i.O. Jiddisch].
75	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 906, Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung am 6. 8. 

1940, vom 9. 8. 1940; ebenda, / 964, Protokoll über die Amtsleiterbesprechung, 1. 8. 1940.
76	 Archiwum Państwowe m.st. Warszawy (künftig: APW), Amt des Distrikts Warschau / 1093, 

Referat Waldemar Schöns über die Bildung des Warschauer Ghettos, 15. 1. 1941. Vgl. Gschlie-
ßer, Arbeitsrecht, in: Bühler (Hrsg.), Generalgouvernement, S. 233. Zur Erstellung der Kartei 
im 1941 dem Generalgouvernement eingegliederten Galizien vgl. Pohl, Judenverfolgung, 
S. 134.
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ber 1941 nicht selten unter Umgehung des deutschen Arbeitsamts statt77. Zudem 
musste die Behörde feststellen, dass ein beachtlicher Teil der in der neuen Kartei 
erfassten Juden nicht mehr beschäftigungslos war78. Im Dezember 1941 beliefen 
sich die Schätzungen über die Vollständigkeit der Kartei auf nur 50 bis 60 Prozent 
des Solls, weil viele Juden die Erfassung fürchteten. Bezeichnenderweise hielt die 
Arbeitsverwaltung das Ergebnis für durchaus gut. Sie hegte die Hoffnung, dass 
„durch eine rege Arbeitsvermittlung […] auch dieses Misstrauen in Kürze besei-
tigt werden“ würde79. Dennoch machte die Kartei nur geringe Fortschritte. Noch 
im April 1942, als im Warschauer Ghetto rund 450.000 Insassen lebten, hatte die 
Arbeitsverwaltung lediglich 59.944 Karten erstellt80.

Vermittlungstätigkeit und „Arbeiterfürsorge“

Trotz der eher mäßigen Erfolge bei der statistischen Erfassung und Überwachung 
der jüdischen Männer gelang es der Arbeitsverwaltung, die Beschäftigungsver-
hältnisse der Juden grundlegend neu zu organisieren. Ursächlich dafür war 
eine Perspektive, der sich im Juni 1940 auch der SS-Apparat annäherte. Damals 
stellte sogar der Höhere SS- und Polizeiführer Friedrich-Wilhelm Krüger gegen-
über Hans Frank fest, dass die Tätigkeit der Juden in den Arbeitsbataillonen 
und Lagern sie vielfach von produktiverer Arbeit abhalte, die nur in der freien 
Wirtschaft erreichbar sei81. Getreu dieser Devise handelte die Arbeitsverwaltung, 
die nun selbst in den Augen der SS zum geeigneten Akteur für die Organisation 
der jüdischen Arbeit wurde: Ihr ging es nicht um ideologische Ziele oder gar die 
Vernichtung der Juden, sondern vielmehr um deren möglichst effiziente Ausbeu-
tung für die deutsche Kriegswirtschaft82. Frauendorfer schien dafür Zwangsarbeit 
nicht die geeignete Maßnahme zu sein83. Der Leiter des Warschauer Arbeitsamts 
Hoffmann formulierte diese Interessenlage sehr deutlich, als er forderte, dass es 
„keine Fangaktionen, keine Lager von ausgemergelten Menschen, keine unmög-
lichen Arbeitsansprüche“ mehr geben dürfe84.

77	 Vgl. Konieczny/Szugarcz (Hrsg.), Praca, S. 446 f., Verordnung über die Beschränkung des 
Arbeitsplatzwechsels, 22. 2. 1940; vgl. auch Gschließer, Arbeitsrecht, in: Bühler (Hrsg.), Ge-
neralgouvernement, S. 234.

78	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Warschauer Ghetto, 4. 11. 1941.
79	 Ebenda, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Warschauer Ghetto, 5. 12. 1941.
80	 Ebenda, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Warschauer Ghetto, 30. 4. 1942; der 

Judenrat spricht immerhin von 60.432 ausgegebenen Meldekarten, in: Ebenda, O 6 / 162, 
Monatsbericht Judenrat Warschau, 5. 5. 1942. Alle Zahlen beziehen sich auf eine im August 
1941 angeordnete Überprüfung der im Dezember 1940 neu angelegten Kartei. Vgl. Beren-
stein, Praca przymusowa Żydów, S. 76 f.

81	 Vgl. Präg/Jacobmeyer (Hrsg.), Diensttagebuch, S. 232, Wirtschaftstagung des GG am 
6./7. 6. 1940.

82	 Vgl. Browning, Workers, in: Ders. (Hrsg.), Nazi Policy, S. 62 f.
83	 Vgl. Schlemmer, Frauendorfer, S. 694.
84	 YV, O 6 / 198, Bericht über eine Besprechung zum Arbeitseinsatz von Juden außerhalb des 

Ghettos Warschau, 20. 3. 1942.
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Trotz dieser Priorität blieb das Problem der Arbeitslosigkeit unter den Juden 
bestehen. Sie war von der deutschen Führung durchaus intendiert, da sie die Ju-
den aus dem Wirtschaftskreislauf ausschalten wollte. Auch im Generalgouverne-
ment waren diese daher einer Beraubung und Enteignung ausgesetzt, die rasch 
zu ihrer allgemeinen Verelendung führte. Zugleich – und das war die beabsich-
tigte Nebenwirkung für den Arbeitsmarkt – sollte ihre Not die Juden aus eige-
nem Interesse zur Aufnahme einer Beschäftigung führen, solange ein genereller 
Mangel an Arbeitskräften herrschte85. Die Arbeitsämter sahen sich daher nicht 
als Dienstleister für arbeitslose Juden, sondern vielmehr für den Staat, der eine 
produktive Wirtschaft für seine Kriegszwecke benötigte. Unter diesen Prämissen 
gelang eine effektive Vermittlungstätigkeit erst, als die Besatzer dazu übergingen, 
gezielt die Judenräte zu instrumentalisieren und zugleich Dienststellen in die 
Ghettos zu verlegen86.

So gab es etwa in Przemyśl, einer Stadt im Distrikt Krakau mit rund 24.000 
jüdischen Einwohnern, im Ghetto eine Nebenstelle des Arbeitsamts unter der 
Leitung eines ukrainischen Beamten. Der reguläre Geschäftsgang wurde von pol-
nischen und jüdischen Beschäftigten erledigt, letztere regelten auch den Umgang 
mit den Juden. Zugleich unterhielt der örtliche Judenrat eine eigene Arbeitsver-
waltung, die im Auftrag der Besatzer tätig wurde und sich um die Organisation 
des Arbeitsbataillons kümmerte87. Ein ähnliches System war im ganzen Gene-
ralgouvernement zu beobachten88, auch in kleineren Städten wie etwa Kraśnik89 
oder Włodawa90.

In Warschau bemühte sich der Judenrat um möglichst reibungslose Koopera-
tion mit dem im Ghetto in der Leszno-Straße gelegenen Arbeitsamt91, weil nur 
so die Versorgung und das Überleben der Juden gesichert schien. Jüdische Poli-
zisten kontrollierten beispielsweise auf den Straßen, ob die Passanten Arbeitskar-

85	 Vgl. Seidel, Besatzungspolitik, S. 250–260 u. S. 273–277.
86	 Bundesarchiv-Lastenausgleichsarchiv, Bayreuth, OstDok 8 / 844, Bericht über die Tätigkeit 

im Generalgouvernement von Herbert Reichstein, Leiter des Arbeitsamts Kielce, 22. 5. 1956. 
Für eine Kopie danke ich Dieter Maier.

87	 Vgl. Mordechai Schattner, Vom Beginn des 2. Weltkriegs bis zur Befreiung, in: Arie Menczer 
(Hrsg.), Sefer Przemysl, Jerusalem 1964, S. 371–393, hier S. 377 [i.O. Hebräisch].

88	 Für Warschau vgl. die Berichte der Mitarbeiter des „jüdischen Arbeitsamts“: Stefan Ernest, 
O wojne wielkich Niemiec z Żydami Warszawy 1939–1943 [Über den großen Krieg der Deut-
schen gegen die Warschauer Juden 1939–1943], Warszawa 2003; N. Rosen, The Problem of 
Work in the Jewish Quarter – July 1942, in: Joseph Kermish (Hrsg.), To Live with Honor 
and Die with Honor!. . . Selected Documents from the Warsaw Ghetto Underground Archives 
„O.S.“ [„Oneg Shabbath“], Jerusalem 1986, S. 251–262.

89	 IfZ-Archiv, Gy 35, Ermittlungsbericht der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen be-
treffend deutsche Verbrechen in Kraśnik, 7. 9. 1964, S. 9; ŻIH, 301/1516, Aussage von Abra-
ham Olender, 15. 5. 1946.

90	 ŻIH, 301/2766, Aussage von Leon Lemberger, 19. 9. 1947.
91	 Das Arbeitsamt lag direkt auf der Grenze zum Ghetto und hatte einen Eingang von dort und 

einen von der „arischen“ Seite. 300–400 Juden waren hier hauptsächlich mit der Erfassung 
der Arbeiter beschäftigt; Bundesarchiv (künftig: BArch) Ludwigsburg, B 162 3705, Verneh-
mung von Friedrich Ziegler (ehemaliger Leiter „Jüdischer Arbeitseinsatz“ beim Arbeitsamt 
Warschau) am 25. 4. 1964. Für eine Kopie danke ich Volker Rieß, Ludwigsburg.
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ten vorweisen konnten und registriert waren. Das garantierte dem Judenrat das 
Wohlwollen der deutschen Behörden – und damit Einnahmen und Lebensmittel 
für das ganze Ghetto. Andererseits gelang es den Arbeitsämtern, durch die ge-
zielte Vermittlung von qualifizierten Männern in Tätigkeiten mit entsprechendem 
Anforderungsprofil ein gewisses Vertrauen bei den Juden zu erringen, was wiede-
rum deren Meldequote erhöhte92. In Krakau setzte sich im August 1941 etwa der 
Leiter des deutschen Arbeitsamts im Ghetto für 22 Juden ein, die „sich täglich seit 
Bestehen der Dienststelle hier freiwillig zur Arbeit gemeldet“ hatten und „immer 
zu kurzfristigen Arbeiten bei verschiedenen Wehrmachtstellen usw. eingesetzt“ 
wurden, und beantragte für sie „vom Arbeitseinsatzstandpunkte aus“ eine Kenn-
karte, die das Verbleiben im Ghetto sicherte93.

In Rzeszów, von den Deutschen Reichshof genannt, konnten im Juni 1942 dem 
Daimler-Flugmotorenwerk 400 Juden vermittelt werden, „die aus den zur Verfü-
gung stehenden Metall-Handwerkern“ ausgewählt worden waren94. Aus Zamość 
meldete das Arbeitsamt für die Woche vom 10.-16. November 1940 14 Frauen und 
156 neu vermittelte Männer, so dass die Gesamtzahl der „frei vermittelten Juden“ 
– so die offizielle Bezeichnung – auf 5.080 stieg95. Dass damit tatsächlich Beschäfti-
gungsverhältnisse aus eigenem Willensentschluss gemeint waren, verdeutlicht die 
gleichzeitig genannte Zahl von 2.121 „Zwangsarbeitern“, mit denen die Arbeiter 
in den Lagern sowie Teile des Arbeitsbataillons bezeichnet wurden. Wie sehr sich 
die Verhältnisse im Generalgouvernement damit nach einem Jahr Besatzung ge-
ändert hatten, zeigt die Tatsache, dass die freie jüdische Arbeit die Zwangsarbeit 
selbst im Distrikt Lublin inzwischen um den Faktor 2,5 überstieg96.

Doch der Gang in die Ghettos und der Druck auf die Judenräte zur Vermitt-
lung von Beschäftigungen war nur eine Stoßrichtung der Arbeitsverwaltung. Zu-
dem übte sie ab Mitte 1941 massiven Druck auf polnische und deutsche Betriebe 
aus, damit diese Juden beschäftigten97. Das war eine Änderung der deutschen 
Politik, die noch 1939 und Anfang 1940 dafür gesorgt hatte, dass gerade Juden 
entlassen wurden98. Nun jedoch galt es, möglichst viele Polen zur Arbeit ins Reich 
zu transportieren. Wenn deren Arbeitskraft durch Juden ersetzt werden konnte, 
war es möglich, die Zwangsarbeiterquoten für die Heimat zu erfüllen. Die Arbeits-
verwaltung prüfte sogar, ob „Firmen die arischen Kräfte nicht im Wege der Dienst-
verpflichtung zu entziehen sind“99.

92	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht Judenrat Warschau, 5. 12. 1941.
93	 ŻIH, 228/45, Arbeitsamt Nebenstelle Judenwohnbezirk Krakau an Stadthauptmann, 

20. 8. 1941.
94	 Daimler-Konzernarchiv, Flugmotorenwerk Reichshof / MBA VO 175/26, Flugmotorenwerk 

an Arbeitsamt Reichshof, 30. 6. 1942.
95	 YV, M 54 / 2700, Arbeitsamt Zamosc, Vermittlungen von Juden, 10.11.-16. 11. 1940.
96	 Berichte der Arbeitsämter aus dem Distrikt Lublin im Herbst 1940, in: YV, M 54 / 2007.
97	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 29. 8. 1941.
98	 Vgl. Michał Weichert, Jüdische Soziale Selbsthilfe 1939–1945, Tel Aviv 1962, S. 261 f. [i.O. 

Jiddisch].
99	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 6. 3. 1942.
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Eine weitere Initiative zur maximalen Ausnutzung der jüdischen Arbeitskraft 
war die Errichtung von Werkstätten an den Rändern der größeren Ghettos. Die 
Arbeitsverwaltung forderte die Judenräte dazu auf, weiterhin und zusätzlich Be-
triebe zu eröffnen, in denen Handwerker aller Fachrichtungen verwendet wer-
den konnten100. Es schien der effizienteste Weg für die Ausbeutung der Juden zu 
sein, sie in ihren eigenen Betrieben für deutsche Zwecke arbeiten zu lassen. Das 
System der jüdischen Werkstätten war deshalb nicht nur in den großen Ghettos 
zu beobachten, sondern in Form von spezialisierten Handwerkern auch in klei-
neren Städten wie beispielsweise Tarnów, Bochnia, Drohobycz, Piotrków Trybu-
nalski, Tomaszów Mazowiecki oder Siedlce101. In Warschau konnte die große Zahl 
an Menschen letztlich nur zu geringen Teilen eingesetzt werden, einfach weil es 
angesichts der Abschließung der Juden nicht möglich war, diese in die zahllosen 
freien Arbeitsplätze außerhalb des Ghettos zu vermitteln102. Genügend Interes-
senten wären vorhanden gewesen, im Dezember 1941 waren in Warschau 67.583 
jüdische Männer offiziell arbeitssuchend gemeldet103, dazu kam noch eine sehr 
hohe Dunkelziffer.

Die Arbeitsverwaltung suchte eine andere Lösung: Gemeinsam mit der Trans-
ferstelle für den jüdischen Wohnbezirk gab es im Herbst 1941 eine Anzeigen-
kampagne in reichsdeutschen Zeitungen, in denen für eine Ansiedlung von Be-
trieben im Ghetto geworben wurde. Neben dem Vizepräsidenten des Berliner 
Arbeitsamtes, der die „Bereitstellung jüdischer Arbeitskapazitäten“ für umzugs-
willige Betriebe erbat, waren auch Vertreter verschiedener Firmen auf Besichti-
gungstour in Warschau104. Den deutschen Unternehmen, die sich schlussendlich 
in Warschau niederließen, war die Arbeitsverwaltung zudem bei der Vermittlung 
von Aufträgen behilflich105. Ein Beispiel hierfür sind die Astrawerke Chemnitz, 
deren Geschäftsleitung nach einer Führung durch das Ghetto im September 1941 
beschloss, dort eine Zweigstelle zu eröffnen106. Die deutschen Behörden sicherten 
Arbeitsräume für 200 Juden zu, die ab dem 15. November bereitstehen sollten107.

Die Anwerbung von deutschen Firmen war alles in allem kein großer Erfolg. 
Vereinzelt gelang sie aber sogar in kleineren Städten wie etwa Piotrków Trybu-
nalski. Schon im Herbst 1940 übernahmen dort zwei Reichsdeutsche gegen eine 
jährliche Pacht von 40.000 Złoty eine ehemalige Textilfabrik, in der sie eine Mö-
belmanufaktur einrichteten – die bis Kriegsende ausschließlich für die Dienst-
stellen der Wehrmacht in Radom und Warschau produzierte. Die beiden Firmen

100	 Vgl. umfassend Trunk, Judenrat, S. 75–99; für den Distrikt Radom vgl. Młynarczyk, Juden-
mord, S. 156.

101	 Vgl. Trunk, Judenrat, S. 78.
102	 YV, O 6 / 198, Bericht über eine Besprechung zum Arbeitseinsatz von Juden außerhalb des 

Ghettos Warschau, 20. 3. 1942.
103	 Ebenda, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 31. 12. 1941.
104	 YV, O 6 / 136, Monatsbericht der Transferstelle Warschau, 8. 10. 1941.
105	 YV, O 51 / 136, Monatsbericht der Transferstelle Warschau, 7. 1. 1942.
106	 Sächsisches Staatsarchiv Chemnitz, 31092 / 11, Bericht zur Eröffnung einer Fabrikation im 

jüdischen Wohnbezirk in Warschau, 14. 11. 1941.
107	 Ebenda, Transferstelle Warschau an Astrawerke Chemnitz, 24. 10. 1941.
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inhaber kalkulierten indes weniger mit der Nutzung von Zwangsarbeitern, als 
vielmehr mit der niedrigen Lohnhöhe sowie den – für ihre Zwecke günstigen 
– Arbeitsbedingungen im Generalgouvernement. Tatsächlich forderten sie auch 
nicht gezielt jüdische Arbeitskräfte an, sondern erhielten erst im Februar 1942 
die ersten 20 Juden vom Arbeitsamt zugewiesen. Erst nach starkem Auftragsein-
gang und gleichzeitigem Mangel an Beschäftigten fragte die Firma explizit nach 
weiteren jüdischen Kräften und bekam, zusätzlich zu 500 Polen, weitere 500 Ju-
den zugeteilt108.

Die deutsche Arbeitsverwaltung kontrollierte bei den Vermittlungen nicht nur 
den Judenrat. Wichtig schien ihr auch, dass beide Seiten ihre Verpflichtungen 
einhielten: Die Arbeit musste einerseits von der geforderten Zahl an Personen 
in der genannten Zeit ordnungsgemäß erledigt werden, andererseits hatten die 
Nutznießer Essen und Entlohnung zu stellen109. Frauendorfer und seinen Unter-
gebenen ging es dabei ausschließlich um den Erhalt der jüdischen Arbeitskraft110. 
Nur deshalb sorgten sie beispielsweise dafür, dass an die in deutschen Betrieben 
arbeitenden Juden zusätzliche Verpflegung ausgegeben wurde111. Gerade auf de-
ren Ernährung wurde relativ streng geachtet, wobei häufig jüdische Volksküchen 
die Verpflegung gegen Bezahlung zubereiteten112. Für die Arbeiter wurden zudem 
jüdische Amtsärzte bestellt, die dem Arbeitsamt eine Kontrolle und Sanktionie-
rung der gröbsten Verstöße gegen die Arbeitsschutzrichtlinien ermöglichten113. 
Darüber hinaus ging das Arbeitsamt auch gegen Misshandlungen der jüdischen 
Beschäftigten vor, so beispielsweise noch im September 1942, als sich Juden der 
Neubauinspektion Tarnów über einen „Polier Timm“ beschwert hatten, weil sie 
„ständig“ von ihm geschlagen wurden114.

Entlohnung

Besonders wichtig erschien der deutschen Arbeitsverwaltung die Entlohnung der 
Juden. Bei sämtlichen Firmen und Institutionen, die jüdische Arbeitskräfte be-
schäftigten, wurde darauf geachtet. Freilich stand dahinter nicht Altruismus, son-
dern die schlichte Erkenntnis, dass nur so die Juden optimal ausgebeutet werden 
konnten: maximalen Nutzen brachten ausschließlich Arbeiter, die ausreichend 
ernährt und versorgt waren – und diese Ernährung und Versorgung war nur mit 
Geld möglich. 1939 und in den ersten Monaten des Jahres 1940 taten dies noch 
die Judenräte. In den ersten Besatzungsmonaten gab es in den Arbeitsbataillonen 

108	 Vgl. Thomas Podranski, Der Arbeitseinsatz der jüdischen Bevölkerung in der Privatwirt-
schaft des Generalgouvernements. Zwischen Zwang, Gewalt und Restfreiheit, in: Zeitschrift 
für Genozidforschung 11 (2010), S. 33–75, besonders S. 58 ff.

109	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 29. 8. 1941.
110	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
111	 YV, O 51 / 136, Monatsbericht der Transferstelle Warschau, 7. 1. 1942.
112	 YV, O 6 / 198, Monatsbericht des deutschen Arbeitsamts im Ghetto Warschau, 29. 8. 1941.
113	 Ebenda.
114	 Archiwum Państwowe w Krakowie, Außenstelle Tarnów, Arbeitsamt Tarnow / 39, Arbeits-

amt Tarnow an Neubauinspektion, 4. 9. 1942.
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beispielsweise in Warschau 3 bis 4 Złoty am Tag, und zusätzlich Suppe und Brot115, 
in Tschenstochau waren im Februar 1940 alleine 25.000 Tagewerke à 4 Złoty ge-
leistet worden116.

Die Räte mussten zudem die Versorgung der gesamten jüdischen Bevölkerung 
sicherstellen, Lebensmittelzuweisungen von den Kreishauptmännern erhielten 
sie allerdings nur gegen Bezahlung. Da die jüdischen Gemeinden hierfür bis An-
fang 1940 keine finanziellen Mittel bekamen, war es ihnen nicht mehr möglich, 
die Fürsorge für alle Juden zu gewährleisten. Das hieß auch, dass nicht einmal 
mehr die arbeitenden Juden ein Auskommen hatten, was in den Augen der Be-
satzer wesentlich schlimmer war. Deren ursprüngliche Zielsetzung, die jüdischen 
Arbeiter und ihre Angehörigen durch deren Arbeit zu unterhalten, war so nicht 
realisierbar117. Generalgouverneur Frank schien es daher im Frühjahr 1940 un-
umgänglich, den Juden irgendeine Möglichkeit der Eigenfinanzierung zuzuge-
stehen, zumal diese Kosten sonst auf den Haushalt der Besatzer zugekommen 
wären118.

Die Hauptabteilung Arbeit ordnete daher am 5. Juli 1940 an, dass die Juden 
nun von den Arbeitgebern zu bezahlen seien, und zwar möglichst auf Akkord-
basis, „etwa 20 % unter dem gleichen Lohn für polnische Arbeitskräfte“. Wenn 
Akkord bei manchen Beschäftigungen nicht möglich wäre, sei „ein Stundenlohn 
nach einer Tarifordnung für polnische Arbeitskräfte – vermindert um 20 % zu 
gewähren“119. Frauendorfer begründete dies ähnlich wie Frank: Nur mit der 
Lohnzahlung sei es möglich, „die Arbeitsfähigkeit der Juden zu erhalten, den nö-
tigen Lebensunterhalt der Familie sicherzustellen und Krankheiten und Seuchen 
zu vermeiden“120. Gleichwohl sollten die Juden keinesfalls mehr Geld erhalten, 
als für eben diesen Zweck notwendig; ein Gehalt in Vorkriegshöhe oder gar Lohn
erhöhungen lagen nicht im Interesse der Arbeitsverwaltung121. Die Bedeutung 
des Erlasses vom Juli 1940 liegt indes nicht in der Einführung einer Bezahlung für 
Juden. Diese war Grundbestandteil der deutschen Besatzung seit Herbst 1939 bis 
mindestens Mitte 1942. Entscheidend an dem Erlass war vielmehr, dass sich nun 
gewissermaßen der Arbeitgeber änderte und nicht mehr die Judenräte, sondern 
tatsächlich die Nutznießer der jüdischen Arbeitskräfte deren Bezahlung übernah-
men.

Diese Regelungen zur Entlohnung wurde später auch in die 76 für das General-
gouvernement überlieferten, verschiedenen Tarifordnungen aufgenommen. Seit 
Mitte/Ende 1941 erließen die Distriktverwaltungen in größerem Umfang Tarif

115	 Vgl. Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 62.
116	 YV, M 54 / 1480, Stadthauptmann Tschenstochau an Distrikt Radom, 14. 3. 1940.
117	 Vgl. Musial, Zivilverwaltung, S. 168.
118	 Vgl. Präg/Jacobmeyer (Hrsg.), Diensttagebuch, S. 230 f., Wirtschaftstagung des GG, 

6./7. 6. 1940; APW, Amt des Distrikts Warschau / 1093, Referat Waldemar Schöns über die 
Bildung des Warschauer Ghettos, 15. 1. 1941.

119	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Runderlass der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
120	 Ebenda, 906, Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung am 6. 8. 1940, vom 9. 8. 1940.
121	 Archiwum Państwowe w Krakowie, Außenstelle Tarnów, Arbeitsamt Tarnow / 36, Hauptab-

teilung Arbeit des GG an Abteilung Arbeit Krakau, 15. 12. 1941.
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ordnungen, die hauptsächlich die bestehenden, schlechten Bedingungen fest-
schrieben. Schon damals meinte der stellvertretende Leiter der Abteilung Arbeit 
des Generalgouvernements: „Damit ist ein Verfahren angewendet worden, wie es 
neuerdings in der deutschen Verwaltung vielfach zu beobachten ist, nämlich, dass 
zunächst eine Verwaltungsübung durch Verfügung geschaffen wird, die, wenn die 
nötigen Erfahrungen damit gemacht worden sind, dann in einer Verordnung als 
Rechtsnorm niedergelegt wird und damit den Rechtszustand der tatsächlich ge-
schaffenen Lage anpasst.“122 Tatsächlich erklärt gerade diese Praxis die Wirkung 
von Tarifordnungen.

Die Analyse zeigt, dass die Arbeitsverwaltung bei deren Abfassung systematisch 
vorging. Alle 76 Tarifordnungen enthalten den Passus, jüdischen Arbeitern sei 
80 Prozent des Lohnes der entsprechenden polnischen Arbeiter zu zahlen. Sie 
waren von Leistungszulagen auszuschließen, aber durchaus – wie alle Arbeiter 
– nach Qualifikation zu bezahlen. Allerdings umfassten die in den Ordnungen 
regulierten Tätigkeiten vor allem nichtselbständige Arbeiten unter Anleitung, 
die üblicherweise eher niedrig entlohnt wurden; nur selten waren Angestell
tenverhältnisse Gegenstand von Tarifordnungen. Darüber hinaus waren alle Löh-
ne nach drei Ortsklassen gestaffelt, die sich nach der Einwohnerzahl des jewei-
ligen Ortes richteten, in dem der Betrieb – bzw. bei Juden das jeweilige Ghetto 
– lag.

Es gab zudem noch weitere Tarifordnungen für Berufe, die Juden nicht erlaubt 
oder zugänglich waren, wie etwa Apotheker123. Dies weist darauf hin, dass Passa-
gen zur Entlohnung der Juden eben nicht schematisch überall aufgenommen 
wurden, sondern nur dort, wo tatsächlich auch Bedarf war. Dies ist ein Indikator 
für die Validität der Ordnungen: Wenn es nicht um deren konkrete Umsetzung 
gegangen wäre, hätte eine universelle, schablonenhafte Formulierung in allen 
Tarifordnungen genügt. Tariffestsetzungen für Juden gab es abgesehen davon 
bereits vor Erlass der ersten Tarifordnungen. So wurden beispielsweise im Distrikt 
Krakau bereits am 1. Januar 1941 für mindestens 25jährige jüdische Angestellte in 
Gewerbebetrieben vier Lohngruppen festgesetzt124. 

Die Neuregelung vom 5. Juli 1940 wurde den Juden bald mitgeteilt. Adam Czer-
niaków notierte am 8. August 1940 erfreut, Hoffmann, der Leiter des örtlichen Ar-
beitsamts, habe ihm die Zahlung von Löhnen durch die Arbeitgeber ab Mitte des 
Monats zugesagt125. Im Gegensatz dazu waren deutsche Institutionen und Firmen 
wenig begeistert, dass sie nun die bisher für sie kostenlosen Arbeiter zu bezah-
len hatten. Die Klagen, die teilweise grundsätzlicher Natur waren, sich teilweise 

122	 Lenke, Die Weiterführung und Neuordnung der polnischen Sozialversicherung im Gene-
ralgouvernement, in: Zentralblatt für Reichsversicherung und Reichsversorgung, Nr. 7/8 
(1940), S. 67–71, hier S. 68.

123	 Tarifordnung für Apotheker im Generalgouvernement vom 8. 5. 1941, in: Verordnungsblatt 
für das Generalgouvernement 1941, S. 296 ff., in: IfZ-Archiv, D 056.002.

124	 Archiwum Instytutu Pamięci Narodowej (Institut des Nationalen Gedenkens Warschau, 
IPN), Gk 196/333.

125	 Vgl. Marian Fuks (Hrsg.), Im Warschauer Getto. Das Tagebuch des Adam Czerniaków 1939–
1942, München 1986, S. 99.
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aber nur gegen die Höhe der Löhne richteten, wies Frauendorfer ein ums andere 
Mal zurück126. Gerade Behörden umgingen die Entlohnung anfangs127, während 
Firmen fast immer problemlos den Anordnungen der Arbeitsämter folgten und 
entweder Bargeld oder Lebensmittel an die Juden ausgaben. Gegen nicht zah-
lende Betriebe gingen die Arbeitsämter scharf vor. In Tomaszów Mazowiecki hatte 
das Arbeitsamt der Tiefbaufirma Jeglinski im März 1941 299 jüdische Arbeiter 
zugewiesen; die Firma hatte einen Tageslohn von 6 bis 8 Złoty zugesagt und volle 
Verpflegung. Jedoch wurde diese Verpflichtung nicht eingehalten und nur 0,32 
Złoty pro Tag bezahlt. Das Arbeitsamt intervenierte, aber trotz gegenteiliger Ver-
sprechen trat keine Besserung ein. Daraufhin beendete die Verwaltung den Ein-
satz von Juden bei dieser Firma128.

Tatsächlich zeigen die wenigen in den Archiven erhaltenen Beschwerden über 
nicht erfolgte Lohnzahlungen, wie sehr auf diesen Grundsatz geachtet wurde. Im 
Umkehrschluss können allerdings für die Masse der Arbeitgeber, welche die Ju-
den ordnungsgemäß entlohnten, keine Akten vorhanden sein – hier verlief alles 
nach Vorschrift, eine gesonderte, aktenwürdige Behandlung durch die Arbeits-
verwaltung war nicht notwendig. Es gibt zahlreiche Beispiele dafür, dass diese 
Bezahlung der Juden im ganzen Generalgouvernement flächendeckend durch-
gesetzt wurde – und gleichzeitig dafür, dass deren Höhe starken Schwankungen 
unterworfen war. In Brody im Distrikt Galizien zahlten deutsche Firmen 2 Złoty 
am Tag. In Kołomyja war der niedrigste Monatslohn für Juden in den dortigen 
Fabriken 80 Złoty, in Tłuste bekam ein jüdischer Magistratsbote 180 Złoty, eine 
Übersetzerin in Czortków 130 Złoty129. In Lublin erhielt ein Schuster einen Netto-
Wochenlohn für Akkordarbeit zwischen 29 und 80 Złoty, ein Schäftemacher, der 
ebenfalls in den „Lubliner Schuhwerkstätten“ beschäftigt war, sogar zwischen 80 
und 158 Złoty 130. Für Bochnia, wo es Schneider-, Schuster- und Bürstenmacher-
Werkstätten sowie Tischlereien, Schlossereien und Korbmachereien gab, ist die 
Auszahlung eines Wochenlohnes ebenso überliefert wie die Gewährung von Mit-
tagessen und Abendbrot131. In Borszczów erhielten Juden, die vom Arbeitsamt 
vermittelt wurden, 0,70 bis 0,80 Złoty in der Stunde132.

In der viel teureren Großstadt Warschau war es den Angestellten in den Werk-
stätten des Judenrats in der zweiten Jahreshälfte 1941 möglich, 10 bis 20 Złoty 
am Tag zu verdienen; ein qualifizierter Friseur konnte dort auf 8 bis 10 Złoty täg-
lich kommen, ein weniger guter Mann immer noch auf 2 bis 5 Złoty. So wurden 
im Juni 1941 insgesamt 332.836 Złoty an Löhnen gezahlt, im November dann 

126	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 906, Protokoll über die Judeneinsatzbesprechung am 6. 8. 
1940, vom 9. 8. 1940.

127	 Vgl. Musial, Zivilverwaltung, S. 168 f.
128	 BArch Ludwigsburg, Dokumentensammlung Polen / Ordner 133, Besprechungsprotokoll 

vom 16. 10. 1941. Für einen Hinweis hierauf danke ich Dieter Maier.
129	 Vgl. Berenstein, Praca Przymusowa ludności, S. 17.
130	 ŻIH, 233/77, Lohnbuchhaltungskarten der „Schuhwerkstätten Lublin“ aus der ersten Hälf-

te 1942, hier Karten von Szmuel C. und Berek F.
131	 Vgl. Weichert, Selbsthilfe, S. 272.
132	 Vgl. Blumental, Burshtsuv, S. 202.
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1. 203. 405 Złoty und im Mai 1942, als über 15.000 Menschen dort einer Beschäfti-
gung nachgingen, bereits 6. 340. 000 Złoty – was mithin einem durchschnittlichen 
Monatsgehalt von rund 400 Złoty entsprach133. Diese Löhne hingen allerdings 
auch von den Auftraggebern ab. So hatte die Abteilung Wirtschaft des Distrikts 
Warschau bis Mitte August 1941 durch die Werkstätten des Ghettos 709.650 Uni-
formen erhalten, wofür ein Arbeitslohn von 2. 615. 539,22 Złoty zu zahlen war134. 
In den deutschen Betrieben im Ghetto, üblicherweise „Shops“ genannt, waren 
im Akkord 5 bis 7 Złoty täglich zu verdienen135. Ein Lagerarbeiter konnte Anfang 
1941 annähernd 5 Złoty am Tag erhalten136. Die Warschauer Firma Schulz wie-
derum hatte vier Lohnkategorien für Arbeiter, die zwischen 0,60 und 1,40 Złoty 
pro Stunde rangierten137, was ungefähr den im Distrikt Krakau seit 1. Dezember 
1941 geltenden vier Tarifgruppen für jüdische Angestellte in arisierten Betrieben 
entsprach138.

Auch die Juden in den Arbeitsbataillonen wurden grundsätzlich entlohnt, in 
Warschau beispielsweise mit 4 Złoty am Tag für ungelernte und 6 Złoty für ge-
lernte Arbeiter139. Die Dokumente zeigen, dass im Januar 1940, als noch der Ju-
denrat für die Bezahlung zuständig war, alle Beschäftigten einen Einheitslohn 
erhielten. Doch angesichts der zur Neige gehenden finanziellen Mittel des Rats 
nahm diese Zahl bereits im Februar auf 52,5 Prozent ab, um zwischen März und 
August 1940 im Mittel zwischen 24 und 28 Prozent zu liegen. Als dann ab Herbst 
die Nutznießer der Arbeit für die Bezahlung aufkommen mussten, stieg die Quo-
te wieder, von 20 Prozent im September auf 46 Prozent von Oktober bis Dezember 
1940; in diesem Jahr konnte für 32 Prozent aller Arbeitertage ein Entgelt bezahlt 
werden140.

1941 wandelte sich dieses Bild deutlich, speziell ab April. Nun waren mit Heinz 
Auerswald als Kommissar für den jüdischen Wohnbezirk und Max Bischof als Lei-
ter der Transferstelle zwei Männer zuständig, die explizit für die ökonomische 
Autarkie des Ghettos eintraten – und dafür war eine Entlohnung der Juden un-
erlässlich141. Nachdem zugleich immer weniger Männer im Arbeitsbataillon ein-
gesetzt waren, konnte bei gleich bleibenden Lohnsätzen ein immer größerer Teil 

133	 Vgl. Trunk, Judenrat, S. 82 f.
134	 Vgl. Weichert, Selbsthilfe, S. 270.
135	 Vgl. Ruta Sakowska, Menschen im Ghetto. Die jüdische Bevölkerung im besetzten Warschau 

1939–1943, Osnabrück 1999, S. 74. Die Barzahlung an jüdische Beschäftigte außerhalb des 
Ghettos, allerdings ohne konkrete Lohnhöhe, bestätigt BArch Ludwigsburg, B 162/3705, 
Vernehmung von Friedrich Ziegler am 25. 4. 1964.

136	 Vgl. Jacob Sloan (Hrsg.), Notes from the Warsaw Ghetto. The Journal of Emmanuel Ringel-
blum, New York 1958, S. 142, Eintrag vom 18. 3. 1941.

137	 Vgl. z. B. Barbara Engelking/Jacek Leociak (Hrsg.), Getto Warszawskie. Przewodnik po 
neistniejącym mieście [Das Warschauer Ghetto. Führer zu einer nichtexistierenden Stadt], 
Warszawa 2001, S. 389.

138	 IPN, GK 196/333, Distriktchef Krakau an Treuhänder im Distrikt, 20. 12. 1940.
139	 Vgl. Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 63; zur Organisation siehe auch Ernest, Wojne, 

S. 32 ff.
140	 Vgl. Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 65–67.
141	 Vgl. Browning, Workers, in: Ders. (Hrsg.), Nazi Policy, S. 68 f.
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des inzwischen vollständig aus Freiwilligen bestehenden Bataillons bezahlt wer-
den, so dass im April 98 Prozent aller Männer des Arbeitsbataillons einen Lohn 
erhielten, von Mai bis Dezember sogar alle. Im Jahresdurchschnitt wurde für 80 
Prozent aller Arbeitertage ein Entgelt bezahlt142.

Die Tendenz der Aussagen lässt sich für die Gemeinden der anderen Distrikte 
bestätigten143. Der Judenrat in Krakau konnte von den 63.843 im April 1940 durch 
das Arbeitsbataillon geleisteten Tagwerken immerhin 54.565 bezahlen. Dabei ent-
standen Gesamtkosten von 146.003,65 Złoty, d.h. im Schnitt 2,70 Złoty pro Person 
und Tag; dem standen für die vom Bataillon geleisteten Dienste Einnahmen von 
135.910,80 Złoty gegenüber144. In Tschenstochau, wo die Haushaltsabschlüsse des 
Judenrats für 1940 und 1941 überliefert sind, ergibt sich ein ähnliches Bild. 1940 
wandte der Judenrat insgesamt 1. 019. 616,49 Złoty für die Beschäftigten des Ar-
beitsbataillons auf, eine Summe, die weitgehend aus Umlagen wie etwa Steuern 
finanziert wurde. Ein Jahr später, in den Monaten Januar bis November, betrugen 
die Ausgaben für Arbeit insgesamt 893.259,14 Złoty, während immerhin Einnah-
men von 260.379,56 Złoty gegengerechnet werden konnten145.

Generell waren viele Firmen bereit, Juden fest anzustellen, anstatt sie über die 
Arbeitsbataillone anzuheuern, wenn sie in beiden Fällen dafür zahlen mussten. 
Aus diesem Grund wurden 1940 in Tschenstochau insgesamt 10.311 arbeitspflich-
tige Männer registriert146. Im Jahresdurchschnitt lässt sich feststellen147, dass 856 
Juden im Zwangsarbeitslager waren, während 1.527 Juden und 45 Jüdinnen im 
Arbeitsbataillon Dienst taten. Im Vergleich zur Gesamtzahl der arbeitspflichtigen 
Männer waren also deutlich weniger als ein Fünftel aller Männer überhaupt beim 
Arbeitsbataillon – und auch hier natürlich im Wechsel – tätig. Gleichzeitig traf 
man hier und in Zwangsarbeitslagern kaum auf Frauen.

Die Lohnzahlung im Tschenstochauer Arbeitsbataillon betrug für Männer 
0,40 Złoty in der Stunde, was bei den üblichen zehn Arbeitsstunden 4 Złoty pro 
Tag ausmachte. Frauen erhielten lediglich 0,30 Złoty pro Stunde, also 3 Złoty am 
Tag148. Zu diesem Regelsatz kamen Zulagen von 0,10 Złoty pro Stunde für Nacht-
arbeit. Daneben gab es differenzierte Löhne für Schwerst- bzw. Leichtarbeiter, so 
dass gelegentlich nur 0,20 Złoty, manchmal aber sogar 0,80 Złoty pro Stunde ge-
zahlt wurden. Im Jahresschnitt erhielten Lagerinsassen zu 82 Prozent ihren Lohn, 
während aufgrund der Finanzschwierigkeiten des Judenrats nur 57 Prozent der 
Männer im Arbeitsbataillon, aber 100 Prozent der Frauen, ihr Geld auch ausbe-

142	 Vgl. Berenstein, Praca przymusowa Żydów, S. 84 f.
143	 Vgl. allgemein Trunk, Judenrat, S. 244 ff.
144	 ŻIH, 228/8, Tätigkeitsbericht April 1940 des Judenrats Krakau.
145	 Archiwum Państwowe w Częstochowie, Stadthauptmann Tschenstochau / 20, Haushaltsauf-

stellungen des Judenrats vom 29. 12. 1941. Umfassend zum Einsatz des jüdischen Arbeitsba-
taillons siehe im ŻIH den Bestand Rada Starszych w Częstochowie (Ältestenrat der Juden in 
Tschenstochau), besonders die Akten 213 / 1–3.

146	 ŻIH, 213/3, Tabelle Nr. 44.
147	 Ebenda, Tabelle 73 und Grafik 115, Arbeitstage 1940.
148	 ŻIH, 213/3, Bericht über das Arbeitsbataillon, hier S. 324 f.
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zahlt bekamen149. Zusätzlich erhielten alle Arbeiter des Bataillons noch täglich 
mindestens eine warme Mahlzeit150.

Die Lohnzahlung für jüdische Arbeit im Generalgouvernement dürfte ab 
Herbst 1940 die Regel gewesen sein. Sie wurde von der Arbeitsverwaltung flächen-
deckend durchgesetzt, selbst bei Juden in den Arbeitslagern im Distrikt Lublin. 
Dennoch ist in Aussagen von Überlebenden vielfach bezeugt, dass diese Männer 
und Frauen kein Bargeld bekamen. Betrug durch die Arbeitgeber151 spielte dabei 
angesichts der Kontrollen der Arbeitsämter nur eine geringe Rolle. Wesentlich 
wichtiger war, dass Lebensmittel ebenfalls eine von der Arbeitsverwaltung ak-
zeptierte Form der Entlohnung darstellten, die in der Praxis häufig anzutreffen 
war152. Die bereits erwähnten Astrawerke aus Chemnitz planten etwa bereits vor 
der Betriebseröffnung die „Lebensmittelbeschaffung für jüdische Arbeiter“ und 
sahen zudem einen Stundenlohn von 1,5 bis 2 Złoty vor153.

Wenn es in den Betrieben Mittag- bzw. Abendessen gab oder den Arbeitern 
Lebensmittel mit nach Hause gegeben wurden, zogen die Firmen die hierfür ent-
standenen Kosten vom Lohn ab154. Angesichts der hohen Nahrungsmittelpreise 
– und der Tatsache, dass sich auch mit einer Betriebsküche auf Kosten der Juden 
Geld verdienen ließ – gelangten oft nur minimale Summen zur Auszahlung. Da 
jedoch Essen einen weit größeren Realwert hatte als Geld, mit dem Naturalien 
oft nur zu utopischen Preisen auf dem Schwarzmarkt erworben werden konnten, 
waren gerade Beschäftigungen mit Lohnzahlung in Lebensmitteln durchaus be-
gehrt. Im Warschauer Ghetto ist für März 1942 beispielsweise folgende Brotaus-
gabe pro Person überliefert: An 5.000 Arbeiter der Rüstungsbetriebe: 4 kg; an 500 
Arbeiter in Gewerbe und Handel: 2,6 kg; an 10.000 Arbeiter der ausfuhrwichtigen 
Betriebe: 4 kg; an 6.000 Angestellte des Judenrats: 4 kg; an 2.000 Beschäftigte des 
Ordnungsdienstes: 10 kg; an 10.000 Arbeiter in sonstigen, den deutschen wich-
tigen Betrieben: 4 kg. Dem standen 421.000 Normalzuteilungen von nur 2 kg ge-
genüber155.

Die zweite Ursache dafür, dass die Überlebenden so selten von Barauszah-
lungen berichten, findet sich ebenfalls im Regierungserlass vom 5. Juli 1940. Dort 
heißt es, dass Geld grundsätzlich auch „an den Judenrat, dem die soziale Betreu-
ung der Juden und ihrer Familien aus Mitteln der Judengemeinde in erster Linie 
obliegt“, gezahlt werden könne156. In vielen Fällen wurde daher der dem Einzel-

149	 Ebenda, Tabelle Nr. 74.
150	 Ebenda, Grafik 123.
151	 So berichtet Adolf Folkman davon, wie er wöchentlich eine Lohnliste quittierte, in der 7 

Złoty pro Tag und Arbeiter notiert waren, ohne dass er jemals Geld erhalten habe. Vgl. Ste-
fan Szende, Der letzte Jude in Polen, Zürich 1945, S. 258.

152	 APL, Rada Żydowska / 392, Hauptabteilung Arbeit des GG an HSSPF Krakau, 20. 8. 1940.
153	 Sächsisches Staatsarchiv Chemnitz, 31092 / 11, Vorbereitung zur Eröffnung eines Zweig

betriebes in Warschau, 30. 12. 1941; Entlohnung im ersten Halbjahr 1942, in: Ebenda, 
Bericht zur Eröffnung einer Fabrikation im jüdischen Wohnbezirk in Warschau, 14. 11. 1941.

154	 Vgl. z. B. Engelking/Leociak (Hrsg.), Getto, S. 389 f.; Bernhard Mark, Der Aufstand im 
Warschauer Ghetto, Berlin (Ost) 1959, S. 13; Sakowska, Menschen, S. 74.

155	 YV, O 6 / 162, Monatsbericht Judenrat Warschau, 7. 4. 1942.
156	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
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nen zustehende Lohn direkt an den Judenrat weitergeleitet und für die Sozial-
fürsorge der Ghettos verwendet157. Häufig organisierten die Judenräte tatsächlich 
selbst Auszahlungen, wobei beinahe immer ein größerer Teil des Geldes als Steuer 
einbehalten wurde. In mindestens genauso vielen Fällen aber behielten die Ju-
denräte die Lohnzahlungen auch ganz ein, erhoben also eine Steuer von 100 Pro-
zent, einfach weil ihre Kosten für die Verpflegung und Betreuung der Gemeinden 
so hoch waren, dass sie nicht anders finanziert werden konnten.

Der Arbeitsverwaltung war die Steuerpraxis der Judenräte gleichgültig, solan-
ge sie eine ausreichende Verpflegung der Arbeiter gewährleistet sah158. Und tat-
sächlich versorgten die Judenräte die Arbeiter üblicherweise besser als die nicht-
arbeitende Bevölkerung, stellten diese Männer und Frauen doch eine wichtige 
Einnahmequelle und – speziell ab Mitte 1942 – auch eine Legitimation gegen die 
Auflösung der Ghettos und die Ermordung ihrer Insassen dar159. Nachdem im 
Generalgouvernement die industrielle Vernichtung der Juden einmal angelaufen 
war, bestand allerdings keine Notwendigkeit mehr für Lohnzahlungen, da es den 
Besatzern nun egal war, ob die Juden bei der Arbeit oder in den Todeslagern star-
ben. Im September 1942 dekretierte daher der SS- und Polizeiführer in Warschau, 
dass Lohnzahlungen an Juden ab sofort verboten seien160; in Galizien gab es für 
die bei der Wehrmacht beschäftigten Arbeiter entsprechende Übergangsfristen 
bis Mitte November 1942161. Die Notwendigkeit, dies explizit zu verkünden, weist 
darauf hin, welch reguläre und regelmäßige Formen die Bezahlung in der einen 
oder anderen Form mittlerweile angenommen hatte. Von den aus Chemitz stam-
menden Astrawerken ist beispielsweise bekannt, dass sie noch am 29. August Ak-
kordlöhne zahlten162.

Sozialversicherung

Die Arbeitsamtsleiter standen auch den örtlichen Sozialversicherungskassen mit 
Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung vor163. Dieser ebenfalls 
zur angestammten Zuständigkeit der Arbeitsämter gehörende Bereich hat bisher 
in der Forschung noch weniger Beachtung gefunden164. Das ist umso erstaun-
licher, als der grundlegende Erlass vom 5. Juli 1940, in dem der Arbeitsverwal-

157	 Für Lublin z. B. YV, O 6 / 390, Bekanntmachung des Judenrats Lublin, 30. 12. 1940; ein Bei-
spiel für ein kleineres Ghetto ist Włodawa: ŻIH, 301/2202, Aussage von Motel Rabinowicz 
[ca. 1947], S. 2. Vgl. für eine allgemeine Übersicht Trunk, Judenrat, S. 236–258.

158	 Vgl. ebenda, S. 237.
159	 Vgl. ebenda, S. 400 ff.
160	 BArch Ludwigsburg, Sammlung Polen / VI, Erlass des SSPF Warschau, 14. 9. 1942. Den Hin-

weis hierauf verdanke ich Dieter Maier.
161	 ŻIH, 233/79, SSPF Galizien an nachgeordnete Behörden und Rüstungskommandos, 

6. 11. 1942. Geheim.
162	 Sächsisches Staatsarchiv Chemnitz, 31092 / 11, Lagebericht, 29. 8. 1942.
163	 Vgl. Gschließer, Arbeitsrecht, in: Bühler (Hrsg.), Generalgouvernement, S. 232.
164	 Vgl. lediglich Petra Kirchberger, Die Stellung der Juden in der deutschen Rentenversi-

cherung, in: Beiträge zur nationalsozialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik 5 (1983), 
S. 110–132, hier S. 127–130.
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tung die Zuständigkeit für die jüdischen Arbeitskräfte übertragen wurde, davon 
spricht, dass die „vermittelten jüdischen Arbeitskräfte […] von dem Betriebsfüh-
rer selbstverständlich zur Sozialversicherung anzumelden“ sind165.

Tatsächlich unterlagen die Juden, selbst diejenigen in den Arbeitsbataillonen 
oder den Lagern, der Sozialversicherung166. Im Warschauer Ghetto war die Trans-
ferstelle zum jüdischen Wohnbezirk, die den Finanzverkehr mit dem „arischen“ 
Teil der Stadt abwickelte, damit betraut, bei Firmen mit jüdischen Beschäftigten 
die Sozialversicherungsbeiträge einzufordern167 – alleine im Februar 1941 be-
trugen die Beiträge mehr als 200.000 Złoty168. Obwohl den Juden das Geld für 
die Sozialversicherung regelmäßig vom Lohn abgezogen wurde, wurden ihnen 
entsprechende Leistungen vorenthalten169. So kam es, dass ein Schäftemacher in 
den „Lubliner Schuhwerkstätten“ auf einen im Akkord erarbeiteten Brutto-Wo-
chenlohn von 122,10 Złoty immerhin 16,61 Złoty Sozialabgaben zahlen musste, 
was einem Satz von knapp 14 Prozent entsprach; sein im gleichen Betrieb beschäf-
tigter Schusterkollege zahlte von 64,80 Złoty Abgaben von 8,12 Złoty170.

Das System der Sozialkassen im Generalgouvernement war von der polnischen 
Republik übernommen worden; wegen der Ähnlichkeiten zum deutschen Pen-
dant waren nur wenige Änderungen notwendig. Es war in Form einer Körperschaft 
öffentlichen Rechts organisiert, die vollständig von der Regierung des General-
gouvernements abhängig war171. Die Beiträge, die Polen, Ukrainer und Juden ein-
zahlten, deckten den Etat von 200 Millionen Złoty jedoch nur teilweise, so dass 
das Sozialsystem auf Zuschüsse der deutschen Administration angewiesen blieb172. 
Die Auszahlung der Sozialversicherung geschah in Form von Unterstützungen, 
die nicht wie im Reich als Leistungsansprüche mit einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage verlangt werden konnten. Vielmehr war lediglich eine Beschwerde auf dem 
Verwaltungsweg zugelassen, denn im Generalgouvernement „bürgt die deutsche 
Verwaltung auch ohne die hergebrachten formalen Garantien für Gerechtigkeit 
gegenüber den Fremdvölkischen“173. „Gerechtigkeit“ – also Leistungen – gab es 
in diesem System für Juden nicht, weshalb die Judenräte von den Besatzern dazu 
verpflichtet worden waren, diese zu erbringen174. Gleichzeitig zahlten die deut-
schen Betriebe für die jüdischen Beschäftigten noch im Juli 1941 Beiträge für 

165	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
166	 YV, M 54 / 2700, Hauptabteilung Arbeit des GG an die nachgeordneten Behörden, 2. 12. 

1940.
167	 YV, O 51 / 133, Aktenvermerk der Abteilung Umsiedlung des Distrikts Warschau, 2. 12. 1940.
168	 Vgl. Weichert, Selbsthilfe, S. 298.
169	 Verordnungsblatt Generalgouvernement Nr. 18 (1940), Zweite Verordnung über die Sozial-

versicherung im GG, 7. 3. 1940, in: IfZ-Archiv, D 056.002; vgl. auch Lenke, Weiterführung, 
S. 69 f.

170	 ŻIH, 233/77, Lohnbuchhaltungskarten der „Schuhwerkstätten Lublin“ aus der ersten Hälf-
te 1942, hier Karten von Berek F. und Jankiel B.

171	 Vgl. Oberregierungsrat Stamm, Sozialversicherung im Generalgouvernement, in: Bühler 
(Hrsg.), Generalgouvernement, S. 241–251, hier S. 247.

172	 Vgl. ebenda, S. 244 f.
173	 Ebenda, S. 248.
174	 APL, Amt des Distrikts Lublin / 745, Rundschreiben der Regierung des GG, 5. 7. 1940.
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die allgemeine Sozialversicherung. Die Verhandlungen der Jüdischen Sozialen 
Selbsthilfe, derartige Lohnabzüge einzustellen, blieben erfolglos175, und auch 
entsprechende deutsche Entwürfe wurden nicht umgesetzt, weil die Besatzungs-
behörden nicht auf die jüdischen Beiträge verzichten wollten176.

3. Kooperation und Konfrontation mit deutschen Institutionen

Die Absicht der Arbeitsverwaltung, jüdische Arbeit bezahlen zu lassen, stieß nicht 
unbedingt auf Begeisterung bei anderen deutschen Institutionen. Natürlich war 
es diesen lieber, wenn sie wie bisher Leistungen umsonst erhalten hätten. Frau-
endorfers Abteilung hatte daher gerade im Herbst 1940 noch gegen zahlreiche 
Widerstände zu kämpfen, bis die Entlohnung im Generalgouvernement akzep-
tiert und flächendeckend durchgesetzt war. So war etwa der Stadthauptmann in 
Tschenstochau der Ansicht, dass die 80-Prozent-Entlohnung von Juden „örtlich va-
riiert werden kann“, und reduzierte für seine Behörde zunächst die Zahlungen177. 
Doch derlei Unstimmigkeiten über die Unterstellungsverhältnisse innerhalb der 
Administration – die Arbeitsämter waren formal den Kreis- bzw. Stadthauptmän-
nern nachgeordnet – konnten meist schnell beseitigt werden.

Die Schwierigkeiten bei der Einführung der Arbeitsamts-Hoheit über den Ju-
deneinsatz wurden bislang in der Forschung stark betont178. Dabei blieb aber un-
berücksichtigt, dass sogar der Höhere SS- und Polizeiführer Krüger im Juni 1940 
dies propagiert hatte179. So waren denn auch bereits Anfang 1941 die Zuständig-
keit der Arbeitsverwaltung für die Juden im Generalgouvernement fast gänzlich 
unumstritten und ihre Anordnungen über Vermittlung und Entlohnung akzep-
tiert. Noch im Juni 1942 lobte der Militärbefehlshaber im Generalgouvernement 
die gute Zusammenarbeit und die effektive Bereitstellung von Juden durch die 
Arbeitsämter180.

Probleme bereitete einzig der SS- und Polizeiapparat, deren Exponenten sich 
stets als Speerspitze in „Judenangelegenheiten“ verstanden und trotz Krügers Aus-
sage keinesfalls alle Zuständigkeiten an die Verwaltung abtreten wollten181. Dies 
galt besonders für den Distrikt Lublin, wo mit einem SS- und Polizeiführer wie 

175	 Vgl. Weichert, Selbsthilfe, S. 271 u. S. 298 f. Zur JSS und ihrem Vorsitzenden Michał Weichert 
vgl. Hans-Jürgen Bömelburg, Der Kollaborationsvorwurf in der polnischen und jüdischen 
Öffentlichkeit nach 1945 – das Beispiel Michał Weichert, in: Joachim Tauber (Hrsg.), „Kol-
laboration“ in Nordosteuropa. Erscheinungsformen und Deutungen im 20. Jahrhundert, 
Wiesbaden 2006, S. 250–288, bes. S. 257 ff.

176	 Entwürfe zur Abschaffung der Sozialbeiträge, in: ŻIH, JSS/126, Konferenz der JSS mit Au-
erswald, 10. 2. 1941; ebenda, Vermerk der JSS Krakau, 12. 3. 1941 (für die Hinweise hierauf 
danke ich Giles Bennett). Vgl. auch Weichert, Selbsthilfe, S. 298.

177	 Seidel, Besatzungspolitik, S. 269.
178	 Vgl. ebenda, S. 268 f.; Trunk, Judenrat, S. 268 f.
179	 Vgl. Präg/Jacobmeyer (Hrsg.), Diensttagebuch, S. 232, Wirtschaftstagung des GG am 

6./7. 6. 1940.
180	 Vgl. ebenda, S. 516, Hauptabteilungsleitersitzung, 22. 6. 1942.
181	 Vgl. allgemein Gruner, Labor, S. 256 f.
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Globocnik einer der fanatischsten NS-Täter agierte182. Bei Arbeiten innerhalb der 
Städte waren die grundsätzlichen Prinzipien der Entlohnung bzw. der Freiwillig-
keit auch in Lublin unumstritten, selbst wenn SS und Polizei im Herbst 1940 gele-
gentlich Razzien zur Rekrutierung von Arbeitern für ihre Lager durchführten183. 
Nach einer Rüge durch den Gouverneur des Distrikts, Ernst Zörner, wurden diese 
Aktionen zunächst zurückgefahren184.

In Warschau, wo für das Ghetto u. a. Heinz Auerswald, Max Bischof und die 
Abteilung Umsiedlung zuständig waren, kam es ebenfalls zu Kompetenzstreitig-
keiten. Das Arbeitsamt war nur eine Behörde unter vielen, die mit den Juden 
zu tun hatte – und nicht die einflussreichste. Sie verkehrte deshalb nur selten di-
rekt mit dem Judenrat, sondern übermittelte ihre Anordnungen meist über Au-
erswald oder Bischof185; auch Firmen, die an jüdischen Beschäftigten interessiert 
waren, wandten sich teilweise direkt an diese Behörden186. Gleichwohl konnte 
die Arbeitsverwaltung die zentralen Punkte ihres Konzepts der jüdischen Arbeit, 
also Entlohnung und Freiwilligkeit, relativ problemlos durchsetzen, denn „Aus-
gangspunkt für alle Maßnahmen auf wirtschaftlichem Gebiet gegenüber dem 
Ghetto sei der Gedanke gewesen, […] soviel Arbeit in das Ghetto hineinzulegen 
bzw. soviel Arbeitserträge aus dem Ghetto herauszuziehen“187, wie möglich. Der 
Konsens, dass das Ghetto produktiv und autark wirtschaften sollte und daher auf 
gewisse Einnahmen angewiesen war, lag ganz im Interesse der Arbeitsverwaltung. 
Andererseits konnten sich Frauendorfers Untergebene nicht gegen die Transfer-
stelle durchsetzen, als sie im Interesse der Wirtschaftlichkeit des Ghettos im März 
1941 die Abschaffung der Sozialbeiträge vorschlugen. Bischof war nicht gewillt, 
auf diese willkommenen Zahlungen zu verzichten, denn hierfür war von den Be-
satzern keine Gegenleistung vorgesehen188.

Ab Juni 1942 lief der systematische Massenmord an den Juden auf Hochtou-
ren. Mit der schrittweisen Auflösung der Ghettos und der Deportation ihrer In-
sassen in die Vernichtungslager hatte sich die nationalsozialistische Politik gegen-
über den jüdischen Arbeitern erneut geändert. Nun galt nicht mehr freiwillige 
Beschäftigung als Ziel, vielmehr sollten die vielen Arbeitslosen nun durch scharfe 
Auslegung und Anwendung der Strafbestimmungen im Arbeitsgesetz „motiviert“ 
werden189. Wenig später folgte der Erlass, nach dem der Arbeitseinsatz der Juden 
künftig nur noch „nach vorherigem Einvernehmen mit dem örtlichen zuständi-
gen Polizeiführer“190 stattfinden sollte. Damit war die SS zum Herrscher über die 

182	 Vgl. Musial, Zivilverwaltung, S. 165 ff.
183	 YV, M 54 / 2700, Vermerk der Abteilung Arbeit Lublin, 21. 10. 1940; ebenda, Vermerk 

der Abteilung Arbeit Lublin, 15. 11. 1940; ebenda, Vermerk der Abteilung Arbeit Lublin, 
16. 11. 1940. Vgl. auch Musial, Zivilverwaltung, S. 168 ff.

184	 YV, M 54 / 2700, Rundschreiben des Gouverneurs des Distrikts Lublin, 28. 11. 1940.
185	 ŻIH, AR I/274, Schreiben der Transferstelle an den Judenrat, o.D. [Februar 1941].
186	 YV, O 51 / 136, diverse Monatsberichte der Transferstelle Warschau.
187	 Präg/Jacobmeyer (Hrsg.), Diensttagebuch, S. 343, Besprechung in Warschau, 3. 4. 1941.
188	 Vgl. Weichert, Selbsthilfe, S. 298.
189	 YV, O 6 / 198, Bericht des Arbeitsamts Warschau über den Arbeitseinsatz, 12. 6. 1942.
190	 Ebenda, Runderlass des GG, 25. 6. 1942.



VfZ 3/2012

438   Aufsätze

jüdischen Arbeiter geworden, selbst wenn dies nicht das vollständige Ende der 
Zuständigkeit der Arbeitsverwaltung bedeutete und bis zu den ersten Deporta-
tionen in die Vernichtungslager weiterhin Juden aus den jeweiligen Ghettos in 
bezahlte Beschäftigungsverhältnisse vermittelt wurden191.

Gleichwohl war im Spätsommer bzw. Frühherbst 1942 die Zeit der Arbeit für 
die Juden vorbei, im Generalgouvernement begann unter Führung der SS nun 
ihre industrielle Vernichtung192. Selbst die Rüstungsinspektion im Generalgouver-
nement, die im Juni 1942 noch 340.000 jüdische Arbeiter beschäftigte, erklärte 
deutlich, dass davon nur die Hälfte „kriegswichtig“ sei und deshalb rund 170.000 
von ihnen ermordet werden könnten. Die Arbeitsverwaltung, die so großes Inte-
resse an der Produktivität der Juden hatte, musste sich den geänderten Verhältnis-
sen beugen193. Um wenigstens einige Fachkräfte für die Kriegswirtschaft zu erhal-
ten, waren nicht selten Vertreter der Arbeitsämter bei den Deportationen aus den 
Ghettos anwesend und selektierten jene Juden für den Verbleib, deren Fähigkei-
ten kriegswirtschaftlich nützlich erschienen194. Wer die erste Deportationswelle 
überlebte, arbeitete danach unter Zwangsarbeitsbedingungen, selbst wenn noch 
im November 1942 der SS- und Polizeiführer Galizien, die dortige Oberfeldkom-
mandantur 365 und das Rüstungskommando darin übereinstimmten, „dass es 
notwendig ist, die jüd. Arbeitskräfte auch arbeitsfähig zu erhalten. Dieses bedingt 
entsprechende Unterkunft, Bekleidung, Ernährung und ärztliche Betreuung.“195

4. Ergebnisse

Die deutsche Arbeitsverwaltung im Generalgouvernement war zwei Jahre, von 
Sommer 1940 bis Sommer 1942, für die jüdische Arbeit zuständig. Sie etablierte 
ein System der Erfassung, Vermittlung und Entlohnung der Juden, das nach ge-
wissen Anlaufschwierigkeiten umfassend Anwendung fand. Indem die Arbeit-
sämter auf freiwillige Beschäftigungsverhältnisse setzten, maximierten sie den 
Nutzen für die deutsche Kriegswirtschaft, einfach weil Menschen, die aus eige-
nem Willensentschluss arbeiten, motivierter als Zwangsarbeiter sind. Dieser Tat
sache waren sich auch andere Besatzungsinstitutionen bewusst. Das Wehrmacht-
Rüstungskommando Warschau notierte noch nach den großen Deportationen 

191	 Vgl. Seidel, Besatzungspolitik, S. 307; APL, Amt des Distrikts Lublin / 8, Bericht über den 
Arbeitseinsatz im Oktober 1942, 6. 11. 1942; ebenda, 746, Bericht über den Arbeitseinsatz 
im Oktober 1942, 3. 11. 1942.

192	 Vgl. zu den Hintergründen für diese Entscheidung Browning, Workers, in: Ders. (Hrsg.), 
Nazi Policy, S. 75 ff.

193	 Daimler-Konzernarchiv, Flugmotorenwerk Reichshof / MBA VO 175/18, Besprechung der 
Rüstungsinspektion GG am 5. 6. 1942, Protokoll vom 16. 6. 1942. Vgl. auch Präg/Jacobmeyer 
(Hrsg.), Diensttagebuch, S. 516.

194	 Ein Urteil z. B. in: IfZ-Archiv, Gf 01.03, Landgericht Flensburg, 2 Ks 1/62. Anklageschrift we-
gen der Teilnahme an „Aussiedlungen“ in Przemyśl und Rzeszów, S. 182 u. S. 188, Urteil vom 
11. 1. 1963, S. 30. Für Krakau siehe ebenda, Gk 05.09, Staatsanwaltschaft Kiel, 2 Js 858/64, 
Anklageschrift gegen Wilhelm K. u. a., S. 75f.

195	 ŻIH, 233/79, SSPF Galizien an nachgeordnete Behörden und Rüstungskommandos, 
6. 11. 1942. Geheim.
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vom Sommer 1942: „Um die Leistungen der jüdischen Arbeiter der Ghetto-Be-
triebe nach dem Wegfall der Lohnauszahlungen nicht absinken zu lassen, wurden 
für gute Leistungen mehr, für schlechte Arbeit weniger Lebensmittel zugeteilt.“196 
Doch auch vorher war ein System der „Freiwilligkeit“ nur unter den desaströsen 
Bedingungen für die Juden des Generalgouvernements möglich.

Die Arbeitsverwaltung nutzte diese gezielt aus, lehnte aber gleichzeitig Zwangs-
arbeit ab, denn ihr ökonomischer Nutzen erschien viel zu gering. Diese Erkennt-
nis musste zunächst gegen andere deutsche Behörden verteidigt werden, bis sie 
sich etwa um die Jahreswende 1940/41 durchgesetzt hatte. Ab diesem Zeitpunkt 
waren 80 bis 90 Prozent der arbeitenden Juden bis Mitte 1942 weitgehend aus 
eigenem Willensentschluss und gegen Entlohnung in Form von Bargeld oder 
Nahrungsmitteln tätig. Das gilt insbesondere für Frauen und Kinder, die weder 
der Lagerarbeit noch dem Dienst in den Arbeitsbataillonen unterlagen. Von den 
freiwillig und entlohnt Arbeitenden abzuziehen sind lediglich 50.000 bis 70.000 
Juden in 491 Arbeitslagern197 sowie Juden in den Arbeitsbataillonen der Juden-
räte. Dort war teilweise eine zwangsweise Gestellung zur Arbeit zu beobachten, 
teilweise konnten die Judenräte mangels Geld auch gar keine Entlohnung ge-
währleisten; andererseits gibt es auch zahlreiche Juden, die sich freiwillig für die 
Arbeitsbataillone meldeten, eben weil dort Lohn gezahlt wurde.

Obwohl Betriebe und Institutionen die jüdischen Arbeitskräfte nicht selten 
bar bezahlten, kam es häufig vor, dass Löhne direkt an die Judenräte geleitet wur-
den. Diese konnten nur einen kleinen Teil davon – wenn überhaupt – an die Ar-
beiter weitergeben. Angesichts der katastrophalen ökonomischen Verhältnisse in 
den Ghettos wurden die Gehälter von den Räten vielfach dafür verwendet, um 
den Behörden Lebensmittel für die Ernährung aller Bewohner abzukaufen. Das 
war der Verwendungszweck, dem die Löhne auch bei Direktempfängern zuka-
men. Nachdem die Deutschen die Ghettos immer mehr abschotteten, herrschte 
dort eine solche Knappheit an Nahrungsmitteln, dass das Geld fast ausschließlich 
dafür ausgegeben werden musste. Die Löhne reichten für eine adäquate Versor-
gung allerdings nicht aus, denn sie waren viel zu knapp und lagen weit unter dem 
Vorkriegsstand. Diese Tatsache war indes systemimmanent und von der Arbeits-
verwaltung durchaus intendiert.

Ihr ging es nicht um eine angemessene Bezahlung, sondern lediglich um die 
maximierte Ausbeutung der Juden. Dazu zählte zuvorderst, dass diese auch kör-
perlich zur Arbeit in der Lage waren, wozu nicht zuletzt Ernährung notwendig war. 
Deshalb war es ihr auch gleichgültig, ob die Betriebe bar bezahlten oder direkt 
Lebensmittel an die Juden ausgaben, deren Kosten vom Lohn abgezogen wurden 
– und zwar oft in einer überzogenen Höhe, so dass für eine Barauszahlung nichts 
mehr übrig blieb. Dennoch erwies sich die deutsche Arbeitsverwaltung als eine 
Art systeminterner „Agent“ der jüdischen Arbeitskräfte, der wenn auch nicht de-
ren Rechte, so doch ihre Belange aus Eigeninteresse wahrte. Zwar war es wichtig, 

196	 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg, RW 23/19, S. 38, Kriegstagebuch des Rüstungskom-
mandos Warschau, Monatsbericht Oktober 1942.

197	 Vgl. Marszałek, Obozy, S. 178.
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dass die Gehälter niedrig blieben, weil so die Arbeitskraft preiswert blieb, aber 
evident ist eben auch, dass Lohnzahlungen an Juden der Regelfall waren.

Gleichwohl war es nicht die Höhe der Löhne, die die Juden zur Arbeitsauf-
nahme brachte, sondern vor allem ihre Lebenssituation: Gerade in den Ghettos 
war Arbeit der einzige Weg, um die grundlegenden materiellen Bedürfnisse zu-
mindest annähernd zu befriedigen. Die Judenräte hatten das klar erkannt und 
kooperierten daher mit den Arbeitsämtern. Letztere waren beispielsweise bei der 
Erfassung der Arbeitsfähigen nur wenig erfolgreich und deshalb auf die Unter-
stützung der Räte angewiesen; zugleich organisierten die jüdischen Gemeinden 
weitgehend selbst die Arbeitsbataillone, in denen in zunehmendem Maße Frei-
willige Dienst taten und auf Anordnung der Arbeitsämter in den verschiedensten 
Bereichen tätig wurden.

Für die nationalsozialistische Kriegswirtschaft war die Ausnutzung der Juden, 
wie sie unter der Ägide der Arbeitsverwaltung vor sich ging, sicherlich die effizi-
enteste Methode. Erfolge waren sichtbar, und im Frühjahr 1942 stiegen die Ver-
mittlungsquoten der Ämter weiter an. Dennoch zeigte sich zu diesem Zeitpunkt 
einmal mehr der Primat der Ideologie über die Ökonomie, denn trotz der um-
fangreichen und nutzbringenden Arbeit der polnischen Juden begann im Som-
mer 1942 deren Vernichtung. Mit den Deportationen in die Vernichtungslager 
eliminierten die deutschen Besatzer einen zentralen Teil der Wirtschaft des Ge-
neralgouvernements.
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Ernst von Simsons neu entdecktes Erinnerungsfragment ist keine Sensation, 
aber doch in dreierlei Hinsicht eine Rarität, die besondere Beachtung verdient: Hier 
schreibt ein hoher Beamter, der im Staatsdienst vor und nach 1918 viel erlebt hat. 
Hier berichtet ein kenntnisreicher Außenpolitiker, der in Versailles und Rapallo 
dabei war, als Weichen gestellt wurden, und hier blickt ein Mann zurück, der vom  
NS-Regime zum Juden gestempelt und ins Exil gedrängt wurde – trotz seiner immen-
sen Verdienst um sein Volk, die er seinen ehrwürdigen Kollegen im „Amt“ nicht mehr 
vor Augen führen konnte. In den Geschichtsbüchern werden sie aber ihren Platz 
finden.  nnnn

Dieter Neitzert

„Das Amt“ zwischen Versailles und Rapallo
Die Rückschau des Staatssekretärs Ernst von Simson

Herkunft und Karriere

Das hier vorgelegte Dokument ist ein Erinnerungsfragment, das Ernst von Sim-
son, geboren am 7. April 1876 und gestorben im englischen Exil am 7. Dezem-
ber 1941, in den Monaten vor seinem Tode verfasst hat. Ernst von Simson, der 
im wilhelminischen Deutschland zu hohen Ämtern aufstieg, aber auch noch 
der Weimarer Republik als Staatssekretär im Auswärtigen Amt diente, obwohl 
der Umsturz von 1918/19 seine monarchische Gesinnung nicht im mindesten 
erschüttert hatte, entstammte einer deutschjüdischen Familie, die sowohl dem 
Besitz- wie dem Bildungsbürgertum angehörte – ein klassisches Beispiel jüdischer 
Assimilation, wie sie im 19. Jahrhundert so oft angestrebt und erreicht wurde. 
Seinen Großvater ließen dessen Eltern 1823 als Jugendlichen taufen, sein Vater, 
der Jurist war, führte dann an der Seite seiner aus einer protestantischen Theolo-
genfamilie kommenden Frau bereits das Leben eines aktiven, die Gemeinde der 
Neuen Kirche am Berliner Gendarmenmarkt fördernden Christen.

In solchem Milieu, kultiviert, wohlsituiert und preußisch-national geprägt, ver-
lebte Ernst, behütet in einer verzweigten Verwandtschaft, eine glückliche Kind-
heit. Dass ihnen die nationalsozialistische Judenverfolgung ihre deutsche Identi-
tät absprechen sollte, war den Menschen dieser Familien unvorstellbar.

Sein juristisches Studium in Leipzig, Lausanne und Berlin befähigte Simson 
für den Eintritt in die Richterlaufbahn, in der er allerdings nur relativ kurze Zeit, 
am Landgericht Düsseldorf, blieb. Schon vorher als Assessor und wieder seit 1910 
als kommissarischer, dann ständiger Hilfsarbeiter gehörte er dem Reichsjustiz-
amt an, dem späteren Justizministerium1. Damit schien seine Karriere vorgege-

1	 Bester Überblick zur Laufbahn Simsons (mit falschem Todesdatum) bei Joachim Lilla, Der 
Reichsrat. Vertretung der deutschen Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Reichs 
1919–1934. Ein biographisches Handbuch, Düsseldorf 2006, Nr. 691, S. 291.
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ben. 1911 wurde er Vortragender Rat und gehörte nun als Jüngster zur Klasse der 
„Geheimen Räte“. Nach nur fünfmonatiger Tätigkeit als Ministerialdirigent im 
Reichswirtschaftsamt wechselte er im September 1918 als Geheimer Legationsrat 
und Vortragender Rat in die Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts, deren Lei-
tung ihm im November 1918 kommissarisch und schließlich mit seiner Beförde-
rung zum Ministerialdirektor und Wirklichen Geheimen Legationsrat am 16. Juli 
1919 endgültig anvertraut wurde2. Sein ihm dort noch nachgeordneter, in enger 
Zusammenarbeit verbundener Kollege und einer seiner späteren Nachfolger im 
Amt war Friedrich Wilhelm Gaus, der mit der Ärztin Käte Huch, in damaliger 
Diktion einem „Semitenmischling“, verheiratet war3.

Simson selbst war seit 1901 mit Martha Oppenheim glücklich verheiratet, 
deren Familie sich nicht hatte taufen lassen. Sechs Kinder wuchsen heran, von 
denen der ältere der beiden Söhne bereits im Studienalter erkrankte und 1928 
starb. Schon von Hause aus war Simson die Nähe zu Finanz- und Wirtschaftskrei-
sen nichts Fremdes. Sein Vater saß in den Aufsichtsräten von Mendelssohn & Co 
in Amsterdam, von Krupp in Essen und in dem der Actiengesellschaft für Anilin-
Fabrikation in Berlin, deren langjähriger Vorstandsvorsitzender nun wiederum 
Franz Oppenheim war, Simsons Schwiegervater. Es dürfte diese familiäre Prägung 
gewesen sein, die sein Interesse immer mehr auf Wirtschaftsfragen richtete und 
ihn zu einem Experten in internationalen Handels- und Kartellfragen werden 
ließ.

Klassisch gebildet, arbeitete er nebenberuflich längere Zeit als Assistent für 
den alternden Theodor Mommsen. Sein in Kindertagen erwachter Lesehunger 
begleitete ihn zeitlebens und machte ihn zu einem leidenschaftlichen Bücher-
sammler und Kunstliebhaber. Diese literarische und historisch-politische Bele-
senheit, seine Sprachkenntnisse, darunter besonders des Französischen, und eine 
gelassene Weltläufigkeit wurden gerühmt4.

2	 Politisches Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA), Personalakten Bd.14482 (von Sim-
son).

3	 Dieser Umstand wird hier notiert, weil sich an ihm später die Wege von Gaus und von Sim-
son scheiden, aber auch ähneln werden. Vgl. Dokument. Über die Rechtsabteilung und ihr 
Rangverhältnis zur Abteilung IA des Auswärtigen Amts und über die Anstellung von Gaus vgl. 
Gerhard Stuby, Vom „Kronjuristen“ zum „Kronzeugen“. Friedrich Wilhelm Gaus – ein Leben 
im Auswärtigen Amt der Wilhelmstraße, Hamburg 2008, S. 30–37.

4	 So von Joseph A. Raczynski (1965–1974 Leiter des Goethe-Instituts Paris, Studienfreund von 
Simsons Sohn Otto, Professor der Kunstgeschichte), „Erinnertes 1914–1948“, unveröffent-
lichtes Manuskript 1993, Auszüge daraus in Privatbesitz: „Der Geheimrat von Simson war 
ein vielseitig gebildeter Jurist, voller allgemeiner Interessen, sehr belesen, beeindruckend in 
seiner Ruhe und Ausgewogenheit, zugleich voll herzlicher und vollendeter Höflichkeit und 
Anteilnahme auch uns jungen Menschen gegenüber.“ Ein anderer Zeuge ist Hans-Heinrich 
Herwarth von Bittenfeld, der Simson 1930 in Paris attachiert war (Hans von Herwarth, Zwi-
schen Hitler und Stalin. Erlebte Zeitgeschichte: 1931–1945, Frankfurt a. M. u. a. 1982, S. 27 f., 
Zitat S. 29): „Seine Interessen waren außerordentlich vielseitig, so daß ich ständig von ihm 
lernen konnte. Er kannte die Memoiren des 19. Jahrhunderts wie kein anderer und verstand 
es, die europäische und vor allem die französische Geschichte für mich lebendig zu machen 
[. . .]. Niemand konnte sich seinem Charme entziehen [. . .]. Mehr als zwanzig Jahre später 
trafen Otto und ich uns in Chicago wieder, als ich Bundeskanzler Adenauer auf einer Reise 
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Zu seinen Aufgaben im Reichsjustizamt gehörte die juristische Betreuung der 
Gründung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften, 
was dazu führte, dass er am 16. Januar 1911 zu ihrem ersten (ehrenamtlichen), 
allerdings nur ein gutes Jahr amtierenden Generalsekretär ernannt und 1928/29 
zum Senator der Gesellschaft berufen wurde5. In ihrem Auftrag verfaßte er eine 
Programmschrift, die in erweiterter Form 1913 zum 25-jährigen Regierungsjubi-
läum Wilhelms II. erschien und die er mit hoffnungsvollen Worten enden ließ: 
„Aber ein fester Grundstein ist gelegt, und die Hoffnung erscheint begründet, 
daß aus dem in der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft vereinten gemeinsamen Wirken 
deutscher Gelehrter und opferbereiter Bürger noch manche Förderung der Wis-
senschaft und in der Folge für die gesamte Menschheit erwachsen wird.“6

Schon während seiner Tätigkeit im Reichswirtschaftsamt 1918 war Simson als 
einer der Vertreter Preußens im Bundesrat/Reichsrat an der Reichsgesetzgebung 
direkt beteiligt7, durch seine Ernennung zum Leiter der Rechtsabteilung öffneten 
sich ihm die Türen zum engsten Kreis der leitenden Beamten des Auswärtigen 
Amts. Mit der Übernahme der in der Zentrale angesiedelten Friedensabteilung, 
die alle an unterschiedlichem Ort tätigen Delegationen untereinander organi-
satorisch verbinden und mit den Belangen der beteiligten Ministerien bündeln 
sollte, gewann er schnell großen Einfluss8.

In diese Zeit fällt auch sein Engagement gegen die Auslieferung deutscher Of-
fiziere, worüber er im Erinnerungsfragment ausführlich berichtet. Er selbst war 
Rittmeister der Reserve bei den Fürstenwalder Ulanen und bis 1915 Kriegsteil-
nehmer, um danach zur Zivilverwaltung des besetzten Belgiens zu wechseln. Si-
cherlich beseelte ihn bei der Auslieferungsfrage auch Korpsgeist, vor allem aber 
fühlte er sich in seinem Rechtsgefühl verletzt. Konsequenterweise wollte er nach 
der Annahme der „Schmachartikel“ seinen Abschied nehmen, blieb dann aber 
aufgrund einer Besprechung mit dem eben zurückgetretenen Außenminister 
Ulrich Graf Brockdorff-Rantzau und dessen Nachfolger Hermann Müller in sei-
nem Amt. Simson mag in seinen Memoiren die eigene Bedeutung als Motor der 
Entwicklung etwas überzeichnen und Verdienste anderer, so die des ständigen 

durch Amerika begleitete. Otto hatte ebenso wie seine Eltern Deutschland nach der Machter-
greifung verlassen müssen und war nun Professor für Kunstgeschichte an der Universität von 
Chicago. [. . .] Ich redete ihm zu, nach Deutschland zurückzukehren und ins Auswärtige Amt 
einzutreten, da dies sicher im Sinne seines Vaters sein würde und auch der Tradition seiner 
Familie entspräche. Zu meiner Freude folgte er meinem Rat und begann im Auswärtigen Amt 
im Amerika-Referat.“

5	 Vgl. Rudolf Vierhaus/Bernhard vom Brocke (Hrsg.), Forschung im Spannungsfeld von Poli-
tik und Gesellschaft: Geschichte und Struktur der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft/Max-Planck-
Gesellschaft, Stuttgart 1990, S. 50 f. (Portraitfoto), S. 275, S. 352, S. 403 u. S. 915.

6	 Ernst von Simson, Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften, in: So-
ziale Kultur und Volkswohlfahrt während der ersten 25 Regierungsjahre Kaiser Wilhelm II. 
Ein Gedenkwerk in ausgewählten Einzelabschnitten, Berlin 1913, S. 79–84, hier S. 84.

7	 Die Personalakte von Simson verzeichnet für 1918 mindestens sechs Reisen nach Weimar, in: 
PA/AA, Personalakten Bd. 14482.

8	 Leitung der Friedensabteilung ab 30. 8. 1919, in: Ebenda; Simsons Rolle bei den deutsch-pol-
nischen Verhandlungen, in: PA/AA, R 25974 (Handakten Simson).
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Verhandlungsführers in Paris, Freiherrn von Lersner, in den Hintergrund rücken. 
Aber die zögerliche bis ablehnende Atmosphäre im Kabinett und das abweisende 
Klima bei den Pariser Verhandlungen bekommt durch Simsons Darstellung deut-
lichere Konturen als bisher bekannt. Dass niemand ihm für die schließlich doch 
erfolgreichen Anstrengungen gedankt hat, wollte er verschmerzen, die Verlet-
zung, die ihm das nationalsozialistische Deutschland zufügte und das er bei der 
Niederschrift der Memoiren immer noch sein „Vaterland“ nannte, schmerzte um 
so mehr.

Simsons Blitzkarriere zwischen 1919 und 1921, dem Zeitpunkt seiner Ernen-
nung zum Staatssekretär9, erklärt sich aus den besonderen Bedingungen der 
Nachkriegszeit. Der sich seit wilhelminischer Zeit verstärkende Druck der Wirt-
schaft auf die Politik kehrte sich um in eine Situation, in der die Politik auf die 
Mithilfe der Wirtschaft dringend angewiesen war, um auf die tagespolitischen 
Probleme von Reparation, Revolution und Inflation reagieren zu können. Des-
halb war im Auswärtigen Amt ein zweites, kurzlebiges Staatssekretariat für Fragen 
der Wirtschaft eingerichtet worden, das nach Simsons späterem Rücktritt nicht 
wieder besetzt wurde. Insofern ist der Konservative Simson ein Repräsentant der 
Revolutionszeit, obwohl er Wert darauf legte, kein „durch die Revolution nach 
oben geworfener Sozialdemokrat“ gewesen zu sein10.

In den Akten spiegelt sich als ein Charakterzug Simsons, dass er den Aufgaben, 
die sich ihm stellten, nicht auswich11, dass er gewillt war, Position zu beziehen12 
und diese bei Verhandlungen auch mit Härte zu verteidigen, dass aber die Ver-
ständigung sein politisches Credo blieb13. Ihm, dem Enkel des 1870 mit Glanz in 
Versailles eingezogenen Eduard Simson, fiel nun die Aufgabe zu, als Leiter der 
Rechtsabteilung die Ratifikationsurkunde des Versailler Vertrags zu unterschrei-

  9	 Die Vertretung begann mit dem 29.7., die Ernennung erfolgte am 10. 11. 1921, in: PA/AA, 
Personalakten Bd. 14482.

10	 Dokument, S. 461. Zur Karriere im Auswärtigen Amt vgl. Peter Krüger, Struktur, Organisation 
und außenpolitische Wirkungsmöglichkeiten der leitenden Beamten des Auswärtigen Dien-
stes 1921–1933, in: Das Diplomatische Korps 1871–1945, hrsg. von Klaus Schwabe, Boppard 
1985, S. 101–169, hier S. 134 f.

11	 Z. B. als Generalsekretär der Konferenz von Spa vom 5.–16. 7. 1920. Dafür Rückruf aus der 
Kur, in: PA/AA, Personalakten Bd.14482.

12	 Eigenmächtige Rückkehr aus Paris und Rüge des Reichskanzlers. Simsons Stellung im Amt 
festigte sich dennoch weiter. Zwei Monate später (19. 1. 1920) erhielt er den Auftrag, eine 
neue Abteilung Westeuropa einzurichten und zu leiten. „Von meinen jetzigen Chefs ist mir 
Simson angenehm“, so der spätere Staatssekretär Ernst von Weizsäcker am 29. 8. 1920 an sei-
ne Eltern, in: Die Weizsäcker-Papiere, Bd. 1: 1900–1932, hrsg. von Leonidas E. Hill, Berlin 
1982, S. 347.

13	 So wird Simson als Koordinator für die Brüsseler Sachverständigenkonferenz (16.-
22. 12. 1920) vom französischen Geschäftsträger in Berlin am 12. Dezember aufgesucht, um 
im Vorfeld der Konferenz zu sondieren. Er berichtet nach Paris: „Mais il veut, par un exposé 
loyal de sa situation économique et financière, provoquer les Questions des alliés, y répondre 
sincèrement et créer ainsi une atmosphère de confiance où les points de vue pourront se 
rapprocher.“ In: Documents diplomatiques français sur l’Allemagne 1920, 2 Bde., hrsg. von 
Stefan Martens unter Mitarbeit von Martina Kessel, Bonn 1992–1993, hier Bd. 2, Nr. 528, 
S. 1188.
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ben und damit die nationale Niederlage zu besiegeln. Umso mehr durfte er auf 
den demonstrativen Handschlag und die persönliche Anerkennung stolz sein, 
mit denen ihn sein „alter Verhandlungsgegner“ General Lerond 1920 auf der 
Konferenz von Spa öffentlich auszeichnete. Es waren seine Kenntnisse und sein 
Augenmaß, gepaart mit sicherem gesellschaftlichem Auftreten, die ihn auch zu-
künftig für komplizierte internationale Verhandlungen qualifizierten.

Schon als Leiter der Westeuropa-Abteilung und erst recht als Staatssekretär 
nahm er immer häufiger an Kabinettssitzungen teil. In diese Zeit fallen Bemü-
hungen um bilaterale Handelsabkommen und um Vermittlung des Vatikans bei 
den USA in der Reparationsfrage und bei der Begebung einer internationalen 
Anleihe, die Planung einer Zentralstelle für die Erforschung der Vorgeschichte 
des Weltkriegs, der Entwurf eines deutsch-schweizerischen Schieds- und Ver-
gleichsvertrags als Muster für weitere Verträge, immer wieder Reparationsfragen 
und schließlich Kontakte mit dem französischen Botschafter wegen deutscher 
Tendenzen, französische Einfuhren zu boykottieren14.

Rapallo

Auf den nunmehrigen Spitzenbeamten kamen aber auch verstärkt Fragen der 
Ostpolitik zu. So stellt den eigentlichen Kern seiner Erinnerungen der Vertrag 
von Rapallo dar, zu dessen politischer und wirtschaftlicher Bedeutung sich Sim-
son ungebrochen positiv bekennt.

Seit dem Frieden von Brest-Litowsk 1918 gab es unkoordinierte Kontakte 
zwischen Deutschland und Sowjetrußland, die im Frühjahr 1922 zu offiziellen 
Verhandlungen in Berlin führten. Nur die Bedenken der deutschen Seite, der 
Abschluß eines Vertrags, wie er in Rapallo am 16. April 1922 dann geschlossen 
wurde, könnte die unmittelbar bevorstehende Weltwirtschaftskonferenz von Ge-
nua bereits im Vorfeld schwer belasten oder auch scheitern lassen, verhinderten 
eine Unterzeichnung schon in Berlin. Mit dem Verzicht beider Länder auf gegen-
seitige finanzielle Forderungen (russisches Reparationsbegehren und deutsche 
Entschädigungsforderungen auf Investitionen und Anleihen der Vorkriegszeit), 
mit der Gewährung der Meistbegünstigung und der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen hoffte Deutschland, der Entente gegenüber größeren Handlungs-
spielraum zu gewinnen. Ob dieses Ziel der deutschen Politik erreicht wurde, wel-
che Perspektiven die Akteure, so etwa der Reichskanzler Joseph Wirth und sein 
Außenminister Walther Rathenau, im einzelnen verfolgten und welchen Einfluss 
die Beteiligten auf den Ablauf der Ereignisse hatten, darüber entbrannte sofort 
eine kontroverse Diskussion, die bis in die Gegenwart hineinreicht15.

14	 Vgl. Akten der Reichskanzlei (ARK), Das Kabinett Fehrenbach, 25. Juni 1920 bis 4. Mai 1921, 
Boppard 1972, Nr. 100, S. 257 f.; Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik (ADAP), Serie A, 
Bd. IV, Göttingen 1986, Nr. 216, S. 450 f., Nr. 223, S. 468–472 u. Nr. 230, S. 485 f.; ARK, Die 
Kabinette Wirth I u. II, hier Bd. 1: Mai 1921 bis März 1922, Boppard 1973, Nr. 78, S. 220 f.; 
PA/AA, Paris 559c (Dt. Botschaft).

15	 Vgl. Niels Joeres, Forschungsbericht Rapallo: Zeitgeschichte einer Kontroverse, in: Francia 
34/3 (2007), S. 103–126.
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Die Hoffnung, dass Simsons Erinnerungen endgültige Antworten auf noch 
offene Fragen geben, erfüllt sich freilich nicht. Sein Bericht über die Vorgänge 
in Genua und Rapallo macht aber die politische Atmosphäre lebendig, in der 
sich die deutsche Delegation bewegte, beschwört eindringlich die Hoffnungen, 
Ängste und Irrtümer, die dazu führten, dass sich Walther Rathenau, der sehr zö-
gerliche Reichsaußenminister, von Ago von Maltzan, dem Ostexperten des Aus-
wärtigen Amts, zum Abschluss des Abkommens mit Sowjetrußland drängen ließ. 
Was aber den Ablauf der Dinge angeht, so trägt auch Simson die Version vor, mit 
der Maltzan und Wirth ihr Handeln vor Reichspräsident Friedrich Ebert zu recht-
fertigen suchten; Ebert war erbost, weil er nicht informiert, geschweige denn um 
Zustimmung gebeten worden war, obwohl er beides der deutschen Delegation vor 
der Abreise nach Genua zur Pflicht gemacht hatte, und weil er mit der in Ra-
pallo geschehenen Brüskierung der Westmächte keineswegs einverstanden war. 
Wenn sich Simson auch noch fast zwanzig Jahre danach zu dieser Version bekennt 
und das Geschehen entsprechend erzählt, so ist er dabei offensichtlich aufrich-
tig. Doch ist bei der Lektüre einzukalkulieren, dass er – ganz im Sinne des „Ar-
chitekten von Rapallo“ – Maltzans politische Fantasie und Fähigkeit zu sicherer 
Lagebeurteilung ebenso unterschätzt wie dessen Zielbewusstsein und Durchset-
zungskraft, dass also seine Darstellung Lücken aufweist, die von der Forschung 
mittlerweile so weit wie möglich geschlossen wurden16.

Abschied vom Amt und Exil

Nachdem Simson am 12. September 1922 das letzte Mal an einer Kabinettssitzung 
teilgenommen hatte, schrieb er am 6. Oktober aus dem Kurort Bad Kissingen an 
seinen Kollegen Haniel von Haimhausen und kündigte ihm seine Demission an, 
die dann am 31. Oktober vollzogen wurde17. Die Gründe waren private. Nach dem 
Tod seines Verwandten Rudolph Oppenheim, des Chefjuristen und Vorstands-
mitglieds der Actiengesellschaft für Anilinfabrikation, war dieser Posten neu zu 
besetzen, der Simson wegen des internationalen Arbeitsfeldes und der finanzi-
ellen Ausstattung reizte. Außerdem führte er gesundheitliche Beschwerden ins 
Feld, die ihn hinderten, sich den Belastungen des Amtes auf Dauer gewachsen zu 
fühlen. Er schied unter Verzicht auf ein Wartegeld als Staatssekretär z. D. aus dem 
Reichsdienst und behielt also den Status eines Beamten.

In einem Brief an den neuen Außenminister im Kabinett Wilhelm Cuno, Hans 
von Rosenberg, versuchte Simson noch, sein Haus zu bestellen. Vergeblich: Seine 

16	 Vgl. Niels Joeres, Der Architekt von Rapallo. Der deutsche Diplomat Ago von Maltzan im 
Kaiserreich und in der frühen Weimarer Republik, Heidelberg 2006; Ingeborg Fleischhauer, 
Rathenau in Rapallo. Eine notwendige Korrektur des Forschungsstandes, in: VfZ 54 (2006), 
S. 365–415; im größeren Zusammenhang Heinrich August Winkler, Weimar 1918–1933. Die 
Geschichte der ersten deutschen Demokratie, München 1993, S. 169.

17	 PA/AA, Personalakten Bd. 14482. Politische Gründe für die Demission sind in den Akten 
nicht zu erkennen.
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Stellung fiel den Sparbemühungen der Regierung zum Opfer. Die Abteilung wur-
de dem politischen Staatssekretär zugeordnet18.

In seiner neuen Berufstätigkeit machte er schnell Karriere und wurde zum 
Vorsitzenden der Handelspolitischen Kommission des Reichsverbands der deut-
schen Industrie (RDI) und 1925 in dessen Vorstand gewählt19. Dies wiederum 
führte zur Zuwahl in die Internationale Handelskammer in Paris. Außerdem leite-
te er die Rechtskommission des RDI. Sein Sachverstand und seine Personalkennt-
nisse in Politik und Wirtschaft verhalfen ihm rasch zu Ansehen und Einfluss, so 
dass schließlich er und nicht ein Jurist der größeren BASF zum Kronjuristen der 
sich herausbildenden I. G. Farben wurde. Es waren nicht nur seine familiären 
Verbindungen, sondern mehr noch die Anerkennung für die von ihm geleistete 
Arbeit, die ihn 1926 als jüngstes Mitglied in den Verwaltungsrat der I. G. Farben 
einziehen ließ.

In der Einsicht, daß als Voraussetzung einer allmählichen Annäherung der 
einstigen Kriegsgegner persönliche Bekanntschaften von Nöten waren, gehörte 
Simson zu den Gründungsmitgliedern und ernsthaften Förderern des deutsch-
französischen Studienkomitees, das der Luxemburger Großindustrielle Emil 
Mayrisch mit Unterstützung deutscher und französischer Regierungskreise 1926 
ins Leben rief20. In erlesenem gesellschaftlichem Rahmen sollten sich auf zwei 
alternierenden Jahresveranstaltungen Spitzenkräfte aus Politik, Wirtschaft und 
Geistesleben beider Länder begegnen und näherkommen, damit für spätere Ver-
handlungen persönliches Vertrauen entstehe21. Nach diesen Prinzipien hat Sim-
son gelebt und sich im geliebt-gehassten Frankreich Respekt erworben.

18	 PA/AA, R 28040, S. 248–256/K170665–73. Der Brief an Rosenberg ist für das Persön-
lichkeitsprofil von Simson und für seine Einschätzung möglicher Nachfolger sehr auf-
schlussreich. Erwähnt werden die Namen Schröder, Fischer, Hamm, Trendelenburg, Kreu-
ter, Le Suire, Ruppel, Fellinger, Fritz Andreae (Fa. Hardy & Co.), Schubert, Nadolny, Dufour, 
Ritter. Vgl. auch Ernst von Simson, Gegenwärtiger Stand der Handelsvertragsverhandlun-
gen, in: Veröffentlichungen des Reichsverbandes der deutschen Industrie, Berlin 1925, H. 
25, S. 23–32, hier S. 31, wo er berichtet, dass er bis an die Grenzen der Höflichkeit im Auswär-
tigen Amt (AA) die Wiederbesetzung der Abteilung Wirtschaft anmahne.

19	 Die Zuwahl erfolgte am 1. 4. 1925; vgl. Veröffentlichungen des RDI (1925), H. 25, S. 13.
20	 Vgl. Guido Müller, Europäische Gesellschaftsbeziehungen nach dem Ersten Weltkrieg. Das 

Deutsch-Französische Studienkomitee und der Europäische Kulturbund, München 2005.
21	 Auch englische Wirtschaftsvertreter entfalteten entsprechende, relativ kurzlebige Aktivitä-

ten, die mit einem Treffen in Broadlands, nördlich Southhampton, begannen, an dem Sim-
son als Sachverständiger für Fragen von Handelsverträgen und einer europäischen Zolluni-
on teilnahm. Die Aussicht auf Verwirklichung letzterer in überschaubarer Zukunft schätzte 
er skeptisch ein; vgl. ADAP, Serie B, Bd. I,2, Göttingen 1968, Nr. 147, S. 346; Clemens A. 
Wurm, Das Treffen deutscher und britischer Industrieller in Broadlands im Oktober 1926: 
Hintergrund und Entstehung, in: Frank Otto/Thilo Schulz (Hrsg.), Großbritannien und 
Deutschland. Gesellschaftliche, kulturelle und politische Beziehungen im 19. und 20. Jahr-
hundert. Festschrift für Bernd-Jürgen Wendt, Rheinfelden 1999, S. 33–55, und Clemens 
A. Wurm, Business diplomacy. Die Zusammenkunft deutscher und britischer Industrieller 
in Broadlands im Oktober 1926, in: Zeitschrift für Unternehmensgeschichte 45 (2000), 
S. 131–157, bes. S. 18 u. S. 28 des Internetausdrucks. Vgl. auch die breit aufstellte, alle Partei-
en repräsentierende, bisher nicht weiter erforschte Parallelvereinigung „Deutsch-englische 
Vereinigung/Anglo-german Association“ von 1929, die auf deutscher Seite vom ehemaligen 
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Denn das Auswärtige Amt verzichtete nicht auf seinen Rat und beauftragte ihn 
während weiterer zehn Jahre mit internationalen Verhandlungen. So war er zwei-
mal zu Sondierungen beim Vatikan in Rom, in Paris begleitete er als „General-
sachverständiger des RDI“ die sich über drei Jahre hinziehenden Verhandlungen 
für einen deutsch-französischen Handelsvertrag22, und während der Londoner 
Konferenz von 1924 empfahl er dem Wirtschaftsminister eine eher harte Linie: 
Man solle keine Kompensationen für eine vorgezogene Räumung des Ruhrge-
biets anbieten, weil sie ohnehin kommen werde23. In Genf hatte er 1927 als Mit-
glied einer Delegation der Internationalen Handelskammer auf der Konferenz 
zur Abschaffung von Ein- und Ausfuhrverboten beratende Funktion, ebenfalls in 
Genf war er 1928 als Verhandlungsführer der deutschen Seite bei zwei Tagungen 
des Sicherheitskomitees zur Vorbereitung der Abrüstungskonferenz tätig24, und 
in Paris leitete er 1929/30 die langwierigen, schließlich gescheiterten Verhand-
lungen für eine vorzeitige Rückgliederung der Saar25. Auch 1931 und 1932 ergin-
gen an ihn noch Aufträge für Verhandlungen in Paris und Genf.

Die Wertschätzung, der sich Simson kurz vor dem Schicksalsjahr 1933 erfreute, 
zeigte sich 1932 in der internen Diskussion um die Besetzung für den Vorsitz ei-
ner Völkerbundskommission: „Bei der allgemeinen Wichtigkeit dieser Frage für 
die zukünftige Gestaltung der deutschen Völkerbundspolitik gewinnt die Auswahl 
unseres Vertreters in der IV. Kommission jedenfalls ganz besondere Bedeutung, 
so daß nur Persönlichkeiten vom Range Simsons und Rheinbabens dafür in Frage 
kommen dürften.“26

Solche Aufträge brachten dem zur Disposition gestellten Beamten Ernst von 
Simson Ehre und Mühsal. Höchste internationale Ehre fand der ehemalige Rich-
ter und leidenschaftliche Jurist schließlich in acht Ehrenämtern, die ihm nach 

Reichskanzler Cuno, auf englischer Seite vom späteren britischen Außenminister Lord Rea-
ding geleitet wurde. Deutscher Schriftführer (und engagiertes Gründungsmitglied) war der 
Berliner Rechtsanwalt Walther von Simson, ein Neffe Ernst von Simsons. Unterlagen zum 
Gründungsvorgang in Privatbesitz. Vgl. Margarete Gärtner, Botschafterin des guten Willens. 
Außenpolitisches Arbeiten 1914–1950, Bonn 1955, S. 163 f.

22	 Vgl. Karl Heinrich Pohl, Weimars Wirtschaft und die Außenpolitik der Republik 1924–1926. 
Vom Dawes-Plan zum Internationalen Eisenpakt, Düsseldorf 1997, S. 172 u. S. 33 f.; ADAP, 
Serie B, Bd. VI, Göttingen 1974, Nr. 68, S. 140, Anm. 3.

23	 ARK, Die Kabinette Marx I und II, hier Bd. 2: Juni 1924 bis Januar 1925, Boppard 1973, Nr. 
272, S. 945–948 mit Anm. 1 und Hinweis auf Resolution der Handelspolitischen Kommission 
des RDI vom 6.8. an AA zur Weiterleitung nach London. Die Regierung übernahm die Ar-
gumente. Vgl. Jürgen Bellers, Außenwirtschaftspolitik und politisches System der Weimarer 
Republik (Universität GH Siegen. Diskussionspapiere des Faches Politikwissenschaft 58), Sie-
gen 2002, S. 206 mit Anm. 16.

24	 PA/AA, Personalakten Bd. 14482, dort auch Hinweis auf Teilnahme an der Völkerbundta-
gung 1928; vgl. Hill (Hrsg.), Weizsäcker-Papiere, Bd. I, S. 384; ADAP, Serie B, Bd. VII, Göt-
tingen 1976, Nr. 164, S. 341–348, und Bd. IX, Göttingen 1976, Nr. 148; Krüger, Struktur, 
in: Schwabe (Hrsg.), Das Diplomatische Korps, S. 154; Peter Krüger, Die Außenpolitik der 
Republik von Weimar, Darmstadt 1985, S. 396, Anm. 472.

25	 Delegationsleitung und Ablauf der Verhandlungen, in: ADAP, Serie B, Bd. XIII, Göttingen 
1979, Nr. 6, S. 14 f. mit Anm. 2.

26	 Ebenda, Bd. XX, Göttingen 1983, Nr. 257, S. 560. Der Auftrag erging an Rheinbaben.
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Abschluß der Locarnoverträge angetragen wurden. Die Signatarmächte hatten 
sich in diesen Verträgen verpflichtet, bilaterale Ständige Vergleichskommissi-
onen zu bilden, die aus einem Vorsitzenden, je einem Vertreter der Parteien und 
zwei Neutralen zusammengesetzt waren und über deren Besetzung gegenseitiger 
Konsens hergestellt werden mußte. Dass Frankreich bei der Bildung der deutsch-
französischen Kommission keine Einwände gegen Simsons Ernennung zum deut-
schen Vertreter erhob, beweist noch einmal deutlich seine Reputation, die er 
auch in jenem Land erworben hatte, mit dem sich eine Verständigung besonders 
schwierig gestaltete. Außerdem gehörte er als deutsches Mitglied den mit Ameri-
ka, Belgien, Italien, Polen und der Tschechoslowakei gebildeten Kommissionen 
an. Und gewiss war er besonders stolz darauf, dass er darüber hinaus als neutrales 
Mitglied in die schwedisch-spanische und die finnisch-niederländische Kommis-
sion gewählt worden war27. Anfang 1933 standen vier Mandatsverlängerungen an, 
zu deren Durchführung die persönliche Zustimmung Hitlers eingeholt und, nach 
einer Randnotiz Konstantin von Neuraths, erteilt wurde28.

Trotz aller Ehren: Kurz nach Hitlers Zustimmung verließ ein formularmäßiges 
Schreiben das Auswärtige Amt, mit dem die Anwendung des Gesetzes zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 auf Simson und seine 
Versetzung in den dauernden Ruhestand angekündigt wurde. Immerhin ersetzte 
Neurath die vorgesehene Schablone des zweiten Briefabsatzes durch ein persön-
liches Anschreiben, das Simson sofort mit seinem „herzlichen Dank“ beantwor-
tete29. Wenige Tage später wandte er sich allerdings an seinen alten Mitarbeiter 
und Vertrauten Gerhard Köpke mit der Frage: „Ich würde nun gern wissen, ob 
ich Leuten, die mich nach dem Grunde fragen (z. B. meiner Firma) sagen kann, 
daß es sich um eine Formalität handelt – oder hat die Sache irgend etwas mit 
der Arierfrage zu tun?“ Noch konnte Köpke antworten, die Versetzung habe 
nur verwaltungstechnische Bedeutung und sei eine Sparmaßnahme, von der 84 
frühere Kollegen betroffen seien. „Mit der Arier-Frage und den sonstigen Motiven 
des Beamtengesetzes hat die Maßnahme [. . .] nichts zu tun.“30 Das wird für den 

27	 Simsons Mitgliedschaften sind zusammenfassend dokumentiert in einem Schreiben des Au-
ßenministers Neurath an Innenminister Frick vom 13. 1. 1936, in: PA/AA, Personalakten Bd. 
14482. Geplante Zusammensetzung fast aller von Deutschland zu unterhaltenden Kommis-
sionen, Stichtag 9. 4. 1927, in: PA/AA, R 53016.

28	 PA/AA, R 53017, bes. L283720 (undatiert) und L283728 (9. 6. 1933). Nach Deutschlands 
Austritt aus dem Völkerbund erinnerte die französische Regierung am 21. 11. 1933 an das 
Weiterbestehen der Vergleichskommission (Commission franco-allemande de conciliation), 
mit deren Hilfe sie deutsche manquements nach Artikel V der Konvention anmahnen wollte. 
Simsons Mitgliedschaft wird ausdrücklich erwähnt; vgl. Documents Diplomatiques Français 
1932–1939, 1ère série, Bd. V, Paris 1970, Nr. 39, S. 72.

29	 Neurath am 15. 7. 1933: „Ich sehe mich daher genötigt, Ihre Versetzung in den dauernden 
Ruhestand vorzunehmen. Ich wollte nicht verfehlen, Sie von der bevorstehenden Maßnahme 
persönlich in Kenntnis zu setzen und Ihnen gleichzeitig im Namen Ihrer alten Behörde für 
die langjährigen und hervorragenden Dienste zu danken, die Sie dem Reich geleistet haben. 
Mit herzlichen Grüßen bin ich Ihr aufrichtig ergebener. . .“, in: PA/AA, Personalakten Bd. 
14482.

30	 Ebenda.
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Moment den Tatsachen halbwegs entsprochen haben, aber die Uhren tickten. 
Heikle Fragen wurden inzwischen mündlich „im Club“ ausgetauscht oder schrift-
lich nur verklausuliert angedeutet31. Nach den Nürnberger Gesetzen von 1935 
wurde Simson dann wegen zweier jüdischer Großeltern und seiner Verheiratung 
mit einer Jüdin als Volljude eingestuft, dem der Reichsbürgerbrief und damit alle 
politischen Rechte verwehrt waren. Auf Grund einer Besprechung mit Staatsse-
kretär Bernhard Wilhelm von Bülow32, in der Simson nahegelegt wurde, seine 
Kommissionsmandate auslaufen zu lassen, unterstützten Bülow und Neurath im 
Januar 1936 zwar dessen Bemühen, für sich und seine Kinder eine Herabstufung 
zu „Mischlingen“ zu erreichen, scheiterten aber schließlich nach achtmonatigem 
Warten auf Antwort33.

In den folgenden Monaten, als Simson wegen seiner Klassifizierung als Jude 
auch seinen Sitz im Verwaltungsrat der I. G. Farben verlor, reifte der Entschluß, 
Deutschland zu verlassen. In einem Handschreiben vom 30. November 1938 
wandte er sich an seinen ehemaligen Adlatus Ernst von Weizsäcker, den nun-
mehrigen Staatssekretär des Auswärtigen Amts, mit der Bitte, ihm eine offizielle 
Verlagerung seines Wohnsitzes nach England zu ermöglichen, damit er seines 
Ruhegehalts nicht verlustig gehe: „Da ich aber in Deutschland mehrere Kinder 
und zahlreiche Verwandte, frühere Angestellte usw. zurücklasse, die von mir Un-
terstützungen erhalten, und ich gern meine Lebensversicherung weiter bezahlen 
würde, ist es für mich von größter Bedeutung, daß ich in Deutschland Einnahmen 
behalte. Unser Kapital und unser Grundbesitz werden restlos für die Abgaben 
und für die Ermöglichung eines einfachen Lebens im Ausland durch Transfer 
aufgebraucht werden.“ Weizsäcker verschloß sich dieser Bitte nicht und testierte – 
nach Kontakten zum Polizeipräsidenten Wolf-Heinrich Graf von Helldorf[f], der 
routinemäßig eine Paßsperre „für Juden, deren Vermögen eine gewisse Grenze 
nach oben überschreite“, gegen Simson ausgesprochen hatte – die Zustimmung 
des Auswärtigen Amts zur Ausreise auf Widerruf34. So konnte das Ehepaar im März 
1939 über die Schweiz emigrieren und nahm seinen Wohnsitz in Oxford.

Doch nicht genug: Über den Neffen, Rechtsanwalt Walther von Simson, er-
fuhr Weizsäcker von einem möglichen Ausbürgerungsverfahren. Sofort erteilte er 
Weisung an den seit wenigen Monaten im Amt tätigen Referenten Franz Rade-

31	 Gaus an Simson am 16. 6. 1933, in: PA/AA, R 53017, L283732. Wahrscheinlich ist der „Club 
von Berlin“ an der Ecke Jägerstraße/Mauerstraße gemeint, wo man sich gern zum Essen traf.

32	 Bülow, 1885–1936, 1923–1928 Leiter des Sonderreferats Völkerbund, 1930–1936 Staatsse-
kretär des Auswärtigen. Vgl. Biographisches Handbuch des Deutschen Auswärtigen Dienstes 
1871–1945, hrsg. vom Historischen Dienst des Auswärtigen Amts, bisher 3 Bde., Paderborn 
u. a. 2000–2008, hier Bd. 1, S. 327 f.; Hermann Graml, Bernhard von Bülow und die deutsche 
Außenpolitik. Hybris und Augenmaß im Auswärtigen Amt, München 2012.

33	 Der gesamte Vorgang in: PA/AA, R 53018, Abschlägiger Bescheid des Innenministeriums 
vom 26. 8. 1936 an Simson, in Abschrift dem Außenminister lediglich zur Kenntnis gegeben, 
ohne persönliche Antwort auf Neuraths Brief vom 13. 1. 1936 an Frick. Wahrscheinlich ging 
die Entscheidung nicht auf Hitler, sondern auf Rudolf Hess zurück. PA/AA, R 100023, Aus-
bürgerungen, Bl.191 (Kopie in Privatbesitz).

34	 Ebenda, Bl. 202 (Kopie in Privatbesitz).
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macher35, sich der Sache anzunehmen: „Das Auswärtige Amt hat in der Tat ein 
Interesse daran, daß nicht eines seiner früheren Mitglieder, ohne daß berechtigte 
politische oder anderweitige Vorwürfe zu erheben sind, von dem Ausbürgerungs-
verfahren erfaßt wird.“ Zwar folgte Rademacher für den Moment der Anweisung, 
antwortete aber seinem Vorgesetzten: „Deutschland lebt in einem Volkskrieg ge-
gen die Juden; sie sind daher grundsätzlich als Volksfeinde zu behandeln. Eine 
innere Anteilnahme an dem Einzelschicksal darf diese Haltung nicht in Frage stel-
len. Das Auswärtige Amt, als politische Behörde, müsste meines Erachtens dieses 
Prinzip hart und unerbittlich zu wahren suchen. Der an sich berechtigte Grund-
satz der Fürsorge für ehemalige Angehörige des Auswärtigen Amts und Anteil-
nahme an ihrem persönlichen Schicksal muß meines Erachtens demgegenüber 
zurücktreten, sonst könnte leicht der Eindruck entstehen, das Auswärtige Amt 
hieße nachträglich die Personalpolitik der Systemzeit gut, die Juden im Auswärti-
gen Amt duldete.“ 36

Am 29. Oktober 1940 richtete die Geheime Staatspolizei folgendes, aller 
Rechtsstaatlichkeit Hohn sprechendes Schreiben an die Personalstelle des Aus-
wärtigen Amts: „Ich beabsichtige gegen den früheren Staatssekretär Dr. Ernst Isra-
el von Simson das Ausbürgerungsverfahren einzuleiten und dessen inländisches 
Vermögen mit dem Ziele der Einziehung zu Gunsten des Reiches sicherzustellen. 
Ich bitte daher, die Weiterzahlung der Ruhegehaltsbezüge an von Simson einzu-
stellen.“ Es ehrt das Amt, daß es sich weigerte, dieser Bitte nachzukommen, solan-
ge sich der Betroffene legal im Ausland befinde. Doch schließlich gab Weizsäcker 
nach: Indem er für Simson keine „besondere Behandlung“ etwa als Geheimnis-
träger beantragte, wurde die 1939 erteilte Zustimmung zur Wohnsitzverlagerung 
widerrufen. Am 14. Januar 1941 bestätigte Simson der Schweizerischen Gesandt-
schaft in London den Erhalt dieser Nachricht – und damit schließen die Personal-
akten37. Wahrscheinlich ist die geplante Ausbürgerung nicht mehr durchgeführt 
worden, weil Ernst von Simson am 7. Dezember 1941 in Oxford starb und in den 
Ausbürgerungslisten des Reichsanzeigers nicht genannt wird38.

Das Dokument

Die hier vorgelegten Erinnerungen des Staatssekretärs a. D. Ernst von Simson sind 
erst im Jahr 2009 in Deutschland bekannt geworden. Sie sind seither im Politi-
schen Archiv des Auswärtigen Amts niedergelegt39.

35	 Franz Rademacher, 1906–1973, seit dem Frühjahr 1940 Leiter der Abteilung D III Judenfra-
ge/Rassenpolitik im AA.

36	 PA/AA, Ausbürgerungen, Bl. 187 (6. 8. 1940), Bl. 189 f. (8. 8. 1940) (Kopie in Privatbesitz).
37	 PA/AA, Personalakten Bd. 14483 Geld-Akten, Personalia Nr. 628 G, von Simson (Kopie in 

Privatbesitz). Die Witwe Simsons kehrte in der Nachkriegszeit zu ihrem Sohn Otto nach Ber-
lin zurück und starb dort 1971. (Auskunft Prof. Dr. Georg von Simson, Göttingen.)

38	 Vgl. Michael Hepp (Hrsg.), Die Ausbürgerungen deutscher Staatsangehöriger 1933–45 nach 
den im Reichsanzeiger veröffentlichten Listen, 3 Bde., München 1985.

39	 PA/AA, Nachlass Ernst von Simson.
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Der Hergang ihrer Auffindung ist folgender: Bei den in Deutschland lebenden 
Mitgliedern der Familie von Simson waren Kindheits- und Jugenderinnerungen 
ihres Vorfahren seit längerer Zeit bekannt, sie wurden von Georg von Simson, 
dem Großneffen des Autors, und seiner Frau Siguna in einer Broschur innerhalb 
der Veröffentlichungen der Jonas’schen Familienstiftung herausgegeben40. Bei 
der Vorstellung dieser Veröffentlichung auf einem Familientag befand sich unter 
den Zuhörern Nicholas Parry, ein britischer Urenkel des Autors, der das aus sei-
nem Privatbesitz stammende Schreibmaschinentyposkript des bis dahin verschol-
lenen Kapitels „Auswärtiger Dienst“ seinen deutschen Verwandten zugänglich 
machte und zur Abgabe in das Politische Archiv des Auswärtigen Amts freigab41.

Die [Zwischen-]Überschrift zeigt, daß es ein Kapitel von umfassender ge-
planten Lebenserinnerungen bilden sollte. Weil nämlich deren fertiggestellte 
Teile nur noch Simsons Referendarzeit berücksichtigen, nicht aber mehr seine 
Tätigkeit als Richter und Justizbeamter, ist anzunehmen, daß der Autor das jüngst 
bekannt gewordene Kapitel bei der Abfassung vorgezogen hat, vielleicht weil er 
spürte, daß seine Kräfte nachließen. Wenn er in den Jugenderinnerungen äu-
ßerte, daß sie „nicht in dem Gedanken an eine Veröffentlichung“ geschrieben 
seien, so gilt dies sicherlich auch für das Kapitel „Auswärtiger Dienst“: Ihm fehlt 
ein rundender Abschluß.

In Abstimmung mit der Familie von Simson werden die kurzen Aufzeich-
nungen über die erwähnten Reisen zum Vatikan hier nicht wiederholt, da sie, 
weil bereits in der Familie vorhanden, im Rahmen der „Erinnerungen“ publiziert 
wurden und sich den politischen Erinnerungen nicht homogen anfügen.

40	 Vgl. Ernst von Simson (1876–1941), Erinnerungen, hrsg. von Georg und Siguna von Sim-
son, Jonas’sche Familienstiftung 2009. Belegexemplare befinden sich in der Staatsbibliothek 
Berlin und in der Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen. Das Göttinger Exemplar ist 
bereits zugänglich.

41	 Ich danke herzlich Georg und Siguna von Simson, Göttingen, die mir die politischen Erin-
nerungen zur Veröffentlichung anvertrauten und Kopien aus den Ausbürgerungsakten von 
Simson, sowie einen Ausschnitt aus den ungedruckten Memoiren von Joseph A. Raczynski 
zur Verfügung stellten, Rudolf von Thadden, ohne dessen Hilfe der Kontakt zum Institut für 
Zeitgeschichte wohl kaum zustande gekommen wäre, sowie den Damen und Herren des PA/
AA, die mir mit Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft begegnet sind.
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Der Text42

Ernst von Simson

Auswärtiger Dienst.

Meine aktive Tätigkeit im auswärtigen Dienst hat nur vier Jahre gedauert, vom Dezember 
1918 bis zum November 1922 und doch hat sie für mein Leben eine grosse Bedeutung 
gehabt; sie beherrscht meine Erinnerung viel mehr als meine viel längere Tätigkeit im 
Justizdienst (1897–1918) und in der Industrie (1922–1938). Dabei muss man allerdings 
berücksichtigen, dass ich mit Fragen der auswärtigen Politik und insbesondere der Han-
delspolitik auch nach meinem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst sehr vielfach in den 
Jahren 1922 bis 1933 zu tun hatte. Ich war, wie ich wohl sagen darf, wirklich ein Staats-
sekretär „zur Disposition“. Für sehr verschiedene Aufgaben hat das Reich in diesen Jah-
ren meine Dienste in Anspruch genommen und dabei meist für solche, die für aktive 
Beamte keinen besonderen Reiz hatten, weil bei ihnen wenig Erfolg oder Vergnügen in 
Aussicht standen. Die Jahre, in denen ich – dauernd oder für einzelne Aufgaben – im 
auswärtigen Dienst stand, sind die bisher wohl schwersten Jahre für eine solche Tätig-
keit gewesen – es sind die von Hitler so oft zitierten „14 Jahre“ nach dem unglücklichen 
Ausgang des Weltkriegs 1914 bis 1918. Es war wahrhaftig keine Freude, in dieser Zeit an 
dieser Stelle zu stehen, aber ich mache mir eine Ehre daraus, es getan zu haben. Es ist 
einfach nicht wahr, zu behaupten, dass es mit Deutschland in den Jahren 1919 bis 1933 
ständig bergab gegangen wäre. In sehr vielen und wichtigen Beziehungen, insbesondere 
in der Stellung dem Auslande gegenüber und in dem Ansehen in der Welt ist das gerade 
Gegenteil wahr. Wer wie ich, unmittelbar nach Kriegsschluss als Erster zu Verhandlungen 
nach Paris gegangen ist und an den Konferenzen von Spa, London und Genua in ziem-
lich massgeblicher Stellung teilgenommen hat, darf in diesen Fragen wohl ein Urteil für 
sich beanspruchen. Obwohl mir persönlich niemals ein Vertreter der ehemaligen Feinde 
mit offener Unhöflichkeit entgegengetreten ist, war doch in den ersten Jahren nach dem 
Kriege die Situation der Vertreter Deutschlands den früheren Feinden gegenüber unsag-
bar schwer. Es war, als ob sich eine Eiswand zwischen uns und den ehemaligen Gegnern 
befände – daran waren übrigens nicht nur diese Gegner schuld. Das Gefühl der Ableh-
nung und Abneigung ging – wenigstens bei mir – fast ebenso stark von unserer Seite aus. 
Man war zwar durch die Verhältnisse gezwungen, mit diesen Menschen zu verhandeln, 
aber es war einem in tiefster Seele zuwider. Zu Recht oder zu Unrecht – ich will das hier 
nicht untersuchen – hatten wir Deutsche am Schluss des Krieges die Überzeugung, dass 
wir nicht an diesem Krieg Schuld gewesen waren, dass unser Heer und unser Volk sich 
wunderbar gehalten hatte und dass die vernichtende Niederlage Deutschlands ein hartes 
und unverdientes Schicksal war. Mit beinahe noch grösserer Sicherheit beherrschte aber 
unsere ehemaligen Gegner das Gefühl, dass diese Niederlage nur die gerechte Strafe für 
alle von den Deutschen angeblich verübten Untaten war. In den Friedensjahren nach 
1919 hatte man in allen Ländern allmählich wieder etwas vergessen, mit welcher aus 

42	 Im Dokument wurden die sprachlichen Eigentümlichkeiten Simsons nur in einigen wenigen 
Fällen korrigiert.
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Hass, Verachtung und Furcht gemischten Abneigung sich die verschiedenen Völker am 
Kriegsende gegenüberstanden. Es ist daher ein schnöder Undank, wenn Leute, die in 
den Jahren nach dem Kriege nichts anderes taten, als zu schimpfen und jeder vernünf-
tigen Regelung Schwierigkeiten zu machen, sich das Recht anmassen, über Diejenigen 
abzuurteilen, die damals die Karre43 durch den tiefsten Dreck weiterschoben und derer 
zäher Arbeit der Wiederaufstieg Deutschlands im Grunde zu verdanken ist. Tatsächlich 
hatte sich das internationale Ansehen Deutschlands überraschend schnell wieder geho-
ben und so entsetzlich schwer die politischen und wirtschaftlichen Folgen des Vertrags 
von Versailles waren, so blieben sie doch hinter dem weit zurück, was kompetente Beur-
teiler gefürchtet hatten. Ich erinnere nur daran, dass ein so kompetenter Beurteiler wie 
Helfferich44 in seiner Schrift über den Versailler Vertrag vorausgesagt hatte, es würden 
die verheerenden Folgen sich erst in Jahrhunderten beseitigen lassen. Vergleicht man 
damit, was schon etwa 12 Jahre nach dem Krieg erreicht war – nämlich die Befreiung 
Deutschlands von fremden Truppen, die fast völlige Erledigung der Reparationsfragen, 
die grundsätzliche, wenn auch noch nicht vollkommen durchgeführte Anerkennung 
der internationalen Gleichberechtigung, die Begründung einer zwar zahlenmässig noch 
kleinen, aber ausgezeichneten Wehrmacht, die langsame Wiederherstellung einer Ex-
portindustrie – so muss der unparteiische Beobachter sagen, dass die Lage viel besser 
war als man auch bei grossem Optimismus am Kriegsende hätte erhoffen können.

Ich habe mit dieser Abschweifung in eine spätere Zeit nur rechtfertigen wollen, dass 
ich nach dem Kriegsende Beamter geblieben bin und mich an die exponierteste Stelle 
habe setzen lassen, nämlich an die Ausführung des Vertrags von Versailles. Ich bin immer 
im Herzen ein Monarchist geblieben und war niemals ein überzeugter Anhänger der 
Weimarer Republik. Aber da der Kaiser das Land verlassen und die Beamten von ihrer 
Eidespflicht befreit hatte, hielt ich es für meine Pflicht weiter mitzuarbeiten, weil die 
Lage sicher nicht dadurch verbessert werden konnte, dass die alten Beamten alles stehen 
und liegen liessen45. Ich habe niemals einen besonderen Enthusiasmus für die Republik 
zur Schau getragen (z. B. niemals mit schwarz-rot-gold geflaggt). Ich möchte aber doch 
als meine Meinung hier niederlegen, dass viele überzeugte Republikaner aus den Reihen 
des Zentrums und der Sozialdemokratie gleichzeitig wirkliche Patrioten waren und dem 
Reich hervorragende Dienste geleistet haben.

Mein Eintritt in das Auswärtige Amt wurde dadurch veranlasst, dass Prinz Max von 
Baden dem Direktor der Rechtsabteilung Walther Simons46 die Leitung der Reichskanz-

43	 In der Vorlage folgt gestrichen: „aus dem“.
44	 Karl Helfferich, 1872–1924, 1915 Staatssekretär im Reichsschatzamt, 1916 im Reichsamt 

des Innern, scharfer Kritiker der Friedensbedingungen von Versailles. Vgl. Biographisches 
Handbuch des Deutschen Auswärtigen Dienstes, hier Bd. 2, S. 249 f.

45	 Vgl. hierzu und zu den Spannungen zwischen der Reichsregierung und dem Rat der Volksbe-
auftragten auf der einen und dem Auswärtigen Amt auf der anderen Seite Wolfgang Elben, 
Das Problem der Kontinuität in der deutschen Revolution. Die Politik der Staatssekretäre 
und der militärischen Führung vom November 1918 bis Februar 1919, Düsseldorf 1965, Kap. 
B III: Die Außenpolitik als Thema der innenpolitischen Auseinandersetzungen, S. 101–123.

46	 Dr. Walter Simons, 1861–1937, Jurist, Generalkommissar der deutschen Friedensdelegation, 
nach Vertragsschluss Rücktritt, im Kabinett Fehrenbach 1920/21 Außenminister, 1922–1929 
Präsident des Reichsgerichts, in: Neue Deutsche Biographie (NDB), Bd. 24, Berlin 2010, 
S. 441–443.
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lei übertragen hatte. Simons war etatsmässig, aber nicht faktisch der Nachfolger des lang-
jährigen Chefs der Rechtsabteilung Johannes Kriege47 geworden, der mit dem Ausbruch 
der Revolution im November 1918 seine Stelle aufgegeben hatte. Ich nehme an, dass 
Simons, der früher mein Kollege im Reichs-Justizamt gewesen war, mich dem damaligen 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes Dr. Wilhelm Solf48 für die Leitung der Rechtsabtei-
lung vorgeschlagen hatte. Ich hatte im Reichs-Justizamt das frühere Simonsche Referat 
– internationales Recht – übernommen und jahrelang viel mit ihm zusammengearbeitet, 
ihn auch während des Krieges manchmal als Justitiar des Auswärtigen Amts vertreten, so 
z. B. bei den Friedensverhandlungen mit Finnland im Sommer 191849. Die Ähnlichkeit 
unserer Namen und unserer Stellungen führte – namentlich im Ausland – oft zu Ver-
wechslungen und ich habe ihm einmal scherzend gesagt, keiner von uns beiden könnte 
etwas dummes oder kluges machen, was nicht auch dem anderen zur Last geschrieben 
oder als Verdienst angerechnet würde. Meine Ernennung (zunächst zum Geheimen Le-
gationsrat und Dirigenten, da die etatsmässige Stelle noch von Simons selbst besetzt war) 
erfolgte durch die Kommissare der Reichsregierung Ebert und Haase am 28. November 
1918. Haase, der mich persönlich garnicht kannte und ein ziemlich abstossender, sehr 
radikaler, sog. unabhängiger Sozialdemokrat war, hatte anfänglich wegen meines Adels-
prädikats durchaus nicht unterzeichnen wollen, bis man ihn etwas mühsam davon über-
zeugt hatte, dass ich nicht grade ein konservativer Junker war und dass der Adel meiner 
Familie nicht aus den Kreuzzügen stammte50. Ebert kannte ich flüchtig vom Reichstag 
her, ohne dass er wohl irgend eine Vorstellung mit mir verband.

Es würde viel zu weit führen und mir übrigens auch garnicht mehr möglich sein, 
wenn ich meine Tätigkeit im Auswärtigen Amt im einzelnen schildern wollte. Ich kann 
nur einzelnes herausgreifen, was mir wichtiger erscheint und sich mir besonders einge-
prägt hat. Von meinem Eintritt in das Amt bis zur Ratifikation des Versailler Friedens 
(also von Dezember 1918 bis zum 10. Januar 1920) habe ich die Rechtsabteilung gelei-
tet. Ich bin während der dem Frieden vorausgehenden sog. Verhandlungen mit den Al-
lierten – man kann sie allerdings kaum als Verhandlungen bezeichnen – in Berlin geblie-
ben, wo unter der Oberleitung des Grafen Johann Bernstorff51, des früheren Botschafters 
in Washington, eine Zentralstelle für die Verbindung mit unseren auswärts – zunächst 
meist in Spa, später in Versailles – tätigen Delegierten eingerichtet worden war, deren 
interne Leitung mir oblag. Unvergesslich ist mir der niederschmetternde Eindruck, 
den die Noten Wilsons im Bundesrat machten, und ebenso das Entsetzen, das die Frie-

47	 Dr. Johannes Kriege, 1859–1937, 1911–1918 Direktor der Abteilung III (Recht) des AA; vgl. 
Biographisches Handbuch des Deutschen Auswärtigen Dienstes, Bd. 2, S. 656 f.

48	 Wilhelm Solf, 1862–1936, Orientalist, 1900–1911 Gouverneur der Samoa-Inseln, 1911–1918 
Leiter des Reichskolonialamts, 1918 Staatssekretär des Auswärtigen, 1920–1928 Botschafter 
in Tokio, in: NDB, Bd. 24, S. 549 f.

49	 PA/AA, Personalakten Bd. 14476. Am 26. 6. 1919 wurde Simson das finnische Freiheitskreuz 
II. Klasse verliehen. Ebenda, Bd. 14482.

50	 Simsons Großvater (Martin) Eduard (Sigismund) Simson (1810–1899), am 18. 3. 1888 mit 
der Verleihung des Schwarzen Adlerordens in den erblichen Adelsstand erhoben, war Prä-
sident der Frankfurter Nationalversammlung sowie des Norddeutschen und Deutschen 
Reichstags und 1879–1891 erster Präsident des Reichsgerichts.

51	 Johann Heinrich Graf von Bernstorff (1862–1939), von 1908–1917 Botschafter in den USA, 
leitete die vorbereitenden Maßnahmen für die Friedensverhandlungen.
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densbedingungen und die von blindem Hass diktierte sog. lettre d‘envoi, mit der sie 
übersandt wurden, hervorriefen. Es ist allzu rasch vergessen worden, dass dieser Brief an 
die deutsche Delegation von Lord Lothian52 (damals Sir Philipp Kerr), allerdings wohl 
unter Clemenceaus Druck, entworfen worden war53. Die ganze Tragweite der wirtschaft-
lichen Friedensbestimmungen wurden [sic] von vielen Experten z. B. von Rathenau und 
Helfferich sofort erkannt, aber nach der Durchführung des Waffenstillstands und der 
damit herbeigeführten Wehrlosigkeit Deutschlands war ein bewaffneter Widerstand aus-
ser jeder Möglichkeit. Trotzdem bin ich auf das entschiedenste gegen die unbedingte 
Annahme der Friedensbedingungen gewesen. Ich habe damals meine Stellung in einem 
Memorandum niedergelegt, das sich wahrscheinlich noch irgendwo in den Akten des 
Auswärtigen Amtes befinden wird, und darin empfohlen, die Bedingungen anzuneh-
men bis auf zwei Artikel: den, der Deutschland die alleinige Kriegsschuld aufbürdete, 
und den, der die Auslieferung des Kaisers und der anderen sog. Kriegsschuldigen ver-
langte54. Ich bin noch heute überzeugt, dass eine solche Haltung sowohl aussenpolitisch 
wie innerpolitisch richtig gewesen wäre. Ich kann mir nur schwer denken, dass man eine 
Wiederaufnahme des Krieges von der Allierten Seite wirklich riskiert hätte, lediglich um 
diese Demütigungen des deutschen Volkes durchzusetzen, die für die Allierten kaum ei-
nen praktischen Wert hatten und deren Annahme in Deutschland mit Recht als Schande 
empfunden wurde. Nachdem die deutsche Regierung die Friedensbedingungen ohne 
Einschränkung angenommen hatte, habe ich meinen Abschied erbeten, mit der aus-
drücklichen Begründung, dass ich unter keinen Umständen als Direktor der Rechtsab-
teilung des Auswärtigen Amtes an einer etwaigen Auslieferung von sog. Kriegsschuldigen 
mitwirken wolle. In einer Besprechung mit Graf Brockdorff-Rantzau55, der nach der 

52	 Philip Henry Kerr, 11. Marquess of Lothian, 1882–1940, Privatsekretär Lloyd Georges, als 
Mitglied der Pariser Friedenskonferenz gegen Deutschland agierend, entwickelte er sich zu 
einem föderalen Europapolitiker und Vertreter der Appeasement-Politik.

53	 Erst Fritz Dickmann, Die Kriegsschuldfrage auf der Friedenskonferenz von Paris 1919, in: 
Historische Zeitschrift 197 (1963), S. 1–101, hier S. 91, hat die Autorschaft von Philip Kerr 
durch einen Textvergleich wieder erschlossen, die den Zeitgenossen nicht verborgen ge-
blieben war. Der Text der Mantelnote in deutscher Übersetzung, in: Klaus Schwabe (Hrsg.), 
Quellen zum Friedensschluss von Versailles, Darmstadt 1997, Nr. 130, S. 357 ff.

54	 Ein ähnliches Memorandum, am 30. 6. 1919, also zwei Tage nach der Unterzeichnung des 
Vertrags, von Simson an Göppert weitergeleitet, befindet sich in: PA/AA, R 25981 (nach ei-
nem dankenswerten Hinweis von Herrn Dr. Keiper): „In dem ganzen Friedensvertrag gibt 
es keine Bestimmung, die so geeignet ist[,] einen wirklichen Völkerfrieden unmöglich zu 
machen, die so sehr eine dauernde Vergiftung der Beziehungen herbeiführt, wie gerade die-
se Vorschrift über die Auslieferung. [. . .] Die sozialistischen Parteien aller Länder müßten, 
wenn es ihnen mit der internationalen Verbrüderung ernst ist, auf das Entschiedenste gegen 
die Durchführung der Auslieferungsvorschriften protestieren. [. . .] Wenn die Entente [. . .] 
immer wieder betont hat, es müsse Gerechtigkeit geübt werden, [. . .] so wird eine ruhiger ur-
teilende Zeit zweifellos erkennen, daß man von Gerechtigkeit jedenfalls dann nicht sprechen 
kann, wenn der bisherige Feind als Richter über seine Feinde zu Gericht sitzen will.“

55	 Ulrich Graf Brockdorff-Rantzau, 1869–1928, nach mehrjähriger Tätigkeit als Gesandter in 
Kopenhagen 1919 deutscher Außenminister und Leiter der Friedensdelegation, ab 1922 Bot-
schafter in Moskau.
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Annahme der Friedensbedingungen seinen Abschied genommen hatte56, und seinem 
Nachfolger Hermann Müller wurde dann festgelegt, dass ich hierzu nicht verpflichtet 
sein sollte, vielmehr mein Amt nur vorläufig beibehalten sollte, um auf dem Wege beson-
derer Verhandlungen den Versuch zu machen, die Allierten zu einem Verzicht auf die 
Auslieferung zu bewegen. Tatsächlich ist dieser Versuch dann gelungen und da ich darin 
neben dem Rapallovertrag die politisch wichtigste Aktion meines Lebens sehe, möchte 
ich den Hergang etwas ausführlicher schildern.

Der Versailler Vertrag bestimmte, dass sowohl der Kaiser wie die in einer nach In-
krafttreten des Vertrages von den Allierten zu überreichenden Liste aufgeführten Per-
sonen zur Aburteilung ihrer Kriegsverbrechen vor Gerichte gestellt werden sollten, die 
von den Allierten eingesetzt werden würden57. Es war eine vollkommen phantastische, 
jedem natürlichen Rechtsgefühl widersprechende Idee, dass unter der Maske eines Ge-
richtshofes Männer, die gar nicht unparteiisch sein konnten, über die Handlungen ihrer 
früheren Gegner aburteilen sollten. Ohne weiteres konnte man annehmen, dass die Li-
ste gerade die Namen der hervorragendsten deutschen Offiziere enthalten würde, wie 
dann ja auch tatsächlich später Hindenburg und Ludendorff darin aufgeführt waren. 
Dass damit dem deutschen Volke ein Ansinnen gestellt wurde, das tiefste Schmach über 
Deutschland brachte, musste jedem gerecht denkenden Menschen, vor allem aber je-
dem Juristen klar sein. Es ist mir immer erstaunlich geblieben, wie verhältnismässig we-
nig die öffentliche Meinung in der Welt durch diese entsetzliche Idee empört worden ist. 
Auch in Deutschland selbst war – wohl wegen der am Kriegsende eingetretenen Apathie 
und wegen der unzähligen anderen Sorgen, die vielen zunächst dringender erschienen 
– die Allgemeinheit gar nicht in dem Masse entrüstet und mit dieser Frage beschäftigt, 
wie es mir persönlich natürlich erschien. Ich hatte die Empfindung, dass die Ausliefe-
rung dieser sicher zum grössten Teil nicht nur unschuldigen, sondern sogar höchst ver-
dienten Männer ein unauslöschlicher Schandfleck sein würde – ein nationales Unglück, 
das man auf alle Fälle vermeiden müsse. In Gemeinschaft mit Dr. Gaus58, dem Justitiar 
des Auswärtigen Amts, arbeitete ich ein Memorandum aus, das den Allierten vorschlug, 
auf die Auslieferung zu verzichten, sofern Deutschland selbst eine Untersuchung der 
Anklagefälle durch die höchste Instanz im deutschen Reich, das Reichsgericht in Leipzig 

56	 Das gesamte Kabinett Scheidemann erklärte am 20. 6. 1919 seinen Rücktritt, um der zur Un-
terzeichnung am 28. Juni gewillten Regierung Bauer Platz zu machen.

57	 Vgl. zum Folgenden Walter Schwengler, Völkerrecht, Versailler Vertrag und Auslieferungsfra-
ge. Die Strafverfolgung wegen Kriegsverbrechen als Problem des Friedensschlusses 1919/20, 
Stuttgart 1982, bes. S. 264–270 u. S. 322–343; Gerd Hankel, Die Leipziger Prozesse. Deutsche 
Kriegsverbrechen und ihre strafrechtliche Verfolgung nach dem Ersten Weltkrieg, Hamburg 
2003; Daniel Marc Segesser, Recht statt Rache oder Rache durch Recht? Die Ahndung von 
Kriegsverbrechen in der internationalen wissenschaftlichen Debatte 1872–1945, Paderborn 
u. a. 2010, S. 212–232; vgl. auch Alan Kramer, Kriegsrecht und Kriegsverbrechen, in: Enzy-
klopädie Erster Weltkrieg, hrsg. von Gerhard Hirschfeld, Gerd Krumeich und Irina Renz, 
Paderborn u. a. 2009, S. 281–292.

58	 Dr. Friedrich Wilhelm Gaus, 1881–1955, nach unterschiedlichen Tätigkeiten, hauptsächlich 
in der Rechtsabteilung, von 1923 bis 1943 deren Leiter, beteiligt an der Textgestaltung wich-
tiger internationaler Verträge, einschließlich des Hitler-Stalin-Pakts, 1939 Unterstaatssekre-
tär. Nach Internierung 1947 Hauptzeuge der Anklage im Wilhelmstraßen-Prozess; vgl. Stuby, 
Friedrich W. Gaus.
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vorzunehmen versprach. Es ist jetzt nach vielen Jahren schwer sich vorzustellen, auf wel-
che Schwierigkeiten ich dabei im Reichskabinet stiess. Das Reichskabinet bestand fast 
ganz aus Sozialdemokraten. Viele von ihnen, darunter z. B. der damalige Minister Dr. 
David59 – ein an sich braver und anständig gesinnter Mann – konnten ihre Parteivorur-
teile gegen Offiziere, um die es sich ja in erster Linie handelte, nur schwer überwinden 
und vertraten Ideengänge wie – wenn diese Leute unschuldig seien, würden sie falsche 
Anklagen ja wohl entkräften können, und wenn sie schuldig seien, so könne man das 
deutsche Reich nicht ihretwegen in neue Schwierigkeiten verwickeln60. Ich rechne es 
dem damaligen Aussenminister und späteren Reichskanzler Hermann Müller hoch an, 
dass er sich von diesen Parteivorurteilen freimachte und meine Ausführungen im Kabi-
net unterstützte, die dahin gingen: jeder Angeklagte, auch der schuldige, habe das 
Recht, von unparteiischen Richtern, nicht von Feinden, abgeurteilt zu werden. Die Aus-
lieferung eines Landsmanns an ein feindliches Gericht sei ein unerhörtes moralisches 
Unrecht, das man niemals rechtfertigen könne61. Ich war sehr froh, als ich es erreichte, 
die Ermächtigung vom Kabinet zu erhalten, direkte Verhandlungen in Paris mit den Ver-
tretern des sog. Obersten Rats der Allierten auf der Basis meines Memorandums zu füh-
ren. Gelegenheit dazu boten Verhandlungen, die ich mit General Lerond62 und den 
Vertretern Polens über die Ausführung der Auseinandersetzung zwischen Deutschland 
und Polen zu führen hatte. Nach einer Vorbereitung durch den geschickten Führer un-
serer ständigen Delegation in Paris, Freiherr von Lersner63, reiste ich mit Gaus nach Pa-

59	 Eduard David, 1863–1930, Mehrheitssozialdemokrat, Vertreter der Burgfriedenspolitik im 
Ersten Weltkrieg, Mitglied verschiedener Kabinette, 1919 Reichsinnenminister.

60	 Wie weit diese persönliche Einschätzung Simsons allgemeine Gültigkeit beanspruchen darf, 
bleibe dahingestellt. Bereits in der Kabinettssitzung vom 28. 6. 1919, dem Tag der Unter-
zeichnung des Friedensvertrags, war es Eduard David, der weitere Verhandlungen „zur Ver-
meidung der Auslieferung Deutscher an die Entente“ forderte. ARK, Das Kabinett Bauer, 21. 
Juni 1919 bis 27. März 1920, Boppard 1980, Nr. 7, S. 22–28, hier S. 27.

61	 Vgl. ebenda, Nr. 83, Kabinettssitzung vom 18. 10. 1919, S. 313, und Nr. 88, Kabinettssitzung 
vom 28. 10. 1919, S. 328 (ohne Hervorhebung der Initiative Simson). Am 28. Oktober wurde 
beschlossen, eine „zuverlässige Persönlichkeit“ zu Sondierungen nach Paris zu schicken, d. 
h. den am 18.10. im Kabinett vortragenden Simson. Das detailliertere Protokoll der vorbe-
reitenden Sitzung des Außenministeriums vom selben Tag, in: PA/AA, R 25981 (Handakten 
Simson).

62	 Henri Louis Edouard Le Rond (auch: Lerond), 1864–1949, Divisionsgeneral, 1920 Vorsit
zender der interalliierten Verwaltungs- und Abstimmungskommission in Oppeln/Ober-
schlesien.

63	 Dr. Kurt Freiherr von Lersner, 1883–1954, seit 1908 im Auswärtigen Dienst, seit 5. 7. 1919 
Vorsitzender der deutschen Friedensdelegation, nach der Unterzeichnung des Vertrags aus 
dem Reichsdienst ausgeschieden, u. a. 1929 bis 1934 Beratertätigkeit für die IG Farben und 
damit wieder in Kontakt zu Simson. Eine ungetrübte Zusammenarbeit zwischen Lersner und 
Simson bestätigen die Lersner-Tagebücher; vgl. Horst Mühleisen, Kurt Freiherr von Lersner. 
Diplomat im Umbruch der Zeiten 1918–1920. Eine Biographie, Göttingen/Zürich 1988, 
S. 247, allerdings mit deutlicher Überzeichnung der Rolle Lersners für die Anwesenheit Sim-
sons in Paris.



VfZ 3/2012

  Dieter Neitzert:   461 
„Das Amt“ zwischen Versailles und Rapallo   461

ris und verhandelte dort mit Dutasta64 und Berthelot für Frankreich65, mit Sir Eyre Cro-
we66 für England, mit Polk67 für die Vereinigten Staaten und mit dem japanischen68 und 
italienischen69 Vertreter für Japan und Italien, indem ich sie einzeln in Begleitung von 
Lersner aufsuchte und ihnen meine Ideen vortrug. Es waren Verhandlungen, die mich 
innerlich tief erregten und die, zum Teil, namentlich mit Sir Eyre Crowe, auch äusserlich 
einigermassen stürmisch wurden. Crowe, der ständige und sehr einflussreiche Unter-
staatssekretär im Foreign Office, der England im Conseil Suprème vertrat, war Sohn ei-
ner Deutschen und mit einer Deutschen verheiratet. Gerade dieser Umstand hatte viel-
leicht dazu beigetragen, dass er schon vor Kriegsausbruch einer der entschiedensten 
Gegner Deutschlands war und dass er im Kriege eine tiefgehende Abneigung gegen alles 
Deutsche empfand und gewissermassen zur Schau trug. Als ich ihm meinen Plan einer 
Aburteilung durch das Reichsgericht entwickelte, lehnte er das zunächst schroff ab, in-
dem er dem Sinn nach sagte, dass eine Krähe der anderen nicht die Augen aushacken 
würde. Ich wies diese Beleidigung unseres Obersten Gerichts mit scharfen Worten zu-
rück und sagte dann, ruhiger werdend, gewissermassen zur Erklärung: er möge die Hef-
tigkeit meiner Worte entschuldigen. Seine Äusserung über das Reichsgericht habe mich 
um so empfindlicher getroffen, als mein Grossvater der erste Präsident dieses Gerichts-
hofes gewesen sei. Crowe, der wohl fühlte, dass er zu weit gegangen war, lenkte darauf 
sofort ein und wurde merklich freundlicher – er hatte vielleicht vorher auch gedacht, ich 
sei ein durch die Revolution nach oben geworfener Sozialdemokrat – aber er blieb sach-
lich ablehnend, wenn er auch Erwägung zusagte. Am meisten entgegenkommend waren 
der Italiener und der amerikanische Vertreter – der Japaner hatte immer nur zu allem, 
was ich sagte, gelächelt. Es war ein harter Schlag für mich, als mir schon nach wenigen 

64	 Paul-Arnaud (auch: Paul-Eugène) Dutasta war von 1918 bis 1920 französischer Botschafter in 
Bern und gleichzeitig Generalsekretär der französischen Delegation wie auch der Friedens-
konferenz von Versailles. 1921 verließ er den diplomatischen Dienst, um in die Industrie zu 
gehen.

65	 Philippe Berthelot, 1866–1934, Mitglied der französischen Friedensdelegation, 1920–1933 
(mit einer Unterbrechung) Generalsekretär des Außenministeriums, 1925 Berater Briands 
in Locarno. Wiedergabe der Verhandlung Simson/Berthelot/Dutasta nach Berthelots Be-
richt im Obersten Rat am Folgetag, dem 21. 11. 1919, in: Documents on British Foreign Poli-
cy, 1919–1939 (DBFP), London 1948, 1. Ser., Bd. II: 1919, Nr. 28, S. 379–382.

66	 Eyre Alexander Crowe, Experte für territoriale westeuropäische Fragen und einflussreiches 
Mitglied der britischen Friedensdelegation in Paris, unter Lord Curzon 1920 zum ständigen 
Unterstaatssekretär im Foreign Office ernannt.

67	 Frank Lyon Polk, 1871–1943, amerikanischer Unterstaatssekretär für auswärtige Angelegen-
heiten und vom 28.7–9. 12. 1919 Leiter der amerikanischen Friedensdelegation in Paris.

68	 Welches Mitglied der japanischen Delegation Simsons Gesprächspartner war, ließ sich nicht 
ermitteln. Die Hauptdelegierten waren ein ehemaliger Ministerpräsident, ein ehemaliger 
Außenminister und die drei amtierenden japanischen Botschafter in London, Paris und 
Rom.

69	 Der italienische Gesprächspartner war Vittorio Scialoja (1856–1933), ehemaliger italieni-
scher Justiz- und Außenminister, Jurist für Römisches Recht, von 1921[-1932] Delegierter 
beim Völkerbund und italienischer Unterzeichner der Locarno-Verträge. Auf den Konferen-
zen 1921 in London und 1922 in Genua war er Mitglied der italienischen Delegation – es gab 
also unterschiedliche Möglichkeiten, auch zukünftig in Kontakt zu bleiben. Vgl. Harry Graf 
Kessler, Das Tagebuch 1880–1937, hier Bd. 7: 1919–1923, hrsg. von Angela Reinthal, Stutt-
gart 2007, S. 372; DBFP, 1. Ser., Bd. XIX, Nr. 76.
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Tagen Philippe Berthelot im Beisein von Dutasta, zwar höflich, aber vollkommen ableh-
nend antwortete70. Ich beschloss daraufhin, meine Verhandlungen mit General Lerond, 
für die schon ein Termin in den nächsten Tagen bestimmt war, gar nicht erst aufzusu-
chen, sondern reiste denselben Tag wieder nach Berlin zurück. Dies gab einen gewal-
tigen éclat in Paris und in Berlin. Ich war mir darüber ganz klar gewesen, wollte aber 
gerade die allgemeine Aufmerksamkeit auf diese Frage lenken und die Empörung in 
Deutschland anfachen. Es war mir eine merkwürdige Empfindung, als beim Aussteigen 
am Bahnhof Zoologischer Garten in Berlin die Zeitungsverkäufer riefen: „Ministerialdi-
rektor v. Simson verlässt Paris“ und alle Zeitungen in gewaltigen Schlagzeilen ähnliche 
Überschriften enthielten. Auch im Kabinet hatte ich keine leichte Stellung71. Der Reichs-
kanzler Bauer warf mir vor, durch meine Eigenmächtigkeit die Gehorsamspflichten 
eines Beamten verletzt zu haben, aber wieder trat Hermann Müller für mich ein, indem 
er darauf hinwies, dass ich, nachdem der Versailler Vertrag unterzeichnet worden war, 
wegen der Auslieferungsbestimmungen meinen Abschied verlangt hätte und nur auf sei-
nen Wunsch geblieben wäre, um eine Änderung dieser Bestimmungen zu versuchen. 
Persönlich liessen mich die Angriffe des Reichskanzlers um so kühler, als mir der Reichs-
justizminister Schiffer72 in einer Pause der Kabinetssitzung anbot, als Staatssekretär in 
sein Ministerium überzutreten, falls ich nicht mehr im Auswärtigen Amt bleiben könnte. 
Der Sturm beruhigte sich aber wieder und das Kabinet beschloss nun, die von uns vorge-
schlagenen und von den Gegnern abgelehnten Untersuchungsmassnahmen unabhän-
gig von dieser Zustimmung durchzuführen. Der Reichsjustizminister Schiffer brachte 
einen Gesetzentwurf73, der eine Untersuchung aller Beschuldigungen durch das Reichs-
gericht vorsah, im Reichstag ein und seiner grossen Geschicklichkeit gelang es verhält-
nismässig leicht, ihn durchzusetzen. Die Allierten übergaben später zwar wenige Tage 
nach dem Inkrafttreten des Vertrags (10. I. 1920), ihre Liste, die ihnen der Freiherr von 

70	 Hier zeigt der Text eine Erinnerungslücke. Simson war nach der ersten Verhandlungsrunde 
vom 4.-6. 11. 1919 nach Berlin zurückgekehrt, wo er am 11.11. im Kabinett vortrug; vgl. ARK, 
Das Kabinett Bauer, Nr. 100, S. 266 f. mit Anm. 7. Für seine Rückkehr nach Paris empfahl 
Lersner: „Empfehle gehorsamst, Ministerialdirektor v. Simson mit möglichst wenig, unter 
ihm stehenden Kommissaren und möglichst weitgehenden Vollmachten nach Paris zu ent-
senden.“ Mühleisen, Freiherr von Lersner, S. 301, Anm. 222. Die Ablehnung der deutschen 
Vorschläge geschah während der zweiten Verhandlungsrunde vom 20.-21. 11. 1919. Aufzeich-
nung Simson für AA, [21. 11. 1919], in: ADAP, Serie A., Bd. II, Nr. 238; vgl. auch PA/AA, R 
25974 (Handakten Simson: Deutsch-polnische Verhandlungen, dort weitere Arbeitspapiere 
mit Simsons Korrekturen zur deutschen Antwortnote auf die alliierte Note vom 8. 12. 1919); 
Krüger, Außenpolitik, S. 95–101. Simsons schnelle Abreise zur Berichterstattung in Berlin 
ließ bei den Alliierten, besonders bei Clemenceau, Zweifel an der Aufrichtigkeit der deut-
schen Bereitschaft aufkommen, die Bestimmungen des Waffenstillstands und des Friedens-
vertrags auszuführen. Die für den 1. Dezember vorgesehene Ratifikation des Vertrags wurde 
daraufhin seitens der Alliierten (bis zum 10. 1. 1920) verschoben; vgl. Schulthess’ Europä-
ischer Geschichtskalender, Bd. 60 (1919 II), München 1923, S. 603 f.

71	 ARK, Das Kabinett Bauer, Nr. 107 a, S. 401–403, und Nr. 107 b, S. 404–407.
72	 Dr. jur h. c. Eugen Schiffer, 1860–1954, Mitbegründer der DDP, Reichsfinanzminister im Ka-

binett Scheidemann, Reichsjustizminister in den Kabinetten Bauer II und Wirth I.
73	 ARK, Das Kabinett Bauer, Nr. 123, Kainettssitzung vom 8. 12. 1919, S. 461, und Nr. 125, Kai-

nettssitzung vom 10. 12. 1919, S. 464.
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Lersner sofort zurückschickte, indem er ablehnte, sie weiter zu befördern74. Ernstlich 
haben die Allierten niemals auch nur einen Versuch gemacht, eine Auslieferung tatsäch-
lich zu verlangen und wenige Monate später wurde auf der Konferenz von Spa auf Vor-
schlag von Lord Birkenhead (damals Lord Chancellor von England) 75 die Angelegen-
heit als durch die deutsche Gesetzgebung vorläufig erledigt bezeichnet und nie wieder 
aufgegriffen.

Als ich meinen Kampf gegen die Auslieferungsartikel des Versailler Vertrags begann, 
hatten mir viele Leute immer wieder versichert, dass es ein völlig aussichtsloses Unter-
nehmen sei. Es gab kaum Jemand unter meinen Berufsgenossen und auch den mir nahe-
stehenden Menschen, der wirklich an einen Erfolg glaubte. Nachdem später die Auslie-
ferungsgefahr abgewendet war, dachte umgekehrt fast Niemand mehr daran, wie gross 
die Gefahr gewesen war und man hielt es für mehr oder minder selbstverständlich, dass 
eine Auslieferung von den Allierten nicht verlangt worden war. Natürlich kann man nicht 
strikte beweisen, dass die Allierten tatsächlich Auslieferungen verlangt haben würden, 
wenn ich meine Aktion unterlassen hätte und die Verfahren vor dem Reichsgericht nicht 
stattgefunden hätten. Ich war und bin davon überzeugt, dass sie es, nachdem sie einmal 
diese unsinnige Aktion angefangen hatten, mit Rücksicht auf die öffentliche Meinung in 
ihren Ländern hätten tun müssen und dass es notwendig war, ihnen eine Rückzugsbrü-
cke zu bauen. Das war eben die Untersuchung durch das Reichsgericht und diese wäre 
ohne die vorherigen Verhandlungen mit den Allierten nicht möglich gewesen. Keiner 
der über tausend Leute76 die auf der Auslieferungsliste standen, hat mir je für meine Be-
mühungen um seinen Kopf gedankt – vielleicht hat auch kaum Einer von ihnen darum 
gewusst. Mir genügte und genügt das Bewusstsein, in dieser Sache durch meine Initia-
tive und Hartnäckigkeit einen Erfolg erreicht zu haben. Als ich das erste Mal wegen der 
Auslieferungsfrage nach Paris reiste, sagte mir einer der Beamten des Auswärtigen Amts: 
Wenn Sie das durchsetzen, so haben Sie den Pour le mérite verdient. Das will ich nun 
nicht gerade sagen – aber wohl eine etwas bessere Behandlung, als sie mir mein Vaterland 
zu Teil werden liess. Natürlich fehlte es damals auch nicht an Kritikern, welche die Unter-
suchung der Anklagefälle durch das Reichsgericht eine Schande fanden – ohne sich zu 
überlegen, dass irgend etwas als Ersatz angeboten werden musste, um den Allierten den 
Verzicht auf ihre Forderungen überhaupt zu ermöglichen. Einer der Führer der Konser-
vativen im Reichstage Geheimrat Schultz-Bromberg77 kam während der Reichstagsver-
handlungen über das Gesetz, welches das Reichsgericht als Untersuchungsbehörde und 
Gericht für die von der Entente Angeschuldigten einsetzte78, zu mir auf die Tribüne des 
Bundesrats und sagte – wohl ohne Kenntnis meiner Beteiligung an diesem Gesetz –: Ihr 
Grossvater wird sich im Grabe herumdrehen, wenn dies Gesetz durchgeht! – Bei meiner 
Verehrung für meinen Grossvater gab mir diese Äusserung doch einen Stich ins Herz, 
obwohl ich sie für ganz falsch hielt und dies auch dem alten Schultz-Bromberg deutlich 

74	 Zur Reaktion des Kabinetts vgl. ebenda, Nr. 161, S. 580 mit Anm. 13.
75	 Frederick Edwin Smith, 1872–1930, seit 3. 2. 1919 Britischer Lordkanzler, enger Vertrauter 

und Kabinettskollege von Lloyd George.
76	 Tatsächlich waren es 895 Personen; vgl. ARK, Das Kabinett Bauer, Nr. 160, S. 574 mit Anm. 3.
77	 Georg Schultz(-Bromberg), 1860–1945, 1907–1930 Mitglied des Reichstags, seit 1919 DNVP.
78	 Reichsgesetz vom 18. 12. 1919, in: RGBl. 1919, S. 2125.
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zu verstehen gab. Aber es war mir doch eine innere Beruhigung und Freude, als mir der 
76 Jahre alte Adolf Wach79, der berühmte Leipziger Jurist, Freund meines Grossvaters 
und mein verehrter Lehrer, an einem der nächsten Tage schrieb:

„Leipzig, 17. 11. 1920.
Mein lieber verehrter Freund,
Albrecht (Mendelssohn Bartholdy)80

soll Ihnen diesen Gruss überbringen, der zugleich ein freudiger Glückwunsch, sein soll 
zu dem bisherigen Ausgang der Auslieferungsverhandlungen. Für das, was Sie dazu ge-
tan, gebührt Ihnen der Dank eines jeden Deutschen.
In alter Freundschaft herzlichst
Ihr Wach.“

Die Untersuchungen des Reichsgerichts führten, wie zu erwarten war, in fast allen Fällen 
zu einer Einstellung des Strafverfahrens, da irgendwelche Beweise für die angeblichen 
Greuel von den Kriegsgegnern gar nicht beigebracht wurden und in der grössten Zahl 
der Beschuldigten ihre völlige Haltlosigkeit ohne weiteres zu erweisen war. So bewirkte 
das Verfahren für die grosse Mehrzahl der Beschuldigten eine öffentliche Feststellung 
ihrer Unschuld. Nur in ganz wenigen und unbedeutenden Fällen kam es zu Verurtei-
lungen81.

Die Auslieferung des Kaisers war angesichts der mutigen Haltung der Holländischen 
Regierung niemals in Frage gekommen. Wie ich von sehr wohl unterrichteter Seite da-
mals hörte, hatte der englische Gesandte im Haag82 in nicht-officieller Weise wegen der 
Auslieferung mit dem holländischen Aussenminister83 gesprochen. Dieser hatte in dem 
Sinne erwidert, er werde ein officielles Ersuchen um Auslieferung des Kaisers damit be-
antworten, dass er dem Gesandten, der einen solchen Antrag stelle, sofort seine Pässe 
aushändigen lassen werde. Holland würde den Antrag als eine Neutralitätsverletzung 
und als eine Beleidigung Hollands auffassen. Der Antrag wurde darauf nicht wiederholt.

79	 Dr. Adolf Wach, 1843–1926, Professor für Zivilprozeß und Strafrecht von 1875–1920 in Leip-
zig, Schwiegersohn des Komponisten Felix Mendelssohn Bartholdy.

80	 Dr. Albrecht Mendelssohn Bartholdy, 1874–1936, Enkel des Felix Mendelssohn Bartholdy 
und Schwiegersohn von Adolf Wach und seiner Frau Elisabeth, engster Studienfreund Sim-
sons, seit 1920 Professor für Zivilrecht in Hamburg, als Berater der Reichsregierung in der 
Kriegsschuldfrage Mitglied der deutschen Friedensdelegation, Mitherausgeber der Akten-
publikation „Die Große Politik der Europäischen Kabinette“. 1933 zwangsemeritiert, an-
schließend aus allen übrigen Ämtern verdrängt, 1934 nach Oxford emigriert.

81	 Mendelssohn Bartholdy referiert einen ungenannten englischen Journalisten zur Frage der 
Parteilichkeit des deutschen Gerichts: „Zwar könne man die Urteile nicht diskutieren, ehe 
sie in ihrer Gesamtheit vorlägen, aber wenn das Verfahren und der Präsident des Gerichts 
gleichblieben, dann werde es schwer sein, zu behaupten, daß nicht jede mögliche Anstren-
gung gemacht worden sei, zur Wahrheit über die erhobenen Anklagen zu kommen.“ Ders., 
Leges inter arma. Betrachtungen zu den Leipziger Prozessen gegen die „Kriegsbeschuldig-
ten“, in: Deutsche Juristen-Zeitung 26 (1921), Sp. 441–448, hier Sp. 448.

82	 Malcolm Arnold Robertson, damals britischer Gesandter im Haag. Er wurde von Ronald Wil-
liam Graham abgelöst.

83	 Herman Adriaan van Karnebeek, 1874–1942, langjähriger niederländischer Außenminister.
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Eine andere Frage schien mir damals, ob nicht der Kaiser gut getan hätte, zu erklä-
ren, er sei für die Kriegführung verantwortlich und bereit, alle seine früheren Offiziere 
zu decken. Ich sprach mit einem dem Kaiser nahestehenden Herrn darüber und regte 
an, ob man nicht mit dem Kaiser in diesem Sinne sprechen könne. Es wäre eine ausseror-
dentlich eindrucksvolle Geste gewesen und für das Ansehen der Dynastie vielleicht von 
grosser Bedeutung. Tatsächlich wäre wohl keine grosse Gefahr für den Kaiser vorhanden 
gewesen, da die Allierten in die grösste Verlegenheit gekommen wären und die Hollän-
der die Auslieferung nicht zugelassen hätten. Der betreffende Vertraute des Kaisers er-
klärte es aber für ganz unmöglich, solche Gedanken mit dem Kaiser zu erörtern – dieser 
stehe auf dem Standpunkt, dass es eine Erniedrigung sein würde, sich einem Gericht 
der Gegner zu stellen. Ich gebe zu, dass sich über die Frage streiten lässt, aber gerade als 
Anhänger der Monarchie hätte ich es gern gesehen, wenn der Kaiser sich vor seine Offi-
ziere gestellt hätte, und ich meine noch heute, dass eine solche Handlung ihm nicht ge-
schadet, sondern ihm nur Ehre gemacht hätte. Es liegt mir aber natürlich ganz fern, ihm 
einen Vorwurf daraus zu machen, dass er anderer Meinung war. In meiner Eigenschaft 
als Direktor der Rechtsabteilung fiel mir die Aufgabe zu, im Anschluss an die Verhand-
lungen, die ich im Dezember 1919 mit General Lerond und Vertretern Polens über die 
Durchführung der auf Polen bezüglichen Bestimmungen des Friedensvertrags in Paris 
führte, das Ratifikationsprotokoll des Vertrags von Versailles am 10. Januar 1920 zusam-
men mit dem Freiherrn von Lersner zu unterzeichnen. Die Verhandlungen über Polen 
hielten mich einige Wochen in Paris auf; sie waren im höchsten Masse unerfreulich und 
anstrengend, General Lerond – der spätere Oberkommissar für Oberschlesien84 – war 
ein intelligenter Leiter von Verhandlungen und wohl im Grunde auch ein anständiger 
Charakter, aber von einer geradezu aufreizenden Steifheit und, wenigstens anfänglich, 
Überheblichkeit. Er fühlte sich als Sieger und versuchte bei jeder passenden und unpas-
senden Gelegenheit, uns das vae victis möglichst deutlich vor Augen zu führen. Es war 
für uns eine Art Sport, ihn durch noch grössere, äusserlich höfliche, Bockigkeit ins Un-
recht zu setzen und allmählich zu einer sehr viel verbindlicheren Haltung zu veranlassen. 
Bei der ersten Besprechung mit ihm und den Polen brachte er – ganz nach Art der sog. 
Versailler Verhandlungen – fertige Entwürfe mit und verlangte von mir sofortige Stel-
lungnahme. Ich äusserte mich zu jedem der zahlreichen Paragraphen, die er mir vorlas, 
zunächst überhaupt nicht und bat ihn immer wieder, weiter zu lesen, was ihn allmählich 
etwas unsicher machte. Als er endlich fertig war, sagte ich, ich würde nun mit meinen 
Herren seine Vorschläge studieren und ihm Antwort geben, wenn unsere Prüfung been-
det sei und wir von unserer Regierung Instruktionen darüber hätten. Er versuchte mich 
dadurch einzuschüchtern, dass er seine Paragraphen als Beschlüsse des conseil suprème 
bezeichnete, worauf ich ihm erwiderte, dass für uns derartige Beschlüsse selbstverständ-
lich nicht verbindlich seien. Als wir am Schluss einen neuen Termin für eine weitere Zu-
sammenkunft feststellen wollten, sagte Lerond, er wolle darüber zunächst allein mit den 
Polen verhandeln, und bat mich und die anderen deutschen Herren, solange in einem 
Nebenzimmer zu warten. Da mir diese Zumutung ebenso überflüssig wie unhöflich er-
schien, erwiderte ich sofort, leider seien ich und die meisten anderen Herren meiner 
Delegation jetzt nicht in der Lage zu warten, da wir noch anderes zu tun hätten. Ich wür-

84	 ARK, Das Kabinett Müller I, 27. März bis 21. Juni 1920, Boppard 1971, Nr. 84, S. 201–203.



VfZ 3/2012

466   Dokumentation

de den Legationssekretär Richard Meyer85 hier lassen, der mir dann später Leronds Vor-
schläge übermitteln könne. Lerond wusste natürlich ebenso gut wie ich, dass ich nichts 
anderes in Paris zu tun hatte, als mit ihm zu verhandeln, und dass meine Bemerkung nur 
eine Zurückweisung seiner Verhandlungsmethoden war, aber er lenkte sogleich ein und 
sagte, wir könnten ja auch gleich alle zusammen über den nächsten Sitzungstermin spre-
chen. In wenigen Minuten waren wir dann darüber einig. Ich führe diese Kleinigkeiten 
nur als Beispiel dafür an, wie man sich zunächst gegen den Siegerhochmut wehren muss-
te. Er verlangte anfangs auch von mir; dass ich schriftliche Bemerkungen in französischer 
Sprache an ihn richten sollte. Auf meine erstaunte Gegenfrage, wie er zu diesem Verlan-
gen komme, sagte er, er habe immer gelernt, dass französisch die Diplomatensprache sei. 
Ich erwiderte ihm, dass ich mich seit vielen Jahren mit Völkerrecht beschäftige, einen 
solchen Satz aber nicht kenne. Ich würde ihm meine Gegenvorschläge auf deutsch über-
geben. Aus courtoisie und, um die Verhandlungen zu beschleunigen, würde ich eine 
französische Übersetzung beifügen; massgebend für mich sei aber mein deutscher Text. 
Das nahm er etwas verstimmt an. Allmählich kam ich aber mit Lerond auf einen ganz 
erträglichen Fuss. Er sah wohl ein, dass ich sachlich zu loyaler Verhandlung auf der Basis 
des Vertrags bereit war, aber auf einer würdigen Behandlung bestehen würde. Wir kamen 
dann auch zu einigermassen erträglichen Abreden, obwohl natürlich unsere hilflose Ver-
handlungsposition wesentliche Erfolge unmöglich machte. Mehrfach hat aber Lerond 
im Lauf der Verhandlungen unsachliche Ansprüche der Polen, an denen es niemals fehl-
te, zusammen mit mir bekämpft. Es war eine sehr mühsame Zeit. In der letzten Nacht sas-
sen wir bis 4 Uhr Morgens und, während ich um 2 Uhr von der Müdigkeit fast überwältigt 
war, wurde ich zu meiner Befriedigung am Schluss wieder ganz lebendig, als die Gegner 
erschlafften86. In der gleichen Zeit wurde auch über die vollkommen exorbitanten Straf-
forderungen der Allierten wegen der Versenkung der deutschen Flotte durch Admiral 
Reuter in Scapa Flow verhandelt87. Es gelang wenigstens, die ursprüngliche Forderung 
auf Herausgabe fast allen wichtigen vorhandenen Hafenmaterials (die unsere grössten 
Seehäfen vollkommen lahm gelegt hätte) zum grossen Teil auf Neubauten umzustellen 
und auch den Gesamtwert des Schadenersatzes um etwa 600 Millionen Mark zu vermin-
dern. Der hartnäckigste Gegner war hier England, das sehr zu Unrecht über die mutige 
Tat des Admiral Reuter empört war und den Ärger nicht verwinden konnte, dass ihm die 
Beute entgangen war. Später hat sich wohl auch in England eine gerechtere Beurteilung 
verbreitet. Kein wirklicher Seemann konnte es nach meiner Meinung Admiral Reuter 

85	 Richard Meyer (seit 1943 Meyer von Achenbach), 1883–1956, 1919 Legationssekretär bei 
der deutschen Friedensdelegation, 1935 als Leiter der Abteilung Osteuropa Versetzung in 
den Ruhestand, 1939 Emigration nach Schweden, 1951 durch Wiedergutmachungsverfah-
ren zum Botschafter a.D. ernannt. Vgl. Richard Meyer von Achenbach, Gedanken über eine 
konstruktive deutsche Ostpolitik. Eine unterdrückte Denkschrift aus dem Jahr 1953, hrsg. 
von Julius H. Schoeps, Frankfurt a. M. 1986.

86	 Als Ergebnis der Verhandlungen wurde am 9. 1. 1920 die umfangreiche, nicht nur Oberschle-
sien betreffende, sogenannte Le Rond-von Simson Konvention unterzeichnet. Vgl. Urkun-
den zum Friedensvertrage von Versailles vom 28. Juni 1919, zusammengestellt von Herbert 
Kraus und Gustav Rödiger, 2 Bde., Berlin 1920–1921, hier Bd. 2, Nr. 134. Zur Entstehung vgl. 
Karsten Eichner, Briten, Franzosen und Italiener in Oberschlesien 1920–1922, St. Kathari-
nen 2002, S. 18–49.

87	 Vgl. Mühleisen, Freiherr von Lersner, S. 241–267.
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verübeln, dass er eine sich ihm durch Schuld der Allierten bietende Gelegenheit (die 
Nichtbenachrichtigung über Verlängerung des Waffenstillstandes) benutzte, um die Aus-
lieferung der stolzen und tapferen deutschen Flotte zu verhindern88.

Die Unterzeichnungszeremonien für das Scapa Flow-Protokoll und die Ratifikation 
des Friedens verliefen Gottlob ungemein schnell und zu meiner Erleichterung ohne Re-
den. Colonel Henry holte Lersner und mich in einem geschlossenen Auto ab. Wir wur-
den zunächst in einen Raum geführt, der später Briands Arbeitszimmer war und in dem 
ich ihn im Jahre 1930 mit Herrn von Hoesch freundschaftlich besuchte89. Der sogenann-
te Conseil Suprème (Clemenceau, Lloyd-George, Orlando und ein Japaner) thronte auf 
hohen Sitzen und Clemenceau forderte uns zur Unterzeichnung eines Protokolls auf 
und gab uns dann einen Brief, in welchem die oben erwähnten Änderungen des Proto-
kolls festgelegt waren – auch eine diplomatische Chinoiserie schlimmster Sorte, die die 
öffentliche Meinung bei den Allierten in dem Glauben lassen sollte, dass wir das Proto-
koll unverändert angenommen hätten, was aber, wie erwähnt, tatsächlich keineswegs der 
Fall war. Dann gingen Lersner und ich durch ein dichtes Menschengedränge rasch zu 
der Salle d‘Horloge – vor uns huissiers, die andauernd place, place riefen und nahmen 
an dem riesigen Hufeisen Platz, an dem die anderen Friedensdelegierten schon stan-
den oder sassen; übrigens wurde unser Eintritt in dem allgemeinen Gedränge und der 
lauten Unterhaltung kaum bemerkt. Clemenceau eröffnete die Sitzung ohne Ansprache 
und forderte zunächst uns zur Unterzeichnung auf. Die Siegel neben der Unterschrift 
waren bereits am Tage vorher beigedruckt worden. Am 6. Januar hatte ich meinem Vater, 
wie ich aus einem von ihm aufgehobenen Brief ersehe, geschrieben: „Jetzt sind, wie ich 
hoffe, die grössten Steine aus dem Wege; es bleibt noch viel und recht schwieriges zu tun, 
aber ich bin auf einen nicht unangenehmen Verhandlungsfuss mit den Gegnern gelangt 
und zweifle nicht mehr, dass wir – natürlich immer die unglückliche Auslieferungssache 
nicht gerechnet – zu annehmbaren Ergebnissen gelangen werden. Die Schlusszeremo-
nie, die aber Gottlob nicht-öffentlich und ohne Reden stattfinden soll, wird voraussicht-
lich am Sonnabend vor sich gehen, und so werde ich denn schweren Herzens, aber doch 
in dem Gefühl, soweit möglich, die deutschen Interessen gewahrt zu haben, Grossva-
ters‘ gutes Siegel unter dieses entsetzliche Friedensdokument setzen.“ Es war ein grosses 
Achat-Petschaft mit unserem Wappen, das für den Grossvater im Jahre 1888 nach der Ver-
leihung des Schwarzen Adler-Ordens geschnitten worden war. Während zuerst ich und 
dann Lersner zeichneten, flammten natürlich die unvermeidlichen Blitzlichte für die 
Photographen auf. Nach uns zeichneten zuerst Clemenceau und Lloyd George. Clemen-
ceau kam dann, während die weiteren Delegierten zeichneten, an unseren Platz, reichte 
mir seine, wie immer, mit einem grauen Zwirnhandschuh überzogene Rechte und teilte 
mir mit, dass er Order gegeben habe, alle deutschen Kriegsgefangenen zu entlassen. Es 
sollte übrigens nicht vergessen werden, dass die Allierten, trotz unserer unablässigen Be-
mühungen und Anträge seit 5/4 Jahren sich hartnäckig weigerten, die Gefangenen frei-

88	 Ende der ersten Lage des Typoskripts.
89	 Dr. Leopold von Hoesch, 1881–1936, 1917–1918 beteiligt an den Friedensverhandlungen 

von Brest-Litowsk und Bukarest, 1924–1932 Botschafter in Paris, wichtiger Vermittler bei der 
Vorbereitung der Verträge von Locarno, 1932–1936 Botschafter in London. Dieser Besuch 
fand vermutlich während der Saarverhandlungen statt.
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zugeben, obwohl sie ihre längst erhalten hatten und obwohl Deutschland infolge der Aus-
führung der Waffenstillstandsbedingungen vollständig wehrlos war. Clemenceau schloss 
die Sitzung mit der Bemerkung, dass der Friede nunmehr geschlossen sei und in allen 
seinen Bestimmungen durchgeführt werden würde – eine Prophezeiung, die durchaus 
unrichtig war und wohl mehr einem Wunsch, als einer Überzeugung Ausdruck gab. Wäh-
rend die anderen Delegierten zum Tee in einen Nebenraum strömten, verliessen Lersner 
und ich mit Colonel Henry natürlich sofort den Quai d‘Orsay. Unser Aufenthalt dort hat-
te im ganzen – für beide Unterzeichnungsakte – noch nicht ganz zehn Minuten gedauert. 
Wie mir in dieser Zeit zu Mute war, kann man sich denken. Es war mir eine Befriedigung, 
als die Pariser Zeitungen am nächsten Morgen von M. von Simson, avec son visage froid et 
impassible, sprachen – genau so wollte ich gern aussehen. Als mir Clemenceau die Hand 
schüttelte, trat vor mein geistiges Auge das Bild des 18. Dezember 1870. Damals fuhr 
mein Grossvater im feierlichem Zuge nach der Präfektur in Versailles, um König Wilhelm 
Namens des Reichstags die Kaiserkrone anzubieten. Mein Vater, der als Offizier im Felde 
stand, war als eine Aufmerksamkeit für meinen Grossvater zu ihm kommandiert worden 
und ritt neben seinem Wagenschlag. Mir dem Enkel war das unglückliche Los gefallen, 
demselben Herrn Clemenceau, der damals schon Deputierter der französischen Kam-
mer war, als französischem Ministerpräsidenten und hartherzigem, unversöhnlichem 
Sieger gegenüberzustehen. Aber gerade dieser ungeheure Wandel gab mir die innere 
Zuversicht, dass es sich um keine endgültige Lösung handeln könne. Wohl hoffte ich auf 
eine Wendung, aber natürlich nicht auf die Wendung, die im Jahre 1940 eingetreten ist 
und die ich für ebensowenig endgültig halte als die Entscheidung von 191890. Möchte es 
mir beschieden sein, noch eine gerechte und dauerhafte Lösung mitzuerleben.

Bei meiner Rückkehr nach Berlin übernahm ich im Auswärtigen Amt nicht mehr die 
Rechtsabteilung, deren Leitung auf Göppert91 und später auf Gaus überging, sondern 
die sog. europäische Abteilung (II) in der neuen Einteilung des Auswärtigen Amtes. Die-
se neue Einteilung war im Jahre 1919, wesentlich nach den Plänen des Leiters der Per-
sonalabteilung Direktor Schüler, beschlossen worden und trat zu Anfang 1920 in Kraft92. 
In der Vorkriegszeit hatte das Auswärtige Amt drei Abteilungen und zur ersten in A und 
B unterteilten Abteilung gehörten die politische Abteilung, die aber nicht Abteilung IA, 
sondern nur Abteilung A hiess, worauf von ihren Mitgliedern grosser Wert gelegt wurde, 
und die Abteilung IB, welche die Personalfragen bearbeitete. Die Abteilung II war für die 

90	 Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens zwischen Deutschland und Frankreich am 
22. 6. 1940.

91	 Dr. Otto Göppert, 1872–1943, seit 1899 mit Unterbrechungen in der Rechtsabteilung tätig, 
1920 Vorsitzender der deutschen Friedensdelegation, 1920–1921 Leiter der Friedens- und 
der Rechtsabteilung, 1922 Gesandter I. Kl. z. D., seit 1922 in verschiedener Funktion im in-
ternationalen Schiedsgerichtswesen und im Völkerbund eingesetzt, 1930 Mitglied des Komi-
tees für Schiedsverfahren und Sicherheit des Völkerbunds, vermutlich wieder in Zusammen-
arbeit mit Simson.

92	 Edmund Schüler, 1873–1952, seit 1906 in der Personalabteilung des Auswärtigen Amts tätig, 
am 31. 8. 1919 zu deren Leiter ernannt, setzte sich mit seinen „Schülerschen Reformen“ für 
eine grundsätzliche Umstrukturierung des Auswärtigen Dienstes und des gesamten Amts 
ein, schied aber 1920/21 resignierend aus dem Staatsdienst aus. Vgl. Kurt Doß, Das deut-
sche Auswärtige Amt im Übergang vom Kaiserreich zur Republik. Die Schülersche Reform, 
Düsseldorf 1977, mit einer Kurzbiographie, S. 157 f. u. S. 215 ff.
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handelspolitischen Fragen, die Abteilung III (Rechtsabteilung) für die juristischen Fra-
gen zuständig. Die eigentlichen Diplomaten arbeiteten in der Abteilung A, die anderen 
Abteilungen wurden mehr oder minder als sachverständige Hilfskräfte angesehen und 
ihre Mitglieder wurden im allgemeinen im Auslande nicht im diplomatischen, sondern 
im konsularischen Dienst verwendet. Der Übergang vom konsularischen zum diploma-
tischen Dienst war eine nicht häufige Ausnahme. Baron Lucius93 erzählte mir einmal 
eine, wie mir scheint, charakteristische Anekdote. Er hatte als Botschaftsrat in Peters-
burg die Order erhalten, eine handelspolitische Frage direkt mit dem Aussenminister 
Baron Iswolski zu besprechen. Es kam aber nicht dazu. Auf mehrfache Versuche, dieses 
langweilige Thema zu erörtern, sagte Iswolski schliesslich, indem er in seinem Lehnstuhl 
sitzend den Arm du haut en bas nach dem Fussboden schwenkte: mais, mon cher Baron, 
laissons-cela à la burocratie. Ähnlich waren wohl die Gefühle der Mitglieder der Abtei-
lung A des Auswärtigen Amtes. Diese Einrichtung führte dazu, dass die deutschen Diplo-
maten eine zwar gesellschaftlich ausgesuchte und vielfach kulturell hochstehende, aber 
in handelspolitischen und internationalen Rechtsfragen nur sehr oberflächlich unter-
richtete Klasse bildete. Schüler, der selbst aus dem konsularischen Dienst stammte und 
leider ein gewisses ressentissement gegen die Abteilung A nie los wurde, bewirkte mit an 
sich staunenswerter Energie eine völlige Umwälzung, die aber wohl in ihrem Schematis-
mus zu weit ging. Er teilte in Anlehnung an ausländische Vorbilder, das gesamte Amt in 
geographische Abteilungen, deren Direktoren für ihren Bezirk sowohl die politischen, 
wie die wirtschaftlichen und die Rechtsfragen zu behandeln hatten und94 hierfür die 
nötigen Referenten erhielten. Mir wurde dabei die westeuropäische Abteilung zugewie-
sen, nebenher behielt ich die Leitung aller auf den Vertrag von Versailles bezüglichen 
Fragen. Die Direktoren unterstanden in politischer Hinsicht dem politischen Staatssekre-
tär – ein Amt, das zuerst von Boye und später von mir übernommen wurde. Es war eine 
Einrichtung, die nur bis zu meinem Rücktritt im Jahre 1922 bestanden hat und die für 
die Dauer auch kaum empfehlenswert gewesen wäre; sie hatte eine gewisse Berechtigung, 
solange die Ausführung des Vertrags von Versailles im Vordergrunde stand. Politische 
und wirtschaftliche Fragen zu trennen, ist bisweilen sehr schwer. Herr v. Haniel, der zu 
meiner Zeit politischer Staatssekretär war, war ein gewandter, aber etwas bequemer Herr 
und nicht im mindesten ressortgierig. So hatten wir uns schnell dahin geeinigt, dass Fra-
gen, die mit den Reparationsverpflichtungen aus dem Friedensvertrag zusammenhin-
gen, grundsätzlich zu meinem Ressort gehören sollten. Bei einem aktiveren politischen 
Staatssekretär wären Reibungen unvermeidlich gewesen. In der ersten Zeit nach dem 
Weltkriege von 1914 bis 1918 war die Einrichtung des wirtschaftlichen Staatssekretärs 
aber schon deshalb nützlich, weil das Auswärtige Amt bei der Durchführung des Frie-
densvertrags gegenüber den inneren beteiligten Ressorts die Führung behalten musste. 
Diese Führung wurde, so sonderbar das für einen nicht in der Bürokratie Erfahrenen 
klingt, durch die gehobene Amtsstellung und den Titel des wirtschaftlichen Staatssekre-
tärs tatsächlich erleichtert. Auch im übrigen war an dem Grundgedanken der Schüler-

93	 Hellmuth von Lucius, 1869–1934, 1901 aus dem Militär- in den Diplomatischen Dienst ge-
wechselt, 1919 Gesandter in Stockholm, 1921 persönlicher Mitarbeiter des Reichsaußenmi-
nisters, zeitweise Vertreter des Staatssekretärs für politische Angelegenheiten.

94	 Ende der zweiten Lage des Typoskripts.
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schen Reform vieles richtig, aber sie wurde zu plötzlich durchgeführt. Mir ist die jetzige 
Organisation des Auswärtigen Amtes nicht bekannt, aber schon vor 1933 war man, soviel 
ich weiss, mehr oder minder zu dem alten Organisationsplan zurückgekehrt. Schüler war 
übrigens bei meiner Berufung in das Auswärtige Amt nicht unbeteiligt. Wahrscheinlich 
betrachtete er es gerade vom Standpunkt seiner Reform als einen Vorzug, dass ich nicht 
nur im Reichs-Justizamt, sondern auch im Reichs-Wirtschaftsamt tätig gewesen war.

Die Rechtsabteilung, zu deren Leitung ich zunächst 1918 berufen wurde, war eine 
ungewöhnlich bürokratische und verknöcherte Einrichtung. Unter ihren Vortragenden 
Räten befanden sich bei meinem Eintritt nicht weniger als vier sog. „Wirkliche Geheime 
Legationsräte“. Dieser Titel war eine Alterserscheinung und entsprach dem „Wirklichen 
Geheimen Oberregierungsrat“ der inneren Ressorts, dessen Verleihung respektlose jün-
gere Amtsmitglieder als das „offizielle Blödsinnigkeitsattest“ bezeichneten, weil es gerade 
den ältesten Vortragenden Räten verliehen wurde, die nicht zum Direktor avancierten. 
Natürlich gab es aber darunter ganz ausgezeichnete Leute. Aber so viele ältere Herren 
in einer Abteilung waren doch etwas übermässig. Es gelang mir allmählich, eine gewisse 
Verjüngung durchzusetzen, aber nach meinem Ausscheiden kehrten einige der zur Dis-
position gestellten Herren wieder zurück, wie überhaupt das Auswärtige Amt eine fabel-
hafte Zähigkeit gegenüber allen Neuerungen bewies. Trotz der politischen Herrschaft 
der Sozialdemokraten und des Zentrums in der Weimarer Republik gelang es diesen Par-
teien nur selten und übrigens mit wenig gutem Erfolg einen der ihrigen in diplomatische 
Stellungen oder in wichtige Posten der Zentralbehörde (ausser dem Ministerposten) zu 
bringen und die wenigen Outsider, denen der Einbruch gelungen war, wurden zum 
grössten Teil nicht recht froh in dem neuen, an sich so schönen und interessanten Beruf. 
Selbst die doch gewiss nicht von Rücksichten beschwerten Nationalsozialisten sind spä-
ter nur langsam vorgedrungen und lange Zeit blieben alle wichtigen Botschafterposten 
in den Händen von Leuten, die durchaus dem alten Régime angehörten. Das Geheim-
nis, das den diplomatischen Dienst umgibt, wirkt oder wirkte wenigstens früher wie ein 
Schutzschild für die verhältnismässig kleine clique, denen die interessanten Stellungen 
vorbehalten waren.

Als ein Kuriosum der bürokratischen Behandlung in der Rechtsabteilung erschien 
mir gleich der Geschäftsplan, in welchem die Geschäftsbereiche der einzelnen Vortra-
genden Räte mit peinlichster Genauigkeit aufgeführt waren. Bei dem vortrefflichen 
und sehr gescheuten Geheimen Legationsrat Otto Göppert stand als erste Nummer der 
von ihm zu erledigenden Sachen: Bearbeitung unverständlicher Gesuche. In der Tat ka-
men an das Auswärtige Amt, mehr noch als an andere Zentralstellen, eine grosse Reihe 
sinnloser Anträge von Querulanten, aber es schien mir doch etwas sonderbar, ihre Er-
ledigung als die erste Aufgabe eines der Herren in einem förmlichen Geschäftsplan zu 
bezeichnen. Direktor Kriege hatte, wie übrigens auch sein Vorgänger v. Frantzius95, der 
mit meiner Kusine Emmy Delbrück verheiratet war, eine stark bürokratische Ader. Noch 
von Bismarckschen Zeiten her war ein Arbeiten bis in die tiefe Nacht und ein spätes An-
fangen des Dienstes üblich. Der mich persönlich bedienende alte Kanzleidiener, ein mit 
Orden bedecktes Original, der immer im Frack Dienst tat, war auf das höchste erstaunt 

95	 Dr. jur. h.c. Friedrich von Frantzius, 1843–1926, von 1902 bis 1911 Leiter der Rechtsabtei-
lung.
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und auch erfreut, als ich ihm den ersten Tag erklärte, ich würde nicht länger als bis 7 Uhr 
Abends auf dem Amt bleiben, wenn nicht eine ganz besondere Veranlassung für eine 
Ausnahme wäre. Dieser Diener, dessen Name mir leider entfallen ist, war bekannt durch 
seine bisweilen sehr witzigen Aussprüche im Berliner Dialekt. So sagte er einmal kurz 
nach dem Versailler Frieden: „Ich wees nich, was dat is. Dat Auswärtige Amt wird immer 
jrösser und das Deutsche Reich immer kleener.“ Er hatte garnicht so unrecht mit dieser 
Kritik, da natürlich die Fülle der neuen Aufgaben bei der Durchführung des Friedens 
und die Vergrösserung der Zahl der europäischen Staaten die Heranziehung vieler Kräfte 
nötig machte. Ich rechne es mir übrigens als Verdienst an, dass ich bei der mir oblie-
genden Durchführung des Vertrages von Versailles nicht eine riesenhafte neue Organi-
sation aufgebaut habe – wie das bei der späteren Bürokratisierung im dritten Reich in so 
erschreckendem Umfang geschah –, sondern dass die sogenannte Friedensabteilung aus 
Mitgliedern aller Abteilungen des Auswärtigen Amtes zusammengestellt wurde, die ihre 
Stellungen in den Abteilungen daneben behielten. Nur wenige habe ich neu einberufen, 
so insbesondere Geheimrat von Friedberg96, dessen hervorragende Kenntnisse in der 
inneren preussischen Verwaltung für die Behandlung der Fragen aus den besetzten Ge-
bieten und dem Saargebiet von grösster Bedeutung waren, und den späteren Gesandten 
Martius in der Rechtsabteilung97. Als wirtschaftlichen Staatssekretär habe ich als meinen 
nächsten Mitarbeiter den damaligen Vortragenden Rat im Reichsministerium der Finan-
zen Ritter98 zum Eintritt in das Auswärtige Amt veranlasst. Alle diese drei, den inneren 
Ressorts entnommenen Mitarbeiter haben im Auswärtigen Dienst weit über meine Zeit 
hinaus wichtige Dienste geleistet und sich besonders bewährt.

Mein nächster und wichtigster Mitarbeiter in der Rechtsabteilung war der Geheim-
rat Gaus, der Justitiar des Auswärtigen Amtes, gewesen. In der neuen, von 1920 ab von 
mir geleiteten Abteilung waren meine nächsten und von mir sehr hoch geschätzten Mit-
arbeiter Geheimrat Köpke99, der später als Ministerialdirektor mein Nachfolger wurde, 
und der bereits erwähnte Geheimrat von Friedberg. Köpke war durch seinen unerschöpf-
lichen Humor und seinen gesunden Menschenverstand eines der nützlichsten Mitglie-
der des Auswärtigen Amtes, obwohl ihm manche andere an Kenntnissen und Arbeits-
kraft überlegen waren. Er war auch persönlich ein ungemein angenehmer Mitarbeiter 
und innerhalb und ausserhalb des Amtes sehr beliebt. Friedberg hatte wahrhaft stau-
nenswerte Kenntnisse und eine ganz unermüdliche Arbeitslust, war aber ein etwas über-
scharfer Kritiker seiner Mitmenschen und konnte der Versuchung nicht widerstehen, 

96	 Heinrich von Friedberg, 1881–1933, nach Tätigkeiten im Preußischen Ministerium des In-
nern und im Reichsfinanzministerium Mitarbeiter Simsons in der Abteilung Westeuropa, 
später Leitung des Referats Besetzte Gebiete und der Referategruppe Westeuropa.

97	 Dr. Georg Martius, 1884–1951, Mitarbeiter Simsons in der Rechtsabteilung, der Abteilung 
Westeuropa und im Büro Staatssekretär, 1934 Amtsbezeichnung Gesandter, als solcher post-
hum im Wiedergutmachungsverfahren 1951 rückwirkend zu 1938 anerkannt.

98	 Dr. Karl Ritter, 1883–1968, seit 7. 4. 1922, also kurz vor der Konferenz von Genua, Leiter des 
Sonderreferats W/Wirtschaft und in der Folge ähnlicher Referate, 1937–1938 Botschafter in 
Rio de Janeiro, 1939 Leitung aller mit dem Wirtschaftskrieg zusammenhängenden Aufgaben 
im AA. Bei Kriegsende Verhaftung und Verurteilung zu vier Jahren Gefängnis.

99	 Dr. Gerhard Köpke, 1873–1953, seit 1903 im Auswärtigen Dienst, 1921 Leitung der Rechts- 
und Friedensabteilung, 1923 Leitung der Abteilung West- und Südosteuropa, Vertretung des 
Staatssekretärs, 1935 zwangspensioniert.
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einen boshaften Witz zu machen, auch wenn er damit Andere kränkte, während Köpkes 
behaglicher Humor bei Niemand Verstimmungen hinterliess. Ich behielt die Abteilung 
bis Herbst 1921 d.h. bis zu meiner Ernennung zum wirtschaftlichen Staatssekretär100. Die 
interessantesten Episoden waren die Konferenzen von Spa und London in den Jahren 
1920 und 1921, deren für uns traurige Geschichte zu bekannt ist als dass ich sie hier wie-
derholen sollte. Nur einige charakteristische Einzelheiten möchte ich erwähnen.

Bei beiden Konferenzen spielte die Hauptrolle Lloyd-George, der damals auf der 
Höhe seines Ruhms und internationalen Ansehens stand, während in Genua (1922) 
sein Stern schon im Verbleichen war. Auf deutscher Seite war der Hauptstreiter Walter 
Simons, der inzwischen Aussenminister geworden war. In Spa war zwar auch der Reichs-
kanzler Fehrenbach anwesend. Fehrenbach war ein äusserst braver und ehrlicher Mann, 
aber sehr kleinen Formats. Für internationale Verhandlungen war dieser kleinbürger-
liche Zentrumsabgeordnete und behäbige süddeutsche Kleinstädter absolut ungeeig-
net. Er beteuerte bei den Sitzungen in Spa wiederholt in etwas weinerlicher Art seine 
ehrlichen Absichten, machte damit aber natürlich auf unsere Gegner keinen irgendwie 
günstigen Eindruck. Die eigentliche Führung lag bei Simons, dessen Persönlichkeit den 
Gegnern sichtlich imponierte und der insofern sehr günstig für Deutschland wirkte. 
Auch unter unseren anderen Delegationsmitgliedern waren viele, denen die ehemaligen 
Feinde die Achtung nicht versagen konnten, so namentlich der kaltblütige und elegante 
General von Seeckt und der grundehrliche Staatssekretär Bergmann101. – Unter den 
Sachverständigen waren hervorragende Wirtschaftsmänner wie Stinnes, Dernburg, Rat-
henau. Stinnes‘ herausfordernde Rede über den Siegerwahnsinn und unmögliche For-
derungen auf dem Kohlengebiet war zwar mutig, aber leider eine gänzlich missglückte 
Unternehmung102. Es war nach den damals bestehenden Kräfteverhältnissen noch nicht 
die Zeit, den Gegnern scharf entgegenzutreten. Einen viel grösseren Erfolg hatte der 
Bergarbeiter Hue103 mit seiner ruhigen und in ihrer Schlichtheit überzeugenden Schil-
derung der deutschen Kohlenlage. Von der Feindseligkeit und eiskalten Ablehnung, mit 
der uns die Allierten empfingen, ist es schwer, eine Beschreibung zu machen. Schon als 
unser Sonderzug durch Belgien fuhr, zeigten sich überall an den Häusern Gesichter, die 
uns mit ebensoviel Neugier wie Abneigung betrachteten; manche schüttelten die Fäuste 
gegen uns. Unsere Unterbringung war völlig getrennt von der aller allierten Delegierten 
und von einer fast spartanischen Einfachheit. Fehrenbach und Simons wohnten in einer 
höchst bescheidenen kleinen Villa, in der, angeblich zu ihrer Sicherheit, auch ein Gen-
darmerieposten lag. Als ich bei unserer Abreise durch die Villa ging, fiel mir in einem 
Vorraum eine grosse Batterie leerer Champagnerflaschen auf. Da ich bezeugen kann, 

100	 Ernennung am 10. 11. 1921, in: PA/AA, Personalakten Bd. 14482.
101	 Carl Bergmann, 1874–1935, deutscher Vertreter bei der Reparationskommission und Vor-

sitzender der deutschen Kriegslastenkommission im Rang eines Unterstaatssekretärs im 
Reichsfinanzministerium, 1921 Demission und Rückkehr ins Bankwesen. Vgl. Peter-Christi-
an Witt, Reichsfinanzminister und Reichsfinanzverwaltung. Zum Problem des Verhältnisses 
von politischer Führung und bürokratischer Herrschaft in den Anfangsjahren der Weimarer 
Republik (1918/19–1924), in: VfZ 23 (1975), S. 1–61, hier S. 23, Anm. 79.

102	 Vgl. Christian Schölzel, Walther Rathenau. Eine Biographie, Paderborn 2006, S. 297–306.
103	 Otto Hue, 1868–1922, (Bergarbeiter-)Gewerkschafter, Mitglied des Reichstags (1903–11, 

1919–22), 1919 Reichskommissar für Kohleversorgung.
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dass Fehrenbach und Simons niemals dort Champagner getrunken haben, werden es 
wohl die Gendarmen gewesen sein, aber sicher ist dem belgischen Staat dieser Verbrauch 
als eine unbescheidene Schlemmerei der Boches zur Last geschrieben worden. Bei den 
Sitzungen traf man sich, aber zwischen den beiden Lagern lag nicht nur eine unsicht-
bare, aber sehr fühlbare Eisschicht, sondern man blieb auch körperlich getrennt. Bei 
der ersten Zusammenkunft löste sich ein Offizier aus den feindlichen Reihen und ging 
über das No-Mans-Land in der Mitte des Saals auf mich zu, um mir die Hand zu geben. Es 
war mein alter Verhandlungsgegner aus Paris, General Lerond, dem diese schöne Geste 
wahrscheinlich einigen Entschluss gekostet hatte. Ich stand persönlich auch mit anderen 
Delegierten der Gegner gut so z. B. mit General Malcolm104, dem Chef der Britischen 
Militärmission in Berlin, (später Sir Neill Malcolm), was die Verhandlungen mit General 
v. Seeckt, bei denen ich zur Überbrückung der sprachlichen Schwierigkeiten mitwirkte, 
wohl etwas erleichterte. Der erfreulichste Teil der Verhandlungen in Spa war das bereits 
oben erwähnte Begräbnis der Auslieferungsfrage, das wir Lord Birkenhead verdankten, 
der in einer zwar etwas oberflächlichen und kavaliermässigen Weise referierte, aber dabei 
mit voller Anerkennung vom Reichsgericht sprach und die von uns getroffene, in Spa von 
dem damaligen Reichsjustizminister Heinze105 und mir in der Kommission vertretene 
Regelung als die Frage endgültig erledigend bezeichnete. Auch auf dem militärischen 
Gebiet, der Abrüstungsfrage, schritten wir durch Seeckts geschickte Verhandlung nicht 
ungünstig ab und in der Kohlenfrage leisteten wir einen sehr hartnäckigen Widerstand, 
wobei ich mir einiges Verdienst zuschreiben darf. Denn nachdem unsere Sachverstän-
digen zum Teil eine sehr weiche Haltung gezeigt hatten, die auch auf Simons nicht ohne 
Eindruck geblieben war, fuhr ich mit ihm zu Fehrenbachs Villa, wo die entscheidende 
Konferenz der Minister stattfand, und beschwor ihn, festzubleiben. Auf seine Veranlas-
sung gab mir dann Fehrenbach zuerst das Wort und am Ende traten alle meinem Vor-
schlag bei, über unsere bisherigen Zugeständnisse in der Kohlenfrage nicht hinauszuge-
hen. Zum grossen Ärger von Delacroix, dem belgischen Ministerpräsidenten, verkündete 
Simons dies in der Schlusssitzung mit den Allierten und so schloss die Konferenz wieder 
mit einem Diktat der Allierten, das wir als unausführbar bezeichneten und das natür-
lich, wie so viele andere Forderungen der Allierten, tatsächlich nicht ausgeführt wurde. 
Die innere Leitung der ausserordentlich zahlreichen Delegation, die mir oblag, war sehr 
anstrengend und bisweilen aufregend; der Finanzminister, der spätere Reichskanzler106, 
hatte als Berater Franz von Stockhammern107 bei sich, einen sehr begabten, aber etwas 
intriganten Herrn, der ein unwiderstehliches Bedürfnis hatte, überall dabei zu sein, wäh-
rend mir und anderen Herren des Auswärtigen Amts seine Diskretion keineswegs sicher 
war. Er hat später die Memoiren des Fürsten Bülow herausgegeben, kannte Gott und 

104	 Malcolm leitete die Britische Militärmission in Berlin von April 1919 bis November 1921.
105	 Dr. Rudolf Heinze, 1865–1928, Mitbegründer der DVP, Reichsjustizminister in den Kabinet-

ten Fehrenbach und Cuno.
106	 Vgl. umfassend und zustimmend Ulrike Hörster-Philipps, Joseph Wirth: 1879–1956. Eine 

politische Biographie, Paderborn u. a. 1998; zu Wirth kritisch Heinrich Küppers, Joseph 
Wirth. Parlamentarier, Minister und Kanzler der Weimarer Republik, Stuttgart 1997.

107	 Franz von Stockhammern, 1873–1930, nach diplomatischer Tätigkeit in Rom und Bern Mit-
glied der bayerischen Waffenstillstandskommission, seit 1919 Ministerialdirektor im Reichs-
finanzministerium.
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die Welt und hatte besonders enge Beziehungen zum Vatikan. Als ich ihn einmal bei ei-
ner auf die amtlichen Vertreter beschränkten Beratung, meiner Pflicht entsprechend, in 
meiner Absicht und Meinung nach durchaus verbindlichen Form ersucht hatte, uns al-
lein zu lassen, entstand durch ihn und Wirth, die sehr beleidigt waren, ein kleiner Sturm 
im Wasserglas und Stockhammern liess mir sogar verblümt mit einer Forderung drohen, 
was aber natürlich auf mich keinen Eindruck machte. Nach einer Weile beruhigte sich 
auch alles wieder und Herr von Stockhammern war von da an etwas zurückhaltender. Bei 
dieser, wie bei späteren Gelegenheiten, bemerkte ich, dass Wirth die Sachlichkeit und 
Objektivität verlor, sobald es sich um einen Zentrumskollegen handelte. Ich hatte aber 
bei Fehrenbach und den anderen Kabinettsmitgliedern eine zu starke Stellung, als dass 
er mir etwas anhaben konnte.

Auch auf der Londoner Konferenz des Jahres 1921108 hatte ich die innere Delega-
tionsleitung und nahm neben Simons auch viel an den eigentlichen Verhandlungen 
persönlich teil. Auch hier war die Haltung der Bevölkerung nicht gerade freundlich. 
Als Lloyd-George zu unserer ersten Sitzung im St. James Palace fuhr, begrüsste ihn der 
wartende mob mit dem Zuruf: make them pay! Die Welt befand sich damals – mit der 
rühmlichen Ausnahme von Professor Keynes – noch in dem Irrtum, dass es nur an un-
serer böswilligen Verstocktheit liege, wenn die astronomischen Ziffern unserer Reparati-
onsverpflichtungen nicht durchgeführt wurden. Unsere sehr ernst gemeinten – übrigens 
gleichfalls wegen ihrer Höhe immer noch ganz undurchführbaren – Zahlungsvorschläge 
empfanden die Gegner direkt als Verhöhnung. Ebenso wie Lloyd-George versprochen 
hatte, den Kaiser hängen zu lassen, hatten die Franzosen ihrem Volke die tröstende Aus-
sicht eröffnet, dass die Deutschen allen Kriegsschaden ersetzen würden (le boche payera 
tout) und es war nun sehr schwer, diese Ansprüche auf ein verständiges Mass zurückzu-
schrauben. Die erste Sitzung mit den Allierten ist mir in sehr unerfreulicher Erinnerung. 
Wir waren am Abend vorher sehr ermüdet angekommen; ich war besonders dadurch 
etwas mitgenommen, dass mein Stuhl mit mir in Simons‘ Salonwagen an einer scharfen 
Kurve umgefallen war und ich mich etwas am Hinterkopf verletzt hatte. Dies war noch 
in Deutschland geschehen. Ein Mitglied unserer Delegation, der als alter Kolonialmann 
etwas Doktorerfahrungen besass, hatte mich notdürftig verbunden. In London besah ein 
englischer Doktor die Wunde, erklärte sie für unbedeutend, liquidierte aber zwei Gui-
neen für diese Feststellung, was ein sehr unerfreuliches Loch in meinen kleinen, sehr 
kleinen Vorrat an englischem Gelde riss. Wir hatten von Berlin einen Vorschlag für un-
sere Reparations-Zahlungen mitgebracht, der tatsächlich unser äusserstes Angebot ent
hielt, weil wir wussten, dass auch dieses die Gegner noch bitter enttäuschen würde und 
es unter diesen Umständen für das Beste hielten, nicht zu handeln, sondern sogleich 
ehrlich das Letzte anzubieten, was für uns überhaupt noch tragbar erschien. Unser an 
sich vortrefflicher Botschafter in London Sthamer109 hielt das für falsch. Seiner Meinung 
nach musste man für Lloyd-George die Möglichkeit offen lassen, auf der Konferenz selbst 
einen Erfolg durchzusetzen, also, einige Zugeständnisse in Reserve halten. Simons liess 

108	 Zum Verlauf der Konferenz vgl. Horst Gründer, Walter Simons als Staatsmann, Jurist und 
Kirchenpolitiker, Neustadt an der Aisch 1975, S. 177–193.

109	 Dr. Friedrich Sthamer, 1856–1931, 1919–1920 Hamburger Erster Bürgermeister, 1920–1930 
Deutscher Botschafter in London, Mitunterzeichner der Locarno-Verträge.
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sich, gegen meinen Rat, dadurch beeinflussen und so wurde noch in der Nacht alles 
umgekrempelt und ein für die Allierten noch weniger günstiges Angebot gemacht. Die 
Folgen waren ziemlich verheerend. Wir hatten alle die ganze Nacht hindurch zu arbei-
ten und bei der Beobachtung, der wir in unserem Quartier, dem Savoy-Hotel, ausgesetzt 
waren, wird es dem englischen Nachrichtendienste kaum entgangen sein, dass in letzter 
Stunde andere Vorschläge ausgearbeitet wurden. Lloyd-George begrüsste am anderen 
Morgen den völlig überarbeiteten Simons, der wie ein Geist aussah, mit den freundlich 
gemeinten, aber nicht sehr zutreffenden Worten: How are you, Dr. Simons, you look very 
fit!, aber als Simons – neben dem ich sass, uns gegenüber Lloyd-George, Lord Curzon110, 
Austen Chamberlain111 und Briand – seine Rede begann, erkaltete die Atmosphäre zu-
sehends und Simons hatte keinen günstigen Tag, da er die Vorschläge viel zu ausführ-
lich und ohne die innere Überzeugung, das Äusserste anzubieten, vorbrachte. Die lange 
deutsche Rede war für die meisten unserer Gegner, namentlich für Lloyd-George und 
Briand unverständlich und langweilte die uns Gegenübersitzenden so, dass Briand sich 
die Zeit mit dem Zeichnen von Karikaturen vertrieb, die dann drüben am Tisch zur 
Erheiterung zirkulierten, während wir die Empfindung hatten, einen verlorenen, ohn-
mächtigen Kampf zu führen. Nur Austen Chamberlain verstand Simons‘ Rede, brachte 
aber durch lebhaftes Kopfschütteln seine Ablehnung sehr deutlich zum Ausdruck. Es 
war eine ganz absurde Lage: wir boten Zahlungen an, die tatsächlich sicher schon über 
das für Deutschland überhaupt Mögliche weit hinausgingen und die Gegner hatten die 
Empfindung eines lächerlichen Angebots, das ihnen beinahe wie eine Verhöhnung vor-
kam. Ich sass wie auf Kohlen. Vergebens hatte ich in der Nacht Simons gebeten, zunächst 
nur die schriftlich niedergelegten Vorschläge zu übergeben und sich eine ausführliche 
Begründung für später vorzubehalten. Wir hätten dann vielleicht die Möglichkeit be-
kommen, nicht vor der Öffentlichkeit der ganzen Welt, sondern zunächst in nicht-öffent-
lichen Besprechungen unsere Ansichten zu entwickeln und eine Annäherung der gegen-
sätzlichen Meinungen zu versuchen. Auch hätte Simons seine Rede und die Dolmetscher 
die Übersetzungen besser vorbereiten können. Simons war nicht zu meinem Vorschlag 
zu bewegen. Er ging hierbei, wie auch sonst öfter, von der unrichtigen Vorstellung aus, 
dass andere Leute ebenso genau zuhörten und ebenso scharf juristisch auffassten, wie er 
selbst, und hielt es für höflicher und richtiger, sofort und eingehend alles zu begründen, 
während er tatsächlich damit die Gegner nur verstimmte. Da seine Rede aus Zeitmangel 
nicht gut vorbereitet war, sprach er sehr viel weniger gut und klar als sonst. Das schlimm-
ste aber waren die Dolmetscher oder, wie Köpke sie bei dieser Gelegenheit sehr richtig 
umtaufte, die Tollquatscher. Auch sie waren auf die veränderten Angebote und Simons 
Rede absolut nicht vorbereitet. Hatte Simons einen nicht sehr glücklichen Ausdruck ge-
braucht, so betete ich im stillen, dass er in der Verdolmetschung etwas abgeschwächt 
werden möge. Aber mit tödlicher Sicherheit wurde der Ausdruck in der Übersetzung ver-
gröbert und verschlimmert. Wir hatten damals noch keine Dolmetscher von dem Rang 

110	 George Nathaniel Curzon, Marquess Curzon of Kedleston, 1859–1925, britischer Außenmi-
nister von 1919–1924.

111	 Joseph Austen Chamberlain, 1863–1937, nahm als Lordsiegelbewahrer und Finanzminister 
an der Londoner Konferenz teil. Seine deutschen Sprachkenntnisse gingen auf ein Studien-
jahr in Berlin zurück. 1924–1929 britischer Außenminister, 1925 Friedensnobelpreis.
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des ausgezeichneten Schmidt, mit dem ich später oft in Genf war und der in den letzten 
Jahren ein ständiger Begleiter von Adolf Hitler geworden ist.

Die so unglücklich eingeleitete Konferenz führte nach ausserordentlich mühevollen 
Verhandlungen schliesslich zu einem offenen Bruch. Es ist hier nicht der Ort, diese kom-
plizierten und jetzt längst überholten Streitfragen über Deutschlands Zahlungskraft im 
einzelnen zu besprechen. Sehr genaue Aufzeichnungen über die Verhandlungen von al-
len Hauptbeteiligten, auch von mir, befinden sich in den Akten des Auswärtigen Amts. 
Lebhaft in der Erinnerung geblieben sind mir die Besprechungen in Lord Curzons Haus 
zwischen dem englischen Botschafter in Berlin Lord d‘Abernon und dem französischen 
Minister Loucheur112 einerseits und den Staatssekretären Schröder113 (Finanzen) und 
Bergmann (Reparationsfragen) und mir auf der anderen Seite, die auch in der letzten 
Nacht vor dem Schlussakt der Konferenz im Savoy-Hotel fortgesetzt wurden. Wir konnten 
zu keiner Einigung kommen. In der Schlusssitzung hielt uns Lloyd-George eine grosse, 
im Tone des wohlwollenden, aber erzürnten Vormundes vorgebrachte Strafpredigt. Es 
war oratorisch eine hervorragende Leistung und bei der damaligen Mentalität für die 
Allierten sicher sehr eindrucksvoll. Uns konnte es andererseits unmöglich ehrlich er-
scheinen, wenn er, sich mit seinem schönen weissen Kopf über den Tisch zu Simons 
beugend und diesen mit seinen blauen Augen anstrahlend pathetisch ausrief: England 
has no other wish then to see Germany rich and prosperous und uns gleichzeitig völ-
lig untragbare Lasten und Strafen für unsere angebliche Verstocktheit auflud. Simons 
Schlussrede war würdig und machte in Deutschland grossen Eindruck. Als wir mit dem 
Ergebnis zurückkamen, dass als Strafe Düsseldorf und andere Städte besetzt würden, 
empfing man uns in Deutschland auf allen grösseren Stationen und besonders auf dem 
Potsdamer Bahnhof mit grösster Begeisterung. Leider verpuffte diese aber sehr bald und 
es war noch ein langer Weg zu gehen, ehe unter Stresemann und Brüning ein wirklich 
erfolgreicher Widerstand beginnen konnte.

Die Unterbringung und Verpflegung unserer Delegation im Savoy Hotel war im Ge-
gensatz zu Spa höchst anständig; wir wurden durchaus als Gäste behandelt, auch gute 
Autos standen uns zur Verfügung. An der für einen ausgehungerten Deutschen ganz mär-
chenhaften Verpflegung konnte ich mich nicht erfreuen, weil ich auf der Konferenz in 
Folge der vielen Aufregungen starke Anfälle der nervösen Magenschmerzen hatte, die 
mich später noch viel gequält haben und deren Beseitigung ich den Kissinger Kuren bei 
Geheimrat v. Dapper und vor allem wohl meiner späteren ruhigeren Tätigkeit verdan-
ke. Der innere Leiter der allierten Konferenzteilnehmer war Sir Maurice Hankey, der 
spätere Lord Hankey114, dessen Anordnungen ausgezeichnet funktionierten. Ich hatte 
auf der Konferenz auch viel mit englischen und deutschen Presseleuten zu tun, eine 

112	 Abschreibfehler der Vorlage, dort: „Londons“. Simsons Gesprächspartner war der Franzose 
Louis Loucheur, seit 16. 1. 1921 Minister für die befreiten Gebiete.

113	 Dr. Franz Clemens Schroeder, 1874–1949, Karriere im preußischen Finanzministerium, seit 
Ende 1918 Unterstaatssekretär im Reichsfinanzministerium. Biographische Daten in: Witt, 
Reichsfinanzminister und Reichsfinanzverwaltung, S. 22, Anm. 74.

114	 Hankey begann seine Karriere als Marineoffizier, seit 1916 Sekretär des Kriegskabinetts 
unter Lloyd George. Nahm seit 1920 als Leiter des Cabinet Office an zahlreichen interna-
tionalen Konferenzen teil, mehrfach als Generalsekretär der britischen Delegation, 1921 
Generalsekretär der alliierten Delegationen auf der Londoner Konferenz.
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Tätigkeit, für die ich meiner Meinung nach nicht besonders geeignet war und die mir 
immer schwer geworden ist. Ich habe später bei Stresemann in Genf sehr bewundert, 
mit welcher Virtuosität und mit welchem Behagen er der Wissbegierde der Presseleute 
standhielt. Ich bin mir der Schwierigkeiten sehr wohl bewusst, welche den ernsthaften 
Pressevertretern bei solchen Gelegenheiten begegnen, aber mir hat immer die Leichtig-
keit gefehlt; ich bin von Natur zu genau, um etwas vage Auskünfte zu geben. Wir hatten 
im Savoy-Hotel im 8. Stock einen Fernschreiber mit Berlin eingerichtet, und da alle die 
zahlreichen Minister, Beamten und Sachverständigen, die in Berlin zurückgeblieben wa-
ren, von äusserster Wissbegierde erfüllt waren, kam ich die Nächte über kaum zur Ruhe. 
Die Einrichtung des Fernschreibers, die damals noch wenig üblich war, ermöglichte aber 
eine viel bessere Verständigung als Telefon oder Telegraph.

Unter den Delegierten interessierten die Öffentlichkeit am meisten die Militärs auf 
beiden Seiten; namentlich der kleine, mit Respekt zu sagen ziemlich obeinige Marshall 
Foch von der französischen und der unerschütterlich ruhige und auch im Zivil sehr ele-
gante General von Seeckt von unserer Delegation. Von unserem Abschied von England 
ist mir Folgendes in der Erinnerung geblieben. Ich stand mit Simons und Seeckt auf 
dem Verdeck des Dampfers, der uns zurückbringen sollte, und Seeckt erzählte mit gutem 
Humor, seine Frau habe ihn gebeten, ihr einen kleinen Hund mitzubringen. Das sei ihm 
nun zwar nicht gelungen, aber er bringe ihr einen kleinen Hummer mit – der finge we-
nigstens mit den selben zwei Buchstaben an. Dabei wies er auf ein kleines Paket, das er 
trug. Hierbei fiel ihm das bei ihm nie fehlende Monokel aus dem Auge auf das Schiffs-
deck und zersprang in Stücke. Völlig ungerührt holte Seeckt ein Ersatz-Monokel aus der 
Tasche und klemmte es ins Auge.

Die Konferenz von Genua fand im April und Mai 1922 statt. Die internationale Stel-
lung Deutschlands war immer noch sehr unerfreulich, aber sie hatte sich doch aus ver-
schiedenen Ursachen gegenüber Spa und London in den Jahren 1920 und 1921 wesent-
lich gehoben. Dies lag in erster Linie daran, dass es England und Italien inzwischen recht 
zweifelhaft geworden war, ob die von Frankreich hartnäckig verfolgte Politik des fortwäh-
renden stärksten Drucks auf deutsche Reparationsleistungen wirklich zum Erfolg führen 
konnte. Die Politik des Gendarmen, der den unwilligen Schuldner bei jeder Verfehlung 
am Rockkragen ergreift – ein Bild, das in diesen Jahren von einem relativ so gemässigten 
Franzosen wie Briand in öffentlicher Rede uns gegenüber gebraucht wurde – erwies sich 
mehr und mehr als unzweckmässig für die Siegerstaaten und die Annäherung zwischen 
Ausland115 und Deutschland beunruhigte die Allierten. Die ewigen Drohungen mit dem 
big stick des Marshall Foch und weiteren „Sanktionen“ gegenüber Deutschland verloren 
allmählich etwas an Wirkung. Dass die Konferenz unter dem heiteren italienischen Him-
mel stattfand, mit der letzten vor-faschistischen verhältnissmässig Deutschland-freund-
lichen Regierung Farta116, trug auch zur Verbesserung der ganzen Atmosphäre bei. So 
wurde die Konferenz eigentlich von allen Seiten mit gewissen Hoffnungen eröffnet. Der 
neue deutsche Aussenminister Rathenau wurde von der englischen und französischen 
Regierung mit einigem Wohlwollen behandelt, weil man wohl wusste, dass es sein glü-

115	 Abschreibfehler: Im handschriftlichen Manuskript wird „Russland“ gestanden haben.
116	 Abschreibfehler: Gemeint ist Luigi Facta, seit Februar 1922 italienischer Ministerpräsident 

und damit Vorsitzender der Konferenz von Genua.
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hender Ehrgeiz war, zu einigermassen tragbaren Abmachungen mit Deutschlands Gläu-
bigern zu kommen, auch wenn dafür schwere Opfer gebracht werden mussten. Walther 
Rathenau hatte als Minister für Wiederaufbau mit dem französischen Minister Loucheur 
Verträge geschlossen, über deren praktische Durchführbarkeit begründete Zweifel be-
standen, die aber seinen guten Willen ausser Zweifel stellten117. Mit der Regierung Lloyd- 
George hatte er gleichfalls schon als Wiederaufbauminister Fühlung gesucht und na-
mentlich zu Sir Basil Blackett118, der damals im englischen Finanzministerium eine sehr 
einflussreiche Stellung hatte, Beziehungen angeknüpft, die vielleicht nicht so eng und 
herzlich waren, wie Rathenau sich das vorstellte, die aber immerhin offene und verträg-
liche Aussprachen ermöglicht hatten. Ich möchte an dieser Stelle etwas näher auf Rathe-
nau eingehen, weil dies zum Verständnis des Folgenden nötig ist, wobei ich natürlich die 
Kenntnis der äusseren Ereignisse seines Lebens als bekannt voraussetze.

Ich kannte Rathenau bereits seit vielen Jahren, als er, nachdem er bereits einige Zeit 
Minister für Wiederaufbau gewesen war, das Aussenministerium übernahm. Kurze Zeit 
vor der Übernahme des Wiederaufbauministeriums hatte er mich im Auswärtigen Amt 
aufgesucht und mich um meine Meinung gefragt, ob er das Angebot annehmen sollte. 
In seiner leicht etwas übertriebenen Ausdrucksweise sagte er mir dabei, er müsse mir 
eine Art Liebeserklärung machen, ich sei der einzige Mann im Auswärtigen Amt und er 
lege auf meine Mitarbeit auch für das Wiederaufbauministerium den grössten Wert. Ich 
hatte ihm schon damals höflich, aber deutlich abgeraten, den Posten anzunehmen, in-
dem ich ihn davon zu überzeugen suchte, dass er als freier Unterhändler der Regierung 
bessere Dienste leisten könne. Sein Ehrgeiz war nicht zu halten und führte ihn dann 
später auf den noch gefährlicheren Posten als Aussenminister, für den er nach seiner per-
sönlichen und geschäftlichen Herkunft viel zu viel Angriffsfläche bot. Schon damals war 
im deutschen Volke, wenn auch nicht so deutlich wie später, der Antisemitismus viel zu 
verbreitet, als dass ein Mann von Rathenau‘s Herkunft als Führer des deutschen Volkes 
in der Aussenpolitik möglich gewesen wäre, zumal in einer Zeit, in der Deutschland De-
mütigungen ausgesetzt blieb und die schwersten Opfer auf sich nehmen musste. Gewiss 
waren seine ganz ungewöhnlichen Kenntnisse und Fähigkeiten, seine Redegewandtheit 
in vielen Sprachen, seine hohe kulturelle Bildung, seine weitreichenden Beziehungen zu 
Ausländern und seine Liebenswürdigkeit grosse Vorzüge, aber diesen Vorzügen standen 
auch sehr grosse Nachteile gegenüber. Er war ein merkwürdig zwiefältiger, im tiefsten 
Grunde unsicherer und nach meiner Empfindung nicht glücklicher Mensch, in dessen 
Nähe sich viele, darunter auch ich, nie recht wohl fühlten, weil ihn trotz äusserer Herz-
lichkeit eine Kälteschicht umgab. Die bei vielen bedeutenden Menschen vorhandene hy-
pothekarische Belastung mit Eitelkeit hatte bei ihm eine gefährliche Grösse erreicht und 
trübte sein Urteil. Die Freundlichkeiten und Aufmerksamkeiten, die der diplomatische 
Verkehr mit Ausländern mit sich bringt, nahm er allzuleicht als persönliche Triumphe. 
Auf der anderen Seite muss ich bezeugen, dass er ein unermüdlicher Arbeiter war, in 

117	 Wiesbadener Abkommen vom 6./8. 10. 1921. Vgl. Krüger, Aussenpolitik, S. 146; zu Sim-
sons (industrienaher) verhaltener Kritik vgl. Stephanie Wolff-Rohé, Der Reichsverband der 
Deutschen Industrie 1919–1924/25, Frankfurt a. M. u. a. 2001, S. 216–224.

118	 Sir Basil Blackett, mit weitreichenden Vollmachten seit 1919 Controller of Finance im briti-
schen Schatzamt (Treasury) und Sachverständiger in Währungs- und Reparationsfragen.



VfZ 3/2012

  Dieter Neitzert:   479 
„Das Amt“ zwischen Versailles und Rapallo   479

tiefster Seele um das Wohl Deutschlands besorgt, und im eigentlichen Sinne des Wortes 
der geistreichste Mensch, der mir begegnet ist. Es fiel ihm jeden Tag unglaublich viel 
ein, kluges und weniger kluges, aber jedenfalls gefährlich viel für einen Minister an der 
verantwortlichsten Stelle. Als sein nächster Mitarbeiter hatte ich die undankbare Aufga-
be, ihm sehr viele von den geistreichen Ideen, die er sozusagen auswarf, auszureden, 
weil sie in der rauhen Wirklichkeit nicht praktikabel waren. Er nahm das Auswärtige Amt 
auch viel zu sehr wie einen industriellen oder kaufmännischen Betrieb, von dem es sich 
doch sehr wesentlich unterscheidet und unterscheiden muss. So sagte er mir im Anfang 
seiner Tätigkeit einmal, er habe seit einiger Zeit die eingehende mit der ausgehenden 
Post verglichen und dabei mit Bedauern festgestellt, dass die Zahl der Ausgänge verhält-
nismässig verschwindend klein sei. Dabei übersah er vollständig, dass es nicht Aufgabe 
eines Ministeriums und am wenigsten des Aussenministeriums ist, jeden eingehenden 
Brief durch eine Antwort zu ‚erledigen‘, wie das in geschäftlichen Betrieben üblich ist, 
und dass diese Statistik daher ganz wertlos war. Aber unter den zahlreichen Gedanken, 
die ihm „bewaffnet aus dem Kopfe sprangen, wie Athene aus Zeus‘ Haupte“, (Lehrs, 
Vorrede zu seinem Horaz119, über Bentley), waren sehr viele blendende Entwürfe. Um 
so schwerer war es, dieses Feuerwerk zurückzuhalten. Was er sagte, klang zunächst oft 
sehr plausibel, aber wenn man der Sache auf den Grund ging, merkte man, dass der 
blendende Gedanke nicht ausführbar war. Lange Jahre vorher war mir bei Beratungen 
von Sachverständigen im Reichs-Justizamt eine ähnliche Eigenschaft bei Rathenau‘s 
erbittertem späteren politischen Gegner Helfferich aufgefallen; eine Verbindung von 
starker negativer Kritik der Vorschläge Anderer mit eigenen interessanten, aber oft nicht 
zu Ende gedachten Ideen. Wochenlang vor der Konferenz von Genua besprachen wir im 
kleineren Kreise, an dem auch Möllendorff120 teilnahm, die Gedanken und Vorschläge, 
die Rathenau auf der Konferenz vorzubringen gedachte – zunächst die Schilderung der 
entsetzlichen wirtschaftlichen Zustände in Deutschland, das lamento, wie Rathenau es 
in seiner spöttelnden Art gern nannte, und dann die möglichen deutschen Leistungen. 
Rathenau bereitete seine Reden sehr sorgfältig vor. Seine erste grosse Rede auf der Eröff-
nungsversammlung in Genua, die einen grossen Widerhall im Auslande hatte, schloss er 
mit den Worten Ariosto‘s Io vo gridando pace, pace, pace!121 Auf dieses Zitat hatte ihn 
Riezler122 aufmerksam gemacht und mehrere Tage vor der Rede fragte mich Rathenau, 

119	 Q. Horatius Flaccus, mit vorzugsweiser Rücksicht auf die unechten Stellen und Gedichte, 
hrsg. von Karl Lehrs, Leipzig 1869.

120	 Wichard von Moellendorff, 1881–1937, von November 1916 bis 9. 8. 1919 Unterstaatssekre-
tär im Reichswirtschaftsamt/Reichswirtschaftsministerium. Er scheiterte im Kabinett mit 
seinen Plänen zu einer Umgestaltung der deutschen Wirtschaft im Sinne einer Gemeinwirt-
schaft und nahm seinen Abschied. Vgl. Hagen Schulze, Einleitung, in: ARK, Das Kabinet 
Scheidemann, 13. Februar bis 20. Juni 1919, Boppard 1971, S. XLII-XLVII; Klaus Braun, 
Konservatismus und Gemeinwirtschaft. Eine Studie über Wichard von Moellendorff, Duis-
burg 1978, bes. S. 138–142. Mit Simson verband ihn in späteren Jahren die gemeinsame Tä-
tigkeit im Aufsichtsrat der IG. Farben und im Senat der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Aus 
beiden Gremien trat er 1933 aus – aus dem Senat der KWG gemeinsam mit den übrigen 
Senatsmitgliedern; vgl. ebenda, S. 177 f.

121	 Petrarca, Canzoniere CXXVIII.
122	 Dr. Kurt Riezler, 1882–1955, enger Mitarbeiter des Reichskanzlers Bethmann-Hollweg, für 

kurze Zeit 1919/20 Leiter des Büros des Reichspräsidenten und zum Gesandten ernannt, 
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ob ich fände, dass er es am Schluss seiner Rede sagen sollte. Ich erwiderte, dass es mir 
persönlich unmöglich sein würde, in dieser Versammlung von hartgesottenen Realpo-
litikern einen so pathetischen Appell an die Friedensliebe zu machen, wenn er es aber 
könne, fände ich es sehr gut. Und er machte es in der Tat sehr gut und wirksam. Er hatte 
überhaupt nie unter der andere Leute bisweilen bedrängenden Sorge zu leiden, dass 
seine Reden irgend Jemand langweilen könnten, und darin lag schliesslich eine gar nicht 
zu verachtende Stärke.

Das wesentlichste politische Ereignis auf der Genueser Konferenz war unser am 
15. April 1922 mit der Sowjet-Regierung geschlossener Vertrag von Rapallo123. Die Russen 
hatten uns einige Wochen vorher in Berlin aufgesucht und dort schon auf den Abschluss 
dieses Vertrags gedrängt. Er sagte kurz und bündig, dass Deutschland und Russland ge-
genseitig auf alle Ansprüche aus dem Kriege verzichteten und sich auf unbeschränkte 
Zeit Meistbegünstigung einräumten. Seine politische Bedeutung lag darin, dass er So-
wjet-Russland endgültig von den Allierten trennte und eine Art Freundschaftsbündnis 
defensiver Art mit Deutschland herstellte. Es war damals für jeden der Kontrahenten ein 
schwerer Entschluss, sich mit dem Anderen zusammenzutun. Die Bolschewisten wurden 
allgemein als mehr oder minder verrückte Verbrecher oder günstigenfalls als Ideologen 
angesehen; wir waren Gegenstand des Hasses der meisten Allierten und fast ganz macht-
los. Auf der anderen Seite fühlten sich die Russen von den Allierten schlecht behandelt 
und isoliert und wir Deutschen hatten die schwere und sehr wohl begründete Sorge, 
dass es den unablässigen Bemühungen der Franzosen gelingen würde, die Russen zu den 
Allierten hinüberzuziehen und damit unsere Einkreisung mit feindlichen Mächten voll-
ständig zu machen. In Berlin kam es nicht zu einem Vertragschluss, weil wir unmittelbar 
vor der Konferenz, von der wir immerhin einiges erhofften, unsere Gegner nicht vor den 
Kopf stossen konnten. Rathenau war an sich durchaus auf eine Versöhnung mit den West-
mächten eingestellt und wollte sich viel lieber mit diesen einigen als mit den unheim-
lichen russischen Kommunisten. Der Reichspräsident Ebert war ein erbitterter Gegner 
von Sowjet-Russland, wie alle Sozialdemokraten, der [sic] in den Russen immer nur die 
Helfer ihrer schlimmsten Feinde, der deutschen Kommunisten sahen. Ebert nahm sogar 
dem Reichskanzler Wirth und Rathenau ein feierliches Versprechen ab, nichts mit den 
Russen in Genua ohne seine vorherige Zustimmung abzumachen. Die treibende Kraft 
für den Vertrag mit Russland war der damalige Direktor im Auswärtigen Amt, spätere 
Staatssekretär und Botschafter in Washington Baron Ago Maltzan124, ein ausgezeichneter, 
kühl rechnender Diplomat, der viel Initiative besass. Maltzan hatte gute Verbindungen 
mit linksstehenden Politikern, stand aber durch seine Herkunft den Rechtskreisen nahe. 
Seine Politik wurde von den am Verkehr mit Russland interessierten Wirtschaftskreisen 

zog er sich nach der Unterzeichnung des Versailler Vertrags unter Protest aus der Politik zu-
rück. Seit 1915 mit der Tochter Max Liebermanns verheiratet, traf ihn ein ähnliches Schick-
sal wie Simson. Aus seinen Ämtern verdrängt, emigrierte er 1938 und fand Anstellung an der 
New School for Social Research in New York.

123	 Vgl. Joeres, Forschungsbericht Rapallo, S. 103–126.
124	 Adolf Georg Otto (gen. „Ago“) von Maltzan, 1877–1927, nach verschiedenen Auslandsmis-

sionen 1919–1920 Reichskommissar für den Osten, seit 1921 Leiter der Abteilung Osteur-
opa des AA, 1922 Staatssekretär des AA, 1924 Botschafter in Washington; vgl. Joeres, Archi-
tekt von Rapallo.
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sowie von dem Reichswehrministerium unterstützt, das in der Freundschaft mit Russland 
einen wichtigen Schutz sah. Für viele wirkte auch die alte bismarckische Tradition mit, 
so insbesondere auch für mich, der ich von Anfang an Maltzan‘s Politik unterstützt habe. 
Irgend welche militärische Verabredungen mit Russland sind aber meines Wissens nie 
in Frage gekommen. Gedanken an militärische Unternehmungen defensiver oder gar 
offensiver Art lagen damals auch den wildesten Rechtspolitikern noch fern; ausserdem 
war das Vertrauen in die Stabilität der Verhältnisse in Sowjet-Russland sehr gering125.

In Genua aber entwickelten sich die Dinge sehr rasch so, dass wir zur Aktion genötigt 
wurden. Die Entente-Mächte versuchten mit Russland zu politischen Abreden zu kom-
men und machten das eigentlich wenig geschickt, indem sie eine Unterkommission für 
die Erörterung von politischen Fragen einsetzten, in der zwar die Russen beteiligt waren, 
von der aber Deutschland ausgeschlossen wurde. Durch die Russen, zum Teil auch durch 
Italiener hörten wir von den Verhandlungen in dieser Kommission. Bekanntlich sah der 
Versailler Vertrag vor, dass Russland dem Vertrag beitreten und dann ebenso wie die an-
deren Mächte Entschädigungen von uns verlangen könnte, während der in Berlin be-
sprochene Entwurf eines deutsch-russischen Vertrags im Gegensatz hierzu den völligen 
gegenseitigen Verzicht auf Ansprüche in Aussicht nahm. Die Franzosen betrieben, um 
die Russen in ihr Lager herüberzuziehen, auf das eifrigste den Beitritt der Russen zum 
Versailler Vertrag. Lloyd-George war wohl nicht gerade sehr tätig dafür, lehnte aber auf 
der anderen Seite alle Versuche Rathenaus, mit ihm in Fühlung zu kommen ab, was uns 
natürlich verdächtig sein musste126. Lloyd-George hatte Dufour-Feromic127, unseren in 
Genua anwesenden, damaligen Botschaftsrat in London, gelegentlich gefragt, ob ich 
nicht einmal mit ihm sprechen könne (was er wohl für weniger kompromittierend hielt), 
es kam aber nicht dazu und auch nicht zu einer direkten Fühlungnahme mit Maltzan. 
Inzwischen spitzte sich die Situation immer mehr zu. Die Russen nahmen mit einem ge-
wissen Behagen eine etwas undeutliche Stellung ein, wohl um uns zu beunruhigen und 
damit zum Vertragsabschluss geneigter zu machen. Die Franzosen wollten ernsthaft den 
Abschluss mit Russland; Lloyd-George konnte seine Antipathie gegen die Bolschewisten 
nicht überwinden, scheute sich aber andererseits wegen der Franzosen, mit uns offen zu 
sprechen. Am Abend vor dem Vertrag von Rapallo kam spät – gegen 11 Uhr – ein italie-

125	 Hiernach wären Simson (und Rathenau) über das geheime Militärabkommen zwischen 
deutschen und russischen Militärs vom 3. 4. 1922 nicht informiert gewesen, obwohl sich der 
Text des Abkommens in den Beständen des Politischen Archivs findet. Zu Text und Kom-
mentar vgl. Jörg Hentzschel-Fröhlings, Walther Rathenau als Politiker der Weimarer Repu-
blik, Husum 2007, S. 238–243, mit Dokument A 5, S. 297–299.

126	 Sitzung des Parteiausschusses der DDP vom 28. 5. 1922, darin Berichte von Georg Bernhard, 
Chefredakteur der Vossischen Zeitung und Gründungsmitglied der DDP, und Moritz Juli-
us Bonn, Professor der Nationalökonomie, Mitglied der Friedensdelegation in Versailles 
und Sachverständigem für Reparationsfragen auf den Konferenzen von Spa und Genua; vgl. 
Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Reihe. 3, Bd. 5: 
Linksliberalismus in der Weimarer Republik. Die Führungsgremien der Deutschen Demo-
kratischen Partei und der Deutschen Staatspartei 1918–1933, bearb. v. Konstanze Wegner, 
Düsseldorf 1980, Nr. 94, S. 240–252.

127	 Albert Dufour-Féronce, 1868 (London)-1945, Kaufmann und Industrieller, trat 1919 in den 
Auswärtigen Dienst ein und war von 1920 bis 1926 als Gesandter Mitglied der Deutschen 
Botschaft in London, später Untergeneralsekretär des Völkerbundes.
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nischer Beamter (meiner Erinnerung nach der Konsul Guadini128 in London) im Auftrag 
des Ministerpräsidenten [Facta] zu Wirth und erzählte ihm in Rathenau‘s, Maltzan‘s und 
meiner Gegenwart, dass in den nächsten Tagen die Entente mit Russland abschliessen 
werde. Dies stimmte mit den Nachrichten überein, die Maltzan von russischer Seite er-
halten hatte129. Maltzan war auch von englischer Seite zum mindesten angedeutet wor-
den (durch einen Mr. Wise130, den Lloyd-George später verleugnete), dass England der 
Abschluss eines Vertrags zwischen Deutschland und Russland gar nicht so unangenehm 
wäre. Ich möchte nicht entscheiden, ob diese Maltzan‘sche Quelle ganz klar war; sie war 
auch letzten Endes für uns nicht entscheidend. Wir einigten uns in der Nacht dahin, dass 
Rathenau, Maltzan, Gaus und ich am nächsten Morgen nach Rapallo zu den Russen fah
ren und eventuell mit ihnen den in Berlin besprochenen Vertrag abschliessen würden, 
um den Beitritt Russlands zur Entente zu verhindern. Es war keine Zeit mehr mit Berlin 
in Verbindung zu treten. Rathenau war in seinem Herzen gar nicht wohl bei dieser Ent-
scheidung. Wirth, der sein Schwanken bemerkt hatte, bat mich am nächsten Morgen vor 
unserer Abfahrt nach Rapallo noch zu sich und gab mir den Auftrag, dafür zu sorgen, 
dass Rathenau unterzeichne, und eventuell falls Rathenau etwa nicht unterschreiben 
wolle, ihn zu Hilfe zu holen131.

Die Russen wohnten (ähnlich wie wir seinerzeit in Spa) völlig isoliert von den übrigen 
Konferenzteilnehmern in Rapallo. Am frühen Morgen fuhren wir im Auto von Genua 
nach Rapallo, meiner Erinnerung nach etwa zwei Stunden, da der Weg nicht immer frei 
war, und einigten uns am Vormittag des 16. April mit Tschitscherin und Litvinow über 
die Grundlagen des bereits früher skizzierten Vertrags. Wir liessen dann Maltzan und 
Gaus zur Besprechung einiger Einzelheiten und zur Vorbereitung der Vertragsunter-
zeichnung in Rapallo, während wir über Mittag zu Baron Mumm nach seiner schönen 
Besitzung in Portofino fuhren132. Nach Tisch setzte ich Rathenau in einem kleinen Gast-

128	 Dr. Francesco Giannini, italienischer Wirtschaftssachverständiger; vgl. Carole Fink, The Ge-
noa Conference. European Diplomacy, 1921–1922, Chapel Hill/London 1984, bes. S. 164 f.

129	 Simson geht hier nicht auf die geheimen Fühlungnahmen seitens der deutschen mit der 
russischen Delegation während der Osterwoche ein. Nach einem Brief Maltzans an den Le-
gationsrat Hauschild, Leiter des Referats 3 (Rußland) im Auswärtigen Amt, vom 14. 4. 1922, 
war er selbst, Maltzan, am Vortag zusammen mit Simson und „einigen Sachverständigen in 
dem sehr entfernten Rapallo bei den Russen [. . .], um mit ihnen über die weitere Entwick-
lung eine gewisse Fühlung zu nehmen“. In: Joeres, Architekt von Rapallo, S. 376. Hiernach 
wäre Simson also bereits am Gründonnerstag schon einmal zu direkten Verhandlungen 
in Rapallo/S. Margherita gewesen. Zu den Vorgesprächen während der Osterwoche vgl. 
Fleischhauer, Rathenau in Rapallo, S. 383.

130	 Edward Frank Wise, 1885–1933, 1922 Assistenzsekretär im Board of Trade und als solcher 
in engerem Kontakt mit Lloyd George, in Genua dessen persönlicher Assistent, nahm 1923 
seinen Abschied.

131	 Diese Anweisung ist in der Literatur bisher unbekannt. Indem er den Auftrag offenbar un-
widersprochen annahm, ließ Simson sich in einen offenen Loyalitätskonflikt hineinziehen, 
denn Rathenau war sein unmittelbarer Vorgesetzter, und er selbst bezeichnete sich als des-
sen „nächsten Mitarbeiter“.

132	 Philipp Alfons Frhr. Mumm von Schwarzenstein, 1857–1924, deutscher Gesandter in Peking 
und Botschafter in Tokio, 1918 Leiter der deutschen Delegation bei den Verhandlungen in 
Kiew über ukrainische Getreidelieferungen an Deutschland und deutscher Geschäftsträger, 
später Botschafter bei der Volksrepublik Ukraine. Der Besuch Rathenaus und Simsons bei 
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haus in S. Margherita ab und fuhr zunächst allein nach Rapallo, um von Maltzan und 
Gaus zu hören, wie die Sache stand. Es war alles fertig. Von Genua aus war inzwischen 
an Maltzan telephoniert worden, dass Lloyd-George Rathenau sprechen wolle. Nun mit 
einem Male, nachdem er es vorher wiederholt unter Ausflüchten verhindert hatte! Ich 
einigte mich mit Maltzan dahin, Rathenau hiervon garnichts zu sagen, ehe unterzeich-
net war, und fuhr wieder nach S. Margherita133. Ich fand Rathenau in etwas bedrückter 
Stimmung und musste ihm peinlich kräftig zureden. Ich besinne mich noch, wie ich ihm 
sagte, die deutschen Schulkinder würden später den 16. April 1922 als den Tag lernen 
müssen, an dem die deutsche Politik zu der unglücklicherweise am 20. März 1890 (Bis-
marcks Entlassung) aufgegebenen Richtung zurückgekehrt sei134. Schliesslich richtete er 

Mumm fand in dessen Familiensitz Castello San Giorgio oberhalb von Portofino statt. Die 
Vermutung liegt nahe, daß Rathenau sich vor der ihn persönlich belastenden Entscheidung 
zur Vertragsunterschrift den Rat des erfahrenen Diplomaten und Kenners aktueller wirt-
schaftlicher Entwicklungen in Osteuropa einholen wollte.

133	 Von der hier mitgeteilten Vereinbarung zwischen Simson und Maltzan wird in der Litera-
tur nicht berichtet. – In Simsons Darstellung gibt es keinen Raum für eine nachmittägliche 
Konferenzbeteiligung Rathenaus und eine persönliche Einwirkung auf die Abfassung des 
endgültigen Vertragstextes. Vgl. die abweichende Darstellung des Tagesablaufs bei Friedrich 
Gaus, 1922: Rapallo – wie es wirklich war. Bisher nicht veröffentlichte Aufzeichnungen aus 
Anlass des Abschlusses des deutsch-sowjetischen Vertrags, in: Vorwärts vom 7. 10. 1971, S. 13: 
„Als er [Maltzan] Rathenau telefonisch von der Mitteilung Wirths verständigte, wünschte 
der Außenminister zunächst noch einmal mit seinen Mitarbeitern allein zusammenzutref-
fen, wofür er ein gemeinsames Frühstück in einer kleinen italienischen Trattoria in Rapallo 
verabredete. Auch während dieses Frühstücks vermied Rathenau zunächst noch eine ent-
schiedene Stellungnahme und erklärte dann auf die Frage, was den Sowjet-Vertretern nun 
gesagt werden solle, er müsse darüber einige Minuten draußen am Strande vor dem Restau-
rant nachdenken. Man sah ihn dann dort einige Zeit auf- und abwandeln, bis er mit ernstem 
Gesicht an den Frühstückstisch zurückkehrte und seinen Entschluß mit dem französischen 
Sprichwort bekannt gab: Le bouchon est tiré, il faut boire. Man fuhr gemeinsam zum russi-
schen Quartier zurück, wo dann ohne weiteres zur Unterzeichnung des Vertrages geschrit-
ten wurde.“ Ohne hier weiter auf die Problematik der Zeitstellung („Frühstück“) einzuge-
hen, sei Fleischhauer, Rathenau in Rapallo, S. 401 f., zitiert: „Rathenau [. . .] beschloss dann 
‚mit ernstem Gesicht‘, an den Verhandlungstisch zurückzukehren. [. . .] In den Verhandlun-
gen nahm Rathenau eine überaus feste Position ein. Er sprach von den ‚Kämpfen von Ra-
pallo‘, die noch am Nachmittag anhielten.“ Dem kann sich der Herausgeber nicht anschlie-
ßen; nach seiner Meinung hat Rathenau nur einmal, direkt nach der Ankunft im russischen 
Quartier, an den konkreten Verhandlungen teilgenommen. Das Wort von den „Kämpfen 
von Rapallo“ stammt aus einem Brief Rathenaus an seinen politischen Staatssekretär Haniel 
von Haimhausen und kann aus dem Verständnis des Kontextes heraus nicht als Beleg für 
Rathenaus persönliche Beteiligung an diesen nachmittäglichen „Kämpfen“ herangezogen 
werden. Joeres, Architekt von Rapallo, S. 434 f. mit Anm. 1927, schätzt den Gausschen Text 
erheblich kritischer ein, schließt aber eine Rückkehr Rathenaus an den Verhandlungstisch 
nicht deutlich aus.

134	 Fleischhauer, Rathenau in Rapallo, S. 394, Anm. 157, verweist auf Raumer, der am Oster-
samstag mit dem gleichen „Gewissensdiktat“ auf Rathenau eingewirkt habe. Bei Hans von 
Raumer, Dreißig Jahre nach Rapallo, in: Deutsche Rundschau 78/1 (1952), S. 329, heißt es: 
„wurde ich mir bewußt, eine Art Gewissenszwang ausgeübt zu haben.“ Wirth hat später bei 
der Verteidigung des Rapallo-Vertrags argumentiert, es sei darum gegangen, Rußlands „po-
litische Kraft erneut zur Geltung zu bringen, die in Bismarcks Zeiten eine ausschlaggebende 
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sich auf, zog seine Handschuhe an und sagte: Enfin, le vin est tiré, il faut [le] boire135 und 
so fuhren wir nach Rapallo. Die Unterzeichnung (durch Tschitscherin und Rathenau) 
erfolgte sehr rasch. Wir fuhren in den Abend hinein nach Genua zurück, Maltzan und 
ich sehr erleichtert, und wurden von Wirth freudig begrüsst. Nun aber begann alsbald 
von allen Seiten der Sturm, denn die Unterzeichnung des Rapallo-Vertrags wirkte wie 
eine Bombe, in unserer eigenen Delegation, bei den Neutralen, bei der Entente und 
nicht zum wenigsten in Berlin. Man wusste gar nicht wo man zuerst erklären und be-
ruhigen sollte. Unsere wirtschaftlichen Sachverständigen, namentlich die Finanzleute, 
waren ziemlich ausser sich; sie machten uns den meiner Meinung nach gänzlich unbe-
rechtigten Vorwurf, dass wir dadurch eine beinahe erreichte Einigung mit der Entente 
über die Reparationsfragen unmöglich gemacht hätten. Tatsächlich war damals eine 
irgendwie vernünftige Einigung136 über diese Fragen noch ausgeschlossen; es bedurfte 
einer weiteren beinahe zehnjährigen bitteren Erfahrung für die Ententemächte, um 
sie schliesslich in Lausanne (1932) von ihren unmöglichen Ideen abzubringen. Auch 
die Neutralen machten uns die grössten Vorwürfe. Dem Schweizer Bundespräsidenten 
Schulthess und dem trefflichen Schweizer Aussenminister Motta, die mich sofort in gros-
ser Aufregung aufsuchten, konnte ich nur schwer unseren Standpunkt klarmachen. Es 
war ihnen unfasslich, dass man mit diesen geschworenen Feinden des Privateigentums 
überhaupt einen Vertrag schliessen könne. Ich setzte ihnen die politischen Gründe aus-
einander und suchte ihnen klar zu machen, dass dem deutschen Privateigentum viel 
schwererer Schaden von den Westmächten und dem früheren zaristischen Régime zu-
gefügt worden war als von den Sowjets. Am grössten war die Empörung und Bestürzung 
bei den Franzosen und Engländern. M. Barthou137 verlor in seinem Ärger gänzlich die 
diplomatische Haltung, indem er unsere absolut wahrheitsgetreue Schilderung der Vor-
gänge in einem amtlichen Dokument als allégations menso[n]gères bezeichnete. Es ist 
eine gewisse Ironie des Schicksals, dass wenige Jahre später derselbe Barthou der Haupt-
kämpfer für eine enge Verbindung Frankreichs mit Sowjet-Russland geworden ist, die 
er offenbar weniger unmoralisch und verwerflich fand138. Auch Lloyd-George war aufs 
höchste beunruhigt. Er bat nun, als es zu spät war, Rathenau sofort zu sich und machte 
seinem Unmut Luft. Durch aufgefangene Telegramme der Japaner, die über Berlin nach 
Tokio gingen, erfuhren wir, wie bestürzt Lloyd-George sich in den Kreisen der Allierten 

Rolle gespielt hat.“ In: Fleischhauer, Rathenau in Rapallo, S. 398, Anm. 177; vgl. auch Joeres, 
Architekt von Rapallo S. 377.

135	 Fleischhauers Interpretation des Sprichworts als „Kelch, der geleert werden müsse“ und der 
von ihr behauptete Bezug zum Ostermysterium überzeugt nicht. Wenn ein Bezug zur Karwo-
che hatte bestehen sollen, so wiese das Bild des Kelches allenfalls auf den Gründonnerstag/
Karfreitag, nicht aber auf den Ostersonntag, das Fest der Auferstehung. Die Vokabel „tirer“ 
ist übrigens als „zapfen, aus dem Faß ziehen“ zu verstehen.  Eine Datierung der Äußerung 
Rathenaus auf den „frühen Morgen“ ist aus den Quellen nicht nachprüfbar. Fleischhauer, 
Rathenau in Rapallo, S. 396 mit Anm. 169, gibt dazu leider keinen Hinweis. Simsons Version 
des späten Nachmittags erscheint plausibler.

136	 In der Vorlage folgt gestrichen: „mit der Entente“.
137	 Louis Barthou, 1962–1934, 1913 Ministerpräsident, zur Zeit der Konferenz von Genua Ju-

stizminister und Leiter der französischen Delegation, 1934 Opfer eines Attentats.
138	 Vgl. Frédéric Dessberg, Le triangle impossible. Les relations franco-soviétiques et le facteur 

polonais dans les questions de sécurité en Europe (1924–1935), Brüssel 2009.
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über diese Bildung eines „Blocks von 200 Millionen“ gegen die Entente geäussert hatte. 
Die Welt war seit der Niederlegung der Waffen durch Deutschland im November 1918 
daran gewöhnt, dass Deutschland, wenn auch protestierend, alles über sich ergehen liess 
und dieser plötzliche Beginn einer aktiveren Politik erregte allgemeines Erstaunen. Ich 
wurde von Genua auf einige Tage nach Berlin geschickt, um den dortigen Kabinettsmit-
gliedern und vor allem dem Reichspräsidenten Ebert Bericht zu erstatten und unser Vor-
gehen zu erklären. Ebert war und blieb ein Gegner des Vertragsabschlusses mit Russland 
und hat es wohl weder Wirth noch Rathenau in seinem Herzen vergeben, dass sie ihn vor 
ein fait accompli gestellt haben. Mich persönlich liess er aber diese Missstimmung nicht 
entgelten, obwohl ich ihm keineswegs verheimlichte, dass ich von Anfang an für den 
Vertragsabschluss eingetreten war139. Die Stimmung auf der Konferenz beruhigte sich 
allmählich wieder etwas, wenn auch die Beziehungen zwischen uns und den Franzosen 
und Engländern natürlich sehr kühl blieben. In der Reparationsfrage kam man nicht 
voran. Natürlich erklärten das die uns näher stehenden Engländer mit dem angeblich 
entsetzlichen Fehler, den wir durch den Russen-Vertrag begangen hätten; nach meiner 
bestimmten Überzeugung wäre es aber ohne den Vertrag nicht besser und vielleicht sehr 
viel schlimmer geworden140. Wäre es den Franzosen damals gelungen, die Russen zur 
Entente herüberzuziehen, so wären die Ansprüche sicher nicht kleiner, sondern grösser 
geworden, und, wenn die Russen der Entente gegenüber ablehnend geblieben wären, 
so wäre die Konferenz ebenso im Sande verlaufen wie sie es tatsächlich tat. Man suchte 
zwar mit einigen schönen Phrasen, namentlich einer vielgerühmten treuga dei – einer 
Art von Vorläuferin des Kellogg-Paktes – für Lloyd-George eine Art von Scheinerfolg zu 
konstruieren. Tatsächlich kam er mit einem entschieden stark beschädigten Renommée 
von der Konferenz zurück und vom deutschen Standpunkt aus konnte das nur eine Ver-
besserung bedeuten, weil damit der wichtigste der natürlichen Verteidiger des Vertrags 
von Versailles ausschied.

Der Vertrag von Rapallo hat, was das unmittelbare Verhältnis zwischen Deutschland 
und Russland angeht, nicht die Folgen gehabt, die wir erhofft hatten. Wohl hat er die 
wirtschaftliche Annäherung und den Warenaustausch zwischen beiden Ländern geför-
dert141 und die Grundlage zu späteren rein handelspolitischen Verträgen gebildet. Die 
tiefgehenden Unterschiede in der Weltanschauung und Staatsauffassung zwischen den 
Bolschewisten und uns und der finstere Fanatismus ihrer leitenden Staatsmänner mach-
ten aber praktisch eine wirkliche Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und erst recht 
auf dem politischen Gebiete unmöglich. Die politische Wirkung bestand zunächst nur 

139	 ADAP, Serie A, Bd. VI, Göttingen 1988, Nr. 70. Der dort abgedruckte Bericht Simsons an 
Wirth in Genua scheint die einzige erhaltene schriftliche Aufzeichnung über die Berliner 
Besprechungen geblieben zu sein. Vgl. auch Fleischhauer, Rathenau in Rapallo, S. 366, 
Anm. 6, die daraus zwar zitiert, aber auf die Passage „bin freundlich angehört worden“, ver-
zichtet. Fleischhauer vermißt eine ausführlichere Aufzeichnung Simsons in den Akten des 
Auswärtigen Amts und spricht in diesem Zusammenhang (zu Recht oder zu Unrecht?) von 
„einem höchst ungewöhnlichen Umgang mit zentralen Dokumenten“ (ebenda, S. 392 mit 
Anm. 140).

140	 Zu einer distanzierteren Einschätzung des Vertrags seitens Simsons vgl. Hill (Hrsg.), Weiz-
säcker-Papiere, Bd.1, S. 350.

141	 In der Vorlage folgt gestrichen: „die tiefergehenden Unterschiede“.
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in einer Festigung des Selbstvertrauens der Deutschen, in der Förderung der Erkennt-
nis, dass ein entschlossener Widerstand gegen unmögliche Ententeforderungen nicht 
sinnlos sei und in dem Bewusstsein, dass Deutschland eben nicht völlig isoliert in der 
Welt dastehe. Es ist nach meiner Ansicht unrichtig, diese psychologischen Momente ge-
ring zu schätzen, wenn auch natürlich ihr Wert nicht messbar ist. Noch heute halte ich 
den Abschluss des Vertrags für richtig, nicht so sehr wegen der Vorteile, die er gebracht 
hat, sondern wegen der möglichen Gefahren, die er verhinderte. Im übrigen hat der 
Vertragsabschluss mittelbar die allergrössten Folgen gehabt. Es ist immer schwer zu sa-
gen, wie weit die Folgen eines politischen Ereignisses gehen. Denn es ist ja nicht nur 
eine Kausalreihe, die auf die Zukunft wirkt, sondern es laufen viele zusammen und es 
ist nicht möglich zu erkennen, was geschehen sein würde, wenn eine der Kausalreihen 
nicht vorhanden gewesen wäre. Trotzdem kann man nach meiner Ansicht sagen, dass 
der Vertragsabschluss in seinen weiteren Folgen eine ungeheure Wirkung gehabt hat. 
Denn durch diese politische Geste Deutschlands wurde, wenn auch nicht sofort, so doch 
später für eine gewisse Zeit eine engere wirtschaftliche Verbindung Deutschlands und 
Russlands wieder hergestellt. Russland erteilte der deutschen Industrie, insbesondere 
der Rüstungsindustrie im Laufe der folgenden Jahre ganz gewaltige Aufträge und stellte 
ihr neue und höchst komplizierte Aufgaben. Dadurch wieder entstand eine doppelte 
Folge. Einmal legte Russland den Grund zu einer industriellen Entwicklung, deren Aus-
masse erst der Krieg mit Hitler der übrigen Welt klargemacht hat. Andererseits aber ent-
wickelte sich die deutsche Industrie auf manchen Gebieten z. B. dem Maschinenbau, zu 
ihrer alten Höhe und darüber hinaus, gerade durch die enorm scharfen Bedingungen, 
die von der sehr wohl unterrichteten und hervorragend beratenen russischen Regie-
rung gestellt wurden. Und diese Industrieentwicklung in Deutschland wieder war es, 
welche später die ungeheure und rasche Aufrüstung überhaupt erst möglich gemacht 
hat. Man kann nicht sagen, dass Lloyd-George die Gefahren eines Zusammenschlusses 
von Deutschland und Russland für die Allierten nicht klar erkannt hätte – ich weiss aus 
den vorhin erwähnten japanischen Telegrammen vielmehr, dass er die schwersten Be-
sorgnisse hatte. Aber seine innerpolitische Stellung war nicht mehr stark genug als dass 
er sich eine Entzweiung mit Frankreich hätte leisten können und die französische Politik, 
hypnotisiert von dem Gedanken der Schaffung von Sicherheiten gegen Deutschland, hat 
damals wie später durch ihre Haltung gerade das Gegenteil von dem erreicht, was sie 
eigentlich wünschte. Das ist eine im Verhältnis Deutschland-Frankreich nicht mehr neue 
Erfahrung. Die napoleonischen Siege haben zu Beginn des neunzehnten Jahrhunderts 
den verlorenen Gedanken der deutschen Einheit erst wieder neu geschaffen und im 20. 
Jahrhundert hat der Vertrag von Versailles durch seinen politischen und namentlich den 
ökonomischen Druck aus dem relativ losen und dadurch mehr defensiven als offensiven 
Staatengebilde des Bismarckischen deutschen Reichs eine durch gemeinsames Unglück 
und gemeinsame Lasten untrennbar verbundene Zwangseinheit gemacht, die mit ihrem 
Zustand auf die Dauer nicht zufrieden bleiben konnte. Ebenso falsch war es vom Stand-
punkte der englischen und französischen Interessen, Deutschland und Russland durch 
gemeinsame schlechte Behandlung, die der Furcht vor beiden entsprang, zusammenzu-
treiben, wie denn überhaupt Furcht und Misstrauen schlechte Ratgeber sind. Und sie wa-
ren und blieben die Triebfeder aller französischen Politik zwischen den beiden grossen 
Kriegen. In England hatte man wohl vielfach ein Gefühl dafür, dass dies nicht richtig sei, 
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aber man konnte sich eben doch nicht entschliessen, entweder wirklich mit Deutschland 
zusammenzugehen, als dies zu Brünings und Stresemanns Zeiten noch möglich war, oder 
Russland als wirklich gleichberechtigte Grossmacht zu behandeln. Man kann in der Ge-
schichte nach meiner Überzeugung niemals sagen: Dies Ereignis oder dieser Mann ist 
Schuld an allem. Es sind eben viele Umstände, die zusammenwirken, und es wird gesün-
digt intra muros et extra. Für eine solche Erkenntnis hat die grosse Menge kein Verständ-
nis, am wenigsten in Kriegszeiten, und man macht sich gewöhnlich unbeliebt, wenn man 
sie ausspricht. Ich schreibe sie daher auch zunächst nur für mich auf und überlasse alles 
weitere der Zukunft, die uns ja alle klüger machen wird.

Der Abschluss des Vertrags von Rapallo brachte uns auf der Konferenz in engere Be-
ziehungen zu den Leitern der russischen Delegation, namentlich zu Tschitscherin142, 
Litwinow143, Krassin144 und Rakowski145. Litwinow, der mir persönlich höchst unsympa-
thisch war, spielte damals wenigstens äusserlich nur eine sehr unbedeutende Rolle. Kras-
sin, ein früherer Vertreter von Siemens in Russland, war derjenige von den Russen, der 
das grösste Verständnis für die deutschen wirtschaftlichen Verhältnisse hatte, aber auch 
ein ziemlich verschlossener, nicht leicht zu behandelnder Fanatiker. Rakowski war ein 
besonderer Virtuose in der Behandlung der Presse, für die natürlich die Russendelega-
tion das Hauptinteresse war; nach dem Vertrag von Rapallo noch stärker als vorher. Der 
führende Mann der Russen war Tschitscherin, schon damals ein Sonderling, aber nicht 
der kranke Mann, der er später wurde. Gleich in der Eröffnungsversammlung hatte er 
allgemeines Erstaunen und zum Teil Bewunderung erregt, durch die ungemein sichere, 
sarkastische Art, mit der er Lloyd-George‘s Angriffe abfertigte. Lloyd-George hatte sich 
offenbar vorgestellt, in der russischen Delegation bussfertigen Sündern zu begegnen, 
denen man nur das Absurde ihrer Anschauungen vorzuhalten brauche, um sie zu ver-
nünftigen Ansichten und zur Umkehr zu überreden. Er sprach sehr von oben herab und 
verlangte kategorisch Abrüstung und Anerkennung der Heiligkeit des Privateigentums 
durch die Sowjets, ehe man mit ihnen verhandeln könne. Tschitscherin machte ihn zu-
nächst sehr bestimmt darauf aufmerksam, dass Russland keinen Krieg gegen die Entente 
verloren habe und dass deshalb die Sprache eines Siegers ihm gegenüber ungeeignet sei. 
In Bezug auf Abrüstung sei Russland, seit dem Beginn der Sowjetherrschaft immer für 
allgemeine und völlige Desarmierung eingetreten; er werde sich sehr freuen, wenn Eng-
land und Frankreich zu ebenso radikaler Abrüstung auf allen Gebieten bereit sein sollten, 
halte das aber vorläufig für nicht sehr wahrscheinlich. Die Äusserungen Lloyd-Georges‘, 

142	 Georgii Vasilevich Chicherin, 1872–1936, 1918–1930 sowjetischer Volkskommissar für Aus-
wärtige Angelegenheiten, Unterzeichner des Friedens von Brest-Litowsk und Leiter der so-
wjetischen Delegation in Genua.

143	 Maksim Maksimovich Litvinov, 1876–1951, seit 1918 Mitglied des Direktoriums für Auswär-
tige Angelegenheiten, 1922 Leiter der sowjetischen Delegationen auf den Konferenzen im 
Haag, 1930–1939 Volkskommissar.

144	 Leonid Borisovitch Krassin, 1870–1926, ehemals Ingenieur bei Siemens-Schuckert in Ber-
lin, seit 1918 Volkskommissar, besonders für Außenhandel, beteiligt an den Berliner Sondie-
rungen vor Rapallo, 1924 Botschafter in Paris, seit 1925 Botschafter in London.

145	 Christian G. Rakowski, damals Präsident der Ukrainischen Sowjet-Republik, 1925–1927 sow
jetischer Botschafter in Paris, nach Landesverweis, Wiederannäherung an Stalin und neuer-
lichem Prozeß 1941 im Gulag erschossen.
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dass vor allem das Privateigentum heilig gehalten werden müsse, seien ihm sehr inte-
ressant und überraschend gewesen. Welcher von den Kriegführenden habe denn zuerst 
und zwar in Übereinstimmung mit seiner überlieferten und immer praktisch ausgeübten 
Rechtsauffassung das Privateigentum der Kriegsgegner konfisziert? Er habe immer ge-
hört, dass dies England gewesen sei, und wundere sich, dass Lloyd-George nun hier als 
der Schützer der Heiligkeit des Privateigentums auftrete. Die auch rhetorisch sehr gut in 
fliessendem französisch vorgebrachte Rede wirkte sehr stark, und Lloyd-George sass da, 
wie die alte Gräfin Pontak in „Soll und Haben“ bei Antons Vorstellung durch Fink: „wie 
ein Raubvogel, dem ein grösserer seine Beute abgejagt hat“. Zwischen Tschitscherin und 
der deutschen Delegation entwickelte sich in Genua eine Art von Vertrauensverhältnis; 
wir besprachen vielfach, wie wir uns gegenüber Angriffen der Ententemächte auf der 
Konferenz zu verhalten hätten und Tschitscherin zeigte sich hierbei als ein umsichtiger 
und gewandter Politiker. Er nahm übrigens – was im Lichte späterer Ereignisse nicht ohne 
Interesse ist – schon damals Beziehungen zu den italienischen Faschisten auf, die noch in 
der Opposition waren, aber immerhin einen politischen Einfluss besassen. Tschitscherin 
fuhr im Auto von Genua zu d‘Annunzio auf dessen Besitzung am Garda-See146 – vorn ein 
Auto der Faschisten, dann Tschitscherins Auto und am Schluss ein Auto der italienischen 
Regierung, die ja bald den Faschisten weichen sollte. Ein positives Ergebnis hat die Zu-
sammenkunft meines Wissens nicht gehabt. In der russischen Delegation befanden sich 
auch einige Überbleibsel aus zaristischer Zeit, namentlich Tschitscherins Privatsekretär 
Florinski147, der mit meinem Attaché Duckwitz148 – einem gewandten jungen Mann aus 
der bekannten Bremer Familie, der früher Kaufmann gewesen war – sehr gut stand. Bei 
Duckwitz bin ich später auch gesellschaftlich mit Tschitscherin zusammen gewesen, 
ebenso wie Tschitscherin zusammen mit Rathenau im Sommer 1922 auf einem Diner in 
unserem Dahlemer Hause war. Er war ein Mann, der für wirtschaftliche Gedankengänge 
gar keine Aufnahmefähigkeit und nach meiner Empfindung im übrigen grösseres Inte-
resse für Asien als für Europa hatte. Als im Spätsommer 1922 auf der Höhe der Inflation 
der Reichskanzler Wirth ein alarmierendes Telegramm über die Lage in Deutschland 
an zahlreiche der Entente nicht angehörende Länder geschickt hatte, erschien Tschit-
scherin, der gerade in Berlin war, am nächsten Morgen bei mir im Auswärtigen Amt. 
Man hatte ihn von Moskau aus über das Telegramm unterrichtet und er schlug mir zu 
meinem Entsetzen vor, dass Russland als Sympathiekundgebung ein Geschwader nach 
Kiel schicken wollte. Nun lag es damals keineswegs in unseren Wünschen, eine so enge 
Verbindung mit Russland einzugehen und gegen allzu enge Berührungen zwischen der 
russischen und deutschen Flotte bestanden auch sonstige politische Bedenken, abgese-
hen davon, dass die vereinigten Seemächte Deutschlands und Russlands im Jahre 1922 
auf keinen unserer Gegner irgend welchen Eindruck gemacht hätten. Ich hatte einige 
Mühe, ihm seine Idee höflich auszureden, und fluchte innerlich auf Wirth, der in einer 

146	 Der heutige „Il Vittoriale degli Italiani“ in Gardone Riviera.
147	 Dimitri Florinski, Mitarbeiter, später Protokollchef im sowjetischen Volkskommissariat für 

Auswärtige Angelegenheiten, 1934 nach Sibirien deportiert, hat überlebt. Florinski war be-
teiligt an den deutsch-sowjetischen Sondierungen zum Rapallovertrag; vgl. ADAP, Serie A, 
Bd. V, Göttingen 1987. Nr. 237, Anm. 1.

148	 Albert Duckwitz, Mitglied des Sekretariats der deutschen Delegation.
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plötzlichen Aufregung und ohne mich zu konsultieren (er war damals als Nachfolger 
Rathenau‘s Aussenminister) seine überflüssige Zirkularnote losgelassen hatte. Ich kehre 
nach dieser Abschweifung zu Genua zurück.

Die Stadt Genua hat mir während dieses langen Aufenthaltes sehr gefallen – abgese-
hen von dem ungeheuren Lärm. Wir wohnten nicht, wie die Engländer und Franzosen, 
in dem modernen Hotel Miramara, sondern oben in der Stadt in einem älteren, ein-
fachen Hotel Eden, in dem man aber sehr gut verpflegt war (namentlich mit den mir 
sehr angenehmen Spezialitäten der italienischen Küche und Gemüse und Obst) und das 
ausserdem einen schönen alten Garten hatte. Morgens erregte ich das lebhafte Erstau-
nen des Hotelpersonals und, wie ich fürchte, einige Zweifel an meiner geistigen Intakt-
heit, weil ich sehr früh mit Duckwitz vor dem Frühstück auf die hinter Genua liegenden 
Anhöhen ging, um etwas Bewegung zu haben, zu der ich am Tage wegen meiner sehr 
grossen Arbeitsbelastung nicht kam. Ich habe das ebenso vorher in Brüssel und später 
oft in Paris getan, immer grossem Erstaunen begegnend. Unter romanischen Völkern 
ist wohl das Spazierengehen überhaupt weniger üblich. Einen italienischen Rittmeister, 
der bei meinem Regiment stand, forderte ich einmal bei einem Brigademanöver, wo 
wir in der Nähe des alten Jagdschlosses Stern bei Wannsee waren, zu einem Spaziergang 
dorthin auf. Er gab mir später seine Photographie mit der Inschrift: „Zur Erinnerung 
an den Tag, an dem wir 9 Kilometer gegangen sind“, was ihm offenbar wie eine Art von 
Marathon-Lauf vorkam. Mit Rathenau (der so gut wie nicht ging) bin ich viel im Auto 
gefahren, wobei wir denn auch Besprechungen hatten. Wir hatten einen sehr guten ita-
lienischen Chauffeur, mit dem wir sehr zufrieden waren, bis wir eines Tages zu unserer 
leichten Beunruhigung hörten, dass er längere Zeit in einer Irrenanstalt gewesen sei. 
Ich ging der Sache nach und stellte fest, dass er bei Ausbruch des Krieges in eine Ir-
renanstalt gegangen war und diese unmittelbar nach Friedensschluss wieder verlassen 
hatte. Ich sagte dann Rathenau, dass wir uns diesem Chauffeur ruhig weiter anvertrauen 
könnten, da er offenbar entschiedenen Wert auf sein eigenes Leben lege. Tatsächlich hat 
er uns auch auf den keineswegs leicht zu befahrenden Strassen Genuas und seiner Um-
gebung ohne jeden Unfall befördert. Das Fahren war insbesondere durch zwei Umstän-
de erschwert: im Stadtbezirk fuhr man auf der linken Seite, ausserhalb des Stadtbezirks 
auf der rechten Seite. Dies ist schon an sich etwas verwirrend, namentlich aber dann, 
wenn die Fahrer fast alle Fremde sind und die Stadtgrenzen nicht kennen. Ausserdem 
war ständig ein Teil der Strassen in Reparatur; man fuhr sehr viel über spitze Steine, so 
dass ich einmal Herrn Sirelli149 – den grossen Reifenfabrikanten, einen der italienischen 
Sachverständigen – fragte, ob er eigentlich derjenige wäre, der für den Zustand der Stras-
sen Sorge trage. Wir hatten in unserem Hotel, da Wirth und Rathenau gern Gäste sahen, 
viel Besuch Mittags und Abends, was vielfach interessant, neben der Arbeit aber recht 
anstrengend war. Die gesellschaftliche Fühlung mit den anderen Delegationen – die eng-
lische und französische waren natürlich noch immer ausgenommen – erwies sich für die 
politische Information auch öfters als ganz nützlich. Rathenau zeigte sich hierbei von 
seiner liebenswürdigsten Seite und bildete einen entschiedenen Anziehungspunkt. Gute 

149	 Dr. Alberto Pirelli war später Präsident der Internationalen Handelskammer, der auch Sim-
son angehörte.
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Beziehungen verbanden uns mit den Ungarn Graf Bethlen150, Graf Khuen151 und Graf 
Bauffy152, die mich einmal gemeinschaftlich in meinem Zimmer aufsuchten und mit de-
nen ich, auf Rohrstühlen um mein Bett herumsitzend, besprach, inwiefern ein inten-
siveres Zusammenarbeiten möglich wäre. Die Ungarn – etwas weiter vom Schuss als wir 
– waren immer sehr für unfreundliche Demonstrationen gegen die Entente, die aber für 
uns mehr Risiko als Chance boten; andrerseits waren sie natürlich gegen jede Zusammen-
arbeit mit den Sowjetleuten, so dass es nicht zu irgend welchen gemeinsamen Aktionen 
kam. Unvergesslich ist mir ein Ausflug im Mai nach San Remo, das um diese Jahreszeit 
sehr leer war, wo aber die Rosen herrlich blühten. Mit Rathenau fuhr ich einmal nach 
Portofino-Kulm, von wo man eine wunderbare Aussicht hat, und ich besitze noch eine 
Postkarte, die wir von dort gemeinsam an meinen Sohn Martin schrieben. Rathenau war 
etwas elegisch wegen der in den ersten Tagen nach dem Rapallo-Vertrag eingetretenen 
Verfehmung durch die Entente und datierte, etwas doppelsinnig-schmerzlich, die Karte: 
„500m über Genua“.

Die Stadt Genua hat für mich einen grossen Reiz. Als Kuriosum fiel mir auf, dass man 
dort Gedenktafeln nicht für besonders verdienstvolle, sondern gerade umgekehrt für 
besonders verruchte Mitbürger anzubringen pflegte und es amüsierte mich, die ausführ-
lichen Schmähungen dieser längst verstorbenen und vergessenen Männer zu entziffern. 
Es ist vielleicht gar kein so übler Gedanke, die Erinnerung an Missetäter auf diese Art 
wach zu halten. Aber eine alte Marmortafel mit schöner Inschrift in klassischem Latein 
und solchem Inhalt hat doch etwas Komisches, besonders wenn man von dem Verbre-
cher nichts mehr weiss und nicht beurteilen kann, ob es nicht nur eine unberechtigte 
Privatrache eines politischen Gegners war.

150	 Graf István Bethlen, 1922 ungarischer Ministerpräsident.
151	 Graf Kuehn-Héderváry, Leiter der Politischen Abteilung des ungarischen Außenministeri-

ums.
152	 Graf Banffy, ungarischer Außenminister.
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„Expertengespräch Nachlässe“ im Archiv des Instituts 
für Zeitgeschichte

Am 1. März 2012 luden das Archiv des Instituts für Zeitgeschichte und das Bun-
desarchiv zu einem „Expertengespräch Nachlässe“ ein, um über Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit zu sprechen. Trotz ihrer hohen Bedeutung für die histo-
rische Forschung und die archivische Arbeit sowie der besonderen archivischen 
Umgangsweise mit diesem Archivgut existiert im Gegensatz zu anderen archiv-
kundlichen Arbeitsfeldern in diesem Bereich kein organisierter Austausch über 
Probleme und Anforderungen.

Das Gespräch fand in den Räumen des Instituts für Zeitgeschichte statt. Das 
Archiv des Instituts ist mit über 600 unterschiedlichsten Nachlässen, z. B. den Un-
terlagen von Inge Aicher-Scholl, Wilhelm Hoegner und dem Vorlass von Hilde-
gard Hamm-Brücher, eine viel besuchte und viel genutzte Institution. Auch das 
Bundesarchiv hat eine sehr umfangreiche Sammlung von Nachlässen an verschie-
denen Standorten.

Um das Feld zu sondieren und zunächst einmal herauszufinden, ob über-
haupt ein Bedarf an Zusammenarbeit besteht, wurde die Anzahl der Teilnehmer 
bewusst klein gehalten, das Gespräch hatte einen eher informellen Charakter. 
Dennoch wurden die maßgeblichen Institutionen berücksichtigt, so waren u. a. 
Dr. Michael Hollmann (Präsident des Bundesarchivs), Dr. Margit Ksoll-Marcon 
(Generaldirektorin der Staatlichen Archive Bayerns), Prof. Dr. Dr. Rainer Hering 
(Leiter des Landesarchivs Schleswig Holstein) und Dr. Bernd Kappelhoff (Präsi-
dent des Landesarchivs Niedersachsen) anwesend. Den Bereich der kommunalen 
Archive vertraten das Stadtarchiv München, das Historische Archiv der Stadt Köln 
und das LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum.

Nach einer Begrüßung durch den Direktor des IfZ, Prof. Dr. Andreas Wir-
sching, Dr. Helge Kleifeld, Leiter des Archivs des IfZ, und Dr. Achim Baumgarten, 
Referatsleiter im Bundesarchiv, hielt Dr. Axel Koppetsch vom Landesarchiv NRW 
mit Blick auf das erst kürzlich erstellte Überlieferungsprofil des Landesarchivs 
NRW einen Vortrag über Überlieferungsprofile für nichtstaatliches Archivgut. 
Neben vier formalen Bewertungskriterien (Authentizität, Archivfähigkeit, Be-
nutzbarkeit und Lizenz zur Bewertung) enthält das Profil noch drei inhaltliche 
(Verbundüberlieferung, Sprengelbezug und Archivwürdigkeit). Aus diesen Be-
wertungskriterien wurde für die vier Kategorien nichtstaatlicher Überlieferung, 
nämlich Nachlässe, Familien- und Hofesarchive, Sammlungen sowie Vereins- und 
Verbandsschriftgut, jeweils ein Bewertungsformular erstellt. Die einzigen Krite-
rien, die immer erfüllt werden müssen, sind die formale Archivfähigkeit (Ist das 
Archivgut ohne Probleme im Magazin lagerbar?) und dass keine oder zumindest 
nur eine zeitlich begrenzte Nutzungseinschränkung besteht.

Für das Expertengespräch besonders interessant war der Bewertungspunkt 
„Verbundüberlieferung“. Durch diesen soll eine Zusammenarbeit mit anderen In-
stitutionen gefördert werden. Dabei wird das Archivgut u. a. daraufhin untersucht, 
ob es bereits Teilüberlieferungen in anderen Archiven gibt und eventuell einschlä-
gigere Institutionen vorhanden sind, in denen es besser aufgehoben wäre.
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Das Landesarchiv strebt mit dem Überlieferungsprofil u. a. an, seinen Über-
nahmeprozess transparenter zu gestalten, so dass andere Institutionen die Ent-
scheidungen des Landesarchivs besser einschätzen können und bei Interessens
überlagerung eine Absprache stattfinden kann.

In der anschließenden Diskussion traten allerdings auch Probleme zu Tage, die 
vor allem damit zu tun haben, dass Überlieferungsprofile eventuell zu einer Stan-
dardisierung des Auswahlverfahrens führen und so das Gefühl für das Unkalku-
lierbare der Archivalien verloren gehen könnte. Außerdem wurde darüber disku-
tiert, dass es auch immer eine Frage des Standpunkts sei, was archivwürdig ist und 
was nicht. Es überwog die Meinung, dass Überlieferungsprofile große Chancen 
bieten, da sie die Zusammenarbeit der Institutionen erleichtern und Konkurrenz-
situationen vermieden werden können.

Der folgende Vortrag von Hans-Joachim Hecker, Stadtarchiv München, be-
schäftigte sich mit den Rechtsproblemen bei der Übernahme und Benutzung von 
Nachlässen. In seinem Vortrag mahnte er zur Sorgfalt bei der Formulierung von 
Vertragstexten und zählte eine Reihe von Klauseln auf, die zwar immer wieder 
in Verträgen zu finden seien, rechtlich allerdings keinen Bestand hätten. Dass es 
sich hierbei nicht um Einzelfälle handelt, zeigte das anschließende Gespräch. Die 
Besitzansprüche bei Nachlässen sind oft unklar. Auch Vertragsklauseln, bei denen 
vom Nachlassgeber eine Eigentumsgarantie eingefordert wird, sind nur dann hilf-
reich, wenn die Garantie des Nachlassgebers auch überprüfbar ist. Ein weiteres 
Problem ist, dass Nachlassgeber sich diejenigen Archive als Aufbewahrungsort 
auswählen, die ihnen die günstigsten Konditionen bieten. Deshalb wurde auch in 
diesem Bereich für mehr Absprache plädiert, damit einzelne Nachlassgeber die 
Archive nicht gegeneinander ausspielen können.

Nach einer kurzen Mittagspause wurde die neue Onlinedatenbank des IfZ 
vorgestellt (http://www.ifz-muenchen.de/archivdatenbank_online.html). Sie 
ist seit Dezember 2011 online und enthält gegenwärtig die Nachlässe, die Manu-
skriptsammlung des Archivs, die Karten und das sogenannte Zeugenschrifttum. 
Die Onlinedatenbank ermöglicht verschiedenste Sucheinstellungen. Während 
man mit der „einfachen Suche“ in allen Bereichen der Datenbank nach dem ein-
gegebenen Schlagwort recherchiert, lässt die „erweiterte Suche“ eine größere Prä-
zisierung zu. Durch verschiedene Anzeigen sowie Sortiereinstellungen lässt sich 
das Suchergebnis noch einmal verfeinern. Mit einem Klick lassen sich gewünsch-
te Archivalien in den Bestellkorb verschieben und von dort in den Lesesaal bestel-
len. Das „Zeugenschrifttum“, also Aussagen von Zeitzeugen v.a. für die NS-Zeit, 
liegt sogar in digitalisierter Form vor und kann als pdf-Datei jederzeit über die 
Datenbank online abgerufen werden.

Auch die ZDN des Bundesarchivs wurde präsentiert (http://www.nachlass-
datenbank.de/index.php?sid=155a97e04f71a938491e8). Sie ist mit über 28.000 
Nachlässen und 1.087 erfassten nachlassverwahrenden Einrichtungen die zur Zeit 
größte Online-Datenbank zum Nachweis deutschsprachiger Nachlässe.

Im Anschluss wurde mit einem Vortrag über KOOP-LITERA von Dr. Cornelia 
Jahn, Staatsbibliothek München, ein Beispiel dafür gegeben, wie Sammeln im 
Verbund konkret ablaufen könnte. KOOP-LITERA ist ein Netzwerk von deut-
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schen, österreichischen, schweizerischen und luxemburgischen Institutionen, 
die sich mit Nachlässen und Autographen beschäftigen. Dieses Netzwerk hat sich 
das Ziel gesetzt, die Arbeit mit Nachlässen durch Koordination, Zusammenar-
beit und Absprache zu verbessern. Durch regelmäßige Tagungen und Versamm-
lungen werden aktuelle Probleme und Themen besprochen. Mitglieder sind u. a. 
die Deutsche, die Österreichische und die Schweizerische Nationalbibliothek.

Auch der nachfolgende Vortrag von Dr. Wilhelm Füßl, Leiter des Archivs des 
Deutschen Museums, beschäftigte sich mit „Sammeln im Verbund“. Dr. Füßl stell-
te als besonders wichtiges Kriterium für eine funktionierende Koordination von 
zusammenarbeitenden Archiven heraus, dass sich diese einen thematischen Sam-
melschwerpunkt geben sollen. Dieser muss in Absprache mit den anderen Insti-
tutionen gefunden werden und soll dazu beitragen, dass Konkurrenzsituationen 
vermieden werden. Letztlich soll bei der Erwerbung von Archivgut zusammenge-
arbeitet werden, wodurch Ressourcen geschont würden.

Als Beispiel diente der Arbeitskreis Archive der Leibniz-Gemeinschaft. In die-
sem sind u. a. die Archive des Deutschen Bergbaumuseums, des Deutschen Muse-
ums, des IfZ und der Deutschen Zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften 
in Hamburg vertreten. Jedes dieser Archive hat einen ausgeprägten thematischen 
Sammlungsschwerpunkt und verfügt über beträchtliche Fachkenntnisse in sei-
nem Bereich, welche durch ihre Forschungstätigkeiten noch erweitert werden. So 
konnte sich jede dieser Institutionen zu einer national bedeutenden Einrichtung 
entwickeln, die über herausragende Bestände verfügt.

National angewandt könnte dieses Konzept nicht nur zu einer Spezialisierung 
der Institutionen, sondern auch zu einem einheitlichen Netzwerk zum Nachweis 
vorhandener Bestände führen. Für die wissenschaftliche Forschung wäre dies 
eine erhebliche Erleichterung.

In der abschließenden Diskussion wurden noch die Vorteile einer gemein-
samen Sammelpolitik erörtert. Nicht nur der finanzielle Aspekt spielte dabei eine 
Rolle, sondern auch die Chance, Konkurrenzsituationen vermeiden zu können. 
Dafür allerdings darf es nicht nur bei Gesprächen bleiben, sondern es muss ein 
Wille zur Kooperation vorhanden sein. Wie diese Kooperation genau gestaltet 
werden könnte, blieb noch offen.

Durch dieses erste Expertengespräch über Nachlässe wurde allen Anwesenden 
klar, wie wichtig es ist, einen Meinungs-und Erfahrungsaustausch zu verstetigen. 
Hierin waren sich die Teilnehmer der Expertenrunde einig. Das Thema wurde 
mittlerweile in der Archivreferentenkonferenz des Bundes und der Länder (ARK) 
durch die teilnehmenden Leiter der Landesarchive und den Präsidenten des 
Bundesarchivs zur Sprache gebracht und positiv aufgenommen. Auch der Vorsit-
zende des Verbandes deutscher Archivarinnen und Archivare (VdA) wurde über 
das Expertengespräch informiert. Es ist zu hoffen, dass auf diese Weise ein regel-
mäßiger Austausch angestoßen wird.

Christian Fries
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The attack on the Israeli men‘s team during the 1972 Munich Olympics caught the 
Federal Republic of Germany completely unprepared; improvised crisis manage-
ment measures did not prevent the catastrophic outcome of the hostage taking, 
which resulted in 17 casualties and many wounded. In her article, Eva Oberlos-
kamp pursues the question to what extent the shock of the Munich Massacre 
launched learning processes in the Federal Republic. She shows that short-term 
political reactions partially reverted to previous experiences and patterns of behav- 
iour – for instance a more restrictive policy towards foreigners and the readiness 
to release the attackers. In the long term, however, the Munich Massacre initiated 
a search for new possibilities to avert terrorist threats. An important consequence 
was the foundation of special police units such as the GSG 9 and the SEKs. Addi-
tionally the attack was an essential cause for increasing West German endeavours 
towards international cooperation regarding the fight against terrorism.
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that Hitler was the only statesman doing something against Communism. His 
utterances were in no way spontaneous or thoughtless, as some of his interlocutors 
suspected. Rather they expressed his hope that the new government in Germany 
could be won as an ally against the Communist threat and the alleged accompany-
ing moral decline. Even though the period of rapprochement towards Germany, 
which the Pope initiated after the Reichstag fire, only lasted for a few weeks and 
even though Pius XI noticeably moved away from his rather benevolent view of 
German politics since late April 1933, this phase was certainly important for the 
relationship between church and state during the “Third Reich”. During this 
time, essential decisions were made, including the commencement of negoti
ations about the Reich Concordat. The article examines the motives on which 
the papal view of Germany was based, and in particular investigates the question 
which domestic and foreign policy aims it was connected with. It discusses the 
reasons why papal policy was once again revised as of May 1933. Finally it provides 
a perspective on the later years of the Nazi regime and discusses whether and to 
what extent anti-communist motives influenced papal policy even after 1933.
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Why did both the German Military Commander in France and the French 
Government in Vichy publish anti-Jewish decrees almost simultaneously in 
autumn 1940? Which influences affected both sides? Did each side act indepen-
dently from one another? A review of the available sources shows, that the German 
military administration had not initially envisaged special treatment of the Jewish 
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population and that its first measures did not proceed without hesitation. In the 
unoccupied area, French government officials were pursuing their own plans of 
antisemitic legislation in the summer of 1940. The announcement of German 
steps was more of an obstacle than an advantage to these efforts. Ultimately these 
different initiatives led to an acceleration of the measures against Jews throughout 
the whole of France.

Stephan Lehnstaedt, The German Labour Administration in the General 
Government and the Jews
The German Labour Administration in the General Government of Poland was 
also responsible for Jewish labour between the summer of 1940 and mid-1942. 
It established a system of registration, placement and remuneration of the Jews, 
which – after certain initial difficulties – came into universal use. The Labour 
Offices favoured “voluntary” employment, which specifically took advantage of 
the desperate situation that the ghettoised Jews found themselves in. Simulta
neously forced labour was dismissed as its economic benefit seemed too minimal. 
For this reason, 80 to 90 percent of the working Jewish population were working 
voluntarily and for remuneration (in cash or foodstuffs) from the turn of the year 
1940/41 to mid-1942. Wages were however neither adequate nor sufficient. Even 
so their manpower was preserved to a certain degree and, most importantly, their 
exploitation was total. The German Labour Administration proved to be a sort of 
“agent” of the Jewish labourers inherent to the system, which, while not protecting 
their rights, still offered preservation out of self-interest. For the National Socialist 
war economy, this form of exploitation of the Jews was the most efficient method. 
In the summer of 1942, however, the primacy of ideology over economic consider
ations asserted itself, as the extermination of the Polish Jews began despite their 
extensive and useful labour.

Dieter Neitzert, The German Foreign Office between Versailles and Rapallo. 
The Retrospective Account of State Secretary von Simson
In his recently discovered memoirs written shortly before his death in 1941, Ernst 
von Simson reports about his activities as head of the legal department and as 
State Secretary for economic issues in the German Foreign Office between 1918 
and 1922. He speaks about the international tensions, which mostly resulted from 
the Treaty of Versailles, and his opposition to the extradition of German officers. 
It was his duty to sign the ratification of the Treaty of Versailles as the German 
representative. His memories of the conferences in Spa in 1920 and in London 
in 1921 illustrate the cold atmosphere of the first post-war negotiations and end 
in a detailed description of the economic conference in Geneva in 1922. In this 
context von Simson avows his personal role in the conclusion of the German-
Russian Treaty of Rapallo, which he still saw as positive almost twenty years after 
its signing.
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